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Editorial

Zu viel Zivilgesellschaft?

Soziale Arbeit und bürgerschaftliches

Engagement

Mit der Enquete-Kommission „Zukunft des
Bürgerschaftlichen Engagements“ des Deut-
schen Bundestags hat hierzulande eine engage-
mentpolitische Debatte Fahrt aufgenommen1,
die nahezu alle gesellschaftlichen Bereiche be-
rührt und von Vertreterinnen und Vertretern
aller drei Sektoren – Staat, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft – vorangetrieben wird. Ent-
sprechend hoch, jedoch nicht immer unumstrit-
ten sind mittlerweile die Erwartungen, die an
die Zivilgesellschaft und das freiwillige, nicht
auf materiellen Gewinn ausgerichtete, gemein-
wohlorientierte, im öffentlichen Raum statt-
findende und in der Regel kooperativ ausge-
übte Engagement (Enquete-Kommission 2002:
86) gerichtet werden: Bürgerschaftliches En-
gagement ist, so die Erwartungen, unverzicht-
bar für den Zusammenhalt der Gesellschaft,
ist in seinen politischen Dimensionen gelebte
Demokratie und eröffnet Wege zur gesellschaft-
lichen Teilhabe. Nicht zuletzt spielt bürger-
schaftliches Engagement im Sozial- und Wohl-
fahrtsstaat, hier vor allem in der traditionellen
Form des Ehrenamtes – etwa in Mitgliederver-
bänden und Einrichtungen – und mit steigen-
der Bedeutung  in der Koproduktion sozialer
Leistungen von Zivilgesellschaft, Staat und
Wirtschaft eine zentrale Rolle in der Dimensi-
on selbstbestimmter, freiwillig erbrachter Tä-
tigkeit. Unterstellt wird bürgerschaftlichem
Engagement ein positiver Einfluss auf die Qua-
lität sozialer Dienstleistungen und eine ergän-
zende Funktion zur professionellen sozialen
Arbeit, die aber zugleich kritisch beobachtet
und hinterfragt wird als Instrumentalisierung
bürgerschaftlichen Engagements als kostenloser
Dienstleistung durch einen auf dem Rückzug
befindlichen Sozialstaat sowie durch Kosten
sparende Unternehmen und Organisationen, die
im Feld der Sozialen Arbeit tätig sind.

An der engagementpolitischen Debatte um
Soziale Arbeit setzt das Themenheft an. Es

fragt im Wesentlichen danach, ob die eingangs
skizzierten Erwartungen nicht vielleicht zu hoch
gesteckt sind. Zum einen geht es demnach
darum, was bürgerschaftliches Engagement in
der Sozialen Arbeit leisten kann. Zum ande-
ren dreht sich eine zentrale Kontroverse der
Diskussion zwischen Staat (bzw. Kommunen;
zu Differenzierung s.u.), Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft darum, was bürgerschaftliches
Engagement in der Sozialen Arbeit leisten soll.
Insofern stellt die Einbindung bürgerschaftli-
chen Engagements in Konzeption und Umset-
zung Sozialer Arbeit einen grundlegenden As-
pekt des Diskurses dar, wie wir uns die Zu-
kunft unserer Gesellschaft vorstellen.

Als sich das Forschungsjournal vor vier Jah-
ren unter dem Titel „Bürgergesellschaft –
Wunsch und Wirklichkeit“ (2/2007) dem
seinerzeit aktuellen Stand der engagementpo-
litischen Diskussion widmete, konstatierte
Warnfried Dettling (2007) eine Marginalisie-
rung der Bürgergesellschaft durch die mangeln-
de politische Positionierung ihrer Protagonis-
ten sowie durch die Abschottung des Dritten
Sektors, der mit internen Umstrukturierungs-
prozessen und der Trennung von Geschäfts-
und Engagementbereichen beschäftigt war. Die
Zukunft der Bürgergesellschaft erfordere ein
verändertes Selbstverständnis aller drei Sekto-
ren: eine intelligente, ermöglichende Staatlich-
keit, die Anerkennung der Eigenlogik der Bür-
gergesellschaft durch den Markt sowie selbst-
bewusste, „starke“ Bürgerinnen und Bürger,
die zur Eigenverantwortung fähig sind.

Das vorliegende Themenheft knüpft an diese
engagementpolitische Debatte mit der Schwer-
punktsetzung „Zu viel Zivilgesellschaft? – So-
ziale Arbeit und Bürgerschaftliches Engage-
ment“ an und versucht aus dieser Perspektive
sowie unter zugespitzten Rahmenbedingungen
staatlicher Engagementpolitik ein „Update“.

Die Koproduktion sozialer Dienste: Der
Welfare-Mix
Soziale Leistungen – sichtbar etwa im Pflege-
bereich – werden im Zuge der Mittelkürzun-
gen zurückgefahren. Vor dem Hintergrund ei-



4 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

Editorial

ner anhaltend und derzeit zugespitzt krisen-
haften Großwetterlage in Finanz- und Wirt-
schaftswelt ist absehbar, dass sich diese Ent-
wicklung verschärfen wird. Dies führt zu der
Frage, welche Rahmenbedingungen notwendig
sind, um solche Aufgaben in gesamtgesellschaft-
licher Koproduktion bewältigen zu können2.
Im Mittelpunkt der Diskussion um einen sol-
chen Welfare-Mix steht die Frage, wie bürger-
schaftliches Engagement als Teil dieser Kopro-
duktion verstanden werden soll und aktiviert
bzw. angereizt werden kann. Dabei sollten in-
strumentelle Zugriffe auf das Engagement sei-
tens von Einrichtungen und Organisationen
kritisch betrachtet und der „Eigensinn“ des
Engagements gewahrt werden. Die deutsche
Diskussion zum Welfare-Mix3 ist von der Erb-
last geprägt, die Leistungsbeteiligung der Bür-
gergesellschaft zu Lasten ihrer diskursiven Be-
teiligung zu betonen. Denn der wichtigste
Anreiz für bürgerschaftliches Engagement im
Rahmen der Koproduktion sozialer Leistungen
ist die Möglichkeit zur partizipationsoffenen
Gestaltung unter Einbringung der Anliegen und
Interessen der Engagierten unter Wahrung und
Entwicklung fachlicher Standards. Es gilt hier
der Grundsatz: Wer leistet und gestaltet, soll-
te auch an Entscheidungsprozessen teilhaben
können. Demnach sind zuvorderst die Institu-
tionen und Organisationen, die Soziale Arbeit
(im weitesten Sinn) leisten, gefragt, sich für
das Engagement von Bürgerinnen und Bürger
und insbesondere von Bewohnerinnen und
Bewohnern des Umfelds, in das sie eingebet-
tet sind, zu öffnen und ihnen Gestaltungs- und
Entscheidungsspielräume zu schaffen. Am Bei-
spiel der Schule zeigt Adalbert Evers4 auf, wie
sich eine staatliche Angebotseinrichtung allmäh-
lich in ein soziales Unternehmen (als „hybride
Organisation“) wandelt, das in einem gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen
Kräftefeld agiert: Schulen erhalten mittlerweile
Budgets, mit denen sie selbst haushalten müs-
sen, ein Teil öffentlicher Fördermittel ist an
Modellprojekte gebunden, für die sie sich be-
werben können, und die Einwerbung privater
Mittel gewinnt ebenfalls an Bedeutung. Immer

mehr Schulen bringen Kooperationsprojekte
mit Sport- und Kulturvereinen oder mit Ein-
richtungen der Jugendhilfe auf den Weg, eh-
renamtlich Engagierte ergänzen mit ihrem
Wissen und ihren Erfahrungen den Unterricht.
Die Engagementquote von Eltern ist nicht
zuletzt deshalb so hoch, weil sie ihre Kinder
in Beiräten, Fördervereinen oder bei der Ge-
staltung des Schulhofs unterstützen.

Für die Wohlfahrtsverbände etwa ist die Ein-
bindung des Engagements in die Profile ihrer
Einrichtungen einerseits, ihrer verbandlichen
Entscheidungsorgane andererseits das Argu-
ment für eine Selbstbeschreibung als zivilge-
sellschaftliche Akteure. Zugleich sind sie über
das Subsidiaritätsprinzip eingebunden in die
sozialstaatliche Leistungserbringung und aus
ökonomischer Perspektive (dazu Holger Krim-
mer und Jana Priemer in diesem Heft) sind sie
die größten Arbeitgeber Deutschlands. Als
Organisationen des „Dritten Sektors“5 sind sie
hybride Organisationen. Es kommt dann vor
allem darauf an, welche Ausprägung und Stär-
ke zivilgesellschaftliche Handlungslogiken in-
nerhalb des Organisationsgefüges der Wohl-
fahrtsverbände und ihrer Einrichtungen gegen-
über wirtschaftlicher oder sozialstaatlicher
Handlungslogik gewinnen. Dies ist für die
Weiterentwicklung eines Welfare-Mix eine zen-
trale Frage. Es macht eben einen Unterschied,
ob Instrumente der Engagementförderung wie
die sog. „Übungsleiterpauschale“ in Kombina-
tion mit einem 400 Euro-Job Arbeitssuchen-
den (!) als „legales Steuersparmodell“ angebo-
ten werden und damit die Situation wachsen-
der Anteile prekärer Arbeit in den sozialen
Diensten fortgeschrieben wird (dazu siehe den
Beitrag von Bernhard Jirku in diesem Heft),
oder ob man diese Instrumente in Verbund mit
anderen Maßnahmen zur Stärkung der Frei-
willigenkultur und -praxis einer Einrichtung
nutzt.6

Die Wohlfahrtsverbände sind freilich vor
allem durch den Wandel der gesetzlichen Rah-
menbedingungen seit Jahren genötigt, ihre
Angebote v.a. unter dem Aspekt der Kosten-
günstigkeit zu entwickeln. Durch gewandelte



| 5

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

Editorial

staatliche Vorgaben geraten sie in ein wachsen-
des Spannungsverhältnis zu den eigenen An-
sprüchen, nach denen sie sich als zivilgesell-
schaftliche Akteure verstehen. Vor diesem Hin-
tergrund bedarf es einer grundlegenden De-
batte darüber, wie die künftige gesetzliche
Rahmung sozialer Leistungserbringung ausse-
hen soll: Soll sie, was die derzeit wahrschein-
lichste Variante darstellt, weiterhin v.a. unter
dem Gesichtspunkt kostengünstigster Leis-
tungserbringung als reines Marktprodukt ver-
standen werden (das ist auch die aus der Euro-
päischen Union ständig verstärkte Perspekti-
ve), oder soll unter dem Gesichtspunkt einer
wachsenden Einbindung des bürgerschaftlichen
Engagements in die soziale Leistungserbringung
der Eigensinn des Engagements eine größere
Rolle spielen? Vor diesem Hintergrund wäre
die derzeit erneut aufgenommene Diskussion
über Sozialunternehmen im Sinne eines hybri-
den Arrangements von Handlungslogiken, das
einer zivilgesellschaftlichen Handlungslogik
eher förderlich ist, zu vertiefen. Soziale Arbeit
dürfte künftig immer mehr von einem Res-
sourcen-Mix aus Staat, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft geprägt sein – es kommt dann v.a.
darauf an, dass die zivilgesellschaftlichen Res-
sourcen ihren Spielraum und Eigensinn behaup-
ten und dass dafür förderliche gesetzliche Rah-
mungen für Wohlfahrtsverbände als Sozialun-
ternehmen entwickelt werden. Eine derartige
Diskussion des Konzepts der Sozialunterneh-
men mit der zugehörigen Komplexität redu-
ziert sich dann natürlich nicht, wie es in Tei-
len der aktuell gehypten einschlägigen Diskus-
sion der Fall ist, auf Fragen kreativer Unter-
nehmenspersönlichkeiten im Feld des Sozialen.

Engagement als Motor für Integration,
Inklusion und Teilhabe?
Teilhabe ermöglichen, Integration und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt fördern: Diese Er-
wartung an das bürgerschaftliche Engagement
wird in der Fachöffentlichkeit weithin geteilt.
Damit ist auch die Vorstellung verbunden,
bisher engagementferne Menschen zu gewin-
nen und für sie passgenaue Möglichkeiten zur

Beteiligung und zur Mitgestaltung eines plu-
ralen, demokratischen Gemeinwesens zu schaf-
fen. Integrationschancen sollen dabei auf un-
terschiedlichen Ebenen liegen. Eine wichtige
Dimension besteht darin, dass sich über das
Engagement Gelegenheiten für das Knüpfen
sozialer Beziehungen und für Interaktionen
zwischen Menschen unterschiedlicher kulturel-
ler Herkunft, aber auch aus verschiedenen ge-
sellschaftlichen Schichten und Milieus ergeben
sollen. Jemand, der sich engagiert und Verant-
wortung für andere übernimmt, fühlt sich an-
erkannt, zugehörig und eingebettet in einen
größeren Zusammenhang. Durch Engagement
bieten sich zudem Anstöße und Gelegenhei-
ten, um Wissen und Kompetenzen zu erwer-
ben, was positive Auswirkungen auch auf Aus-
bildung und berufliche Positionierung haben
kann. Bei näherer Betrachtung zeigt sich
allerdings, dass die genannten Integrationschan-
cen zwar real bestehen, aber auch vorausset-
zungsreich sind.

Die Ergebnisse des Freiwilligensurveys (Gen-
sicke/Geiss 2010) weisen in der nun dritten
Befragungswelle erneut darauf hin, dass Bil-
dungsstatus, sozioökonomische Faktoren und
Engagementbeteiligung eng zusammenhängen:
Angehörige der Mittelschicht, vor allem die
Erwerbstätigen unter ihnen, engagieren sich
überproportional - Menschen also, die ohnehin
sozial gut integriert sind. Dies gilt vor allem
für das in organisierten Strukturen stattfindende
Engagement. Einkommensschwächere Men-
schen mit niedrigen Bildungsabschlüssen parti-
zipieren hingegen vergleichsweise wenig an
dieser öffentlich sichtbaren, organisierten Form
des Engagements. 7

Gleichzeitig hat sich die professionelle För-
derung und Begleitung des bürgerschaftlichen
Engagements zu einem innovativen Handlungs-
feld in der Sozialen Arbeit entwickelt. Zu-
gangschancen zum Engagement auch für sozi-
al Benachteiligte zu verbessern, sie gezielt an-
zusprechen und zu beraten, passende Einsatz-
möglichkeiten zu entwickeln und Öffnungs-
prozesse in Organisationen anzustoßen, sind
hier wichtige Anliegen. Zahlreiche Förderpro-
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gramme des Bundes, der Länder, aber auch
von Stiftungen haben sich in den vergangenen
Jahren mit je unterschiedlichen Akzentsetzun-
gen dieser Aufgabe zugewendet. Entstanden
sind unter anderem Freiwilligendienst-Angebo-
te für benachteiligte Jugendliche, Qualifizie-
rungsprojekte für Migrantenorganisationen und
Mentoren-Netzwerke.

Ein solcher Ansatz von Freiwilligenmanage-
ment, der dem „Mittelschichts-Bias“ des Enga-
gements entgegenwirken möchte, ist gut ge-
meint, gerät oft jedoch an seine Grenzen. Un-
beabsichtigte Ausgrenzungsprozesse, die auf
kulturelle Unterschiede in Habitus oder Dis-
kussionskultur, aber auch auf ungleich verteil-
ten Ressourcen zurückgehen, werden hier wirk-
sam. Sie lassen sich mit herkömmlichen Instru-
menten des Freiwilligenmanagements nur
schwer überwinden. Chantal Munsch legt ge-
nau an dieser Stelle den Finger in die Wunde
und analysiert unter anderem mit diversitäts-
theoretischen und ethnographischen Zugängen
den Zusammenhang zwischen sozialer Benach-
teiligung und Ausgrenzungsprozessen im En-
gagementkontext. Ob das Erklärungsmuster
stärker in der Dominanzkultur der Mehrheits-
gesellschaft oder in struktureller sozialer Un-
gleichheit zu verorten ist: Das Grundverständ-
nis, wie Ausgrenzung und Engagement zusam-
menhängen, muss Auswirkungen haben auf die
Vorgehensweise und die Methoden der Sozia-
len Arbeit, die bürgerschaftliches Engagement
von Benachteiligten unterstützen und aktivie-
ren will.

Mit Blick auf die Integration von Menschen
mit Migrationshintergrund gerät ein weiteres
Hindernis in den Blick. Engagement, jedenfalls
in seinen öffentlich wahrgenommenen und sta-
tistisch vermessenen Form, findet überwiegend
in den Organisationsstrukturen, in den Verbän-
den, Vereinen und Projekten der Mehrheitsge-
sellschaft statt. Überdies handelt es sich viel-
fach um ein Engagement für Migrantinnen und
Migranten, im Sinne der Beratung und Betreu-
ung durch Angehörige der Mehrheitsgesell-
schaft. Die im informellen Bereich von Fami-
lie, Nachbarschaft oder ethnischer Communi-

ty auffindbaren Formen von Engagement und
Solidarität werden demgegenüber wenig be-
merkt und kaum öffentlich anerkannt. Das
Engagement in eigenethnischen Migrantenselb-
storganisationen ist lange Zeit sogar im Zu-
sammenhang mit Abschottungstendenzen und
Parallelgesellschaften diskutiert worden. Die-
ser Blick hat sich in den letzten Jahren deut-
lich geweitet, inzwischen wird der Selbstorga-
nisation von Migrantinnen und Migranten mehr
Wertschätzung entgegengebracht. Das gravie-
rende Problem des Ungleichgewichts bleibt
jedoch bestehen. Migrantenorganisationen ver-
fügen höchst selten über eine den Organisatio-
nen der Mehrheitsgesellschaft, zumal den Frei-
en Trägern in der Sozialen Arbeit, vergleich-
bare Ausstattung, Finanzierung oder Professi-
onalisierung. Die Freien Träger arbeiten im
Rahmen ihrer interkulturellen Öffnung zwar
zunehmend mit Migrantenorganisationen zu-
sammen, etwa um einen guten Zugang zu
Migrantinnen und Migranten und somit zu
ihrer Zielgruppe im Handlungsfeld Migrati-
on/Integration zu bekommen. Marion Bradl
und Torsten Groß zeigen am Beispiel der En-
gagementförderung jedoch, dass diese Heran-
gehensweise paternalistische Züge trägt, wenn
sie nicht mit einer gleichberechtigten Teilhabe
und einer Wechselseitigkeit bei der Gestaltung
von Integrationsprozessen einhergeht. Sie be-
tonen die aktive Rolle von Migrantenorganisa-
tionen.8 Um diese auszufüllen, müssen finan-
zielle Mittel und Informationen bereitgestellt
und Kompetenzen transferiert werden. Als
Beispiel guter Praxis stellen die Autoren das
bayerische Kooperationsprojekt „gemeinsam
engagiert“ vor, das von der Arbeitsgemeinschaft
der Ausländer-, Migranten- und Integrations-
beiräte Bayerns (AGABY) und dem Landes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement Bay-
ern (LBE) durchgeführt wird.

Bildung und Kompetenzerwerb im
Engagement
Das Potential des freiwilligen Engagements,
Lernort und Bildungsressource zu sein und
damit Integrationschancen zu verbessern, ge-
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hört zu den wichtigen Aufmerksamkeitsfel-
dern in der Fachdebatte. In der Tat bietet
das Engagement vielfältige Gelegenheiten für
informelles Lernen, für den Erwerb bzw. für
die Weiterentwicklung von auch am Arbeits-
markt nachgefragten Schlüsselkompetenzen
wie Teamfähigkeit, Selbständigkeit, Organi-
sationsfähigkeit, Kreativität, Kommunikations-
und Konfliktfähigkeit. Viele Engagierte erwer-
ben außerdem im Rahmen von Qualifizie-
rungsangeboten spezielle Fachkenntnisse, die
sie für ihr Einsatzfeld benötigen, etwa in der
Pflege, der Telefonseelsorge oder bei Bildungs-
patenschaften.

Gerade die Möglichkeit, Kompetenzen und
Fachwissen zu erwerben, stellt eine entschei-
dende Engagementmotivation dar. Dies gilt
vor allem für jüngere Menschen (vgl. Gensi-
cke/Geiss 2010). Der Beitrag von Wiebken
Düx in diesem Heft fasst Forschungsergeb-
nisse zum Bildungspotential des Engagements
im Jugendalter zusammen und skizziert die
zentralen Herausforderungen für die Jugend-
verbände und für die klassische außerschuli-
sche Jugendarbeit. Dazu gehören die Zunah-
me unterschiedlicher jugendlicher Milieus und
Subkulturen, die zeitliche Verdichtung im
formalen Bildungssystem und die Konkurrenz
mit kommerziellen Angeboten. Die Jugend-
verbandarbeitsarbeit steht damit vor neuen
Problemen, die sie allein mit ihren traditio-
nell von Ehrenamtlichkeit geprägten Struktu-
ren nicht bewältigen kann. Sie ist zunehmend
auf fachlich-professionelles Handeln und auf
eine entsprechend finanziell abgesicherte In-
frastruktur angewiesen.

Dass Engagement so stark als Lernort wahr-
genommen wird, hängt nicht zuletzt mit ei-
nem bildungspolitischen Paradigmenwechsel
zusammen, der in den letzten Jahren vor al-
lem im europäischen Kontext Fahrt aufgenom-
men hat. Außerhalb von Bildungsinstitutio-
nen stattfindende Lernprozesse rücken zuneh-
mend in den Blick und werden als Teil des
sich in allen Alltagsbereichen vollziehenden
lebenslangen Lernens aufgewertet. Parallel
dazu hat sich eine breite Diskussion um die

Zertifizierung informell erworbener Kompe-
tenzen entwickelt, in deren Folge zahlreiche
Verfahren zur Kompetenzerfassung entstanden
sind. Diese Kompetenznachweise sind Teil der
Anerkennungskultur im bürgerschaftlichen
Engagement geworden und lassen sich für
Übergänge in Ausbildung oder Erwerbsarbeit
nutzen (Flachmeyer/Schulte-Hemming 2011).

Die Förderung von Engagement zur akti-
ven Unterstützung von Übergängen in Er-
werbsarbeit ist ein recht neuer Ansatz, der
zudem in der Fachdebatte nicht unumstritten
ist. Gerade Jugendliche mit niedrigen forma-
len Bildungsabschlüssen, die Probleme haben,
einen Ausbildungsplatz zu finden und den Ein-
stieg in die Berufsphase zu bewältigen, kön-
nen von den informellen Bildungschancen des
Engagements besonders profitieren. Hier Bar-
rieren zu beseitigen und Engagement zu för-
dern, etwa im Rahmen eines Freiwilligendiens-
tes, hat sich zu einem sozialpädagogischen
Tätigkeitsfeld mit einer gewissen Bedeutung
entwickelt. Zugleich werden in der Debatte
aber Bedenken geäußert, Jugendsozialarbeit
bzw. Jugendberufshilfe unzulässig mit Enga-
gement zu vermischen und als Ausfallbürge
für verfehlte Bildungs- und Beschäftigungs-
politik herhalten zu müssen. Vor allem die
Jugendverbände und die Träger der außerschu-
lischen Bildungsarbeit befürchten, den Eigen-
sinn und die Autonomie des jugendlichen
Engagements zu beschädigen und es für die
Bedarfe des Arbeitsmarktes zu instrumentali-
sieren. Kritik richtet sich im Übrigen auch
dagegen, mit der Zertifizierung und Standar-
disierung von Kompetenzen die offenen, selbst-
bestimmten, selbstorganisierten Bildungspro-
zesse in der außerschulischen Jugendarbeit
einzuschränken. Einig ist man sich in dieser
Debatte darüber, die kompetenzfördernde
Wirkung des Engagements nicht einseitig auf
Übergänge in Ausbildung und Beruf zu ver-
engen. Vielmehr sollte Bildung durch Enga-
gement in einer umfassenden Weise als Mög-
lichkeit für Teilhabe und Integration verstan-
den und bereits im Jugendalter entsprechend
gefördert werden.
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Bürgerschaftliches Engagement und
Erwerbsarbeit
Trotz berechtigter Vorbehalte gegenüber einer
Instrumentalisierung von Engagement etwa zur
Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit: Die
Realität der Arbeitswelt ist längst von einer
weiter zunehmenden Durchlässigkeit zwischen
den Bereichen Erwerbsarbeit und Engagement
geprägt. Dem Engagement wird dabei die Funk-
tion zugeschrieben, Brücken zu einem sich
verändernden Arbeitsmarkt zu schlagen, der
von der Erosion des Normalarbeitsverhältnis-
ses und der Zunahme atypischer, oft auch pre-
kärer Beschäftigung geprägt ist.
Interessant ist hier vor allem der Blick auf be-
stimmte biographische Phasen und Übergän-
ge, die sich aus stärker „Patchwork“-artigen
Lebensläufen ergeben. Der Eintritt in Ausbil-
dung und Beruf ist bereits angesprochen wor-
den; der berufliche Wiedereinstieg nach der
Familienphase oder nach einer Zeit der Erwerbs-
losigkeit sowie der Ausstieg aus der Erwerbs-
arbeit im Rentenalter markieren weitere bio-
graphische Übergänge. Aktuelle engagement-
politische Diskussionen kreisen um die positi-
ven Wechselwirkungen von Engagement und
Erwerbsarbeit (BBE 2008) und um die Frage,
wie auf dieser Grundlage die genannten bio-
graphischen Übergänge aktiv und optimal ge-
staltet werden können.

Diskutiert werden aber auch negative As-
pekte. Bis in die 1990er Jahre hatte die öffent-
liche Förderung des sozialen Arbeitsmarktes
eine Reihe positiver Begleiteffekte für den
Dritten Sektor. So haben sich durch Instru-
mente wie die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
(ABM) auch Impulse für Infrastrukturbildung
und Professionalisierung ergeben, unter ande-
rem bei Organisationen im soziokulturellen
Bereich. Mit dem Übergang zur aktivierenden
Arbeitsmarkpolitik des „Förderns und For-
derns“ im Zuge der Agenda-Politik haben sich
jedoch solche Effekte weitgehend ins Negati-
ve verkehrt und sind sogar neue Konkurren-
zen entstanden. Seit den Hartz-Reformen do-
minierten die sogenannten Arbeitsgelegenhei-
ten mit Mehraufwandsentschädigungen (MAE-

Maßnahmen oder „Ein-Euro-Jobs“), bei denen
wohl von einer Verdrängung freiwilligen Enga-
gements ausgegangen werden kann, auch wenn
dazu bisher keine empirisch fundierten For-
schungsergebnisse vorliegen. Nachgewiesen ist
hingegen die Verdrängung regulärer Beschäfti-
gung (vgl. Kettner/Rebien 2007). Ziel dieses
Instruments ist es vor allem, die Arbeitsbereit-
schaft der betroffenen Gruppe der Arbeitslo-
sen zu testen und ihre soziale Integration zu
fördern. Die Teilnahme ist verpflichtend, bei
Verweigerung drohen den MAE-Kräften Leis-
tungskürzungen. Das 2010 bundesweit einge-
führte, aber nur schleppend anlaufende Pro-
gramm „Bürgerarbeit“ unterscheidet sich von
den (aktuell von starken Kürzungen betroffe-
nen) MAE-Maßnahmen hinsichtlich der länge-
ren Laufzeit und der Ausgestaltung als sozial-
versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-
nis. Die Zielgruppe sind ebenfalls Langzeitar-
beitslose mit mehreren Vermittlungshemmnis-
sen, die zur Teilnahme verpflichtet werden.
Welche Konkurrenzen sich hier gegenüber dem
freiwilligen Engagement ergeben, sollte auf-
merksam beobachtet werden.9

Sicher ist jedoch – und hier ergeben sich
klare Züge zum Feld der sozialen Arbeit –,
dass solche arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
in eben jenen sozialen Einrichtungen umge-
setzt werden, die zugleich auch freiwillig En-
gagierte und Freiwilligendienstleistende einset-
zen und auf der Erwerbsarbeitsseite Beschäf-
tigte im gesamten Spektrum von Vollzeit über
Teilzeit bis hin zu Mini-Jobs. Dies bringt für
Organisationen im Dritten Sektor eine Reihe
von Widersprüchlichkeiten und ungelösten Pro-
blemen mit sich. So versteht sich ein Teil der
Organisationen, die Ein-Euro-Jobber oder Bür-
gerarbeiter beschäftigen und von Fördermit-
teln der Arbeitsverwaltungen profitieren,
zugleich als sozialpolitischer Akteure und als
Themenanwälte, die sich für eine Besserstel-
lung eben jener Gruppe von Menschen verste-
hen, die Transferleistungen beziehen und sozi-
al ausgegrenzt werden. Überdies kann es zu
einer Verdrängung von freiwillig Engagierten
kommen, zumal diese unabhängiger agieren,
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nicht wie Beschäftigte behandelt werden kön-
nen und keinen Weisungen unterliegen – und
damit auch als vergleichsweise unbequeme
Hilfskräfte bei der Erbringung sozialer Dienst-
leistungen gelten können.

In dieser Gemengelage ergibt sich ein wei-
teres bisher nicht befriedigend gelöstes Pro-
blem: die Zahlung von Aufwandentschädigun-
gen für Engagierte. Der kritische Blick gilt
hier vor allem den pauschalen Vergütungen,
die Ausgleichzahlungen für einen bestimmten
Zeitaufwand oder eine erbrachte Arbeitsleis-
tung darstellen. Sie ähneln damit Honoraren
oder geringfügiger Beschäftigung und stellen
in diesem Sinne eine gewisse Nähe zu Beschäf-
tigungsverhältnissen her. Organisationen des
Dritten Sektors werden sich künftig verstärkt
die Frage stellen müssen, wie sich die verschie-
denen Formen entgoltenen und unentgeltlichen
Engagements zueinander verhalten und welche
negativen Auswirkungen dieses Nebeneinander
auf Engagementmotivationen hat. Hier wird
es darum gehen müssen, den Kern von Enga-
gement als von Unentgeltlichkeit und Freiwil-
ligkeit geprägt zu bewahren. Zugleich gilt es,
gemeinwohlbezogene Tätigkeitsformen stärker
zu differenzieren – nicht, um sie im morali-
schen Sinne in gute ehrenamtliche und weni-
ger gute bezahlte Formen von Engagement zu
unterteilen, sondern um die Chancen und Risi-
ken für Individuen und Organisationen besser
abwägen zu können. Damit lässt sich auch der
Gefahr entgegen treten, das Engagement als
Lückenbüßer für (angeblich) nicht mehr finan-
zierbare öffentliche Aufgaben zu funktionali-
sieren.

Bernhard Jirku thematisiert einen weite-
ren Aspekt der Wechselwirkungen von En-
gagement und Erwerbsarbeit: die Arbeitsbe-
dingungen in der Sozialen Arbeit und das
Verhältnis von Haupt- und Ehrenamt. Er
spricht Prozesse der Dequalifizierung, De-
professionalisierung und Prekarisierung in
den Feldern der Sozialen Arbeit an, wie sie
in Folge der Ökonomisierung und Wettbe-
werbsorientierung und umfangreichen Kür-
zungen öffentlicher Mittel vor allem für das

Sozial- und Gesundheitswesen zu verzeich-
nen sind. Mehr Druck und Arbeitsverdich-
tung lasten auf den Beschäftigten, mit der
Konsequenz, dass auch die Qualität der So-
zialen Arbeit unter Druck gerät. Unter die-
sen Bedingungen kann das Nebeneinander
von Haupt- und Ehrenamt kaum gelingen.
Das Engagement findet sich in der Instru-
mentalisierungsfalle wieder. Eine Abgrenzung
zwischen freiwilligem Engagement und gu-
ter, existenzsichernder Arbeit findet nicht
im notwendigen Maße statt. Zudem werden
ungute Tendenzen einer Zwei-Klassen-Bil-
dung in der Sozialen Arbeit sichtbar:
einerseits die von freien Trägern ausgeführ-
te, staatlich (noch) finanzierte Soziale Ar-
beit, andererseits die von freiwillig Engagier-
ten übernommene Notversorgung von Armen
in wohltätigen Einrichtungen wie Suppen-
küchen, Tafeln und Kleiderkammern.10

Abgrenzungsfragen sind in der Tat ent-
scheidende Faktoren im Verhältnis von En-
gagement und Erwerbsarbeit und sind eine
Voraussetzung für bessere soziale Dienstleis-
tungen. Roß/Tries (2010) konstatieren, dass
die „Kernfrage des freiwilligen Engagements
im Kontext sozialer Einrichtungen (…) nicht
die Gewinnung der Freiwilligen, sondern die
Gewinnung der Hauptberuflichen“ ist. Für
die Hauptamtlichen bedeutet die Einbezie-
hung von Freiwilligen angesichts des hohen
Zeitdrucks, unter dem sie arbeiten müssen
(zusätzliche Planungs-, Dokumentations- und
Qualitätsmanagementaufgaben), angesichts
eines erhöhten Legitimitätsdrucks (Personal-
kosten in der sozialen Arbeit sind ein ver-
stärkt zu rechtfertigende Kostenfaktor) und
angesichts unsicherer, oft befristeter und
schlecht bezahlter Arbeitsplätze häufig einen
Zusatzaufwand.

Dass sich das mitunter spannungsbeladene
Verhältnis zwischen Haupt- und Ehrenamtli-
chen durch Gelegenheiten für Kommunikati-
on und Austausch verbessern lässt und Lei-
tung hier eine ermöglichende und Freiräume
schaffende Rolle einnehmen muss, dass es ei-
ner Anerkennungskultur nicht nur gegenüber
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Freiwilligen, sondern auch gegenüber den Pro-
fessionellen bedarf – dies sind in diesem Zusam-
menhang keine ganz neuen Erkenntnisse, die
dennoch vielerorts ihrer Berücksichtigung im
Rahmen des Freiwilligenmanagements harren.
Der Blick richtet sich hier auf die Bedarfe, Inte-
ressen, Fähigkeiten und Gefühlslagen der Haupt-
amtlichen auf der einen und der Ehrenamtli-
chen auf der anderen Seite. Interessant ist auch
eine Perspektive, die nach der Qualität sozialer
Dienstleistungen in Relation zum jeweiligen
Hilfe-Mix fragt. Wie kann also aus einer guten
und produktiven Zusammenarbeit zwischen
Haupt- und Ehrenamtlichen ein spezifischer
Nutzen für die Klientinnen und Klienten der
jeweiligen Dienstleistung erwachsen? Demnach
ist Freiwilligenmanagement vor allem dort sys-
tematisch erfolgreich, wo es sich auch auf Inno-
vationen, auf die Weiterentwicklung der Fach-
lichkeit im jeweiligen sozialen Handlungsfeld
bezieht. So haben sich für die Felder der Sozia-
len Arbeit vielfach Konzepte wie Sozialraum-
orientierung, Empowerment, flexible, ambulan-
te und individualisierte Hilfen und Fallmanage-
ment durchgesetzt und bestimmen das Handeln
der Fachkräfte in der sozialen Arbeit. Vor die-
sem Hintergrund ist die Einbeziehung von Frei-
willigen eine auch fachliche gebotene Öffnung
hin zum Gemeinwesen. Hierdurch lassen sich
Ressourcen des Umfeldes erschließen und mo-
bilisieren, Impulse aus dem Sozialraum aufneh-
men und innovative, maßgeschneiderte Lösun-
gen für die Klient/innen finden.

Freiwilligendienste
Der Wegfall des Zivildienstes ist zwar seit
langem erwartet worden, dennoch stellt er
die Verbände aktuell vor große Herausfor-
derungen. Hier geht es aktuell nicht nur
darum, ob die von Zivildienstleistenden ge-
währleisteten sozialen Dienstleistungen nun
durch mehr sozialversicherungpflichtig Be-
schäftigte, sondern auch durch mehr frei-
willig Engagierte und mehr Freiwilligen-
dienstleistende erledigt werden können. Der
neue Bundesfreiwilligendienst kann nur be-
dingt und nur teilweise den Zivildienst er-

setzen. Er ist, jedenfalls wenn man dem
Gesetzestext folgt, als Lerndienst angelegt,
in dem Bildungsangebote gemacht werden
und Kompetenzen erworben werden kön-
nen. Aus dieser Perspektive bedeutet das
auch, dass bestimmte Hilfsdienste (wie Haus-
meister, Fahrer, Pförtner, Küchenhilfe etc.),
die im Rahmen eines Pflichtdienstes  von
vielen jungen Männern ja durchaus akzep-
tiert worden sind, als Tätigkeitsprofile für
einen solchen Lerndienst nicht geeignet sind.
Auch ältere Menschen, die den Bundesfrei-
willigendienst nun ebenfalls absolvieren
können, dürften an anspruchsvolleren Tä-
tigkeitsprofilen interessiert sein. Insofern
bieten die aktuellen Entwicklungen der neu-
en Dienstform zahlreiche Ansatzpunkte für
weitere Diskussionen.

Andererseits bietet die Absicht des Bun-
desfamilienministeriums, Konzepte der poli-
tischen Bildung in den Bundesfreiwilligen-
dienst als Lerndienst systematisch zu integrie-
ren, auch eine Chance für neue Konzeptdis-
kussionen der pädagogischen Begleitung, in
denen die politische Dimension des bürger-
schaftlichen Engagements im Sinne einer „ci-
vic education“ stärker konturiert werden könn-
te. Dies erfordert allerdings als zwingende
Voraussetzung, dass die Tätigkeitsprofile im
Bundesfreiwilligendienst für die Teilnehmer-
innen und Teilnehmer Anknüpfungspunkte zur
Selbstwirksamkeitserfahrung und tatsächli-
chen Verantwortungsübernahme bereithalten
– und somit  entsprechend attraktive Freiwil-
ligendienstplätze, womit die Träger der Ju-
gendfreiwilligendienste schon lange Erfahrun-
gen haben.

Mit der Einführung des Bundesfreiwilligen-
dienstes, der im Vergleich zum bewährten Frei-
willigen Sozialen Jahr mit einer stärkeren staat-
l ichen Steuerung einhergeht,11 wächst
insgesamt die staatliche Einflussnahme auf die
Verbände. Damit beschleunigen sich
möglicherweise Prozesse, wie sie als Moderni-
sierung des korporatistischen Wohlfahrtsmo-
dells mit seiner privilegierten Stellung der
Wohlfahrtsverbände teilweise durchaus begrüßt
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werden. Von anderer Seite wird diese Entwick-
lung hingegen abgelehnt als Verstaatlichung
der Freiwilligendienste  und als Abkehr vom
bewährten Subsidaritätsprinzip, wie es die deut-
sche wohlfahrtstaatliche Tradition geprägt hat.
Wie diese Prozesse hinsichtlich der Weiterent-
wicklung der Freiwilligendienste schlussendlich
zu bewerten sind, lässt sich derzeit noch nicht
klar abschätzen. Fakt ist, dass mit der Einfüh-
rung des Bundesfreiwilligendienstes Bundesmit-
tel in erheblicher Höhe in den Freiwilligensek-
tor fließen und zu dessen Stärkung führen
können.

Die „bürgerorientierte Kommune“:
Stadtentwicklung und bürgerschaftliches
Engagement
Für die Partizipationsorientierung kommuna-
ler Planungs- und Entwicklungsprozesse spre-
chen zumindest drei gute Gründe (Rehling et
al. 2011: 274): Unserem Demokratieverständ-
nis und Grundgesetz folgend (Art. 28 Abs. 2)
ist die kommunale Selbstverwaltung die Auf-
gabe aller Bewohnerinnen und Bewohner ei-
nes Gemeinwesens, nicht alleine von Politik
und Verwaltung. Traditionell festgelegte Be-
teiligungsformen (Wahlen, Resonanz auf ver-
öffentliche Planungen, öffentliche Anhörun-
gen) lassen indes oftmals nur Reaktionen auf
bereits gefällte Entscheidungen zu. Zudem
wären bereits heute viele institutionell und
professionell erbrachte Dienstleistungen ohne
ergänzendes bürgerschaftliches Engagement
qualitativ schlechter oder gar nicht finanzier-
bar. Angesichts der – insbesondere im Zuge
des demographischen Wandels – in den nächs-
ten Jahren zu bewältigenden Probleme sind Ver-
waltungen, Stadt- bzw. Gemeinderäte sowie Or-
ganisationen der Wohlfahrt vor Ort auf Sach-
verstand, Kreativität und konkrete Leistungen
der Bewohnerinnen und Bewohner angewiesen.
Sie erleben Vorzüge und Schwächen ihrer Stadt
(ihres Dorfes) oder Quartiers täglich und ha-
ben oftmals sehr präzise Vorstellungen davon,
was erhaltenswert ist und was der Veränderung
bedarf. Kontroversen und Bedürfnisorientie-
rung sind hierbei nicht von Nachteil, sondern

tragen vielmehr zur Erweiterung der Perspek-
tiven bei. Und schließlich trägt die bewusste
Gestaltung der bürgerorientierten oder – in
einer verhalteneren Erwartungshaltung formu-
liert – kooperativen Kommune (vgl. Holtkamp
et al. 2006; Bogumil/Holtkamp 2010) wesent-
lich zu erhöhter Lebensqualität und Attrakti-
vität bei, Teilhabeoptionen beleben eine Kul-
tur des Miteinanders und stärken die Identifi-
kation der Bewohnerschaft mit „ihrem Ort“.
Unstrittig ist „Soziale Stadt“ ein zukunftswei-
sendes Programm der Bundesregierung, das
Aktivierung und Beteiligung von Bewohner-
innen und Bewohnern als integralen Bestand-
teil integrierter Stadtentwicklung versteht und
fördert. Offen ist allerdings oftmals, was un-
ter Partizipation vor Ort verstanden und wie
sie jeweils umgesetzt wird. Förderliche Fakto-
ren für eine erfolgreiche Umsetzung von Akti-
vierung und Beteiligung sind (vgl. Bock et al.
2007) der Ausbau niedrigschwelliger Angebo-
te und aufsuchender Arbeit, die Schaffung trag-
fähiger Organisationsstrukturen vor Ort, die
Berücksichtigung spezifischer regionaler bzw.
lokaler Kontextbedingungen, klare Verfahrens-
regeln, die Etablierung von Verfügungsfonds
bzw. Stadteilbudgets und nicht zuletzt die er-
forderliche Rückendeckung durch Politik und
Verwaltung.
Auch Elke Becker sieht Selbstorganisation
und aktive Beteiligung betroffener Akteure
als zentrales Anliegen einer interdisziplinä-
ren integrierten Stadtentwicklung. Sie zeigt
im Kontext „Soziale Stadt“, wie sich damit
Selbstverständnis, Rolle und Aufgaben von
Planerinnen und Planern verändern. Gleich-
wohl sind die Anforderungen an Beteiligung
oftmals sehr hoch gesetzt, was eine klare Ab-
grenzung der Aufgaben von Politik und Ver-
waltung einerseits und zivilgesellschaftlichen
Akteuren andererseits erfordert. Ein aus Sicht
ihrer Akteure vorzugsweise vermeidbarer In-
dikator dafür, dass „Soziale Stadt“ ein Er-
folgsmodell engagementpolitischer Program-
me darstellt, ist die beachtliche Mobilisie-
rung gegen die aktuellen massiven Kürzun-
gen im Programm. 12
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Engagementpolitik: Eine Herausforde-
rung für die Formentwicklung des Staates
und die zivilgesellschaftliche Kooperati-
onskultur
Engagementpolitik ist der Versuch, seitens der
Politik zur Entwicklung der Zivilgesellschaft
beizutragen. Seit der Bundestags-Enquete-Kom-
mission (2002) hat sich Engagementpolitik als
ein – allerdings fragiles – Politikfeld in Bund
und Ländern etabliert (Klein et al. 2010). Die
politische Entwicklung guter Rahmenbedingun-
gen des Engagements, so die naheliegende
Annahme der Enquete-Kommission, erfordere
die Mitwirkung zumindest der organisierten
Bürgergesellschaft und möglichst auch die par-
tizipative Einbindung der einzelnen Engagier-
ten. Die Idee der „solidarischen Bürgergesell-
schaft“ (vgl. Embacher/Lang 2008: 105ff) geht
davon aus, dass sich staatliches Handeln und
bürgerschaftliches Engagement nicht nur er-
gänzen, sondern aufeinander angewiesen sind:
Der Staat braucht die Impulse der Bürgerge-
sellschaft, die staatliches Handeln anregen,
gegebenenfalls korrigieren, in jedem Fall aber
legitimieren. Die Bürgergesellschaft braucht
einen ermöglichenden Staat, der Rahmenbe-
dingungen schafft, damit sich das gemeinsin-
nige Engagement von autonomen Bürgerinnen
und Bürgern entfalten kann. Wesentlich ist auch
die enge Verbindung von Engagement- und
Demokratiepolitik (Klein 2001; Embacher/
Lang 2008; Ziekow/Beck 2011)
In diesem Sinne hat die Bundesregierung
zunächst in enger Zusammenarbeit mit dem
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment (BBE) ein „Nationales Forum für Enga-
gement und Partizipation“ (NFEP) als Bera-
tungsplattform für eine nationale Engagement-
strategie eingerichtet. In den Jahren 2009 und
2010 hat das NFEP 450 Expertinnen und Ex-
perten in 16 Dialogforen und in Kongressen
zusammengebracht. Die Beratungsergebnisse
hat das BBE in 4 ausführlichen Dokumentati-
onen öffentlich gemacht (BBE 2009 und 2010a,
b und c).
Serge Embacher, der das NFEP 2010 für das
BBE geleitet hat, diagnostiziert in seinem Bei-

trag ein Scheitern dieser als Governance-Pro-
zess angelegten Beratungsplattform. Aktuelle
Engagementpolitik verfolgt nicht länger die
Förderung partizipativer Impulse im Rahmen
einer partnerschaftlichen Verständigung zwi-
schen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft.
Vielmehr konzentriert sie sich auf die Indienst-
nahme vermeintlich unpolitischer, ehrenamtli-
cher „Helfer“ für staatliche Zwecke und ori-
entiert sich vorwiegend an einer top down-
Prozesskontrolle. Der Kurswechsel im Umgang
des Bundesfamilienministeriums mit dem NFEP
und seinen Akteuren belegt dies.13

Damit werden die großen Fragen der Engage-
mentstrategie – etwa die Schaffung nachhalti-
ger Engagementinfrastrukturen unter Wegfall
des föderalismusrechtlichen Kooperationsverbo-
tes in der kommunalen und regionalen Enga-
gementförderung, eine notwendige Förderkom-
petenz des Bundes bei zeitintensiven Engage-
mentformen sowie die Vermeidung von Dop-
pelstrukturen im Feld der Freiwilligendienste
und das Aufgabenprofil des neu geschaffenen
Bundesamtes für zivilgesellschaftliche Aufga-
ben – aus einem auf Beteiligung ausgerichte-
ten Beratungsprozess ausgeklammert. Stattdes-
sen alleine auf die Stärkung überkommener
Korporatismusmuster (vgl. auch Sandberg in
diesem Heft) zu setzen, findet jedoch auch
seitens der Wohlfahrtsverbände keineswegs ein-
hellig Zustimmung. Die mit Blick auf den
Deutschen Olympischen Sportbund formulier-
te Einsicht, dass neben die Sportpolitik eine
Engagementpolitik des organisierten Sports
treten müsse und dass eine solche Engagement-
politik systematische Vernetzungsanstrengun-
gen mit anderen Akteuren erfordert (Braun
2011), kann mittlerweile bei einem Großteil
der Wohlfahrtsverbände durchaus als gesicher-
tes Wissen gelten: Die Sozialpolitik setzt im
Welfare-Mix zunehmend auf Engagement, aber
die Förderung des Engagements erfordert die
Einbindung einer Vielzahl, oftmals auch klei-
nerer Organisationen, eine enge Verbindung
von Engagement- und Demokratiepolitik so-
wie entsprechende Formate der Vernetzung und
Abstimmung. Erforderlich sind daher auch eine
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bereichsübergreifende Kooperation der Akteu-
re (Soziales, Sport, Kultur, Umwelt, Kommu-
nen etc.) sowie ein permanenter Austausch
zwischen Zivilgesellschaft, Staat und Wirt-
schaft. Damit sind große Herausforderungen
einer zivilgesellschaftlichen Kooperationskultur
und -praxis angesprochen.14

Die Entwicklung des engagementpoliti-
schen Feldes und seiner Institutionen ist eng
verbunden mit der Einsicht, dass nicht nur
die unterschiedlichen Bereiche der Bürger-
gesellschaft und deren organisierte Akteure
(Soziales, Sport, Umwelt, Kultur etc.), son-
dern auch die großen gesellschaftlichen Sek-
toren (Bürgergesellschaft, Staat, Wirtschaft)
gemeinsame Interessen, Themen und Anlie-
gen in der Engagementförderung und -rah-
mung haben. Diese Einsicht führt zu Fragen
einer zivilgesellschaftlichen Ordnungspolitik.
Diese kann das vorliegende Themenheft nur
an exemplarischen Beispielen behandeln.
Neben Fragen der Stiftungskultur und Stif-
tungspraxis greift das Themenheft die Fra-
ge der Transparenz im Non-Profit-Bereich
sowie die Thematik der Zivilgesellschaftsfor-
schung am Beispiel des Projekts „Zivilgesell-
schaft in Zahlen“ auf. Auch Berit Sandberg
kritisiert die Nationale Engagementstrategie,
genau genommen ihren Versuch der Quan-
goisierung15 des Stiftungswesens: Hierfür lie-
fert der Wortlaut der Nationalen Engage-
mentstrategie Indizien und verweist damit
auf eine Abkehr von der Idee einer partizi-
pativen Einbindung der organisierten Zivil-
gesellschaft. Anhand der von der Bundesre-
gierung formulierten Erwartungen an Funk-
tionen von Stiftungen und mit Bezug auf
den zu erwartenden Einfluss von Stiftungen
auf die Engagementpolitik werden Paralle-
len zu korporatistischen Arrangements zwi-
schen Staat und freien Trägern deutlich. An-
gesichts der demokratiepolitischen Problema-
tik einer Quangoisierung von Stiftungen wer-
den die Grenzen dieser „Strategie innerhalb
der Engagementstrategie“ deutlich: Sie de-
klassiert zivilgesellschaftliche Impulse inner-
halb und außerhalb des Stiftungswesens und

widerspricht einer Vorstellung von Staat als
einem Ermöglicher originär zivilgesellschaft-
licher Lösungen. Zudem privilegiert und in-
strumentalisiert er Stiftungen zugleich und
„spaltet“ damit die Stiftungslandschaft.

Einen verblüffenden Befund zum gegenwär-
tigen Wechselspiel von Staat, Drittem Sektor
und Zivilgesellschaft präsentieren Helmut K.
Anheier, Annelie Beller und Rabea Haß. Eine
aktuelle Studie zu Accountability und Trans-
parenz im Dritten Sektor in Deutschland zeigt,
dass sich in der Aufmerksamkeit, die deutschen
Non-Profit-Organisationen (NPO) entgegenge-
bracht wird, weder deren sozialpolitische noch
ihre wirtschaftliche Bedeutung widerspiegeln;
auch angesichts der Empörung in der media-
len Öffentlichkeit über Skandale und Fehlver-
halten: Die Anforderungen an sie in Bezug
auf Accountability und Transparenz bleiben
weit hinter denen an private und staatliche
Organisationen, aber auch hinter denen an NPO
in anderen Ländern zurück. Diese Anforderun-
gen begründen sich weniger auf die kritische
Aufmerksamkeit der zivilgesellschaftlichen
Öffentlichkeit als auf ein relativ stabiles staats-
und steuerzentriertes System, dem branchen-
spezifische Accountability- und Berichtspflich-
ten nachgeschaltet sind. Gleichwohl kann zum
gegenwärtigen Forschungsstand kein Transpa-
renz- und Accountability-Problem des Dritten
Sektors in Deutschland nachgewiesen werden.
Mit Blick auf engagementpolitischen Hand-
lungsbedarf bleibt jedoch abzuwarten, inwie-
weit dieses System auch zukünftig Veränderun-
gen infolge der zunehmenden Delegation staat-
licher Aufgaben an NPO („Neue Subsidiari-
tät“) und des postulierten Wandels eines staats-
zentrierten Accountability-Regimes hin zu aus-
geweiteten inter- und intrasektoralen Partner-
schaften („Governance-Hypothese“) genügen
wird.

Um die gesellschaftliche und ökonomische
Bedeutung des zivilgesellschaftlich organisier-
ten Dritten Sektors geht es in einem weiteren
Beitrag aus der Engagementforschung. Hol-
ger Krimmer und Jana Priemer stellen erste
Ergebnisse aus dem Projekt „Zivilgesellschaft
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in Zahlen“ vor. Sie kommen zu dem Schluss,
dass gegenüber dem Gewicht, das einer star-
ken Zivilgesellschaft im öffentlichen Diskurs
beigemessen wird, die empirische Datenlage
weit hinter dem Bedarf zurückbleibt. Das Pro-
jekt soll eine Lücke bei der datenbasierten
Vermessung und Beschreibung des Dritten Sek-
tors schließen. In einem ersten Schritt wurden
Daten aus dem vom Statistischen Bundesamt
geführten Unternehmensregister ausgewertet.
Auf dieser Grundlage lassen sich Aussagen über
den Zusammenhang von Organisationsgrößen,
Beschäftigtenzahlen und Tätigkeitsbereichen
und über die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
des Sektors treffen. Die Klassifikationsgrund-
lagen der Unternehmensdaten erlauben jedoch
nur einen eingeschränkten Blick auf die Zivil-
gesellschaft. Künftige Organisationserhebungen
müssen daher auch Aussagen zur sozialintegra-
tiven und demokratiepolitischen Bedeutung der
Zivilgesellschaft berücksichtigen.

In seiner Zwischenbilanz im Themenheft
„Bürgergesellschaft – Wunsch und Wirklich-
keit“ (2/2007) kam Adalbert Evers zu dem
Schluss, dass die von den an den Rand des
politischen Diskurses geratenen Protagonisten
der Bürgergesellschaft eingeforderte Wertschät-
zung und Einbeziehung durch Politik und
maßgebliche Träger sozialstaatlicher Instituti-
onen möglich sind, wenn die Entpolitisierung
des Diskurses durch eine Reduzierung der Bür-
gergesellschaft auf eine Wohltätigkeitsveranstal-
tung überwunden wird. Wo Bürgergesellschaft
einbezogen und gefordert werde, beginne hin-
gegen eine neue Runde der Auseinanderset-
zung, in der es darum gehe, „inwieweit deren
Horizonte und Praktiken auch die Kultur von
Politik, sozialen und kulturellen Einrichtungen
verändern können“ (Evers 2007: 54). Das For-
schungsjournal möchte mit diesem Themen-
schwerpunkt einen Beitrag leisten, diese Run-
de einzuläuten.

Das Heft wird eingeleitet durch eine Be-
standsaufnahme der Bewegungsforschung von
Dieter Rucht in unserer Rubrik „Aktuelle Ana-
lyse“. Das Forschungsjournal würdigt mit die-
sem Artikel sein langjähriges Beiratsmitglied.

Dieter Rucht beendet in diesem Jahr seine
berufliche Tätigkeit am Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung.

Ergänzend publiziert das Forschungsjour-
nal zwei weitere Schwerpunkte in Fortsetzung
bewährter Kooperationen.

Sonderschwerpunkt: Zwischen den
Wahlen: Strategien auf dem Prüfstand
Zum mittlerweile 6. Strategie-Workshop luden
im Mai 2011 Joachim Raschke, Elmar Wie-
sendahl und Ralf Tils von der Agentur für
Politische Strategie (APOS) und der Mither-
ausgeber des Forschungsjournals Thomas Leif.
Zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter aus
Politik, Wissenschaft und Medien diskutierten
über Strategieoptionen der fünf im Bundestag
vertretenen Parteien. Zugespitzt lassen sich die
Diskussionen wie folgt auf den Punkt brin-
gen:
• Die Union hat zwar in gewisser Weise eine

Strategie der Modernisierung, die aber an
den traditionellen Partei- und Wählermili-
eus scheitern könnte. Wählergewinne von
SPD und Grünen und eine Koalitionsfä-
higkeit mit diesen beiden Parteien orien-
tieren eine kleine Reformergruppe um die
Kanzlerin unter Loslösung von der inner-
parteilichen Meinungs- und Willensbil-
dung. Fakt ist aber: Die Unionsparteien
haben seit vielen Jahren bei Landtags- und
Bundestagswahlen kaum bis gar keine
Zugewinne zu verzeichnen. Daraus werden
derzeit aber keine erkennbaren Konsequen-
zen erkennbar, außer dass Angela Merkel
die Position der Bundeskanzlerin ohne er-
kennbare Konkurrenten behauptet.

• Die SPD hat sich von ihrem Wahldesaster
2009 noch nicht erholt. Auf Bundesebene
fehlt ihr immer noch ein glaubwürdiger
Kurs (mit einer erkennbaren Strategie), um
für die Wähler wieder interessant und wähl-
bar zu werden. Insbesondere fehlen über-
zeugende Antworten auf eine zunehmen-
de soziale Spaltung. Kurz gesagt: Erst wenn
der Glaubwürdigkeitsverlust aus den Re-
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gierungsjahren (vor allem mit der Agenda
2010) auch innerparteilich aufgearbeitet
und abschließend geklärt ist, kann die SPD
wieder zu sich kommen und Richtungsthe-
men entschlossen inhaltlich benennen und
polarisierend wie glaubwürdig vertreten.

• Die gegenwärtige Entwicklung der Grü-
nen mit ihren Wahlerfolgen (bis hin zum
ersten grünen Ministerpräsidenten in Ba-
den Württemberg) kann nur dann von
Dauer bleiben, wenn sie ihre Politikange-
bote und -positionen auch unabhängig von
Themenkonjunkturen, die ihnen in die
Hände spielen (Atomausstieg), glaubwür-
dig vertreten und vermitteln können. Eine
Politik des Ungefähren und „sich alle Ko-
alitionsoptionen offen halten wollen“ funk-
tioniert dabei auf Dauer nicht.

• Die Linke findet derzeit in den politischen
Debatten kaum statt. Ihr strategischer
Vorteil, sich im Vorfeld der Bundestagswahl
2009 als soziale Alternative zu einer iden-
titätslosen SPD zu präsentieren, funktio-
niert nicht mehr. Für eine einheitliche Par-
teistrategie sind die Gegensätze und Ver-
ankerungen in Ost und West noch zu stark
präsent, als dass sich daraus ein Gesamt-
bild zeichnen ließe. Hinzu kommt ein Füh-
rungsproblem.

• Ähnlich geht es der FDP. Der rapide Ab-
sturz der Partei ist mit der bisweilen biede-
ren Politik ihrer Bundesminister, aber vor
allem ihrer inhaltlichen Beschränktheit auf
steuerpolitische Fragen eng verbunden. Erst
wenn die Partei sich inhaltlich „breiter“
und glaubwürdiger aufstellt, könnte sie
gegebenenfalls wieder eine Kraft im bür-
gerlichen Lager werden, die Mehrheiten
mit der Union möglich machen könnte.
Derzeit ist dies aber aufgrund des Zustan-
des der Partei kaum zu erwarten.

Der Workshop wurde mit Unterstützung der
Hans Böckler Stiftung und der Berlin-Branden-
burgischen Akademie durchgeführt. Die Otto-
Brenner-Stiftung hat die Publikationskosten des
Forschungsjournals abgedeckt. Das Forschungs-
journal Soziale Bewegungen berichtet mit Ein-

zelbeiträgen von Joachim Raschke und Ralf
Tils, Elmar Wiesendahl, Matthias Machnig,
Hubert Kleinert, Reinhard Bütikofer, Richard
Meng, Hubert Kleinert, Dietmar Bartsch so-
wie von Jens König von den Debatten im
Workshop. Herausgeber und Redaktion dan-
ken den Veranstaltern, den Unterstützern und
nicht zuletzt den Autoren für ihre Kooperati-
on.

Pulsschlag-Schwerpunkt: Die Europäi-
sche Bürgergesellschaft
Im Pulsschlag-Schwerpunkt dokumentiert das
Forschungsjournal in guter Tradition Beiträ-
ge und Ergebnisse des Forums Bürgergesell-
schaft der Stiftung Bürger für Bürger auf
Schloss Diedersdorf. Das Forum beschäftigte
sich am 6./7. Mai 2011 anlässlich des derzeit
laufenden „Europäischen Jahres der Freiwilli-
gentätigkeit“ 2011 mit Perspektiven der Eu-
ropäischen Bürgergesellschaft. Thomas Olk
und Mirko Schwärzel geben einen Überblick
über Rahmen und Schwerpunkte der Diskus-
sion: An die Europäische Bürgergesellschaft
wird vermehrt die Erwartung adressiert, der
wachsenden Kluft zwischen den europäischen
Institutionen und Bürgern entgegenwirken
und bürgerschaftliche Beteiligung am Projekt
Europa herstellen zu können. Im Mittelpunkt
stand dabei zum einen die Frage nach dem
Beitrag der organisierten Zivilgesellschaft und
den „repräsentativen Verbänden“ im politi-
schen Entscheidungsprozess der Europäischen
Union und seiner Perspektive. Dirk Jarré be-
schreibt etablierte Akteure und Einflussstruk-
turen sowie die Möglichkeiten, die sich seit
dem Lissabon-Vertrag 2009 unter dem Schlag-
wort „partizipative Demokratie in Europa“
bieten: Das Instrument der Europäischen
Bürgerinitiative sowie die Erweiterungen des
zivilen Dialogs.
Zum anderen ging es um die Frage, wie man
der europäischen Idee jenseits der institutio-
nellen Einflusslogik ihre Überzeugungskraft
zurückgeben und ein „Europa der Bürger“ stär-
ken kann. Brigitte Russ-Scherer diskutiert am
Beispiel der Initiative „A Soul for Europe“,
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welche Verantwortung und Handlungsmöglich-
keiten auf Seiten der Städte und Gemeinden
liegen, hier neue Impulse zu setzen.

Susanne Rindt, Berlin/Ludger Klein, Frank-
furt a.M./Ansgar Klein, im August 2011 auf
Achill Island

Anmerkungen
1 Aktuelle Informationen zu Entwicklungen

im Feld der Engagement- und Demokratie-
politik liefern die Newsletter des BBE und
der Stiftung Mitarbeit; siehe http://www.b-
b-e.de und http://www.buergergesellschaft.
de.

2 Wir bedanken uns beim Arbeitskreis Bürger-
gesellschaft und Aktivierender Staat für die
Anregungen aus der Diskussion über diese
„Vergesellschaftung von Aufgaben“ auf der
42. Sitzung des Arbeitskreises am 1. Juli d.J.

3 Unter der Perspektive einer Entwicklung vom
Wohlfahrtsstaat zur Wohlfahrtsgesellschaft
wurde die Perspektive des Welfare-Mix etwa
bereits im Forschungsjournal Neue Soziale
Bewegungen im Jahr 1997 erörtert: Vom
Sozialstaat zur Wohlfahrtsgesellschaft? Ak-
teure zwischen Pflicht und Engagement (FJ
NSB Jg. 11/1998, Heft 2, 124 Seiten, West-
deutscher Verlag).

4 Auf der 42. Sitzung des Arbeitskreis Bürger-
gesellschaft und Aktivierender Staat am 1.
Juli d.J. verdeutlichte Adalbert Evers die „Hy-
bridisierung von Organisationen“ am Beispiel
der Schule und des Altenheims (vgl.
www.fes.de/buergergesellschaft/debatten/
index.htm).

5 Siehe dazu bereits das Themenheft 4/1995
„Zwischen Markt und Staat“ des Forschungs-
journals, Schüren-Verlag Marburg.

6 Das Fernsehmagazin Panorama hatte diese
Praxis im Sommer 2010 öffentlich gemacht.
Daraufhin wurde die Frage eines „Miss-
brauchs“ der Engagementförderpauschalen
Gegenstand einer Fachdiskussion der Arbeits-
gruppe „Bürgerschaftliches Engagement“ der
SPD-Bundestagsfraktion.

7 Johanne Klatt und Franz Walter haben in
der Analyse des Engagementzugangs von
Menschen mit wenig Einkommen und ge-
ringem Bildungsgrad darauf hingewiesen, dass
für diese Zugänge v.a. über Nachbarschaft,
Wohnquartier und Stadtteil eine zentrale Be-
deutung hat – siehe Klatt/Walter 2011.

8 Zum Engagement von Migrantinnen und Mi-
granten und zur Bedeutung von Migranten-
organisationen siehe auch Heft 2/2011 des
Forschungsjournal Soziale Bewegungen: „En-
gagierte Einwanderer. Chancen und Proble-
me der Partizipation von Migranten.“

9 Der neue Bundesfreiwilligendienst kann auch
von Arbeitslosen mit Bezügen nach Hartz
IV wahrgenommen werden. Dies könnte
unter Bedingungen strikter Freiwilligkeit
durchaus auch eine Chance für selbstgewählte
und sinnvolle Tätigkeiten sein, doch ist die
Gefahr sehr groß, dass Sanktionen im Sinne
des Abzugs von Transfergeldern zum Ein-
satz kommen. Dies würde einem Freiwilli-
gendienst grundsätzlich widersprechen. In
diesem Sinne hat das Bundesfamilienminis-
terium im Sommer 2011 denn auch einigen
Bundestagsabgeordneten widersprochen, die
gefordert hatten, der neue Bundesfreiwilli-
gendienst müsse mehr Menschen in Hartz
IV aufnehmen und dies vor allem im Sinne
sanktionsbewehrter Zuweisungen verstanden
haben.

10Der Bundesverband der „Tafeln“ betont da-
her immer wieder, dass die Arbeit der Ta-
feln nicht als Ersatz für eine armutsverhin-
dernde Sozialpolitik instrumentalisiert und
missverstanden werden dürfe.

11 So wird die Verwaltung des Bundesfreiwilli-
gendienstes durch das „Bundesamt für Fami-
lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben“ er-
folgen, das aus dem alten „Bundesamt für
Zivildienst“ hervorgegangen ist. Damit wer-
den nicht nur Doppelstrukturen der Verwal-
tung zu den bisherigen Jugendfreiwilligen-
diensten geschaffen, sondern es stellt sich
auch die Frage, wie sich das neu geschaffene
Bundesamt für zivilgesellschaftliche Aufga-
ben als staatliche Behörde zu den freien Trä-
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gern, bestehenden Kompetenz- und Service-
stellen oder bestehenden Vernetzungsstruk-
turen wie dem Bundesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement verhalten wird. Hier lie-
gen zahlreiche Konfliktpunkte, die nur dann
vermieden werden könnten, wenn das neue
Bundesamt sich jenseits zentralistischer Steu-
erung als Servicestelle auf Augenhöhe und
in enger Abstimmung mit den bestehenden
Prinzipien und Strukturen der Bürgergesell-
schaft entwickelt. Zur Kritik des neuen Bun-
desamtes siehe die pointierte Stellungnahme
von Strachwitz (2011) in einer Bundestags-
anhörung am 14.3.2011 zum Bundesfreiwil-
ligendienst.

12Die engagementfördernden Bestandteile des
Programms „Soziale Stadt“ wurden freilich
durch die Bundesregierung in diesem Jahr
massiv gekürzt und die bisherigen Effekte
des Programms in Bezug auf Engagement
und Partizipation werden so in Frage gestellt.
Vor diesem Hintergrund hat sich ein „Bünd-
nis für eine soziale Stadt“ gegründet – siehe
buendnis-soziale-stadt vhw.de und
www.buendnis-soziale-stadt.de.

13Das BBE, das als nationales Netzwerk das
NFEP als ein Governance-Format mit dem
ausdrücklichen Ziel der Stärkung der Betei-
ligung der Zivilgesellschaft an der Engage-
mentpolitik und seiner Strategiebildung ent-
wickelt hatte, wurde als Veranstalter des
NFEP abgelöst. Seit 2011 werden die The-
men und die Teilnehmer vom Bundesfamili-
enministerium vorgegeben. Damit hat sich
das NFEP trotz weiterhin gleichen Namen
zu einem konventionellen Beratungsformat
zurückentwickelt.

14Derzeit lassen sich in der deutschen Enga-
gementpolitik neben dem Versuch einer tri-
sektoralen Vernetzung der Akteure der En-
gagementpolitik und -förderung im BBE,
dem die Annahme eines in starkem Maße
auf Beteiligung und Dialog ausgerichteten
Governanceprozesses zugrunde liegt, auch
Strukturen eines gemeinsamen Lobbyver-
bundes der Dachverbände der Bürgergesell-
schaft über das „Bündnis für Gemeinnüt-

zigkeit“ sowie – derzeit dominant – ein
top down von der Bundesregierung gesteu-
erter Korporatismus unterscheiden, der sich
auf die Kooperation der Bundesregierung
mit ausgewählten Verbänden bei zuneh-
mend stärkeren staatlichen Vorgaben kon-
zentriert.

15Quangos (Quasi-Non-Governmental Organi-
zations) sind Hybride, die einerseits in der
Sphäre des Privatrechts angesiedelt sind,
andererseits aber staatliche Aufgaben erfül-
len und insofern maßgeblich unter dem Ein-
fluss der öffentlichen Hand stehen.
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit Dieter Rucht ist in diesem Jahr einer der
profiliertesten Bewegungsforscher Deutsch-
lands in den Ruhestand gegangen. Rucht, der
in München und Berlin, aber auch in Eng-
land, Frankreich und den USA gelehrt und
geforscht hat, war zuletzt Honorarprofessor
für Soziologie an der Freien Universität Ber-
lin und Leiter der Forschungsgruppe Zivilge-
sellschaft, Citizenship und politische Mobili-
sierung in Europa am Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung. Mit seiner Arbeit
und seinen Veröffentlichungen hat er maß-
geblich zur Professionalisierung und Interna-
tionalisierung der deutschen Bewegungsfor-
schung beigetragen.

Dem Forschungsjournal ist Dieter Rucht
seit der ersten Ausgabe verbunden und ist
Mitglied des Beirats. Er hat zahlreiche Beiträ-
ge im Journal publiziert. Wir freuen uns, den
vorliegenden Artikel zum Stand der Bewe-
gungsforschung veröffentlichen zu können,
der aus der Tagung „Theoretische Ansätze
und Konzepte der Sozialen Bewegungs-For-
schung in den Geschichtswissenschaften“ her-
vorgegangen ist, die am 2. bis 4. April 2009

vom Institut für soziale Bewegungen der Ruhr-
Universität Bochum durchgeführt wurde. Der
Beitrag ist Teil eines Sammelbandes, der die
Ergebnisse der Tagung dokumentiert und im
Herbst 2011 erschienen ist. Die Artikel des
Bandes beleuchten Stand und Perspektiven der
historischen Bewegungsforschung mit Blick
auf theoretische und konzeptionelle Perspek-
tiven. In empirischen Fallstudien werden gän-
gige Theoreme der Bewegungsforschung ei-
ner näheren Betrachtung unterzogen. Die vor
allem seitens der Sozialwissenschaften entwi-
ckelten Ansätze werden auf historische Frage-
stellungen und Quellen bezogen und im Hin-
blick auf ihre analytische Tragweite – und
ihre Grenzen – untersucht.

Helke Stadtland/Jürgen Mittag (Hg.): The-
oretische Ansätze und Konzepte in der For-
schung über soziale Bewegungen in der Ge-
schichtswissenschaft. Veröffentlichungen des
Instituts für soziale Bewegungen, Schriftenrei-
he A – Darstellungen, Band 47. Essen: Klartext.

Wir möchten uns bei den Herausgebern
des Sammelbandes, beim Klartext-Verlag und
bei Dieter Rucht für die Möglichkeit des Ab-
drucks herzlich bedanken.

Soziale Bewegungen setzen sich zur Gesell-
schaft in Beziehung. Darin liegt die Pointe ihrer
Charakterisierung als soziale Bewegungen.2 Sie
benennen Probleme und Missstände, drängen
auf Veränderungen oder wollen sich solchen
widersetzen. In der Reflexion auf die Gesell-
schaft bedenken soziale Bewegungen zwangs-
läufig auch ihre eigene Rolle. In ihrem öffent-
lichen Auftritt suchen sie nicht nur ihre Deu-
tung des Zustands von Gesellschaft, sondern

Zum Stand der Forschung zu sozialen Bewegungen1

Dieter Rucht

auch ein bestimmtes Bild von sich zu vermit-
teln. Die öffentliche Selbstdarstellung und
Selbstbeschreibung ist elementarer Bestandteil
von Bewegungspolitik. Allerdings muss diese
außengerichtete Darstellung weder der inter-
nen Selbstbeschreibung noch den Befunden
wissenschaftlicher Bewegungsforschung ent-
sprechen.

Für die Wissenschaft bilden die Selbstbil-
der von Bewegungen eine „soziale Tatsache“

AKTUELLE ANALYSE
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und als solche einen instruktiven Gegenstand
der Analyse. Jedoch kann sich die Bewegungs-
forschung neben all ihren sonstigen Themen –
dazu gehören vor allem Entstehungs- und Ver-
laufsbedingungen, Welt- und Problemsichten,
Strukturen, Strategien, Aktivitäten und Wir-
kungen von Bewegungen – nicht mit der Wie-
dergabe solcher Selbstbilder bescheiden. Viel-
mehr hat sie sich den Akteuren in kritischer
Distanz zuzuwenden, den Realitätsgehalt von
deren interessegeleiteten Selbstbildern zu über-
prüfen und auch den latenten Sinn des Bewe-
gungshandelns zu ergründen.

Im Folgenden befasse ich mich zunächst
mit der Selbstbeschreibung sozialer Bewegun-
gen und dann, im Hauptteil dieses Beitrags,
mit der Entwicklung und den Erträgen der
Bewegungsforschung. Dabei handelt es sich um
eine Beobachtung zweiter Ordnung, also ei-
nen Blick darauf, wie und was die Bewegungs-
wissenschaft beobachtet. Welche Schwerpunk-
te, Fortschritte und auch Defizite sind hier zu
konstatieren? Meine Betrachtung bezieht sich
überwiegend, aber nicht ausschließlich auf den
deutschen Sprachraum.

1 Selbstbeschreibung und Selbst-
reflexion sozialer Bewegungen

Um auf die Gesellschaft einzuwirken, brauchen
soziale Bewegungen die Beachtung und,
darüber hinausgehend, den Rückhalt größerer
sozialer Gruppen.3 Entsprechend suchen sie die
Aufmerksamkeit des unmittelbar anwesenden
Publikums, vor allem aber die Aufmerksam-
keit der Massenmedien. Anders als für manch
andere Akteure, die über privilegierte und di-
rekte Zugänge zu den Machteliten verfügen,
ist für soziale Bewegungen die politische Öf-
fentlichkeit der zentrale Schauplatz, auf dem
über die Relevanz einer Bewegung und ihres
Anliegens vorentschieden wird. Entsprechend
werben Bewegungen öffentlich für ihre Sicht-
weisen und Forderungen. Nicht zuletzt sind
sie mehrheitlich darum bemüht, sich als eine
positive, glaubwürdige, notwendige und Erfolg
versprechende Kraft darzustellen.4 Soziale Be-

wegungen haben somit, ebenso wie Interessen-
gruppen und politische Entscheidungsträger,
ein hohes Interesse an einer für sie vorteilhaf-
ten Selbstdarstellung. Sie betreten aber die
öffentliche Bühne nur selten in einer naiv-au-
thentischen Haltung, sondern betreiben zumeist
ein gezieltes image management. Dies bein-
haltet entsprechende Selbststilisierungen, Ins-
zenierungen und Überhöhungen, aber auch
gewisse Verdrängungsleistungen. Gegenkräfte
wiederum suchen diese Bemühungen zu kon-
terkarieren, die Schwachstellen von Bewegungs-
akteuren bloßzustellen und sich selbst in vor-
teilhaftem Licht zu präsentieren.

Die Selbstdarstellungen wie auch die Pro-
blemsichten sozialer Bewegungen nehmen
zuweilen krude, plakative oder gar die Reali-
tät verleugnende Formen an. Das mag der Blind-
heit der Akteure geschuldet sein, die
beispielsweise ihre Kräfte überschätzen. Es kann
aber auch taktischem Kalkül entspringen und
in der politischen Auseinandersetzung durchaus
von Vorteil sein. Populistische und mehr noch
religiös- oder politisch-fundamentalistische Be-
wegungen sind zuweilen nicht trotz, sondern
wegen der Schlichtheit ihrer Selbst- und Welt-
bilder erfolgreich. Charakteristisch ist dabei
eine dichotomische Sichtweise: wir versus sie,
richtig versus falsch, gut versus böse, Rettung
versus Katastrophe. In solchen Fällen ist die
Selbstdarstellung Teil einer agitatorischen oder
gar manipulativen Deutungsstrategie, wie sie
prototypisch im Nationalsozialismus und in
chiliastischen Bewegungen zum Ausdruck kam.

Aber es gibt auch Bewegungen, die kom-
plexere Selbstbilder und Weltdeutungen liefern,
sei es, weil sie aus rivalisierenden Strömungen
bestehen, welche sich auf keinen eindeutigen
Nenner bringen lassen, sei es, dass sie reflexiv
mit Ambivalenzen und Widersprüchen umge-
hen und eigene Schwächen offenlegen. Das
gilt vor allem für Bewegungen, deren Diskur-
se stark von Intellektuellen bzw. Wissenschaft-
lern geprägt sind. Es gilt auch für Bewegun-
gen, die ein relativ aufgeschlossenes gesell-
schaftliches Umfeld vorfinden. Auf eher wohl-
wollende Reaktionen stoßen zum Beispiel die

Zum Stand der Forschung zu sozialen Bewegungen
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ökologischen Bewegungen und die Menschen-
rechtsbewegungen in vielen Ländern. Aber auch
bei diesen Bewegungen sind die Ambiguitäts-
toleranzen und Fähigkeiten zur Selbstkritik
eingeschränkt, vollzieht sich doch das Ringen
um öffentliche Aufmerksamkeit und Zustim-
mung in einer konflikthaften Konstellation.
Dabei sind, gerade im Hinblick auf die media-
le Wirkung, Zuspitzungen geboten. Deutlich
wird dies bei den Militanz oder gar Gewaltbe-
reitschaft signalisierenden Auftritten des anar-
chistisch-libertären Schwarzen Blocks ebenso
wie bei den sympathieheischenden Aktionen
von Greenpeace, in denen das Bild von David
gegen Goliath evoziert wird.

Insoweit Bewegungen vor allem über ihre
nach außen gerichteten Selbstdarstellungen und
Protesthandlungen in das Blickfeld kommen,
kann dies zu Fehlwahrnehmungen auf Seiten
der wissenschaftlichen Beobachter führen. Diese
neigen dann dazu, ein auf Inszenierung ange-
legtes und/oder durch mediale Selektionsme-
chanismen bestimmtes Bild einfach zu über-
nehmen. So erklären sich dann kategoriale
Urteile der Art, „die Einheit des Systems einer
Protestbewegung [ergebe] sich aus ihrer Form,
eben dem Protest“ (Luhmann 1996: 204), oder
die durch Tschernobyl aufgeschreckte Ökolo-
giebewegung zeige „eine in der Rhetorik auf-
gekochte Angst ohne empirisch verlässliches
Fundament“ (ebd.: 66). Wohl stark der media-
len Deutung verdanken sich auch generelle
Urteile über die neuen sozialen Bewegungen,
deren gemeinsamer Nenner in Neoromantik
(Schimank 1983) oder Angst (Eder 1986) be-
stehe. Damit werden nicht nur die oft weitaus
komplexeren externen Kommunikationen so-
zialer Bewegungen verfehlt. Übersehen wird
auch, dass soziale Bewegungen in ihrer Bin-
nenkommunikation ein beträchtliches internes
Reflexionsniveau aufweisen können. Gleich-
wohl kann auch dieses intern vermittelte Bild
seine Blindstellen aufweisen, fehlt doch den in
Auseinandersetzungen verstrickten Akteuren
jene Distanz und jene methodische Systema-
tik, die Wissenschaft aufzubringen in der Lage
sein kann und soll.

2 Ausrichtung und Entwicklungen der
Bewegungsforschung

Mit Bewegungsforschung soll hier jene im
weitesten Sinne sozialwissenschaftlich ausgerich-
tete Forschung bezeichnet werden, die sich dem
Objekt „soziale Bewegung“ in einer Haltung
des „organized scepticism“5 zuwendet. Eine
solche themenbezogene Forschung mit unter-
schiedlicher disziplinärer Herkunft sowie un-
terschiedlichen Fragestellungen und methodi-
schen Präferenzen ist immer schon geleitetet
vor einem vorgelagerten Erkenntnisinteresse und
Wissenschaftsverständnis (vgl. dazu Habermas
1982).

Das generelle Schisma zwischen einer Wis-
senschaft mit striktem Anspruch auf Neutrali-
tät und Objektivität im Gegensatz zu einer
Wissenschaft, die sich selbst als wert- und inte-
ressengebunden begreift, spiegelt sich auch
innerhalb der Bewegungsforschung. So gibt es
Vertreter einer Bewegungswissenschaft, die sich
explizit jeglicher gesellschaftspolitischen Posi-
tion enthalten. Dem methodologischen Ideal
der Naturwissenschaften folgend sollen allge-
meine Gesetzmäßigkeiten identifiziert werden.
In diesem Sinne propagiert etwa Karl-Dieter
Opp (1994) eine Bewegungsforschung, die, von
Prämissen des methodologischen Individualis-
mus ausgehend, alles kollektive Handeln auf
von Individuen vorgenommene Kosten-Nutzen-
Kalküle zurückführt. Auf der anderen Seite
steht ein breites Spektrum wissenschaftlicher
Ansätze, die ihre vor- und außerwissenschaftli-
chen Erkenntnisinteressen anerkennen, aber
sich in deren Gewichtung und ihrem Wissen-
schaftsverständnis markant unterscheiden. Das
Spektrum reicht von Bemühungen um streng
analytische und systematische Ansätze über
hermeneutisch-kritische Ansätze bis hin zu sol-
chen, die, etwa im Rahmen einer Aktionsfor-
schung, zusammen mit den von ihnen analy-
sierten Bewegungsakteuren Partei ergreifen
oder gar die Identifikation und Zusammenar-
beit mit den zu analysierenden Bewegungen
zur Voraussetzung ihres wissenschaftlichen Tuns
erheben.6

Dieter Rucht
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2.1 Ansätze der Bewegungsforschung

In der Darstellung und Selbstbeobachtung der
Bewegungsforschung wurden verschiedene Ver-
suche unternommen, die in der Vergangenheit
und Gegenwart relevanten wissenschaftlichen
Annäherungen an diesen Gegenstand zu syste-
matisieren. Dabei ist wahlweise von Paradig-
men, Theorien, Schulen oder auch, bescheide-
ner und unspezifischer, von Ansätzen die Rede.
Ich bleibe bei dem letztgenannten Begriff, der
durchaus ambitionierte Theorien einschließen
kann.

Es ist nicht eindeutig, ab wann von einer
Bewegungsforschung gesprochen werden kann.
Einige grundlegende Überlegungen dazu bo-
ten bereits Lorenz von Stein, Karl Marx und,
mit deutlich anderer Orientierung, die Mas-
senpsychologen um die Wende zum 20. Jahr-
hundert. Abgesehen von einer überwiegend
deskriptiven Geschichtsschreibung sozialer
Bewegungen kann erst ab der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts von einer halbwegs syste-
matischen Bewegungsforschung gesprochen
werden. Deren Schwerpunkt lag zunächst ein-
deutig in den USA. Dort wurden, zumeist unter
dem Oberbegriff collective behavior, auch die
ersten Überblicke zu diesem Themenfeld vor-
genommen.7 Bezugspunkte bildeten klassische
Ansätze massenpsychologischer oder struktur-
theoretischer Ausrichtung, die teilweise von
neueren Ansätzen abgegrenzt wurden. Einfluss-
reich für letztere waren insbesondere der sym-
bolische Interaktionismus, später auch Theori-
en relativer Deprivation und organisationssozi-
ologische Ansätze. Noch 1968 wird in einem
für eine Enzyklopädie bestimmten Artikel die
Analyse sozialer Bewegungen als „amorphous
and diffuse field of sociological research and
theory“ bezeichnet, das wahlweise dem allge-
meineren Bereich collective behavior oder dem
Bereich voluntary associations zugeordnet
werde (Gusfield 1968: 445).

Eine instruktive und detaillierte Bestands-
aufnahme stammt von Marx/Wood (1975). Die
Autoren heben den stark wachsenden Litera-
turbestand hervor8, machen auf neuere Ansät-

ze aufmerksam, mustern Teilaspekte der For-
schung (strains underlying collective behavi-
or, ideology, mobilization, recruitment, dyna-
mics, development, and consequences) und
listen sieben Probleme bzw. Defizite auf
(darunter die Vernachlässigung von prozessua-
len Aspekten und von Theoriebildung). Der
Beitrag endet, analog zu den Zehn Geboten,
mit 22 kategorischen Imperativen, darunter:
„II  Thou shalt study social movements in
their organizational and environmental con-
texts“ und „VII  Thou shalt ground statements
about social movements in careful empirical
observation“ (Marx/Wood: 416).

In den 1970er Jahren leiteten Vertreter des
so genannten Resource Mobilization Approach
eine markante Neuorientierung ein. In schar-
fer Abgrenzung zu massenpsychologischen
Ansätzen – rückblickend war zuweilen von
contagion approach die Rede – betonten sie
die rationalen Momente sozialer Bewegungen
und, in Analogie zu ökonomischen Ansätzen,
die Bedeutung organisatorischer Ressourcen-
beschaffung (McCarthy/Zald 1977; für einen
frühen Überblick vgl. Jenkins 1983). Kehrsei-
te dieser paradigmatischen Wende war freilich
eine stark vereinfachende und in Teilen
geradezu klischeehafte Stilisierung früherer
Theoriebildung zu collective behavior, die ja
keineswegs auf den Nenner der Massenpsycho-
logie zu bringen war. Nicht nur wurden mar-
xistische und strukturfunktionalistische Ansät-
ze, sondern auch solche in der Traditionslinie
des Symbolischen Interaktionismus weitgehend
ausgeblendet, um vor einer stilisierten negati-
ven Kontrastfolie das Novum des Ansatzes der
Ressourcenmobilisierung besser zur Geltung
bringen zu können.9

Erst nach einer Weile öffnete sich erneut
der Blick für die tatsächliche Breite von An-
sätzen. Dies spiegelt sich in dem nach analyti-
schen Gesichtspunkten – im Gegensatz zu
Ansätzen oder Theorien – gegliederten Hand-
buchartikel von McAdam et al. (1988) wie
auch dem Überblick von Morris/Herring
(1987). Letztere stellen zunächst sechs grund-
legende Konzepte sozialer Bewegungen vor

Zum Stand der Forschung zu sozialen Bewegungen
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(Marx, Weber, collective behavior, mass soci-
ety, relative deprivation, resource mobilizati-
on). Weiterhin identifizieren die Verfasser drei
klassische Modelle (Chicago School of Collec-
tive Behavior, Smelser and the Structural
Approach to Collective Behavior, Mass Socie-
ty and Relative Deprivation Approaches) und
schließlich drei jüngere Modelle der Ressour-
cenmobilisierung (Rational Action Approach,
Organizational-Entrepreneurial Approach,
Political Process).

In einem späteren Aufsatz haben Crist und
McCarthy (1996) die quantitative und qualita-
tive Entwicklung der Forschung zu collective
behaviour and social movements anhand ei-
ner allerdings nicht zeitlich durchgehenden
Auswertung von Artikeln in vier US-amerika-
nischen Fachzeitschriften („elite journal pro-
duction“) analysiert. Sie konstatieren für den
Zeitraum ab 1960 eine wachsende Zahl von
einschlägigen Beiträgen, ein größeres Gewicht
von zeitspezifischen Analysen, die Zunahme
von Länder vergleichenden Analysen, eine Ver-
breiterung des Spektrums untersuchter Bewe-
gungen, eine Abkehr von Individuen als Un-
tersuchungseinheiten sowie eine Tendenz zu
anspruchsvolleren Auswertungsverfahren.

Erst nach einer Weile erlangten Traditions-
linien, die schon vor dem Aufkommen des
Resource Mobilization Approach vorhanden
waren, wieder die ihnen gebührende Beachtung.
Ein Beispiel dafür ist der Symbolische Interak-
tionismus, der durch die Thematisierung von
Framing-Prozessen zu neuen Ehren kam.10 Die
zumindest bis weit in die 1990er Jahre beste-
hende Dominanz des Ressourcenmobilisierungs-
ansatzes zeigt sich an den einschlägigen Zeit-
schriftenaufsätzen, aber auch daran, dass al-
lein dieser Ansatz in der Neuausgabe der In-
ternational Encylopedia of the Social & Be-
havioral Sciences mit einem gesonderten Ar-
tikel bedacht wurde (Jenkins 2001), während
alle übrigen Ansätze unter breiten Sammelka-
tegorien wie „Social Movements: Psychologi-
cal Perspectives“ und „Social Movements: So-
ciology of“ abgehandelt wurden. Der Ressour-
cen-Ansatz wie auch das Konzept politischer

Gelegenheitsstrukturen sahen sich in späteren
Phasen – gerade in den USA – auch massiver
Kritik ausgesetzt. Bemängelt wurde u.a. die
Überbetonung struktureller Aspekte unter Ver-
nachlässigung von kulturellen und expressiv-
performativen Dimensionen sozialer Bewegun-
gen.11

Die europäische Bewegungsforschung, die
zumindest in Deutschland, mit Ausnahme der
Geschichte der Arbeiterbewegung12, ohnehin
nicht weit entwickelt war, wurde in den USA
bis etwa Mitte der 1980er Jahre kaum wahrge-
nommen.13 Dagegen wurden die US-amerika-
nischen Arbeiten in Europa früher rezipiert.14

Das vor allem in den USA einflussreiche Buch
von Neil Smelser (1962), einem Schüler von
Talcott Parsons, erschien 1972 in deutscher
Sprache, hinterließ aber hierzulande wenig
Spuren.

Die Rezeption der US-amerikanischen For-
schung spiegelt sich auch in den Arbeiten des
holländischen Sozialpsychologen Bert Klan-
dermans (1984) und meinen eigenen Beiträ-
gen, etwa der Anwendung von Konzepten der
Ressourcenmobilisierung (Rucht 1984), des
Framing (Gerhards/Rucht 1992) und der Poli-
tical Opportunity Structure (Rucht 1994). Der
letztgenannte Ansatz war bereits durch die
Übersetzung eines Beitrags von Tarrow (1991)
in den deutschen Sprachraum eingeführt wor-
den.

Inhaltlich war die Forschung in der Bun-
desrepublik weitgehend auf die neuen sozialen
Bewegungen beschränkt. Im Unterschied zur
Bewegungsforschung in den USA sind
allerdings die Arbeiten in Deutschland und
anderen europäischen Ländern stärker mit
Theorien von Gesellschaft verknüpft (siehe z.B.
Roth 1983). In einer „Zwischenbilanz“ im
Sonderheft15 des Forschungsjournals Neue
Soziale Bewegungen wird vermerkt, dass die
Forschung zu neuen sozialen Bewegungen „re-
lativ spät, ohne akademische Heimat und ohne
institutionelle Unterstützung“ begonnen habe
(Rucht 1989: 164), allmählich eine distanzier-
te, stärker analytisch ausgerichtete Perspekti-
ve einnehme, in ihrer Qualität hinter der Quan-
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tität zurückbleibe und vor allem „theoriegelei-
tete, systematisch angelegte und mit methodi-
schem Raffinement betriebene empirische For-
schungen“ vermissen lasse, „wie sie insbesondere
im angloamerikanischen Raum, aber auch in
einzelnen europäischen Ländern betrieben wer-
den“ (ebd.: 165).

Bereits in dieser Phase setzte allerdings ein
Aufholprozess ein. In einem in Deutschland
konzipierten, aber international besetzten eng-
lischsprachigen Sammelband zum state of the
art (Rucht 1991) werden Political Opportuni-
ty Structure und Framing Processes als neuere
Themen der Bewegungsforschung genannt. Das
abschließende Kapitel bezeichnet weitere Fel-
der als untersuchungsbedürftig, darunter das
Studium von Bewegungsmilieus, Protestereig-
nissen sowie der externen Bezugsgruppen von
Bewegungen einschließlich der staatlichen
Kontrollagenturen, Massenmedien und Inter-
essengruppen (Neidhardt/Rucht 1991).
Insgesamt plädieren Neidhardt und Rucht für
eine stärkere Integration diverser Ansätze und
Perspektiven, zumal diese in ihrer Mehrzahl
komplementär und nicht konkurrierend
zueinander stehen (siehe auch Neidhardt/Rucht
1993). Im gleichen Band bilanziert Rucht den
Stand der Bewegungsforschung in Deutschland
unter dem Rubrum Between Activism and
Social Science. Neben dem etwa im Vergleich
zu Frankreich späten Beginn einer genuinen
Bewegungsforschung im deutschen Sprachraum
wird erneut auf deren noch unterentwickelte
theoretische und vor allem methodologische
Basis hingewiesen.

Vier Jahre später resümiert der aus den Nie-
derlanden stammende Politikwissenschaftler
Ruud Koopmans den Stand der Bewegungs-
wissenschaft in Deutschland im Blick auf die
zurückliegenden zehn Jahre (Koopmans 1995).
Kritisch vermerkt er einen Begriffsfundamen-
talismus, ein Missverhältnis zwischen Theorie
und Empirie (speziell die mangelnde empiri-
sche Überprüfung von Theorien), die metho-
dologische Unterentwicklung und die Über-
konzentration auf neue soziale Bewegungen16,
die beispielsweise zu Lasten der Erforschung

von Bürgerbewegungen in der ehemaligen DDR
sowie der Gewaltwelle gegen Immigranten und
des Rechtsextremismus gehe.

In dem 1998 publizierten Sammelband mit
dem Titel „Paradigmen der Bewegungsfor-
schung“ gibt Kai-Uwe Hellmann einen Über-
blick zu Forschungs- und Erklärungsansätzen
(Hellmann 1998). Er unterscheidet, ebenso wie
Koopmans (1998) im Schlusskapitel desselben
Bandes, fünf Paradigmen, orientiert an den
Aspekten von Structural Strains, Collective
Identity, Framing, Resource Mobilization und
Political Opportunity Structures. Bereits die
Begrifflichkeiten indizieren die für diese Zeit
charakteristische Orientierung an der US-ame-
rikanischen Forschung unter Vernachlässigung
britischer, französischer, italienischer und deut-
scher Autoren. Vernachlässigt werden auch z.B.
die individualistischen Theorien rationaler Wahl,
der cognitive approach (Eyerman/Jamison
1991) sowie sozialpsychologische Theorien.

En vogue ist in dieser Phase die konzeptio-
nelle Trias von „Political Opportunities, Mo-
bilizing Structures, and Cultural Framing“, die
im Titel eines 1996 erschienenen und viel zi-
tierten Sammelbandes angesprochen wird (McA-
dam et al. 1996). In dieser Edition setzt sich
auf personeller wie sachlicher Ebene die Ver-
schränkung von US-amerikanischer und euro-
päischer Forschung fort, die bereits in einem
früheren Sammelband angelegt war (Klan-
dermans et al. 1988). Die Achse USA/Europa
bleibt produktiv und im internationalen Rah-
men tonangebend, während Arbeiten zu sozia-
len Bewegungen von lateinamerikanischen, asi-
atischen, afrikanischen und australischen Au-
toren vernachlässigt werden. In der Tendenz
sind die in den USA verfassten Arbeiten me-
thodisch stärker entwickelt als in anderen Län-
dern. In Europa dagegen sind die Verbindung
der Bewegungsforschung mit klassischen The-
orien sowie die länder- und zeitvergleichende
Forschung stärker vertreten.

Einen breiten Überblick zur aktuellen Be-
wegungsforschung liefern mehrere neuere
Werke, darunter das einführende Buch von della
Porta/Diani (1999) sowie The Blackwell Com-
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panion to Social Movement Research, an dem
zahlreiche Experten mitgewirkt haben (Snow
et al. 2004). Ein noch ausladender angelegtes
mehrbändiges Werk, die Blackwell Encyplo-
pedia of Social and Political Movements, wird
derzeit vorbereitet.17 Schließlich ist auch auf
eine neuere Bestandsaufnahme der methodi-
schen Repertoires der Bewegungsforschung
hinzuweisen (Klandermans/Staggenborg
2002).18 All dies sind Belege für eine zuneh-
mende Konsolidierung und Kanonisierung die-
ses Forschungsbereichs.

2.2 Bewegungsforschung in verschiede-
nen Disziplinen

Bewegungsforschung wird, wenngleich nicht
immer unter diesem Etikett, in verschiedenen
Wissenschaftsdisziplinen betrieben. Gelegent-
lich findet sie auch in interdisziplinärem Rah-
men statt. Wie stark sie in einzelnen Ländern
und einzelnen Fächern jeweils vertreten ist,
scheint weitgehend von der Initiative weniger
Einzelpersonen oder kleiner Forschungsgrup-
pen abzuhängen. Einen aktuellen, wenngleich
nicht in allen Bereichen überzeugenden Über-
blick gibt das Handbook of Social Movements
Across Disciplines (Klandermans/Roggeband
2007). Dort werden Soziologie, Kulturwissen-
schaften, Politikwissenschaft, Sozialpsychologie,
Anthropologie und Geschichtswissenschaft
behandelt. Durch die Auswahl der zwölf Au-
torinnen und Autoren, die ausschließlich aus
Nordamerika und Holland stammen, ergeben
sich aber zwangsläufig einige Blickverengun-
gen.

Geschichtswissenschaft

Es ist naheliegend, dass soziale Bewegungen,
insbesondere sofern sie eine relevante oder gar
geschichtsmächtige Kraft bilden, die Aufmerk-
samkeit von Fachhistorikern gefunden haben.
Diese haben sich fast der gesamten Bandbreite
zumindest der größeren sozialen Bewegungen
zugewandt, wobei die sozialistischen Bewegun-
gen bzw. die Arbeiterbewegungen die meiste

Forschung und die meisten Publikationen auf
sich gezogen haben. Hervorzuheben sind aber
auch die Studien zu frühneuzeitlichen Bauern-
bewegungen, bürgerlich-radikalen Bewegungen,
nationalistischen und faschistischen Bewegun-
gen, Frauenbewegungen, Friedensbewegungen
und Lebensreformbewegungen. Zudem bilde-
ten diverse Aufstände, Revolten und Revoluti-
onen einen eigenen Schwerpunkt der Analyse.
Die zeitgeschichtliche Forschung widmet sich,
meist hoch spezialisiert, fast dem gesamten Be-
wegungsspektrum der letzten Jahrzehnte, wo-
bei in Europa die Studentenbewegung und in
den USA zudem die Bürgerrechtsbewegung
gewisse Schwerpunkte darstellen. Hier erge-
ben sich auch zunehmend Überschneidungen
mit den stärker gegenwartsbezogenen Sozial-
wissenschaften. Die geschichtswissenschaftliche
Literatur zu Bewegungen, das zeigen schon
allein die Bibliographien zur Arbeiterbewegung,
ist aufgrund ihrer Fülle und ihrer Verzweigun-
gen kaum überschaubar.

Charakteristisch für die Geschichtswissen-
schaft war lange Zeit, dass sie den Bewegungs-
begriff ohne explizite Kriterien und konzepti-
onelle Reflexion verwendete, indem sie ein-
fach den üblichen, oft als Selbstbezeichnung
vorgegebenen Sprachgebrauch kommentarlos
übernahm.19 Das änderte sich erst im zeitli-
chen Heranrücken an Gegenwartsphänomene
und in der Kooperation bzw. Auseinanderset-
zung mit Sozialwissenschaftlern anderer Fächer.
So wurden Konzepte der Bewegungswissen-
schaft von US-amerikanischen Geschichtswis-
senschaftlern aufgegriffen.20 Ebenso haben sich
deutsche Historiker in der Befassung mit der
Arbeiterbewegung, der 68er-Bewegung oder
den Anfängen der Friedens- und Ökologiebe-
wegung in der Bundesrepublik mit soziologi-
scher Theorie oder spezieller mit Konzepten
der Bewegungsforschung angefreundet (z.B.
Gilcher-Holtey 2000; Engels 2006; Ziemann
2008; Schmidt in Vorbereitung). Auch in der
von deutschen und ausländischen Historikern
betriebenen Protest- und Revolutionsforschung
finden sich solche Anleihen (z.B. Volkmann/
Bergmann 1984; Reiss 2007).21
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Soziologie und Sozialpsychologie

Die zumindest konzeptionell und theoretisch
wichtigsten Beiträge zu sozialen Bewegungen
stammen aus der Soziologie. Dynamik und
sozialer Wandel der Gesellschaft, die ja auch
durch Bewegungen vorangetrieben werden,
gehören zu den Ausgangsfragen der soziologi-
schen Klassiker. Bis heute sind sie ein nicht
unwichtiges Teilgebiet der Soziologie geblie-
ben. Fast alle so genannte Großtheoretiker,
von Marx und Weber über Parsons bis hin zu
Luhmann, Habermas und Bourdieu, haben sich
mit Bewegungen befasst, wenngleich diesen,
sicherlich mit Ausnahme von Marx, keine zen-
trale Beachtung geschenkt. Darüber hinaus gibt
es eine Vielzahl von Soziologen, die vornehm-
lich, oder zumindest in bestimmten Phasen ihrer
beruflichen Laufbahn, Bewegungen und Pro-
test analysiert haben. Je nach Fragestellungen
und Vorlieben liefern sie eher theoretisch-sys-
tematische oder eher empirische Beiträge, wäh-
rend die Verbindung beider Komponenten sel-
tener ist. Vereinzelt wurden auch historische
bzw. begriffsgeschichtliche Abhandlungen vor-
gelegt (siehe z.B. Pankoke 1970). In Frank-
reich erlangten Alain Touraine, in Italien Al-
berto Melucci großen, weit über die Landes-
grenzen hinausreichenden Einfluss. Touraine
wurde zudem stark in Lateinamerika, Melucci
stark im angloamerikanischen Raum rezipiert.
Im deutschen Sprachraum sind, in alphabeti-
scher Reihenfolge, insbesondere die Beiträge
von Karl-Werner Brand, Klaus Eder, Claus Offe,
Karl-Dieter Opp, Friedhelm Neidhardt und
Otthein Rammstedt sowie des Schweizer Sozi-
ologen und Politikwissenschaftlers Hanspeter
Kriesi zu nennen.

Spiegelbildlich zu den Stärken und Schwä-
chen einschlägiger Arbeiten der Geschichtswis-
senschaft stehen die der Soziologie. So gibt es
etliche Soziologen, die Bewegungs- und Pro-
testphänomene ohne empirische Kontrolle the-
oretisieren bzw., ausgehend von einzelnen Bei-
spielen oder Fallstudien, weitreichende Gene-
ralisierungen vornehmen. Zugleich findet man
Soziologen, die dezidiert empirisch arbeiten,

aber die untersuchten Phänomene nicht oder
kaum kontextualisieren. Am deutlichsten zeigt
sich dieses Defizit bei der Umfrageforschung
und bei der so genannten Variablensoziologie,
die, zumeist mit großer statistischer Raffines-
se, mit großen Fallzahlen operiert, aber teilweise
die Validitäts- und Reliabilitätsprobleme ihrer
Daten unter den Teppich kehrt.

Auch spezielle Soziologien, etwa zu Jugend,
Religion, Stadt, Modernisierung, Arbeit, Kon-
flikt und abweichendem Verhalten, haben
immer wieder Fragen der Bewegungsforschung
aufgegriffen. Unter den Sozialpsychologen ist
insbesondere der Niederländer Bert Klan-
dermans hervorzuheben.22 Eine eigenständige
Soziologie sozialer Bewegungen und kollekti-
ven Verhaltens hat sich allerdings, mit Ausnah-
me der USA, nirgends etablieren können.

Politikwissenschaft

Da soziale Bewegungen als dezidiert politische
Akteure auftreten und sich kritisch zu Regi-
men, Regierungen oder Fachpolitiken verhal-
ten, liegt es auch nahe, dass Politikwissenschaft-
ler soziale Bewegungen und Protest themati-
siert haben. Dies geschieht in großen Berei-
chen des Fachs wie der Internationalen Politik
und der Politischen Soziologie, aber auch in
engeren Teilbereichen wie der Forschung zur
Regimetransformation, zu Revolutionen und
außerparlamentarischem Protest. Zumeist wei-
sen diese Arbeiten eine Affinität zur Soziolo-
gie auf oder sind explizit in der Politischen
Soziologie angesiedelt, welche institutionell in
der Politikwissenschaft und/oder der Soziolo-
gie verankert sein kann.

In der Bundesrepublik ist vor allem der
Hamburger Politikwissenschaftler Joachim
Raschke mit einem Grundlagenwerk zu sozia-
len Bewegungen hervorgetreten (Raschke
1985). Weitere bekannte Politikwissenschaft-
ler, etwa der auch als Soziologe bereits ange-
sprochene Claus Offe, Klaus von Beyme und
Max Kaase, haben zumindest gelegentlich zu
Fragen sozialer Bewegungen publiziert. Ande-
re Autoren, so Wolfgang Kraushaar, Roland
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Roth und Dieter Rucht, haben die Analyse
sozialer Bewegungen und von politischem Pro-
test zum Dreh- und Angelpunkt ihrer wissen-
schaftlichen Tätigkeit gemacht.23 Gleiches gilt
auch, um nur wenige Beispiele zu nennen, für
Sidney Tarrow in den USA, Donatella della
Porta in Italien, Olivier Fillieule in Frankreich
und Marco Giugni in der Schweiz.

Anthropologie und Ethnologie

Für diese beiden sich oft überlappenden Diszi-
plinen liegen soziale Bewegungen und Protest
am Rande oder ganz außerhalb ihrer Themen-
schwerpunkte. Am ehesten behandelt werden
sie bei der Beschreibung nicht-westlicher Ge-
sellschaften im Zusammenhang mit ethnischen
und religiösen Konflikten, Fragen kollektiver
Gewalt, kollektiver Identitätsbildung sowie der
Analyse von Festen und Ritualen. Hier erge-
ben sich auch enge Verbindungen zu cultural
studies bzw. der Kultursoziologie, zum British
Cultural Marxism und zu Studien zur Resis-
tenz im Alltagsleben. Neuerdings haben sich
Anthropologen auch der Analyse einzelner Pro-
testereignisse (Juris 2008) und der Binnenkom-
munikation von Bewegungsgruppen zuge-
wandt, wobei die Methode der teilnehmenden
Beobachtung eine zentrale Rolle spielt (Juris
2007).

Einen Überblick zur Thematisierung sozia-
ler Bewegungen in der Anthropologie bietet
der Handbuchartikel von Salman und Assies
(2007). Hier zeigt sich aber auch, dass etliche
der dort genannten Autoren zwar Berührungs-
punkte zur Anthropologie aufweisen, aber pri-
mär in anderen Disziplinen beheimatet sind.

Bezogen auf Deutschland sind nach meiner
Kenntnis nur wenige einschlägige Arbeiten aus
dem Feld der Anthropologie zu nennen. Er-
wähnenswert ist zum Beispiel die Dokumenta-
tion zu politischen Demonstrationen, die im
Tübinger Institut für empirische Kulturwissen-
schaft erstellt wurde (Ludwig-Uhland-Institut
1986). Ethnologische bzw. anthropologische
Arbeiten, die sich Fragen der Alltagskultur oder
der Jugendkulturen widmen (zum Beispiel Stu-

dien von Wolfgang Kaschuba), scheinen keine
Brücke zur Bewegungsforschung zu schlagen.

Interdisziplinäre Studien und disziplinäre
Grenzgänger

Die Befassung mit sozialen Bewegungen führt
gelegentlich zu einer Zusammenarbeit einzel-
ner Wissenschaftsdisziplinen. Dies geschieht,
wie schon angedeutet, besonders im Bereich
der Politischen Soziologie, aber auch in der
Verbindung zwischen Fachhistorikern und an-
deren Sozialwissenschaftlern. In wenigen Fäl-
len verkörpern sogar einzelne Personen eine
solche Fächerverbindung, so etwa Charles Til-
ly in der Verknüpfung von Geschichtswissen-
schaft und Soziologie, Bert Klandermans in
der Verbindung von Soziologie und Sozialpsy-
chologie, Alberto Melucci in der Verbindung
von Soziologie und Psychologie. Zudem sind
einzelne Fachgebiete wie die cultural studies
und die feministische Forschung zu nennen,
die ohnehin quer zu den etablierten Wissen-
schaftsdisziplinen liegen.

In einigen Fällen brachten mehrjährige For-
schungsprojekte Vertreter unterschiedlicher
Disziplinen zusammen. Das galt etwa für das
am Institute for Advanced Studies (Stanford
University) angesiedelte Projekt zu Contentious
Politics, an dem Historiker, Soziologen und
Politikwissenschaftler beteiligt waren (McA-
dam et al. 2001; Aminzade et al. 2001). Dieses
Projekt, an das hohe Erwartungen geknüpft
waren, scheiterte jedoch zumindest teilweise
an seinem Anspruch, größere Forschungszwei-
ge (zu sozialen Bewegungen, politischem Pro-
test, Revolutionen, Aufständen etc.) unter dem
Konzept von contentious politics zusammen-
zuführen und dabei bestimmten mechanisms
eine Schlüsselrolle zuzuweisen.24

Ebenso verbanden mehrere große länder-
vergleichende Forschungsprojekte in Europa
Wissenschaftler unterschiedlicher Disziplinen.25

Eine weitere Initiative starteten drei jüngere
Wissenschaftler aus den Fächern Geschichte
(Martin Klimke), Kommunikationswissenschaft
(Kathrin Fahlenbrach) und Literaturwissen-
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schaft (Joachim Scharloth), die unter dem
Obertitel European Protest Movements Since
the Cold War in den Jahren 2006 bis 2009
eine Serie internationaler Konferenzen organi-
sierten (www.protest-research.com), eine eige-
ne Buchreihe starteten (Protest, Culture, and
Society, Berghahn Publishers) und derzeit ein
zweibändiges Handbook Protest Cultures vor-
bereiten.

2.3 Institutionelle Verankerung

Institutionell ist die Bewegungs- und Protest-
forschung in einzelnen Ländern in sehr unglei-
chem Maße und in unterschiedlichen Formen
verankert. Am stärksten ist diese Thematik in
der über 800 Mitglieder umfassenden Sektion
Collective Behavior and Social Movements
der American Sociological Association26 ver-
treten. Daneben bestehen in diesem Rahmen
noch weitere, aber deutlich kleinere Sektionen
– insbesondere (1) Labor and Labor Move-
ments, (2) Peace, War and Social Conflict
sowie (3) Conflict Processes, in denen ebenfalls
Bewegungsthemen bearbeitet werden. Dagegen
gibt es keine explizite Vertretung dieser The-
men in der American Political Science Asso-
ciation. Am ehesten ließen sie sich noch der
Sektion Conflict Processes zuordnen.

In Deutschland besteht seit 1985 der Ar-
beitskreis Soziale Bewegungen (früher: Arbeits-
kreis Neue soziale Bewegungen) in der Deut-
schen Vereinigung für Politische Wissenschaft27,
aber keine entsprechende Gruppierung inner-
halb der Deutschen Gesellschaft für Soziolo-
gie. Der Verband der Historiker und Histori-
kerinnen Deutschlands kennt mit einer Aus-
nahme28 nur nach Epochen gegliederte Sektio-
nen und schließt somit keine auf Bewegungen
spezialisierte, formelle Gruppe ein.29 Auch in
anderen größeren europäischen Ländern,
darunter Frankreich, Italien und Großbritanni-
en, existieren nach meiner Kenntnis innerhalb
der soziologischen und politikwissenschaftlichen
Vereinigungen keine formellen Gruppen, die
sich explizit mit Bewegungs- und Protestthe-
men befassen.30

Auf europäischer Ebene besteht im Rah-
men der European Sociological Association
ein bislang nicht sonderlich aktives Research
Network zu Social Movements. Unter den
Standing Groups im Rahmen des European
Consortium for Political Research ist keine
explizit auf das Thema soziale Bewegungen
ausgerichtet. In den regelmäßigen Konferen-
zen beider Vereinigungen spielt jedoch diese
Thematik durchaus eine bedeutsame Rolle. Auf
globaler Ebene ist das Bewegungsthema in der
International Sociological Association in drei
Sektionen repräsentiert: (1) Social Classes and
Social Movements, (2) Labour Movements
und (3) Social Movements, Collective Action
and Social Change.31 Wiederum gibt es keine
entsprechenden Sektionen innerhalb der Inter-
national Political Science Association.

Weltweit konzentrieren sich nur relativ
wenige Forschungseinrichtungen auf soziale
Bewegungen. In den USA gibt es heute keine
dieser Thematik gewidmeten Institute. Vormals
spielte jedoch das von Charles Tilly geleitete
Center for Research on Social Organization
an der University of Michigan (Ann Arbor)
eine wichtige Rolle.32 Kleinere Cluster von
Bewegungsforschern bestanden oder bestehen
an weiteren Universitäten, so früher an der
University of Arizona in Tucson und gegen-
wärtig an der University of California in Irvi-
ne, der University of Notre Dame und der
Cornell University. In Paris gibt es zwei auf
soziale Bewegungen spezialisierte Forschungs-
einrichtungen.33 Weitere kleinere Institute bzw.
Forschungsgruppen mit allerdings bescheide-
ner Ausstrahlungskraft existieren in Großbri-
tannien, Spanien, Russland, Kanada, Japan und
Lateinamerika.34

In Deutschland wurde eine von Nicht-His-
torikern betriebene Bewegungs- und Protest-
forschung in größerem Maßstab erstmals in
der Abteilung „Öffentlichkeit und soziale Be-
wegungen“ am Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung institutionalisiert. Nachfolgen-
de Arbeits- und Forschungsgruppen haben die-
se Arbeiten dort weitergeführt – derzeit auch
im Verbund mit Historikern.35 Daneben ist vor
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allem das Bochumer Institut für soziale Bewe-
gungen zu nennen, das sich auf die Geschichte
der Arbeiterbewegung konzentriert.36 Am Ran-
de spielen Bewegungsthemen auch im Institut
für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltfor-
schung (Universität Bielefeld), am Center for
Conflict Studies (Universität Marburg) und im
Rahmen der Dritter-Sektor-Forschung und der
Forschung zu Interessengruppen eine Rolle.
Ansonsten werden einschlägige Themen lediglich
von Einzelpersonen bearbeitet. Eigene, dieser
Thematik gewidmete Lehrstühle gibt es nicht.
Jedoch werden von einzelnen etablierten Wis-
senschaftlern faktisch auch Fragen sozialer Be-
wegungen behandelt. Zu nennen sind etwa Klaus
Eder (Berlin) für die Soziologie sowie, für die
Geschichtswissenschaft, Jürgen Kocka (Berlin),
Klaus Tenfelde (Bochum), Thomas Welskopp
und, mit Themen jenseits der Arbeiterbewegung,
Ingrid Gilcher-Holtey (Bielefeld). Generell gilt
für die deutsche Bewegungsforschung, dass sie
nur über eine dürftige institutionelle Absiche-
rung verfügt (Klein 2003).

Neben Forschungseinrichtungen ist auf eini-
ge Zeitschriften hinzuweisen, die auf soziale
Bewegungen bzw. kollektive Mobilisierung spe-
zialisiert sind: Mobilization37 (USA, seit 1996),
Social Movement Studies (Großbritannien, seit
2002), das Forschungsjournal Neue Soziale Be-
wegungen (Deutschland; seit 1988) und das
Mitteilungsblatt38 des Instituts für soziale Be-
wegungen in Bochum. Weitere Zeitschriften
haben einen breiteren thematischen Rahmen,
aber widmen sich häufig Bewegungsthemen.
Dazu gehört zum Beispiel Civitas – Revista de
Ciências Sociais (Brasilien, seit 2001). Hinzu-
gekommen ist im Jahr 2009 die auch im Inter-
net zugängliche italienische Zeitschrift Parteci-
pazione e Conflitto. Weiterhin sind einige Buch-
reihen zu nennen, darunter Research in Social
Movements, Conflicts and Change (JAI Press;
seit 1977), Social Movements, Protest & Con-
tention (University of Minnesota Press; seit
1994), Cambridge Studies in Contentious Po-
litics (University of Cambridge Press, seit 2001),
und Protest, Culture and Society (Berghahn
Books, seit 2008).

Nicht zu unterschätzen ist die Bedeutung
informeller internationaler Netzwerke, insbeson-
dere ein in seinem Kern recht stabiler Kreis,
der sich nach einem ersten kleinen Workshop
an der Cornell University (1985) zusammen-
gefunden hat und seitdem in unregelmäßigen
Abständen und an wechselnden Orten (Ams-
terdam, Berlin, Washington D.C., Lausanne,
Schottland, Bellagio/Italien) Tagungen orga-
nisiert hat. Aus diesen Treffen ging auch
zumeist eine Buchpublikation hervor. Inzwi-
schen sind in mehreren Ländern Netzwerke
von Nachwuchswissenschaftlern entstanden, die
zu sozialen Bewegungen und politischem Pro-
test arbeiten.

Bewegungsforschung in deutschsprachigen
Zeitschriften

Die deutschsprachige Bewegungsforschung hat
seit den 1980er Jahren einen deutlichen Auf-
schwung genommen, ohne sich jedoch, in Re-
lation zu anderen Themenbereichen, zu einem
quantitativ bedeutsamen und institutionell gut
verankerten Gebiet der Sozialwissenschaften zu
entwickeln. Über einige quantitative und qua-
litative Veränderungen dieses Feldes gibt eine
kleine, von Wolfgang Stuppert angefertigte
Analyse von Artikeln in vier Fachzeitschriften
aus drei Disziplinen Auskunft.

Gesichtet und kodiert wurden Artikel, die
sich faktisch, wenngleich nicht notwendig
durch die explizite Verwendung dieser Begrif-
fe, auf den Gegenstandsbereich soziale Bewe-
gungen und/oder Protest bezogen.39 Ausge-
wertet wurden die Kölner Zeitschrift für So-
ziologie und Sozialpsychologie (KZfSS), die
Soziale Welt (SW), die Politische Vierteljah-
resschrift (PVS) und Geschichte und Gesell-
schaft (GG). Herangezogen wurden die Aus-
gaben von 1970 bis 2008 (inklusive der Son-
derhefte), im Falle von GG die Ausgaben von
1976 bis 2008.

Bei den drei nicht-historischen Zeitschrif-
ten wächst die Zahl der einschlägigen Artikel
von den 1970er über die 1980er bis zu den
1990er Jahren, um dann rapide abzunehmen.
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Die quantitative Verteilung nach Jahrfünften
ist in Abbildung 1 ausgewiesen. Bemerkens-
wert ist hier insbesondere der hohe Anteil von

Artikeln in Geschichte und Gesellschaft (siehe
schraffierte Fläche) in der zweiten Hälfte der
1970er Jahre.

Unter den angesprochenen Themenberei-
chen (bei Berücksichtigung von Mehrfachnen-
nungen) dominiert Protest, gefolgt von den
Themen Arbeiterbewegung/-proteste, Revolu-
tion, Gewalt, Religion und ’68er-Bewegung

(Abbildung 2). Am Ende der Liste, sofern
Themen berücksichtigt werden, die in mindes-
tens fünf Artikeln behandelt werden, rangie-
ren die Themen Diffusion, Soziale Bewegung
(allgemein) und Sozialer Wandel.

Abb. 1: Anzahl Artikel nach Zeitschriften, 1970-2008

Abb. 2: Die häufigsten Themen, 1970-2008
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Hier nicht ausgewiesene Daten zeigen,
dass neue soziale Bewegungen erst in den
1980er Jahren eine Rolle spielen; neben der
Arbeiterbewegung nehmen sie dann den Spit-
zenplatz ein. Im folgenden Jahrzehnt steht
das Gewaltthema im Vordergrund, gefolgt
von Protest und, gleichrangig, Rechtextre-
mismus.

Die Klassifizierung der Artikel nach gro-
ben paradigmatischen Orientierungen („Ansät-
ze“) zeigt, dass in den 1970er und 1980er Jah-
ren strukturorientierte und konstruktivistische
Ansätze am stärksten vertreten waren. Hinzu
treten später individualistische Rational Choice-
Ansätze und, besonders ab 2000, auch organi-
sationssoziologische Ansätze (Abbildung 3).

Abb. 3: Verteilung der wissenschaftlichen Ansätze im Zeitverlauf, 1970-2008

Abb. 4: Theoretische und/oder empirische Ausrichtung der Artikel im Zeitverlauf, 1970-2008
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Abb. 5: Untersuchungseinheiten der Analyse (in %)

Hinsichtlich der theoretischen bzw. empiri-
schen Ausrichtung der Artikel ergibt sich kein
klarer Trend im Zeitverlauf (Abbildung 4). Be-
merkenswert ist jedoch der relativ geringe An-
teil von Artikeln, welche theoretische und em-
pirische Orientierungen verbinden. Der Vergleich
von Geschichte und Gesellschaft mit den drei

übrigen Zeitschriften zeigt für die historische
Zeitschrift einen geringeren Anteil theoretischer
Beiträge und einen ebenfalls geringeren Anteil
empirischer Primäranalysen (Daten hier nicht
ausgewiesen). In Geschichte und Gesellschaft
werden theoretische Bezüge meist nur genannt,
aber nicht näher ausgeführt oder diskutiert.

Abb. 6: Geographischer Fokus der Analyse (% der Fälle)
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Eine hier nicht ausgewiesene Kategorisie-
rung nach der Zahl der Untersuchungseinhei-
ten erweist, dass Analysen von Einzelfällen (ein
Ereignis, ein Konflikt, eine Bewegung, ein Land)
mit fast zwei Dritteln dominieren, während
die übrigen Kategorien (hohe Fallzahl zum
Beispiel bei der Befragung von Individuen,
Vergleiche mit hoher Fallzahl, vergleichende
Fallstudie) weitaus seltener sind.

Unter den Untersuchungseinheiten der Ar-
tikel dominieren mit rund 55 Prozent soziale
Bewegungen, gefolgt von einzelnen Ereignis-
sen, Kampagnen und Individuen (Abbildung
5). Seltener stehen Organisationen im Mittel-
punkt, und noch seltener geht es um mehrere
Untersuchungseinheiten.

Ein Blick auf den geographischen Bezug
der Zeitschriftenartikel zeigt, dass rund 16
Prozent keinen bestimmten Raum ansprechen.
Dies betrifft in erster Linie die theoretisch
ausgerichteten Artikel. Die verbleibenden Ar-
tikel konzentrieren sich sehr stark auf West-
europa, gefolgt von Nordamerika und Ost-
europa. Beiträge mit einem explizit globalen
Bezugsraum und solchen zu den übrigen Kon-
tinenten sind sehr selten (Abbildung 6).

3 Erträge und Defizite der Bewegungs-
forschung

Im Großen und Ganzen hat sich die Bewe-
gungsforschung in den vergangenen Jahrzehn-
ten recht dynamisch fortentwickelt. Neben
qualitativen Fortschritten hat auch die schiere
Zahl einschlägiger Publikationen zugenom-
men. Chazel spricht von einer „abundance
of books on social movements during the
1990s“ (Chazel 2001: 14374). Das Interesse
an sozialen Bewegungen ist wohl auch des-
halb gestiegen, weil viele Sozialwissenschaft-
ler eine politische Affinität zu bestimmten
sozialen Bewegungen, etwa Bürgerrechtsbe-
wegungen, Studentenbewegungen und neu-
en sozialen Bewegungen, aufweisen oder
sogar, vor oder neben ihrer beruflichen Tä-
tigkeit, in solchen Bewegungen engagiert
waren bzw. sind.

Ohne auf die an sich gebotenen länder- und
phasenspezifischen Differenzierungen näher
einzugehen, ist bei einer Bilanz der Bewegungs-
wissenschaft auf der Haben-Seite Folgendes
festzuhalten:
1. Die theoretische Produktivität ist in euro-

päischen Ländern einschließlich Deutsch-
lands gestiegen. Die Theoriebildung – vor
allem als middle range theories – ist elabo-
rierter und spezifischer auf einzelne Per-
spektiven bzw. Aspekte zugeschnitten wor-
den.40 Dabei werden Anleihen bei in ande-
ren Kontexten entwickelten Theorien ge-
macht, etwa der Organisationssoziologie,
der Kultursoziologie, der Diffusionstheo-
rie, der Netzwerktheorie und der Theorie
rationaler Wahl. Umgekehrt strahlen auch
Theorien und Konzepte, die in der Bewe-
gungsforschung entwickelt oder angewandt
wurden, auf andere Wissenschaftsbereiche
aus. Das gilt insbesondere für die Konzep-
te zu politischen und diskursiven Gele-
genheitsstrukturen, zur Ressourcenmobili-
sierung und zum Framing.

2. Die zunächst überwiegend national gepräg-
ten Diskussions- und Forschungskontexte
sind zunehmend internationalisiert worden.
Konnte Herbert Kitschelt noch 1985 ver-
merken, die Theorie sozialer Bewegungen
sei „fast ausschließlich ein Feld der anglo-
amerikanischen und französischen Sozio-
logie und Politikwissenschaft geblieben“
(Kitschelt 1985), so haben sich diese Ein-
flüsse seitdem abgeschwächt. In Deutsch-
land und anderen Ländern wurde spätestens
in den 1990er Jahren der Anschluss an den
internationalen, nach wie vor stark von den
USA vorgegebenen Diskussions- und For-
schungsstand hergestellt. Zugleich wurden
eigenständige Entwicklungen eingeleitet,
die in Einzelfällen auch auf internationa-
ler Ebene Einfluss erlangten. Das betrifft
zum Beispiel die Netzwerkforschung von
Mario Diani (Diani/McAdam 2002), die
Claims Making Analysis von Ruud Koop-
mans und Paul Statham (Koopmans/
Statham 1999) sowie die Systematisierung
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der Wirkungsdimensionen von sozialen Be-
wegungen durch Marco Giugni (1998).

3. Die für einige Länder charakteristische Eng-
führung auf neue soziale Bewegungen41 ist
inzwischen weitgehend überwunden. So
wird der Bewegungscharakter zum Beispiel
rechtsradikaler Gruppierungen und auch
islamisch-fundamentalistischer Gruppierun-
gen zunehmend anerkannt. Zudem ist das
Spektrum der angesprochenen und analy-
sierten Untersuchungsdimensionen erwei-
tert worden. Verstärkte Beachtung fanden
in den letzten Jahren beispielsweise kultu-
relle Prägungen des Protests und kultur-
wissenschaftliche Ansätze42, die Interakti-
on von Bewegungen und Massenmedien,
Emotionen in sozialen Bewegungen, trans-
nationale Transfer- und Diffusionsprozes-
se, situative Protestauslöser sowie multidi-
mensionale Folgewirkungen von sozialen
Bewegungen und Protestkampagnen.

4. Die Herangehensweisen und Methoden
sind vielfältiger, systematischer und an-
spruchsvoller geworden. In einigen Feldern
ist der Bestand an systematisch gewonne-
nen, teilweise auch zeit- und länderverglei-
chenden Daten deutlich gewachsen. Dies
gilt zum Beispiel für die zunehmend kon-
textualisierte und neuerdings auch im Rah-
men von Protestaktivitäten vorgenomme-
ne Umfrageforschung (Verhulst/Walgrave
2007; Walgrave/Rucht 2010), die Protest-
ereignisforschung und die diese erweitern-
de Claims-Making Analysis (Koopmans/
Rucht 2002) sowie eine methodisch kon-
trollierte teilnehmende Beobachtung (del-
la Porta/Rucht 2008).

5. Die Forschung hat sich von disziplinären
Blickverengungen ein Stück weit befreien
können und die wechselseitige Aufmerk-
samkeit ist gestiegen. Zum Beispiel fand
die historische Dimension gegenwärtiger
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Protestphänomene verstärkt Beachtung.
Umgekehrt haben Historiker damit begon-
nen, sich mit Konzepten der nicht-histo-
risch ausgerichteten Sozialwissenschaften
zu befassen.

6. Schließlich haben im Zuge einer allgemei-
nen Professionalisierungstendenz etliche
Wissenschaftler, die ihrem Untersuchungs-
gegenstand zunächst relativ unkritisch ge-
genüberstanden, eine größere Distanz ge-
wonnen und fühlen sich stärker professio-
nellen Standards verpflichtet. Nicht einge-
treten ist die Befürchtung Michael Th.
Grevens, die Bewegungswissenschaft zei-
ge eine auffällige „Tendenz zur Hermeti-
sierung“ (Greven 1988: 51) und drohe „zu
einer bloß affirmativen Begleit- und Ak-
zeptanzforschung zu verkümmern“ (ebd.:
58).43

Auf der anderen Seite ist aber auch auf eine
Reihe von teilweise bereits früher konstatier-
ten Schwächen und Defiziten hinzuweisen.
1. Viele Arbeiten haben zwar einzelne Kon-

zepte und Theorien der Bewegungsfor-
schung aufgegriffen, aber kaum kritisch
diskutiert oder konstruktiv weiterentwi-
ckelt. Oft wird eher beiläufig auf hochab-
strakte Theorien rekurriert44; teilweise re-
duziert sich der Theoriebezug auf ein blo-
ßes name dropping. Eng damit verbunden
ist auch das meist dünne Band zwischen
Theorie und Empirie. Zuweilen stehen die-
se Aspekte unverbunden nebeneinander.
Die üblicherweise in Einleitungen platzierte
Bezugnahme auf Theorie bleibt dann für
die Empirie folgenlos; die empirischen
Befunde haben keine Rückwirkung auf die
Theoriebildung.

2. Die Komplexität von Bewegungsphänome-
nen hat einerseits dazu verleitet, diese rela-
tiv pauschal im Rahmen hochabstrakter
Theorien (funktionalistische Systemtheorie,
Modernisierungstheorien, Postfordismus-
Theorie, Theorie der Netzwerkgesellschaft
usw.) abzuhandeln. Diese Neigung hat aus
guten Gründen abgenommen. Andererseits
hat die wachsende Spezialisierung inner-

halb der Disziplinen dazu geführt, dass
immer kleinteiligere Aspekte durchaus
sachkompetent und akribisch, aber doch
ohne die gebotenen Querbezüge, Verglei-
che und Einbettungen in einen größeren
theoretischen und/oder empirischen Rah-
men behandelt werden. Dieser Trend hält
an. Somit sind größere synthetisierende Ana-
lysen, seien sie eher theoretischer Natur,
seien sie eher empirisch-systematischer oder
empirisch-deskriptiver Natur, eine Mangel-
ware.45 Es fehlt an Vergleichen einer Bewe-
gung in der longue durée; es fehlt an Ver-
gleichen eines Bewegungstyps in verschie-
denen Sprach- und Kulturräumen (anstelle
der bevorzugten Untersuchungseinheit
Nationalstaaten); es fehlt an Vergleichen
verschiedener Bewegungen oder Bewe-
gungstypen in gleichen oder in verschiede-
nen Kulturräumen.

3. Ohnehin ist die Bewegungs- und Protest-
forschung noch stark auf die monographi-
sche Darstellung einzelner Fälle ausgerich-
tet. Zudem besteht nach wie vor die Fo-
kussierung auf die kapitalistischen Kern-
länder des Westens, während Entwicklun-
gen in Mittel- und Osteuropa, und mehr
noch im globalen Süden, unterbelichtet
bleiben. Sofern Bewegungen auch dieser
Regionen thematisiert werden, erfolgt dies
zumeist durch Personen, die mit dem Rüst-
zeug der Bewegungsforschung kaum ver-
traut sind. Dazu gehören die im Westen
ansässigen area specialists und Fachjour-
nalisten ebenso wie Wissenschaftler im glo-
balen Süden, die von nennenswerten For-
schungsressourcen und internationalen
Kontakten weitgehend abgeschnitten sind.

4. Aufgrund der Dominanz der englischspra-
chigen Literatur finden durchaus interes-
sante Ideen, Ansätze und Befunde, die in
anderen Sprachen vorgelegt wurden, immer
weniger Beachtung. Die englischsprachige
Publikationstätigkeit von Wissenschaftlern,
die selbst nicht aus diesem Sprachraum
stammen, verführt dazu, vorhandene eng-
lischsprachige Literatur auch dann zu be-
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vorzugen, wenn „heimische“ Publikationen
mehr und Besseres zu bieten haben.

5. Ein anhaltendes Desiderat bildet die kon-
zeptionell und methodisch sehr anspruchs-
volle Analyse der Wirkungen sozialer Be-
wegungen. Immerhin ist dieses Defizit
inzwischen erkannt und in einzelnen Ar-
beiten auch energisch angegangen worden
(Gamson 1990 [1975]; Giugni et al. 1999;
Kolb 2007).

Speziell für Deutschland sollen abschließend
vier anstehende Herausforderungen benannt
werden:
• die Verbindung der Bewegungsforschung

mit grundsätzlicheren, über diesen speziel-
len Gegenstand hinausgehenden Fragen der
Sozialwissenschaft, wie sie insbesondere im
Rahmen der politischen Soziologie und der
historischen Sozialwissenschaft behandelt
werden;

• die interdisziplinäre Kooperation, die über
das Zusammentreffen auf Tagungen und
Workshops hinausgehen und in gemeinsa-
me Forschungsprojekte münden sollte;

• eine bessere Fundierung des empirischen
Wissens durch breit und/oder vergleichend
ansetzende Studien, die im Regelfall eine
Kooperation mehrerer Personen erfordern
und eine entsprechende institutionelle Ab-
sicherung verlangen. Das Feld der Bewe-
gungen ist zu weit und zu komplex, als
dass es zureichend durch Einzelgänger er-
schließbar wäre;

• eine intensivere Reflexion der Haltung von
Bewegungsforschern – eine Haltung, die
in zweifacher Hinsicht konkurrierenden An-
forderungen entsprechen sollte. Bezüglich
des Blickwinkels ist es von Vorteil, Dis-
tanz und Nähe zu verbinden (Touraine
1978; Elias 1983). Distanz bedeutet, bei
bestimmten Fragen eine Vogelperspektive
einzunehmen, aus der große Linien und
Konturen sichtbar werden, womit auch die
Möglichkeit von huge comparisons (dazu
Tilly 1984) und der Bezug zur „Historizi-
tät“ im Sinne Touraines eröffnet wird. Das
müssten wohl vor allem Wissenschaftler

leisten, die über eine reiche Erfahrung ver-
fügen und größere Gebiete überschauen.
Nähe bedeutet, den Akteuren gleichsam
auf den Leib zu rücken, sich mit deren
Wahrnehmungsmustern, Denk- und Hand-
lungsweisen vertraut zu machen, um den
Sinn ihres Tuns verstehend zu entschlüs-
seln. Einerseits sollten die Forscher aner-
kennen, dass sie ihren Objekten nicht neu-
tral gegenüberstehen, also sich immer,
wenngleich nicht immer explizit, zu ihren
Objekten weltanschaulich und politisch
positionieren. Es ist nichts Ehrenrühriges
oder Unprofessionelles daran, wenn Bewe-
gungswissenschaft in aufklärerischer Ab-
sicht praxisrelevant wird.46

Andererseits sollte sie sich nicht als Pro-
blemlösungswissenschaft verstehen (Offe
1981). Somit muss sie auch die Fähigkeit
zu professioneller Distanz aufbringen, darf
sich also nicht von ihren Sympathien oder
Antipathien dazu verleiten lassen, jene
Dinge auszublenden, die ihren außerwis-
senschaftlichen wie wissenschaftlichen Vor-
lieben und Vorannahmen widersprechen.

Dieter Rucht ist Honorarprofessor am Ins-
titut für Soziologie der FU Berlin und war Ko-
Leiter der ehemaligen Forschungsgruppe Zi-
vilgesellschaft, Citizenship und politische Mo-
bilisierung in Europa am Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung.

Anmerkungen
1 Ich danke den Mitgliedern der Forschungs-

gruppe Zivilgesellschaft, Citizenship und po-
litische Mobilisierung am Wissenschaftszen-
trum Berlin sowie Felix Kolb für Anregun-
gen zu einer früheren Fassung des Manus-
kripts.

2 „Eine soziale Bewegung ist ein auf gewisse
Dauer gestelltes und durch kollektive Iden-
tität abgestütztes Handlungssystem mobili-
sierter Netzwerke von Gruppen und Organi-
sationen, welche sozialen Wandel mit Mit-
teln des Protests – notfalls bis hin zur Ge-
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waltanwendung – herbeiführen, verhindern
oder rückgängig machen wollen“ (Rucht
1994: 76f.). Diese Definition enthält keine
Annahmen über die ideologische Orientie-
rung der Bewegung – im Gegensatz etwa zu
der Auffassung von Werner Hofmann (1970:
7): „Soziale Bewegung ist Emanzipationsbe-
wegung.“ In historischer Perspektive spreche
ich erst seit dem Zeitalter der Aufklärung
von sozialen Bewegungen. Den Aufständen
und Revolten davor lag nicht die Vorstel-
lung zugrunde, Gesellschaft könnte als Gan-
ze von Menschen gestaltet werden. Vielmehr
richtete sich Protest und Widerstand gegen
die Verletzung einer hergebrachten bzw. von
Gott gegebenen Ordnung.

3 Einen Sonderfall stellt der Terrorismus dar.
Er maximiert Aufmerksamkeit und mini-
miert Zustimmung – zumindest in demokra-
tischen Gesellschaften. In schwächerem Maße
gilt dies auch für radikale politische Grup-
pen, die sich nicht zuletzt durch ihre Pro-
testinszenierung von herrschenden Meinun-
gen distanzieren und gerade daraus ihr Selbst-
und Fremdbild als einer antagonistischen
Kraft gewinnen.

4 Das Interesse sozialer Bewegungen an einer
vorteilhaften Selbstdarstellung kann durchaus
zum Selbstzweck werden. In der Regel ist es
jedoch ein Mittel zur Erreichung der erklär-
ten Bewegungsziele, welche oft weit über
die Verbesserung der eigenen Lage hinausge-
hen.

5 Dies ist einer der vier „institutional impera-
tives“, die Robert Merton (1973 [1942]) den
Sozialwissenschaften zuschrieb. Die drei üb-
rigen sind universalism, communism (verstan-
den als kooperative Herstellung eines gemein-
samen und öffentlich zugänglichen Gutes)
und disinterestedness (Abwesenheit kommer-
zieller Interessen bei gleichzeitigem Streben
nach wissenschaftlicher Anerkennung).

6 So die Position der Feministin Maria Mies
(1978). Die absurde Konsequenz dieser For-
derung wäre, dass nur noch Rechtsradikale
über Rechtsradikalismus, Liberale über Li-
beralismus usw. forschen sollten.

7 Einschlägige Autoren dieser Phase sind Her-
bert Blumer, Rudolf Heberle, Joseph Gus-
field, Lewis Killian, Neil Smelser, Hans Toch
und Ralph Turner. Einen Überblick bieten
Michael Brown/Amy Goldin (1973).

8 Die Autoren vermerken, dass sich in den zu-
rückliegenden 15 Jahren mindestens 24 Bü-
cher direkt auf Themen kollektiven Verhal-
tens bezogen, während in den davor liegen-
den 25 Jahren nicht einmal halb so viele ent-
sprechende Werke publiziert worden waren
(Marx/Wood 1975: 363). Die zunehmende
Bedeutung und Institutionalisierung der Be-
wegungsforschung spiegelt sich in einführen-
den Werken (Oberschall 1973; Wilson 1973)
und Neuausgaben früherer Werke (Turner/
Killian 1957, 2. Ausgabe 1972, dritte Aus-
gabe 1987). Sie spiegelt sich auch, begin-
nend mit Killian, in diversen Überblicken in
Fachzeitschriften und Handbüchern zum
Stand dieses Forschungsbereichs: Killian
1964; Killian 1973; Marx/Wood 1975; Jen-
kins 1983; Morris/Herring1987; Edwards/
McCarthy 1992; McAdam et al. 1988. Die
Konsolidierung dieses Bereiches indiziert die
Herausgabe von Textsammlungen (zum Bei-
spiel McAdam/Snow 1997).

9 Siehe dagegen den Beitrag des aus Deutsch-
land in die USA emigrierten Rudolf Heber-
le (1968), der eine breitere Perspektive bei-
behält; vgl. auch Heberle 1951. Ralf Turner
(1981: 20) wies darauf hin, dass resource
mobilization nur dann als ein neues und kon-
trastierendes Paradigma verstanden werden
kann, wenn der Ansatz auf einige wenige
und zudem nicht sehr realitätsnahe Grund-
annahmen reduziert wird. Zum phasenweise
beliebten Spiel des theory bashing siehe die
Kritik von John Lofland (1993).

10Maßgeblich waren in diesem Zusammen-
hang die Arbeiten von David Snow (vgl.
Snow et al. 1986; Snow/Benford 1988)
und William A. Gamson (1992). Für eine
Erweiterung des Ressourcenmobilisie-
rungsansatzes plädiert auch Carol Muel-
ler. Sie fordert „a broader paradigm that
is at once sensitive to historical, cultural,
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and structural differences between groups
seeking to mobilize on behalf of collecti-
ve ends and more attuned to the micro-
mobilization contexts in which social
movement identities and grievances are
forged out of specific experiences of cons-
traint and opportunity“ (Mueller 1992:
22).

11Goodwin/Jasper 1999; Jasper 1997. Siehe
die vehemente Replik von Ruud Koopmans
1999. Bereits früher gab es Kontroversen zwi-
schen dem stärker identitätsorientierten So-
ziologen Alberto Melucci und dem stärker
strukturorientierten Politikwissenschaftler
Sidney Tarrow.

12 Es ist bezeichnend, dass im Handwörter-
buch der Sozialwissenschaften (Ausgabe
1956) zwar die Stichworte Arbeiterbewegun-
gen und Arbeitskampf enthalten sind, nicht
jedoch Stichworte zu Frauenbewegung (oder
feministische Bewegung) und zu sozialer
Bewegung. Auch das Werk Geschichtliche
Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur
politisch-sozialen Sprache in Deutschland
(hrsg. von Otto Brunner/Werner Conze/
Reinhart Koselleck, 7 Bde., Stuttgart) ent-
hält keinen Artikel zu soziale(n)
Bewegung(en). Unter dem Stichwort „Ar-
beiter“ findet sich allerdings ein zweiseitiger
Abschnitt zur „Arbeiterbewegung“.

13Vor allem durch die Vermittlung von Sidney
Tarrow in den USA sowie Bert Klandermans
in Europa begann der Vergleich amerikani-
scher und europäischer Arbeiten, welche
zunächst auf die jeweils vorherrschenden An-
sätze – Ressourcenmobilisierung einerseits,
neue soziale Bewegungen andererseits – re-
duziert wurden. Vgl. Klandermans/Tarrow
1988.

14Für den deutschsprachigen Raum siehe
Heinz/Schöber 1972; Rammstedt 1978;
Raschke 1985.

15Der Band erschien unter dem Titel „40 Jah-
re Soziale Bewegungen: von der verordne-
ten zur erstrittenen Demokratie“. Er bezog
sich ausschließlich auf die Analyse neuer so-
zialer Bewegungen.

16Kritisiert wurde nicht nur die Fokussierung
auf den Gegenstand neue soziale Bewegun-
gen, sondern auch die Eignung des darauf
bezogenen Konzepts, da sich diese Bewegun-
gen gewandelt hätten und die entsprechen-
den Bewegungsmilieus „in der Bundesrepub-
lik zunehmend an Kohäsionskraft“ verlören
(Brand 1998: 73).

17Herausgeber sind David Snow, Bert Klan-
dermans, Donatella della Porta und Doug
McAdam. Hinzu kommt eine größere Zahl
von advisory editors.

18Für einen früheren Sammelband zu methodi-
schen Zugängen und Problemen der Bewe-
gungsforschung siehe Eyerman/Diani 1992.

19 Innerhalb der Geschichtswissenschaft war der
Terminus Arbeiterbewegung so selbstverständ-
lich, dass er offensichtlich keinerlei konzep-
tionellen Reflexion und Untermauerung be-
durfte. Dies gilt im Großen und Ganzen für
die Arbeiten renommierter Historikerinnen
und Historiker der Arbeiterbewegung wie
Helga Grebing, Jürgen Kocka, Gerhard A.
Ritter, Klaus Tenfelde und Thomas Wels-
kopp. Aber auch in anderen Wissenschafts-
disziplinen einschließlich der Soziologie fin-
det sich eine undiskutierte Übernahme des
Bewegungsbegriffs (zum Beispiel Klönne
1989 [1980]). Im Gegensatz dazu steht zum
Beispiel die historisch-soziologische Arbeit
von Otthein Rammstedt (1966) sowie der
„Grundriß“ zu sozialen Bewegungen von
Joachim Raschke (1985).

20Zu nennen ist beispielsweise Ron Aminza-
de. Umgekehrt gibt es auch Nicht-Histori-
ker wie die Soziologen Craig Calhoun, Jack
Goldstone und Roger Gould sowie den Poli-
tikwissenschaftler Aristide Zolberg, die ein
dezidiertes Interesse für historische Phäno-
mene zeigen.

21Für die USA ist neben Charles Tilly (siehe
dazu den Abschnitt Interdisziplinäre Studi-
en und disziplinäre Grenzgänger) vor allem
auf die Arbeiten von Barrington Moore hin-
zuweisen.

22Er erlangte nicht nur aufgrund seiner Publi-
kationen, sondern auch seiner vielfältigen
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Kontakte und seines wissenschaftlichen Un-
ternehmertums, etwa als Herausgeber von
Buchreihen, Organisator von Konferenzen
und (ehemaliger) Vorsitzender einer Sektion
der International Sociological Association,
großen Einfluss auf die Bewegungsforschung.
Unter den deutschen Sozialpsychologen be-
fasst sich Bernd Simon mit Bewegungsthe-
men. Er hat auch gelegentlich zusammen mit
Bert Klandermans publiziert.

23Von deren zahlreichen Publikationen werden
hier lediglich exemplarisch genannt: Kraus-
haar 2008; Roth 1994; Rucht 1994.

24Zur Kritik daran siehe diverse Beiträge in
Mobilization, Jg. 8, Heft 1 (Februar 2008).

25Hervorzuheben ist das von Hanspeter Krie-
si geleitete Projekt zu neuen sozialen Bewe-
gungen in vier europäischen Ländern (Kriesi
et al. 1995), weiter das sechs europäische
Länder vergleichende Projekt Transformati-
on of Environmental Activism (Koordinati-
on Christopher Rootes), das ebenfalls sechs
Länder umfassende Projekt Democracy in
Europe and the Mobilization of Society (Ko-
ordination Donatella della Porta) und das
Projekt zur Befragung von Demonstranten
gegen den Irakkrieg in sieben europäischen
Ländern und den USA (Koordination Ste-
faan Walgrave). Weitere Projekte hatten
zumindest am Rande auch mit Fragen von
Protestmobilisierung zu tun: zum Beispiel
Mobilization on Ethnic Relations, Immigra-
tion and Citizenship sowie The Contentious
Politics of Unemployment in Europe: Politi-
cal Claim-Making, Policy Deliberation, and
Exclusion from the Labour Market.

26Die Vereinigung hatte im Frühjahr 2009 mehr
als 14.000 Mitglieder.

27Zwei wichtige Anstöße zur Gründung des
formellen Arbeitskreises bildeten die von
Hans-Dieter Klingemann und Richard Stöss
geleitete Arbeitsgruppe „Neue Issues und
neue soziale Bewegungen“ im Rahmen des
Fachkongresses der DVPW 1983 (vgl. dazu
die Beiträge in Falter et al. 1984) sowie ein
im August 1985 in Köln durchgeführter in-
ternationaler Workshop „Analysis of New

Social Movements“, der von Dirk Gerdes,
Wilfried Nelles und Dieter Rucht initiiert
worden war. Hier kamen erstmals etliche
bislang unabhängig voneinander auf diesem
Gebiet arbeitende Wissenschaftler mehrerer
europäischer Länder zusammen, darunter,
neben den genannten Initiatoren, Karl-Wer-
ner Brand, Donatella della Porta, François
Dubet, Klaus Eder, Mats Friberg, Leo Hu-
berts, Hanspeter Kriesi, Margit Mayer, Ma-
ria Mies, Abby Peterson, Philip van Praag
jr., Roland Roth, Kenth Ottermark und Leif
Thompsen. Es ist bemerkenswert, dass in
dieser frühen Phase noch vereinzelt bezwei-
felt wurde, dass es überhaupt so etwas wie
neue soziale Bewegungen gebe – so Richard
Stöss (1984) in seinem provozierenden Bei-
trag.

28Dies ist die Sektion für Didaktik der Ge-
schichtswissenschaft.

29Allerdings gibt es außerhalb der Vereinigung
Zirkel wie den Verein zum Studium Sozialer
Bewegungen.

30 Immerhin war der Jahreskongress 1989 der
französischen Soziologen dem Thema kol-
lektive Aktionen und soziale Bewegungen
gewidmet (Chazel 1993).

31 Die zuletzt genannte Sektion, die auf eine
Initiative von Bert Klandermans zurückgeht,
entstand in Abgrenzung zu den bereits be-
stehenden, aber stärker politisierten Sektio-
nen.

32Nach Tillys Übersiedelung nach New York
erlangte auch das dortige Center for Studies
of Social Change an der New School for
Social Research eine gewisse Bedeutung.

33Das von Alain Touraine gegründete Centre
d’Etude des Mouvements Sociaux (CEMS)
sowie das später ebenfalls von Touraine ini-
tiierte und lange geleitete Centre d’analyse
et d’interventions sociologiques (CADIS),
dem heute Michel Wieviorka vorsteht.

34Dies sind das Centre for the Study of Social
and Political Movements (University of Kent),
das Centro de Estudios Sobre Movimientos
Sociales (Barcelona), das Departamento de
Historia del Pensamiento y de los Movimi-
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entos Sociales y Políticos (Universidad Com-
plutense Madrid), das Institut für kollektive
Aktionen in Moskau (www.ikd.ru), das Mo-
nash Institute for the Study of Global Mo-
vements (Victoria, Kanada), das Osaka Insti-
tute for Social Movements (Shakai Undo
Kyokai, or Shaunkyo) und das Departamen-
to de Estudios sobre Movimientos Sociales
(Mexico). Daneben besteht eine Reihe von
außeruniversitären Zentren und Einrichtun-
gen, die vor allem der Unterstützung ver-
schiedener Bewegungen dienen, so zum Bei-
spiel das Centro de Investigación y Forma-
ción de Movimientos Sociales und das Cen-
tro Nueva Tierra (Buenos Aires).

35Dies ist die Forschungsgruppe „Zivilgesell-
schaft, Citizenship und politische Mobilisie-
rung in Europa“.

36Das der Ruhr-Universität Bochum zugehöri-
ge und durch eine Stiftung mitfinanzierte
Institut erhielt im Sommer 1999 seinen heu-
tigen Namen. Damit sollte der thematischen,
über die Arbeiterbewegung hinausreichenden
Öffnung Rechnung getragen werden. Leiter
des Instituts ist seit den 1990er Jahren Klaus
Tenfelde.

37Der Untertitel lautet: „The International
Quarterly Review of Research in Social Mo-
vements, Protest, and Contentious Politics“.

38Der Name Mitteilungsblatt geht auf die frü-
hen Ausgaben (ab 1977) in Form einer Blät-
tersammlung zurück. Unter dem heutigen
Titel erscheint die Zeitschrift seit 1998 mit
mindestens zwei Ausgaben pro Jahr (mit den
Heften 41-42 im Jahr 2009 und 43-44 im
Jahr 2010). Zudem gibt das Bochumer Insti-
tut eine Buchreihe heraus, die jedoch weit
über die Thematik sozialer Bewegungen hi-
nausreicht.

39Ohne Rezensionen, Tagungsberichte etc.,
aber inklusive der Sonderbände.

40Eine sehr engagierte und kritische Bilanzie-
rung aktueller Bewegungstheorien bietet aus
dem Blickwinkel von Rational Choice Karl-
Dieter Opp (2009).

41Zur deutschen Situation kritisch Koopmans
1998.

42So auch die Wahrnehmung von Simon Teu-
ne (2008). Zu kulturellen Aspekten sozialer
Bewegungen siehe Stephen Hart (1996) und
Hank Johnston/Bert Klandermans (1995).

43Zu Reaktionen auf die breiter ansetzende
Kritik von Greven vgl. Karl-Werner Brand
(1989) und Roland Roth/Dieter Rucht
(1989). Siehe auch das Editorial vom Heft
1/1998 des Forschungsjournals Neue Sozi-
ale Bewegungen: Impulse, Bilanzen, Pers-
pektiven (Jg. 11, Heft 1, 2-13). Dort heißt
es: „Die normative Emphase der Bewegungs-
forschung, die sich in den 80er Jahren
beinahe ausschließlich mit den progressiv-
emanzipatorischen neuen sozialen Bewegun-
gen beschäftigt hatte, wurde durch die Mo-
bilisierungs- und Vernetzungserfolge im rech-
ten Spektrum der Gesellschaft gedämpft.“
(3)

44Teune meint aufgrund seiner Sichtung aktu-
eller Literatur, dass die gesellschaftstheore-
tische Deutung sozialer Bewegungen
inzwischen brach liege (Teune 2008: 528).

45Optimistisch ist Chazel, der „some overem-
phasis on one analytical dimension or empi-
rical type of movements“ konstatiert, aber
dann doch meint: „A true synthesis seems to
be under way, although it is not an easy job
to articulate distinctive dimensions with one
another“ (Chazel 2001: 14374).

46So hofft zum Beispiel Wolf-Dieter Narr hin-
sichtlich der Bewegungsforschung auf die
„Leidenschaft zur demokratischen Sache“
und rät davon ab, eine „zu große Hab-Acht-
Stellung gegenüber den etablierten Wissen-
schaftseinrichtungen“ einzunehmen (Narr
1995: 89).
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THEMENSCHWERPUNKT

Bürgerschaftliches Engagement „bietet auch
bislang engagementfernen Menschen Möglich-
keiten zum Engagement und damit zur Inte-
gration und Teilhabe an unserer Gesellschaft“,
so lautet eine zentrale Aussage der Engage-
mentstrategie der Bundesregierung (2010: 6).
In Diskrepanz zu dieser oft postulierten Inte-
grationskraft gibt es gleichzeitig empirische
Hinweise und theoretische Ansätze, welche den
Schluss nahelegen, sozial benachteiligte Men-
schen seien im bürgerschaftlichen Engagement
unterrepräsentiert bzw. würden ausgegrenzt.
Ziel des vorliegenden Artikels ist es, das ambi-
valente Verhältnis zwischen sozialer Benachtei-
ligung und bürgerschaftlichem Engagement aus
verschiedenen theoretischen Perspektiven zu
beleuchten. Zunächst werden Argumente dafür
angeführt, dass bürgerschaftliches Engagement
ein Weg zu mehr Partizipation sozial benach-
teiligter Gruppen sein könnte. Der Schwer-
punkt des Beitrages liegt jedoch auf Erklärun-
gen, welche aus unterschiedlichen theoretischen
Perspektiven begründen, wieso bürgerschaftli-
ches Engagement allem integrativen Anspruch
zum Trotz ein (weiterer) Ort der Reprodukti-
on sozialer Ausgrenzung ist.

1 | Bürgerschaftliches Engagement als
Ort der Partizipation

Ein erstes Argument dafür, dass bürgerschaft-
liches Engagement sozial benachteiligten Grup-
pen Partizipationsräume eröffnen könnte, lie-
ße sich in seinen zivilgesellschaftlichen Wur-
zeln begründen. Im vielstimmigen Diskurs der
Zivilgesellschaft betrifft dies vor allem be-
stimmte Strömungen, welche die Erweiterung

Engagement und Ausgrenzung – theoretische Zugänge zur

Klärung eines ambivalenten Verhältnisses

Chantal Munsch

von Partizipation in vermachteten Strukturen
in den Vordergrund stellen: Aus der Perspekti-
ve der Neuen Sozialen Bewegungen wird Zi-
vilgesellschaft zuvorderst als radikaldemokra-
tisches Konzept verstanden; in der ostmittel-
europäischen Zivilgesellschaftsdiskussion spielt
die antitotalitäre Stoßrichtung eine wesentli-
che Rolle, und die Frauenbewegung betont das
Ziel einer Demokratisierung der Geschlechter-
verhältnisse (vgl. Klein 2001). Hier geht es –
vereinfacht dargestellt – um mehr Mitbestim-
mung in politischen Meinungs- und Willens-
bildungsprozessen jenseits von Parteienpolitik,
und diese Mitbestimmung richtet sich (auch)
gegen etablierte hierarchische Strukturen.
Wenn man bürgerschaftliches Engagement im
Kontext eines solchen Verständnisses von Zi-
vilgesellschaft verortet, dann könnte es ein Ort
sein, an dem benachteiligte Gruppen sich mit
ihren Anliegen am öffentlich-politischen Dis-
kurs beteiligen können. Beispiele dafür sind
die Frauenbewegung, die Schwulen- und Les-
benbewegung, die Krüppelbewegung oder das
black movement. Gleichzeitig jedoch spielt
die Frage nach den Beteiligungsmöglichkeiten
sozial benachteiligter Gruppen im Diskurs um
Zivilgesellschaft eine untergeordnete Rolle.

Eingeschränkt wird das Argument für bür-
gerschaftliches Engagement als Ort der Parti-
zipation dadurch, dass es sich bei den Diskur-
sen um bürgerschaftliches Engagement und
Zivilgesellschaft – allen inhaltlichen Parallelen
zum Trotz – um zwei weitgehend getrennte
Diskussionsbereiche handelt. Insbesondere hin-
sichtlich radikaldemokratischer zivilgesellschaft-
licher Ansätze (vgl. ebd.: 259ff) finden sich
Stimmen im Diskurs um bürgerschaftliches
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Engagement, welche seinen politischen, v.a.
radikaldemokratischen Gehalt in Frage stellen.
Von dieser Seite wird bürgerschaftliches Enga-
gement eher im Sinne freiwilligen Engagements
verstanden – als Bestandteil eines Welfare-Mix,
bei dem Verantwortungsübernahme im Vorder-
grund steht: Nicht mehr nur der Staat, son-
dern auch die Wirtschaft und die Bürger sol-
len Verantwortung übernehmen und wohlfahrts-
staatliche Leistungen erbringen. Wenn es in
diesem Zusammenhang um soziale Benachtei-
ligung geht, dann stehen im Vergleich zu radi-
kaldemokratischen Ansätzen hier weniger Ver-
änderungen der gesellschaftlichen Strukturen
bzw. der Machtverhältnisse zur Debatte, die
diese reproduzieren. Nicht mehr gesellschaftli-
che Konflikte stehen im Vordergrund, Ziel ist
vielmehr die Erbringung von Wohlfahrt zur
Linderung schwieriger Lebensverhältnisse.

Gleichwohl lässt sich auch im Zusammen-
hang des Welfare-Mix ein zentrales Argument
für das integrative Potential bürgerschaftlichen
Engagements verorten: Es wird als möglicher
Ort der Integration gerade jener thematisiert,
welche nicht mehr über Erwerbsarbeit inte-
griert sind. Im Sinne eines erweiterten Arbeits-
begriffs wird argumentiert, bürgerschaftliches
Engagement biete „sinnvolle Tätigkeiten“ jen-
seits der Erwerbsarbeit. Dieses Argument von
Integration jenseits der Erwerbsarbeit stellt eine
wichtige Begründung für die öffentliche För-
derung von bürgerschaftlichem Engagement dar
– als ein Lösungsversuch vor dem Hintergrund
der Krise sowohl der Erwerbsarbeitsgesellschaft
als auch des Sozialstaates.

Neben den Argumenten von Zivilgesell-
schaft als Gegenmacht und von Integration
über Arbeit jenseits von Erwerbsarbeit spielt
drittens der Begriff der Öffentlichkeit eine
zentrale Rolle bei der Begründung der Inte-
grationskraft bürgerschaftlichen Engagements.
In Anlehnung an die Definitionen von politi-
scher Partizipation wird auch bürgerschaftli-
ches Engagement konzeptuell in einem öffent-
lichen Raum verortet, der klassischerweise als
Gegensatz zur Privatsphäre verstanden wird.
Während die Privatsphäre als Ort gezeichnet

wird, zu dem nur ausgewählte Mitglieder Zu-
gang haben, wird die Öffentlichkeit als Raum
dargestellt, dessen Diskurse und Unterstüt-
zungsleistungen prinzipiell für alle zugänglich
sind. So definiert die Enquete-Kommission „Zu-
kunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ bür-
gerschaftliches Engagement in Übereinstim-
mung mit vielen anderen AutorInnen als Tä-
tigkeit, welche sich „in der Regel in Organisa-
tionen und Institutionen im öffentlichen Raum
der Bürgergesellschaft“ entfaltet (Enquete-Kom-
mission 2002: 90). Die „Öffentlichkeit“, wel-
che die Enquete-Kommission als Bedingung bür-
gerschaftlichen Engagements nennt, soll die
Transparenz und „Anschlussfähigkeit für po-
tenzielle Kooperationspartner“ (ebd.: 88) ga-
rantieren. Öffentlichkeit als konstitutives Ele-
ment bürgerschaftlichen Engagements hat also
keine per se inklusive Wirkung, sie wird je-
doch mit dem Anspruch verbunden, Zugang
für alle zu ermöglichen (vgl. Munsch 2010;
2011). Während jedoch das explizite Ziel die-
ser Verortung von Engagement im öffentlichen
Raum seine Öffnung ist, hat dieses Konstrukt
öffentlichen Engagements jedoch gleichzeitig
ausgrenzende Wirkung, wie im Folgenden zu
zeigen sein wird.

2 | Bürgerschaftliches Engagement als
Ort der Ausgrenzung

Ausgrenzung als ein wesentliches Merkmal von
bürgerschaftlichem Engagement auszumachen,
widerspricht dem eben skizzierten Diskussions-
hintergrund. Dies mag umso mehr Erstaunen
hervorrufen, als dass bürgerschaftlich engagier-
te Gruppen in ihrem Selbstverständnis fast
durchgängig ihre Offenheit betonen: „Hier
wird jeder gebraucht!“. Die drei vorangegan-
genen Argumente für die Offenheit und das
Integrationspotential bürgerschaftlichen Enga-
gements sind indes eher auf der Ebene von
Intentionen bzw. Absichtserklärungen anzusie-
deln. Im Gegensatz dazu stehen bei der Analy-
se von Ausgrenzungsprozessen v.a. nicht be-
wusst intendierte Prozesse im Fokus der Be-
trachtung: In dieser Analyse richtet sich der

Engagement und Ausgrenzung



50 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

Chantal Munsch

Blick nicht auf die Metaebene der Aushand-
lungsprozesse zwischen zivilgesellschaftlichen
Gruppen und staatlichen sowie wirtschaftlichen
Akteuren, sondern vielmehr auf die Interakti-
onsprozesse zwischen Angehörigen von Min-
derheiten bzw. sozial benachteiligter Gruppen
und Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft, die
sich zusammen engagieren.

Eine zweite Perspektive wird durch die
Analyse von Ausgrenzungsprozessen im Rah-
men von bürgerschaftlichem Engagement er-
öffnet: Es ist eine dekonstruktive Sicht auf
die im ersten Teil dieses Beitrages vorgestell-
ten Ideale bzw. normativ geprägten Merkma-
le von Zivilgesellschaft. Diese Perspektive ist
jedoch nicht (wie zuweilen fälschlicherweise
verstanden) als Kritik an diesen Idealen zu
verstehen! Kritisiert wird jedoch ihre Gleich-
setzung mit der Realität. Eine unhinterfragte
Reifizierung der integrativen Ideale hat dabei
– so die These – oft die Funktion, Ausgren-
zungsprozesse im Rahmen bürgerschaftlichen
Engagements und damit deren Rolle bei der
Reproduktion sozialer Hierarchien zu verde-
cken.

Einen ersten Hinweis auf Ausgrenzungspro-
zesse geben quantitativ-empirische Studien über
die Merkmale von bürgerschaftlich bzw. frei-
willigen Engagierten. Sie zeigen, dass Menschen
mit niedrigem Einkommen, erwerbslose Men-
schen und Menschen mit niedrigen Bildungs-
abschlüssen signifikant weniger bürgerschaft-
lich engagiert sind als erwerbstätige Menschen
mit höherem Einkommen und höheren Bildungs-
abschlüssen (Erlinghagen et al.1999). Die letz-
ten Freiwilligensurveys (Gensicke et al. 2005;
Gensicke/Geiss 2010) zeigen darüber hinaus,
dass Männer eher im freiwilligen Engagement
repräsentiert sind als Frauen, BewohnerInnen
der alten Bundesländer eher als solche der neu-
en Bundesländer und Menschen ohne Migrati-
onshintergrund eher als Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Die statushöhere soziale
Gruppenzugehörigkeit ist diesen Studien zu-
folge also jeweils mit einer stärkeren Reprä-
sentation im bürgerschaftlichen Engagement
verbunden. Dieser Zusammenhang legt einen

diversitätstheoretischen Erklärungsversuch
nahe.

2.1 | Diversitätstheoretische Erklärungs-
ansätze

Eine wesentliche Grundlage einer diversitäts-
theoretischen Perspektive ist die Analyse von
als allgemeingültig deklarierten Postulaten.
Diversitätstheorien fragen danach, wessen
Normen und Werte repräsentiert und verallge-
meinert und welche Postionen dabei als beson-
dere ausgegrenzt werden. In Bezug auf politi-
sches Engagement haben feministische Politik-
wissenschaftlerinnen und Diversitätstheoretike-
rInnen v.a. den Begriff der Öffentlichkeit
daraufhin analysiert, welche Formen und The-
men von Engagement damit abgewertet bzw.
ausgegrenzt werden. Im Zentrum ihrer Kritik
steht die Dichotomie zwischen einer öffent-
lich-politischen und einer privat-persönlichen
Sphäre. Sie hat zur Folge, dass bestimmte
Themen und Handlungsformen dem vorpoliti-
schen bzw. privaten Raum zugeschrieben und
somit aus dem öffentlichen Raum ausgeschlos-
sen werden.

In diesem Sinne analysieren Iris Marion
Young (1996) und Sheyla Benhabib (1996) die
mehr oder weniger implizit festgelegten und
als universell und kulturell neutral angenom-
menen Interaktionsformen, die mit der klassi-
schen Vorstellung der öffentlich-politischen
Sphäre verbunden werden. Besonders kritisie-
ren sie das deliberative Demokratiemodell, wie
es nicht zuletzt Jürgen Habermas (1996) ver-
tritt. Der Schwerpunkt dieses Demokratiemo-
dells liegt auf öffentlichen Diskussionsformen,
bei denen verschiedene Standpunkte argumen-
tativ vertreten werden und das bessere Argu-
ment siegen soll. Grundlage dieses argumenta-
tiven Streitgespräches ist die Sichtweise von
BürgerInnen als frei und gleich, bzw. das Ideal
einer Verhandlungssituation, in der Macht- und
ökonomische Unterschiede keine Rolle spie-
len sollen, in der also die Qualität der Argu-
mente und nicht die Positionen der Spreche-
rInnen entscheidend sei (vgl. ebd.).
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Obwohl in diesem Modell großer Wert auf
die Beteiligung möglichst vieler Menschen
gelegt wird, privilegiert der geforderte wett-
kampfähnliche Austausch von Argumenten je-
doch soziale Gruppen, die es gewohnt sind,
sich selbstbewusst und konfrontativ zu äußern.
Vorläufige, erklärende und versöhnliche Aussa-
gen haben demgegenüber weniger Erfolg. Das
dominierende Prinzip der Vernunft führt so-
mit dazu, dass nicht-emotionale, entkörperlichte
Kommunikationsformen höher bewertet wer-
den als emotionale und gestikulierende.
Dadurch werden besonders die Sprechweisen
sozialer Minderheiten, insbesondere von ethni-
schen Minderheiten, Frauen und Angehörigen
der Unterschicht ausgegrenzt. Besonders wenn
Menschen sich aus eigener Betroffenheit, aus
der Sorge um alltägliche und existenzielle Fra-
gen engagieren, spielen Emotionen wie Wut
eine wichtige Rolle. Aktionsformen werden vor
allem dann als nicht konform zu den Interakti-
onsnormen der öffentlich-politischen Sphäre
abgewertet, wenn sie von privaten Erfahrun-
gen und Emotionen geprägt sind. Sie passen
nicht zu der „Sachlichkeit, Apersonalität, Dis-
tanziertheit und Verfahrensregulierung“ (Hol-
land-Cunz 1994: 227), welche das klassische
Verständnis der öffentlich-politischen Sphäre
kennzeichnen (vgl. Munsch 2011).

Ähnliche Ausschlussmechanismen betreffen
neben den Interaktionsformen auch die The-
men des Engagements: Bestimmte Themen
werden als unpolitisch ausgegrenzt, weil sie
dem vorpolitischen bzw. privaten Raum
beispielsweise der Familie zugeschrieben wer-
den. Erfahrungen sozialer Ausgrenzung äußern
sich jedoch, so analysieren feministische wie
postkoloniale TheoretikerInnen, gerade auch
in persönlichen Erfahrungen (Ferree 2000;
Miethe 2000). Die Ausgrenzung persönlicher
Erfahrungen und Nöte aus einer entpersonali-
sierten öffentlichen Meinungs- und Entschei-
dungsbildung und ihre Verdrängung in eine
entpolitisierte Privatsphäre trägt also zur Aus-
blendung von Ausgrenzungserfahrungen bei
(vgl. Munsch 2011). Im bürgerschaftlichen
Engagement werden Gruppen, die sich aus ei-

gener Betroffenheit engagieren, in diesem Sin-
ne oft eher als Selbsthilfegruppen wahrgenom-
men, welche sich für eigene Ziele engagieren
– im Gegensatz zu einem Engagement für das
Allgemeinwohl, welches als bürgerschaftliches
höhere Anerkennung erfährt.

Diese Kritik an den genannten universellen
Kriterien bürgerschaftlichen Engagements be-
deutet m.E. nicht, dass diese pauschal verwor-
fen werden sollten. Sie bieten einerseits immer
noch wichtige Rahmenbedingungen, haben aber
andererseits nicht intendierte Folgen, denen
entgegengesteuert werden muss – das Span-
nungsfeld zwischen universalistischen Ansprü-
chen und der damit verbundenen Ausgrenzung
von Minderheiten lässt sich m.E. nicht einsei-
tig auflösen.

2.2 | Lebensweltliche Perspektiven

Eine weitere Perspektive, welche eine universa-
listische Sicht auf bürgerschaftliches Engage-
ment irritieren kann, stellt der lebensweltliche
Zugang dar. Rekonstruktive Studien, welche
soziales und politisches Engagement aus bio-
grafischer oder ethnografischer Perspektive
erforschen, öffnen den Blick für eine Vielfalt
unterschiedlicher Engagementformen. Indem
sie vom gelebten Engagement ausgehen, zei-
gen sie vielfältige Formen von informeller So-
lidarität, Widerständigkeit und öffentlicher
Meinungsbildung, welche aus einem klassischen
Verständnis bürgerschaftlichen Engagements
heraus kaum als solches wahrgenommen wer-
den (vgl. für ethnische Minderheiten Munsch
2010). Auf diese Weise verdeutlichen sie die
kulturelle Eindimensionalität bürgerschaftlichen
Engagements, d.h. sie verweisen aus der le-
bensweltlichen Perspektive darauf, dass der do-
minierende Diskurs über bürgerschaftliches En-
gagement bestimmte Engagementformen ver-
allgemeinert, die vor allem in der Mittelschicht
verbreitet sind. Dies betrifft insbesondere die
Fokussierung auf formal organisiertes Engage-
ment in Vereinen, Verbänden u.ä. Organisatio-
nen. Diese eindimensionale Sichtweise hat zur
Folge, dass Engagementformen sozial benach-
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teiligter Gruppen öffentlich weniger Anerken-
nung erfahren.

Ein Aspekt der lebensweltlichen Perspekti-
ve auf bürgerschaftliches Engagement stellt der
biografische Zugang dar. Gisela Jakob (1993;
2003) hat in ihrer Studie über ehrenamtliches
Engagement herausgearbeitet, dass „ein Enga-
gement […] nur dann zustande [kommt], wenn
mit der Übernahme einer Aufgabe Bezüge zur
eigenen Biografie hergestellt werden können“
(Jakob 2003: 79). Sie zeigt, wie Menschen
biografisch relevante Themen mit ehrenamtli-
chem Engagement bearbeiten. Wenn wir dies
weiter denken, können wir Engagement „als
biografisch erlerntes Bewältigungsverhalten
biografisch und kulturell eingebetteter The-
men“ (Munsch 2010: 11) definieren. Engage-
ment als Lebensbewältigung zu verstehen,
scheint zunächst für den Kontext sozialer Be-
nachteiligung oder für Selbsthilfegruppen ein-
leuchtend. Aber auch in vermeintlich gesicher-
ten Lebensverhältnissen (in deren Kontext Ja-
kob forscht) ermöglicht Engagement die Re-
produktion von Handlungsfähigkeit, sozialer
Integration und einer individuellen, lebensge-
schichtlich konsistenten Identität1 – auch wenn
dies im Rahmen des Engagements nicht the-
matisiert wird. Obwohl also Begriffe wie Eh-
renamt, bürgerschaftliches oder politisches
Engagement oft dahingehend verstanden wer-
den, dass sie ein Engagement für die Allge-
meinheit, für andere darstellen, so verdeutlicht
die biografische Passung des Engagements, dass
auch dieses Engagement „für andere“ immer
im Kontext der eigenen Lebensbewältigung zu
verstehen ist. In diesem Sinne dekonstruiert
die biografische Passung die Dichotomie zwi-
schen privat-persönlicher und öffentlich-politi-
scher Sphäre.

Die biografische Passung des sozialen und
politischen Engagements betrifft nicht nur die
Themen des Engagements, d.h. den Zusam-
menhang zwischen lebensgeschichtlich relevan-
ten Erfahrungen und Problemen und dem En-
gagement, mit dem diese bearbeitet oder be-
wältigt werden sollen. Sie bezieht sich auch
auf die Formen und sozialen Netzwerke, in

denen das Engagement stattfindet. Positive
Erfahrungen mit Engagement im Kontext von
Vereinen und Verbänden dominieren vor allem
bei Angehörigen der Mittelschicht, während
sich in Milieus, die durch Armut und Arbeits-
losigkeit geprägt sind, eher informelle Formen
der Solidarität in der Familie und unter Freun-
den, aber auch informelle Formen von Wider-
ständigkeit finden lassen. Das soziale und po-
litische Engagement kann somit im Kontext
eines biografisch erworbenen Habitus bzw.
kulturellen Kapitals verstanden werden.

In diesem Sinne verweist der biografische
Aspekt der lebensweltlichen Passung auf ihren
kulturellen Aspekt: Menschen engagieren sich
mit Gleichgesinnten, und dies bezieht sich nicht
nur auf ähnliche Vorstellungen über die Ziele
von Engagement, sondern auch auf die Wege,
die zu diesen Zielen führen sollen. Ob Kirch-
gemeinde, Antifa, Lyonsclub oder informelle
Unterstützungsnetzwerke: Alle diese verschie-
denen Zusammenhänge sind von einem eige-
nen Umgang mit Sprache, spezifischen Inter-
aktionsmustern und Ritualen geprägt, und auch
die Ästhetik der Räume, in denen die Enga-
gierten sich treffen, unterscheidet sich hinsicht-
lich kultureller Aspekte. Diese Spezifik kultu-
rell geprägter Räume von Engagement führt
dazu, dass sich manche Menschen zugehörig
fühlen und andere nicht, dass sie für manche
die passende Form des Engagements bieten und
andere sich ausgegrenzt fühlen. Auch in Be-
zug auf den kulturellen Aspekt von Engage-
ment wird also deutlich, dass soziales und po-
litisches Engagement immer in spezifische
Kulturen eingebettet ist – gerade auch dann,
wenn diese der impliziten Normalität zivilge-
sellschaftlichen Engagements entsprechen. Die
theoretischen Ansätze zu diversity lenken dabei
unseren Blick darauf, dass manche dieser En-
gagementkulturen unhinterfragt als normal
verstanden, während v.a. diejenigen von Min-
derheiten als besondere, das heißt als „a-nor-
male“ hervorgehoben werden.

Aus ethnografischer Perspektive schließlich
wird besonders die Reproduktion sozialer Aus-
grenzung im Zusammenhang der „lebenswelt-
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lichen Passung“ des Engagements (Munsch
2010) deutlich. Die Grundlage der hier zu-
sammengefassten Überlegungen bildet ein eth-
nografisches Forschungsprojekt, welches in ei-
nem Stadtteilhaus erforschen sollte, wieso sich
sozial benachteilige Gruppen weniger enga-
gieren (vgl. Munsch 2005). Aus der Perspek-
tive der teilnehmenden Beobachterin wurde
dabei erfahrbar, wie sozial benachteiligte Be-
wohnerInnen als störend wahrgenommen wer-
den, wenn sie sich an einem Arbeitskreis be-
teiligen, in dem Menschen aus der Mittel-
schicht dominieren: Die Studie verdeutlicht
die hohe Bedeutung von Effektivität für letz-
tere. Es ist ihnen wichtig, dass ihr Engage-
ment ohne viele Umwege zu Ergebnissen
führt. Die Rekonstruktion der Interaktionen
macht dabei deutlich, dass die Effektivität des
Engagements mit bestimmten Formen der
Interaktion gleichgesetzt wird. So bestehen
implizite, aber klare Regeln für die Interakti-
onen. Sie führen dazu, dass Engagementfor-
men, die diesen Regeln nicht entsprechen, als
störend empfunden werden – auch dann,
wenn sie sich nur leicht, z.B. sprachlich un-
terscheiden. Ein wesentliches Ergebnis der
Studie besteht demzufolge in der Erkenntnis,
wie schwer es Menschen aus der Mittelschicht
fällt, Formen von Engagement zu akzeptie-
ren, die (oft nur leicht) von den impliziten
Interaktionsnormen abweichen. Durch die teil-
nehmende Beobachtung wird der Blick also
weg von den vermeintlich engagementfernen
Menschen und hin zu einer mittelschichtge-
prägten Kultur des Engagements gelenkt,
welche durch ihre Eindimensionalität Enga-
gement marginalisierter Menschen tendenzi-
ell als anders und störend ausgrenzt.

Die bislang skizzierten Zugänge aus diver-
sitätstheoretischer, biografischer, lebensweltli-
cher und ethnografischer Perspektive vereint,
dass sie v.a. kulturelle Aspekte fokussieren.
Diese Analyse ist notwendig, weil Ausgrenzungs-
prozesse im Rahmen bürgerschaftlichen Enga-
gements auf der Normalisierung bestimmter
Vorstellungen von Engagement beruhen, wel-
che v.a. in der Mehrheitsgesellschaft verankert

sind. Würden wir es jedoch bei diesen Zugän-
gen belassen, so gerieten wir in Gefahr, Mar-
ginalisierungsprozesse einseitig zu kulturalisie-
ren. Deswegen benötigen wir ergänzend eine
systemische Analyse auf der Metaebene, um
die Systematik der Marginalisierung im Kon-
text sozialer Ungleichheit zu erfassen. Dies ist
notwendig, um individualisierende und kultu-
ralisierende Erklärungsmuster zu relativieren.
Denn um die „mangelnde Beteiligung“ von
sozial benachteiligten Gruppen beim bürger-
schaftlichen Engagement zu erklären, werden
zumeist individuelle oder gruppenbezogene
Merkmale, insbesondere fehlende Ressourcen
oder kulturelle Differenzen zu den Engage-
menttraditionen der Mehrheitsgesellschaft he-
rangezogen.

Grundlage dieser strukturellen Perspektive
ist ein Verständnis sozialer Benachteiligung als
Ergebnis eingeschränkter Zugänge zu sozialen
Positionen und Gütern (vgl. Kreckel 2001).
Diese eingeschränkten Zugänge beruhen auf
sozialen Differenzierungen, insbesondere in
Bezug auf soziale Klasse, Geschlecht, Nationa-
lität, Hautfarbe oder Wohnort (ebd.: 1730).
Menschen, deren Zugang z.B. zu Erwerbsar-
beit, Bildung, Einkommen oder statushöheren
sozialen Positionen eingeschränkt ist, haben –
so die These – ebenfalls einen erschwerten
Zugang zu bürgerschaftlichem Engagement.
Eingeschränkte Zugänge wirken sich auf zwei-
erlei Weise auf das Engagement aus: Zugänge
zu Erwerbsarbeit, Einkommen und Bildung
bestimmen zum einen die Ressourcen, die
Menschen für ihr Engagement zur Verfügung
stehen (oder nicht). Gerade in existentiellen
Notlagen bleiben zumeist nur noch wenige
Ressourcen, um sich „für andere“, „für die
Allgemeinheit“ zu engagieren, wie es das herr-
schende Verständnis z.B. von bürgerschaftli-
chem Engagement vorsieht. Sie bestimmen zum
zweiten die Problemlagen, welche Menschen
mit Engagement zu bewältigen oder zu verän-
dern versuchen. Der theoretische Ansatz der
political opportunity structures (vgl. z.B. Krie-
si 2004) schärft in besonderer Weise den Blick
für die strukturellen Bedingungen von Enga-

Engagement und Ausgrenzung



54 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

gement. Am Beispiel ethnischer Minderheiten
kann z.B. gezeigt werden, welch großen Ein-
fluss nationale Inkorporationsmodi auf ihr
Engagement haben (vgl. Koopmans 2004) oder
wie unterschiedliche ethnische Gruppen von
unterschiedlichen Förderbedingungen profitie-
ren.

Fazit

Aus der vielfältigen finanziellen Förderung hat
sich ein neues Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit
im Bereich der Unterstützung und Aktivierung
bürgerschaftlichen Engagements entwickelt.
Das Verständnis des Zusammenhangs zwischen
sozialer Benachteiligung und bürgerschaftlichem
Engagement wirkt sich dabei maßgeblich auf
die Projekte aus: Wird den „engagementfer-
nen“ Gruppen einen Mangel an Ressourcen,
Fähigkeiten oder Motivation unterstellt, so
bietet dies einen Ansatzpunkt für eher indivi-
dualistisch und defizitorientierte Trainingspro-
gramme. Wird demgegenüber die Ursache für
die geringe Repräsentation sozial benachteilig-
ter Gruppen in den Dominanzkulturen (vgl.
Rommelspacher 1995; Munsch 2010) gesehen,
so würde sich eher eine Sensibilisierung derje-
nigen anbieten, welche im Engagement am
stärksten repräsentiert sind. Gefragt wäre eine
Reflexion der Rahmenbedingungen (Räume,
Interaktionsformen etc.) daraufhin, für welche
sozialen Gruppen sie gewohnt und für welche
sie eher ungewohnt oder ausgrenzend wirken.
Hilfreich wären z.B. Moderationsmethoden, die
auf gleichberechtigte Beteiligung hinwirken.
Die Strukturperspektive schließlich könnte eher
an kritische Ansätze der Gemeinwesenarbeit
anknüpfen, deren Ziel in der Ermächtigung
sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen
und der Veränderung von Lebensbedingungen
lag. Im Gegensatz zur Diskussion um bürger-
schaftliches Engagement spielten Machtverhält-
nisse und soziale Konflikte hier eine zentrale
Rolle (vgl. Oelschlägel 2001).

Insgesamt aber tut sich die skizzierte de-
konstruktive Perspektive eher schwer mit Hand-
lungsvorschlägen für eine Praxis, die eine gleich-

berechtigte Beteiligung an bürgerschaftlichem
Engagement zu fördern versucht. Sowohl die
lebensweltliche als auch die strukturelle Pers-
pektive, welche die Ursachen der Ausgrenzung
in den (impliziten) Interessen der Mehrheits-
gesellschaft und der Reproduktion sozialer
Ungleichheit verorten, erinnern uns vielmehr
an die Beschränkung pädagogischer Program-
me, gerade dann, wenn sie sich an ausgegrenz-
te Gruppen richten.

Anmerkung
1 Dies sind die drei wesentlichen Aspekte von

Lebensbewältigung, wie sie Lothar Böhnisch
(2002) definiert.
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Themenschwerpunkt

Die Gestaltung von Integrationsprozessen –
darüber gibt es inzwischen einen breiten politi-
schen Konsens – ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, die die Mitwirkung des Staates und
der Zivilgesellschaft, der Mehrheitsgesellschaft
und der Menschen mit Migrationshintergrund
erfordert. Bürgerschaftlichem Engagement
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, ver-
weist es doch immer auch auf Möglichkeiten
der Mitgestaltung sowie auf die Mitverantwor-
tung für Gemeinwesen und Gesellschaft. Denn
wer sich freiwillig und unentgeltlich engagiert,
sei es in der Nachbarschaft, im Stadtteil oder im
Verein, „möchte nicht nur etwas ganz konkret
tun – etwa jemanden helfen oder einen Miss-
stand beseitigen –, sondern damit auch die Ge-
sellschaft, zumindest im Kleinen, gestalten“ (Nau-
mann/Klein 2010: 27). Bürgerschaftliches Enga-
gement hat also per se bereits eine integrative
Funktion und Wirkung. Für die Gestaltung von
Integrationsprozessen ist es darüber hinaus auch
Motor und Ausdruck gelebter Integration.

In der Bundesrepublik Deutschland hat
Bürgerschaftliches Engagement im Bereich
Integration eine gewachsene Tradition und
umfasst vielfältige Formen, Themen und Ak-
teur/innen. Ausgerechnet im Bereich Integra-
tion wurde lange Zeit aber nur das Engage-
ment der Mehrheitsgesellschaft für Menschen
mit Migrationshintergrund im Sinne ihrer Be-
treuung durch Einheimische wahrgenommen.
In ihrer Rolle als engagierte Akteur/innen der
Zivilgesellschaft wurden Migrant/innen selbst
hingegen lange übersehen. Gerade gegenüber
Migrantenvereinen herrschte vielmehr Skepsis,
gerieten sie doch allzu oft unter den Verdacht
der Abschottung und der Entwicklung soge-
nannter Parallelgesellschaften.

Mittlerweile sind die identitätsstiftende,
den sozialen Zusammenhalt stärkende und für

Bürgerschaftliches Engagement und die Gestaltung von

Integrationsprozessen

Das Kooperationsprojekt gemeinsam engagiert als gutes Praxisbeispiel

Marion Bradl/Torsten Groß

die individuelle Handlungskompetenz förder-
liche Funktion von Migrantenorganisationen
(vgl. Beauftragte der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration 2007:
173f.) sowie die Bedeutung des Engagements
von Menschen mit Migrationshintergrund für
Integrationsprozesse anerkannt und erfahren
in Politik, Forschung und Projektförderung
große Aufmerksamkeit. So hat beispielsweise
die noch junge Engagementforschung das
Thema vor einigen Jahren aufgegriffen und
seither unter anderem einen großen Anteil dazu
beigetragen, dass der Vorwurf der Engagement-
ferne oder gar der gesellschaftlichen Abkaps-
lung von Menschen mit Migrationshintergrund
entkräftigt werden konnte – freilich noch ohne
eine abschließende Ausdifferenzierung des
Engagementbegriffs, der Themen, Erhebungs-
methoden und Messkriterien im Hinblick auf
die spezifischen Formen des Engagements von
Menschen mit Migrationshintergrund.

Im Folgenden wird zunächst die Bedeutung
von Bürgerschaftlichem Engagement von Mi-
grant/innen für die Gestaltung von Integrati-
onsprozessen verdeutlicht. In einem zweiten
Schritt werden grundlegende Aspekte der kon-
troversen Fachdiskussion zum Thema vorge-
stellt. Sowohl in Wissenschaft und Praxis als
auch in der Politik ist ein Paradigmenwechsel
von einem eher auf die Mehrheitsgesellschaft
ausgerichteten, karitativen Ansatz der Engage-
mentförderung hin zur zunehmenden Berück-
sichtigung der Potenziale des Engagements von
Migrant/innen und ihrer Bedeutung für Inte-
grationsprozesse wahrzunehmen. Schließlich
stellen wir mit „gemeinsam engagiert“ ein
Projekt aus Bayern vor, das unseres Erachtens
ein Beispiel guter Förderpraxis im Themenfeld
liefert und viel versprechende integrations- und
engagementpolitische Wege weist.
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Bürgerschaftliches Engagement und die Gestaltung von Integrationsprozessen

1 | Engagement von Migrant/innen und
Migrantenorganisationen

Nicht nur das Bürgerschaftliche Engagement
von Einheimischen für Migrant/innen, sondern
auch das Bürgerschaftliche Engagement von
Menschen mit Migrationshintergrund hat eine
lange Tradition und findet in vielfältigen For-
men der Selbst- und Nachbarschaftshilfe, in
Vereinen, in Ausländer-, Migranten- und Inte-
grationsbeiräten und in Projekten statt.

Die häufigste Organisationsform des Bür-
gerschaftlichen Engagements ist auch bei Mi-
grant/innen der Verein. Laut Sinus Migran-
ten-Milieu-Studie kennen fast alle befragten
Migrant/innen einen Migrantenverein, ca. 50
Prozent haben schon einmal deren Angebote
genutzt, 22 Prozent sind aktives oder passives
Mitglied und 16 Prozent sind in Migranten-
vereinen aktiv (vgl. Jungk 2010: 10). Die Funk-
tionen von Migrantenvereinen sind genauso
vielfältig wie ihr Selbstverständnis und ihre
inhaltliche Ausrichtung: Migrantenvereine bie-
ten Beratung und Unterstützung, sind Freizeit-
und Begegnungsstätte und widmen sich der
Kulturpflege und der Hilfestellung für neu
Zugewanderte genauso wie aktuellen sozialen,
politischen und religiösen Themen. Ihre Ent-
wicklungsgeschichte ist eng mit den sich ver-
ändernden Herausforderungen von Migration
und Integration verbunden. So orientieren sich
Migrantenvereine insbesondere seit Mitte der
1980er Jahre zunehmend an Themen und An-
forderungen der bundesdeutschen Gesellschaft
und entwickeln entsprechende Angebote und
Aktivitäten. Zeitgleich ist auch ein deutlicher
Anstieg bei den Gründungen von Migranten-
vereinen zu verzeichnen: Von den im Jahr 2001
im Ausländervereinsregister des Bundesverwal-
tungsamtes registrierten 16.000 Migrantenver-
eine wurde ein Drittel in den 1980er Jahren
und 62,5 Prozent in den 1990er Jahren ge-
gründet (Hunger 2005: 225)1.

Als ethnien-, nationalitäten- und religionen-
übergreifende Organisationsformen von Men-
schen mit Migrationshintergrund kommt den
rund 400 Ausländer-, Migranten- und Integra-

tionsbeiräten Deutschlands (vgl. Roth 2009:
201) eine besondere Rolle in der Gestaltung
von Integrationsprozessen zu. Ihre Gründung
ist eng verbunden mit der dauerhaften Nieder-
lassung der sogenannten Gastarbeiter, die ab
den 1950er bis in die 1970er Jahre von der
Bundesrepublik Deutschland angeworben wur-
den. Den Kommunen wurde bewusst, dass sie
die Bedürfnisse und Probleme von Migrant/
innen nicht kannten und die Zugewanderten
selbst keine Möglichkeit hatten, ihre Interes-
sen zu artikulieren oder zu vertreten (vgl.
Wagner 2000: 37). Vor diesem Hintergrund
wurden in den 1970er Jahren die ersten Aus-
länderbeiräte in der Bundesrepublik gegründet.
Beiräte sind in der Regel gewählte Gremien
der kommunalen Selbstvertretung von Migrant/
innen und Beratungsgremien für Stadtrat, Ver-
waltung und Öffentlichkeit. Sie engagieren
sich für ein demokratisches und gleichberech-
tigtes Miteinander und bringen ihr Wissen, ihre
Erfahrungen und ihre Kontakte zu den Migr-
antennetzwerken in die kommunale Integrati-
onsarbeit ein. Beiräte machen auf Problemla-
gen aufmerksam, engagieren sich mit für ihre
Lösungen und leisten wichtiges und wertvol-
les Engagement für die Gestaltung der Inte-
grationsprozesse in den Städten und Kommu-
nen. Förderlich für ihre (vernetzende) Wirkung
ist auch, dass viele Beiratsmitglieder gleichzei-
tig in Migrantenvereinen aktiv sind und somit
dort eine Multiplikatorenfunktion innehaben.

Neben dem Engagement in Migrantenver-
einen und Beiräten nimmt auch das Engage-
ment von Migrant/innen in Einrichtungen der
Mehrheitsgesellschaft zu. 18 Prozent der Be-
fragten der Sinus Migranten-Milieu-Studie sind
in Vereinen und Organisationen aktiv, die von
Deutschen getragen werden2, 12 Prozent der
dort nicht Aktiven würden sich gerne beteili-
gen (vgl. Leipp 2010). Vor dem Hintergrund
der besonders skeptischen Betrachtung des
Engagements von Muslimen in der Bundesre-
publik liefert die Studie über „Muslimisches
Leben in Deutschland“ erhellende Ergebnisse:
So sind 36,6 Prozent der befragten Muslime
sowohl Mitglieder in Migrantenvereinen als
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auch in deutschen Vereinen, 17,9 Prozent der
Befragten sind ausschließlich in deutschen Ver-
einen organisiert und lediglich 4,2 Prozent
ausschließlich in Migrantenvereinen (Haug/
Müssig/Stichs 2009: 257).

Während es zu den organisierten Engage-
mentformen von Migrant/innen inzwischen
eine Reihe wissenschaftlicher Untersuchungen
und Expertisen gibt, ist über das informelle
Engagement von Migrant/innen in Nachbar-
schaften und (ethnischen) Communities bisher
nur wenig bekannt: „Das vorherrschende Kon-
zept von Engagement ist durch unsere westeu-
ropäische Sicht geprägt und so häufig auf for-
melles Engagement in Vereinskontexten redu-
ziert. (...) Menschen mit Migrationshintergrund
werden (...) eher informell in Bereichen der
gegenseitigen Hilfe und Selbsthilfe und in ih-
ren ethnischen Gemeinschaften aktiv, deren
Zielsetzungen auf ihre kulturellen, religiösen
und Bildungsbedarfe sowie auf die Erlangung
von sozialer und politischer Partizipation aus-
gerichtet sind“ (Huth 2007: 25). Eine Erwei-
terung der Forschung in Richtung informelles
Engagement würde sicher zu einer differen-
zierteren und angemesseneren Sicht auf das
Bürgerschaftliche Engagement von Migrant/
innen führen.

2 | Die Fachdiskussion zur
gesellschaftlichen Bedeutung von
Migrantenvereinen

Die Einordnung und Bewertung des Bürger-
schaftlichen Engagements von Menschen mit
Migrationshintergrund wurde lange von der
kontroversen Diskussion um integrationshem-
mende und -fördernde Funktionen von Mig-
rantenvereinen dominiert und beeinflusst. Auf
der einen Seite wurde die These vertreten, dass
ethnische Organisationen die Abgrenzung ge-
genüber der Aufnahmegesellschaft verstärken
und die Segregation durch die Selbstethnisie-
rung fördern. Auf der anderen Seite wurde
festgestellt, dass Menschen mit Migrationshin-
tergrund erst durch den Zusammenhalt und
die Unterstützung in der eigenen ethnischen

Gruppe die Sicherheit und Orientierung erhal-
ten, die notwendig ist, um selbstbewusst in
der Aufnahmegesellschaft zu agieren („Integra-
tion durch Binnenintegration“; Elwert 1982).
In Begriffen der Fachdiskussion um Sozialka-
pitel (vgl. Braun 2002) bedeutet das, dass des-
sen „brückenbildende“ nach außen integrativ
wirksame Funktion (bridging) seine nach innen
bindende Funktion (bonding) im Sinne von
Selbstorganisation voraussetzt.

In der Fachdiskussion hat sich in den letz-
ten Jahren eine ressourcenorientierte Perspek-
tive auf Migranten(selbst)organisationen
(MSO) durchgesetzt: „Das Integrationspoten-
zial von Selbstorganisationen von Menschen
mit Migrationshintergrund belegen zahlreiche
empirische Untersuchungen, in denen eine dif-
ferenzierte Sicht auf Wirkungsweisen, Rollen
und Funktionen von MSOs zum Ausdruck
kommt, die in der Multifunktionalität von
MSOs ihren begrifflichen Ausdruck fanden“
(BMFSFJ 2010: 16). Migrant/innen und Mig-
rantenorganisationen werden von Wissenschaft,
Forschung und Projektförderung auch zuneh-
mend als Akteure der Zivilgesellschaft3 wahr-
genommen und thematisiert.

So hat ein Paradigmenwechsel weg von ei-
nem eher karitativen, gleichsam paternalisti-
schen Ansatz hin zu einem Konzept, das die
aktive Rolle von Menschen mit Migrations-
hintergrund für die Integrationsprozesse ernst
nimmt, stattgefunden.

Damit hat sich auch ein demokratisches
Verständnis von Integration durchgesetzt. Die-
ses zielt auf die gleichberechtigte Teilhabe von
Menschen mit Migrationshintergrund am ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, kulturellen
und sozialen Leben und verweist auf der Grund-
lage von Anerkennung und Wertschätzung
sozialer und kultureller Vielfalt auch auf die
notwendige Wechselseitigkeit der Gestaltung
von Integrationsprozessen.

Hiermit eröffnen sich neue Perspektiven für
die Gestaltung von Integrationsprozessen. Für
engagierte Menschen mit Migrationshinter-
grund ist damit auch die Hoffnung verbun-
den, dass eine gemeinsame Gestaltung von
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Integration auf Augenhöhe möglich wird und
das Wissen, Know How und Engagement, das
sie in die Gestaltung von Integrationsprozes-
sen einbringen, endlich auch sichtbar gemacht,
anerkannt und unterstützt wird. Denn gesell-
schaftliche Integration setzt voraus, an der
Gestaltung des eigenen Lebensumfeldes mit-
wirken zu können. Sie setzt aber auch voraus,
dass diese Gestaltung und Mitwirkung auch
gesellschaftliche Anerkennung und entsprechen-
de Rahmenbedingungen findet.

In ihrer gemeinsamen Projektarbeit haben
sich die Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-,
Migranten- und Integrationsbeiräte Bayerns
(AGABY) und das Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement Bayern (LBE) genau
das zur Aufgabe gemacht.

3 | gemeinsam engagiert – Ziele,
Maßnahmen und Ergebnisse des
Kooperationsprojektes

Am 1. Juni 2007 startete in erstmaliger Koo-
peration von AGABY und LBE „Gemeinsam
engagiert für eine gemeinsame Zukunft – Bür-
gerschaftliches Engagement im Bereich Inte-
gration“ (kurz: gemeinsam engagiert) als baye-
risches Modellprojekt mit einer dreijährigen
Laufzeit. Finanziert vom Bayerischen Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen und dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge war gemeinsam
engagiert das erste Projekt auf Landesebene,
das in gemeinsamer Trägerschaft einer Mig-
ranten- und einer deutschen Organisation stand
und sich die Förderung und Unterstützung des
Bürgerschaftlichen Engagements von und mit
Menschen mit Migrationshintergrund zum
Thema machte (vgl. BAMF/Stiftung Bürger
für Bürger 2009).

3.1 | Projektziele

Ziel des Projektes war es, Bürgerschaftliches
Engagement im Bereich Integration durch
Beratung und Informationsvermittlung, durch
Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen

sowie durch Austausch und Vernetzung zu för-
dern und zu unterstützen. Der Fokus lag dabei
nicht auf der Förderung des Engagements für
Menschen mit Migrationshintergrund, sondern
auf der Unterstützung des vielfältigen Enga-
gements, das unmittelbar von und gemeinsam
mit Menschen mit Migrationshintergrund in
den Kommunen, in Einrichtungen und Verei-
nen vor Ort ausgeübt wird. Denn bislang er-
reichten Programme zur Förderung des Bür-
gerschaftlichen Engagements hauptsächlich
deutsche Institutionen der Freiwilligenarbeit,
wie etwa Wohlfahrts- oder Jugendverbände.
Förderprogramme oder Unterstützungsangebo-
te, die speziell für Menschen mit Migrations-
hintergrund, für Migrantenvereine oder Aus-
länder- und Integrationsbeiräte konzipiert sind,
waren bis dahin die Ausnahme. Dabei zeigen
die Erfahrungen aus anderen Themenbereichen
der Engagementförderung, dass es hauptamtli-
che Unterstützung, aktivierende Rahmenbedin-
gungen und Qualifizierungsmöglichkeiten
braucht, damit sich die Zielgruppen weiterent-
wickeln können. Dies gilt für die Menschen
mit Migrationshintergrund umso mehr, da sie
im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung über
weitaus weniger Zugänge zu finanziellen und
materiellen Ressourcen, zu Qualifizierungsmög-
lichkeiten oder auch zu den lokalen und über-
regionalen Netzwerken der Mehrheitsgesell-
schaft verfügen, was eine effiziente Entfaltung
vorhandener bürgerschaftlicher Potenziale er-
schwert.

Neben der Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen und der Sichtbarmachung des Bürger-
schaftlichen Engagements von Menschen mit
Migrationshintergrund war auch die interkul-
turelle Sensibilisierung und Öffnung von Ein-
richtungen, Strukturen und Förderprogrammen
des Bürgerschaftlichen Engagements Ziel der
Projektarbeit. So gab es zum Zeitpunkt des
Projektbeginns nur wenig Berührungspunkte
oder gar Kooperationen zwischen Einrichtun-
gen des deutschen Freiwilligensektors und den
Engagementformen von Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Sie tauchten in den Einrich-
tungen des Freiwilligensektors zwar verstärkt
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als Nutzer/innen auf, kaum aber in den Ent-
scheidungsstrukturen. Sowohl im deutschen
Freiwilligensektor als auch bei den Migranten-
organisationen hatte und hat also eine inter-
kulturelle Öffnung, wie sie für die Integration
notwendig ist, noch längst nicht ausreichend
stattgefunden.

3.2 | Teilprojekte

In vier exemplarischen Teilprojekten kooperier-
te gemeinsam engagiert mit zentralen Zielgrup-
pen und Organisationsformen des Engagements
von und mit Menschen mit Migrationshinter-
grund:
• In Kooperation mit dem Vorstand der AGA-

BY und den kommunalen Ausländer-, Mi-
granten- und Integrationsbeiräten Bayerns
hat gemeinsam engagiert auf Grundlage
einer Bedarfserhebung Maßnahmen für die
Fortbildung und Weiterqualifizierung – wie
etwa Grundlagenseminare zur Einführung
in die Beiratsarbeit – sowie zur besseren
Vernetzung der Beiräte erarbeitet.

• In Zusammenarbeit mit dem Amt für Kul-
tur und Freizeit und dem Ausländerbeirat
der Stadt Nürnberg entwickelte das Pro-
jekt übertragbare Fortbildungsmodule für
die Qualifizierung von Migrantenvereinen
(Abendseminare zu Öffentlichkeitsarbeit,
Vereinsrecht & Steuern, Veranstaltungsor-
ganisation, Fundraising) und führte sie im
Rahmen einer viersemestrigen Fortbildungs-
reihe für Nürnberger Vereine durch.

• Als Partner im Themenfeld der interkultu-
rellen Öffnung kooperierte das Projekt mit
dem Landesverband der Mütter- und Fa-
milienzentren in Bayern und konzipierte
und initiierte einen Prozess der interkultu-
rellen Öffnung für und mit den Mütter-
zentren in Germering und Erding. Einge-
setzt wurden hierbei interkulturelle Trai-
nings, Impulsworkshops sowie begleitete
Arbeitstreffen.

• Die interkulturelle Öffnung, vor allem aber
die Sichtbarmachung des Engagements von
Menschen mit Migrationshintergrund war

zentrales Thema des Projektes „Ingolstäd-
ter Brückenbauer“, das in Kooperation mit
der Freiwilligenagentur Ingolstadt entwi-
ckelt und durchgeführt wurde. Das Pro-
jekt umfasste interkulturelles Training, eine
gemeinsame Konzeptentwicklung, eine
Wanderausstellung über engagierte Men-
schen mit Migrationshintergrund sowie die
Erstellung einer Webseite.

Der Konzeption der Aktivitäten und Maßnah-
men lag eine örtliche, zielgruppenspezifische
Bedarfsanalyse zugrunde, die gemeinsam mit
den jeweiligen Kooperationspartnern durchge-
führt und ausgewertet wurde.

Die vier Teilprojekte konnten in der drei-
jährigen Laufzeit nur exemplarisch bearbeitet
werden. Im Dienste ihrer fortdauernden Um-
setzung sowie der Übertragbarkeit der Ergeb-
nisse auf andere Träger und Einrichtungen
wurden Ergebnisse und Erfahrungen des Mo-
dellprojektes fortlaufend online und abschlie-
ßend in einer schriftlichen Projektdokumenta-
tion (siehe www.gemeinsam-engagiert.net) fest-
gehalten.

3.3 | Ergebnisse: Handlungsfelder
integrationsfördernder Engagement-
politik

Zu den wichtigesten Ergebnissen und Erkennt-
nissen der Projektarbeit zählen unter anderem
folgende Punkte:
• Es besteht ein großer Bedarf an Weiterbil-

dungs- und Qualifizierungsangeboten bei
Beiräten und Migrantenvereinen. Die An-
gebote müssen allerdings dezentral, ziel-
gruppenspezifisch, kostengünstig und den
zeitlichen Ressourcen Ehrenamtlicher an-
gepasst sein. Inhalte und Ausgestaltung der
Fortbildungsmodule müssen gemeinsam mit
Multiplikator/innen aus den Zielgruppen
sowie den Referent/innen entwickelt wer-
den.

• Es gibt einen großen Nachholbedarf bei
der Interkulturellen Öffnung (IKÖ) von
Einrichtungen der Freiwilligenarbeit. Ins-
besondere müssen Konzepte zur IKÖ von
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ehrenamtlich geführten Einrichtungen mit
ihren begrenzten Ressourcen entwickelt
und die Akteur/innen für die Notwendig-
keit der IKÖ sensibilisiert werden.

• Die Sichtbarmachung des Engagements von
Migrant/innen ist ein wirkungsvoller Weg
zur Sensibilisierung der Mehrheitsgesell-
schaft für die identitätsstiftende und die
gesellschaftliche Bedeutung des Engage-
ments von Migrant/innen und Migranten-
organisationen.

• Eine Nachhaltigkeit der Projektarbeit ist
am ehesten bei frühzeitiger Kooperation
mit bzw. Einbindung von relevanten Trä-
gern und Einrichtungen vor Ort gewähr-
leistet.

• In einer gemeinsamen Projektträgerschaft
ist eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe
nur möglich, wenn das strukturelle Un-
gleichgewicht zwischen dem etablierten
(deutschen) Träger und der Migrantenor-
ganisation wenigstens dahingehend ausge-
glichen wird, dass auch in die notwendige
Infrastruktur der Migrantenorganisation
investiert wird.

3.4 | Trägerschaft

Das besondere Augenmerk der (Fach-)Öffent-
lichkeit richtete sich immer wieder auf die
modellhafte Trägerschaft des Projektes durch
AGABY und LBE. Die gemeinsame Träger-
schaft einer Migrantenorganisation und einer
deutschen Einrichtung spiegelte zugleich die
interne Struktur, den inhaltlichen Ansatz und
die Zielsetzung des Projektes wider: Integrati-
on gemeinsam und auf Augenhöhe zu gestal-
ten. gemeinsam engagiert konnte somit auf
die Potenziale beider Seiten zurückgreifen und
profitierte dabei gerade auch vom beispielhaf-
ten Engagement der Menschen mit Migrati-
onshintergrund bei der Gestaltung der Inte-
grationsprozesse in Bayern. Das Kooperations-
projekt stand damit für eine Integrationsphilo-
sophie, die nicht nur von einem offenen und
gleichberechtigten Umgang sprach, sondern sie
auch auf allen Ebenen der Zusammenarbeit,

von der strategischen Steuerung bis zum All-
tagsgeschäft, lebte.

4 | Fazit

Die dreijährige Projektarbeit von AGABY und
LBE hat gezeigt, dass das Bürgerschaftliche
Engagement von Menschen mit Migrations-
hintergrund gerade auch im Bereich Integrati-
on vielfältig und groß ist. Zu einer Stärkung
des Bürgerschaftlichen Engagements und da-
mit auch der Gestaltung von Integrationspro-
zessen bedarf es daher weniger der Motivie-
rung für mehr Engagement, sondern vielmehr
• verbesserter Rahmenbedingungen,
• einer verbesserten Anerkennungskultur,
• der Interkulturellen Öffnung bestehender

Einrichtungen der Mehrheitsgesellschaft
• und eines Ausgleichs struktureller Ungleich-

heiten.
In Positionspapieren und Konzepten der Wis-
senschaft und Politik (z.B. Nationaler Integra-
tionsplan, Bundesweites Integrationsprogramm,
Nationales Forum Engagement und Partizipa-
tion) wurden dazu in letzter Zeit konkrete
Empfehlungen entwickelt. Um die Rolle von
Migrantenorganisationen als Akteure der Inte-
grationsförderung zu stärken, empfiehlt
beispielsweise das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) den „Auf- und Ausbau
tragfähiger Strukturen für die Integrationsar-
beit von Migrantenorganisationen“ (Bundesmi-
nisterium des Innern/Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge 2010: 119ff.). In Bezug
auf seine eigene Projektmittelvergabe hat das
BAMF selbst praktische Konsequenzen gezo-
gen und mittels adressatengerechter Informa-
tion und Beratung dazu beigetragen, den An-
teil von Migrantenorganisationen an geförder-
ten Projektträgern innerhalb von zwei Jahren
zu verdreifachen. Allerdings ist dies eine be-
merkenswerte Ausnahme.

Zwischen den Empfehlungen und dem in-
tegrationspolitischen Alltag liegen allerdings
immer noch Welten: So gibt es nach wie vor
zahlreiche Beispiele dafür, wie ehrenamtliche
Vertreter/innen von Migrantenorganisationen
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in hauptamtliche Gremien der Integrationsar-
beit und -politik auf kommunaler oder Landes-
ebene berufen werden, ihr Engagement, ihr
Know How und ihre Erfahrungen gerne abge-
fragt werden, sie aber ihre Fahrtkosten und
Auslagen privat leisten müssen. Doch nicht nur
auf Auslagenerstattung müssen die ehrenamt-
lichen Protagonisten der Integrationsarbeit
oftmals verzichten, vielmehr wird ihren Trä-
gervereinen allzu oft auch die verlässliche För-
derung einer Infrastruktur mit hauptamtlichen
Stellen verwehrt. Das Ehrenamt der Migranten-
organisationen wird in der Regel also nicht
vom Hauptamt flankiert und unterstützt. Als
struktureller Nachteil erweist sich diese feh-
lende Förderung oftmals auch in den sogenann-
ten Tandemprojekten zwischen einer (etablier-
ten) deutschen und einer Migrantenorganisati-
on: In einer gleichberechtigten Partnerschaft
muss diese Zusammenarbeit auf Augenhöhe
erfolgen. Das ist nicht gegeben, wenn nur in

die Funktionsfähigkeit des etablierten Trägers
investiert wird.

Für die betroffenen Migrantenorganisatio-
nen entsteht hier nicht selten der Eindruck
von Instrumentalisierung: Ihr Wissen, ihre
Kompetenzen, ihr Know How und ihre Zu-
gänge zu den Migrantencommunities werden,
so scheint es, von den etablierten Trägern der
Mehrheitsgesellschaft abgeschöpft, während die
Migrantenorganisationen nach der Projektträ-
gerschaft wieder mit leeren Händen dastehen.
Ein Paradigmenwechsel in der Strukturförde-
rung wäre also auch hier grundlegende Voraus-
setzung für eine tatsächlich gleichberechtigte
Beteiligung.

Marion Bradl ist Projektkoordinatorin und
Geschäftsführerin der Arbeitsgemeinschaft der
Ausländer-, Migranten- und Integrationsbei-
räte Bayerns (AGABY). Kontakt: bradl@
agaby.de
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Torsten Groß ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter beim Landesnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement (LBE) / Institut für soziale und
kulturelle Arbeit Nürnberg (ISKA). Kontakt:
gross@iska-nuernberg.de

Gemeinsame Projekte der AGABY und des
LBE:

Gemeinsam engagiert – Bürgerschaftliches
Engagement im Bereich Integration (6/2007-
5/2010), www.gemeinsam-engagiert.net; Empo-
werment und Partizipation – Stärkung des
Bürgerschaftlichen Engagements und der Be-
teiligung von Migrantenorganisationen in Bay-
ern (6/2010-5/2013), www.partizipation-in-
bayern.de.

Anmerkungen
1 Zur Definition von Ausländervereinen: § 14

Gesetz zur Regelung des öffentlichen Ver-
einsrechts – Vereinsgesetz (VereinsG): „(1)
Vereine, deren Mitglieder oder Leiter sämt-
lich oder überwiegend Ausländer sind (Aus-
ländervereine), können über die in Artikel 9
Abs. 2 des Grundgesetzes genannten Grün-
de hinaus unter den Voraussetzungen des
Absatzes 2 verboten werden. Vereine, deren
Mitglieder oder Leiter sämtlich oder über-
wiegend ausländische Staatsangehörige eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union sind,
gelten nicht als Ausländervereine.“ Laut Ver-
einsgesetz (§19-21) müssen Ausländerverei-
ne den örtlichen Behörden Auskunft über
ihre Tätigkeit sowie über alle Änderungen
der Satzung, der Vorstandsmitglieder (inkl.
der jeweiligen Anschriften) geben. Wenn sie
sich politisch betätigen, müssen sie auf Ver-
langen der zuständigen Behörden auch Aus-
kunft über Namen und Anschrift ihrer Mit-
glieder sowie über Herkunft und Verwen-
dung ihrer Mittel geben. Die örtlichen Be-
hörden geben die Daten dann gemäß § 22
an das Bundesverwaltungsamt weiter.

2 Zum Vergleich: Nur 16 Prozent sind in Mig-
rantenvereinen aktiv engagiert. Beispielhaft
genannt seien hier erfolgreiche Projektansät-
ze wie Stadtteilmütter (www.stadtteilmuetter.

de) oder „Migranten für Migranten“ (MiMi)
genannt (www.bkk-bv-gesundheit.de/bkk-pro-
mig).

3 So auch der Titel einer Tagungsreihe des
Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engage-
ment.
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Demokratien sind auf aktive Beteiligung ange-
wiesen. Das soziale und politische Engagement
im Jugendalter ist ein Gradmesser für die akti-
ve Teilhabe von Menschen an der Gestaltung
einer demokratischen Zivilgesellschaft in ihrem
weiteren Lebensverlauf. Um auch zukünftig
bürgerschaftliches Engagement in gemeinnüt-
zigen Organisationen und damit die Basis der
Zivilgesellschaft aufrechtzuerhalten, kommt der
Einbindung von Kindern und Jugendlichen eine
eigene wichtige Bedeutung zu: „Sollen lang-
fristig Grundlagen und Voraussetzungen für
die Entwicklung und Gestaltung der Bürger-
gesellschaft geschaffen werden, stehen und
fallen diese Bemühungen mit der Gewinnung
und Integration der kommenden Generation“
(Enquete-Kommission 2002: 202).

Neben der gesellschaftlichen Bedeutung wird
dem ehrenamtlichen Engagement junger Men-

Gesellschaftliches Engagement von Kindern und Jugendlichen
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schen auch eine hohe individuelle Bedeutung
zugemessen. So lässt sich in den letzten Jahren
ein wachsendes Interesse an der Relevanz frei-
willigen Engagements für die Entwicklung,
Bildung, gesellschaftliche Partizipation und
Integration Jugendlicher feststellen (vgl. Buhl/
Kuhn 2005). In einer Reihe neuerer empiri-
scher Studien werden Fragen des Kompetenz-
erwerbs und der demokratischen Teilhabe
durch jugendliches Engagement untersucht (vgl.
etwa Fischer 2001; Reinders 2005; Richter et
al. 2006; Düx et al. 2008).

Gefragt danach, wo junge Menschen sich
typischerweise engagieren, hat der Bereich der
Kinder- und Jugendarbeit eine unübersehbare
Bedeutung. Hier engagieren sich besonders
viele junge Menschen (vgl. Gensicke et al.
2006; Düx et al. 2008). Die Jugendarbeit ist
ein klassisches Einstiegsfeld für jugendliches

Themenschwerpunkt
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Engagement und gesellschaftliche Verantwor-
tungsübernahme.

Mit ihren freiwilligen, niedrigschwelligen
Angeboten setzt sie an den alltäglichen Be-
dürfnissen, Freizeitinteressen und Bildungswün-
schen der Heranwachsenden an. Sie eröffnet
mit ihren Möglichkeiten zur aktiven Teilnah-
me, Mitgestaltung, Selbstorganisation und Ver-
antwortungsübernahme eine breite Palette von
Gelegenheiten für Bildungs- und Entwicklungs-
prozesse.

Kern des ehrenamtlichen Engagements von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist die
Jugendverbandsarbeit.  Die Jugendlichen kom-
men – so die klassische „Verbandsbiographie“
– über Familie und Freunde als Teilnehmende
und/oder Mitglieder zu den Jugendverbänden
und übernehmen dann nach und nach auch
Aufgaben und Funktionen – etwa die Leitung
einer Gruppe oder die Mitwirkung an den Or-
ganisationsarbeiten im Verband. Das vielfälti-
ge Angebot für Kinder und Jugendliche ist
nur durch die große Zahl an überwiegend jun-
gen Ehrenamtlichen möglich. Allerdings sind
die Organisationen in der Folge gesellschaftli-
cher Modernisierungsprozesse herausgefordert,
neue Wege und Strategien zu erproben, wenn
sie auch in Zukunft eine ausreichende Zahl an
Heranwachsenden gewinnen und für freiwilli-
ges Engagement begeistern wollen.

1. | Potenziale jugendlichen Engagements

Anhand einer neueren Studie zum Kompetenz-
erwerb Jugendlicher  (vgl. Düx et al. 2008)
konnte gezeigt werden, dass die Settings des
freiwilligen Engagements jungen Menschen
durch die Verknüpfung gesellschaftlicher Ver-
antwortungsübernahme mit individuellen Lern-
prozessen besondere Lern- und Bildungschan-
cen eröffnen. Demnach hat der Kompetenz-
gewinn hier nachhaltige Effekte, die auch
noch im Erwachsenenalter wirksam sind, und
zwar sowohl mit Blick auf Kompetenzprofil
und Persönlichkeitsentwicklung als auch hin-
sichtlich gesellschaftlicher und politischer Be-
teiligung.

Wie die Untersuchung empirisch belegt,
können Heranwachsende in einem freiwilligen
Engagement eine große Bandbreite und Viel-
falt an Kenntnissen und Fähigkeiten persona-
ler, sozialer, kultureller und instrumenteller Art
erwerben. Wenn sich dem Dritten Freiwilligen-
survey zufolge 35 Prozent aller deutschen Ju-
gendlichen zwischen 14 und 24 Jahren freiwil-
lig engagieren, so bedeutet dies, dass das En-
gagement ein – auch quantitativ – bedeutsa-
mes gesellschaftliches Lernfeld für junge Men-
schen bildet.

Neben sozialen und persönlichkeitsbilden-
den Eigenschaften und Fähigkeiten werden den
Befunden der Studie zufolge im jugendlichen
Engagement insbesondere Organisations-, Lei-
tungs-, Team- und Gremienkompetenzen ent-
wickelt und vertieft. Dabei verfügen in ihrer
Jugend engagierte Erwachsene verglichen mit
der Gruppe der früher nicht Engagierten
insgesamt über ein breiteres Spektrum an Er-
fahrungen und Kompetenzen. Besonders groß
sind die Differenzen zwischen den beiden Grup-
pen, wenn es um Organisations- und Leitungs-
kompetenzen geht.

Durchgehend zeigt sich bei im Jugendalter
Engagierten eine Tendenz zu mehr gesellschaft-
licher Beteiligung. Sie sind politisch interes-
sierter und engagieren sich in weit stärkerem
Umfang (54 Prozent) als Nicht-Engagierte (15
Prozent). Wer sich also bereits als Jugendli-
cher engagiert, tut dies mit großer Wahrschein-
lichkeit auch als Erwachsener. Da junge Men-
schen Fähigkeiten wie Interessenvertretung,
Anwendung formal-demokratischer Spielregeln,
Mitarbeit in Gremien oder Leitungskompeten-
zen in anderen gesellschaftlichen Bereichen
kaum erwerben können, stellen die Organisa-
tionen freiwilligen Engagements ein besonders
relevantes Lernfeld zum Einüben demokrati-
scher Beteiligungsformen und Verfahrenswei-
sen dar.

Während Heranwachsende heutzutage
durch die lange Schulphase, den Aufschub von
Erwerbstätigkeit und ökonomischer Selbstän-
digkeit weitgehend von Verantwortungsüber-
nahme ferngehalten werden, bietet ihnen das
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freiwillige Engagement demgegenüber die
Möglichkeit, in einem geschützten Rahmen
sukzessiv Aufgaben und Verantwortung für
andere zu übernehmen. Dadurch können Her-
anwachsende die für sie wichtige Erfahrung
„konkreter Nützlichkeit“ sowie gesellschaftli-
cher Relevanz ihres Tuns machen (vgl. von
Hentig 2007). Empirisch zeigt sich, dass Ver-
antwortungsübernahme im Rahmen freiwilli-
gen Engagements jungen Menschen einen wich-
tigen Schritt aus dem privaten in den öffentli-
chen Raum und damit eine Ausweitung ihres
Erfahrungshorizonts, ihrer Kontakte und ihrer
Handlungsmöglichkeiten über Schule, Familie
und Freundeskreis hinaus ermöglicht.

Die Studie belegt, dass freiwilliges Engage-
ment ein wichtiges gesellschaftliches Lernfeld
ist, in dem sich Kompetenzerwerb, Persönlich-
keitsbildung, biographische Orientierung und
gesellschaftliche Solidarität verbinden können.
Hier können vielfältige Kenntnisse, Einstellun-
gen und Fähigkeiten erworben werden, die für
eine eigenständige und sozial verantwortliche
Lebensführung sowie die Beteiligung an de-
mokratischen Verfahren unabdingbar sind, in
schulischen Settings jedoch kaum vorkommen.
Wenn in einer demokratischen Gesellschaft das
Ziel des Aufwachsens eigenverantwortliche und
gemeinschaftsfähige sowie informierte, kom-
petente Bürger/innen sind, die sich aktiv an
der Gestaltung einer demokratischen Zivilge-
sellschaft beteiligen, sind neben der schulischen
Bildung auch die beschriebenen Bildungspo-
tenziale eines freiwilligen Engagements wich-
tig.

3. | Herausforderungen

Schon die normale alters- und lebensphasenbe-
dingte Fluktuation der Ehrenamtlichen ist in
den Jugendverbänden recht hoch, so dass sich
das Problem der Kontinuität der Arbeit und
der Rekrutierung Ehrenamtlicher stets von
neuem stellt. Das Ende der Schulzeit oder
Ausbildung, Studienbeginn, Berufseinstieg,
Partnerschaft oder Familiengründung sowie
Ortswechsel und neue zeitliche Belastungen

bedeuten häufig auch eine Beendigung des
Engagements. Darüber hinaus beeinflussen
gesellschaftliche Veränderungsprozesse das
Engagementpotenzial der Kinder- und Jugend-
arbeit: Verberuflichung und Verfachlichung der
Arbeit, die Auflösung traditioneller sozial-kul-
tureller Milieus, wachsende Mobilität, Migra-
tionsbewegungen sowie die demografische
Entwicklung wirken sich auf die Mitglieds- und
Ehrenamtlichenstruktur aus. Die Bemühungen
der Verbände um ehrenamtlichen Nachwuchs
sowie die Diskussionen der letzten Jahre wei-
sen auf strukturelle Probleme der Jugendver-
bände hin, auf die sie reagieren müssen.

Demografische Entwicklung
Die Jugendarbeit muss sich damit auseinander-
setzen, dass – insbesondere im ländlichen Raum
– die Zahl der Kinder und Jugendlichen spür-
bar zurückgeht. Dies wird voraussichtlich auch
zu Rückgängen beim jugendlichen Potenzial
für ehrenamtliches Engagement führen.

Migration
Die Organisationen suchen ehrenamtlichen
Nachwuchs, der sich mit ihren Zielen und
Werten identifiziert und diese an Heranwach-
sende weitergibt. Durch die wachsende Zahl
von Kindern und Jugendlichen mit Migrati-
onserfahrung kommen vor diesem Hintergrund
auf die Anbieter von Kinder- und Jugendarbeit
neue Herausforderungen zu. Dabei geht es auf
der individuellen Ebene um die Frage, wie die
Zugänge für junge Menschen mit Migrations-
hintergrund zu den Angeboten der Kinder- und
Jugendarbeit und damit auch zu einem Enga-
gement verbessert werden können, da diese die
Angebote bislang noch vergleichsweise selten
nutzen. Um Heranwachsende mit Migrations-
hintergrund anzusprechen und zu gewinnen,
können Angebote im Rahmen der Ganztags-
schule einen niedrigschwelligen Zugang eröff-
nen.

Zum anderen bietet sich die Möglichkeit
an, auf der strukturellen Ebene die Potenziale
der Selbstorganisation deutlicher zu nutzen und
infolgedessen das Engagement in den Migran-
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tenjugendselbstorganisationen nicht nur zu
fördern, sondern diese in die gesamte Verbands-
struktur bzw. in die Stadt- und Kreisjugendrin-
ge zu integrieren.

Heterogene Milieus
Auch wenn sich aus der Gruppe der Mitglie-
der immer noch viele ehrenamtlich Engagier-
te gewinnen lassen, nehmen die stabilen tra-
ditionellen Milieus ab, die durch eine gewis-
se Einheitlichkeit von Inhalten, Werten und
Stilen gekennzeichnet sind und sich darüber
auch bestimmten Jugendorganisationen ver-
bunden fühlen. In Anbetracht der anhaltend
hohen Migrationszahlen wächst die Vielfalt
und Heterogenität mit Blick auf die nationa-
le Herkunft und die lokale Verwobenheit
ebenso wie mit Blick auf die kulturellen und
religiösen Wurzeln. Heute sprechen Jugend-
verbände nur noch Teile der jugendlichen
Milieus, Szenen, Kulturen und Cliquen an
(vgl. Wippermann/Calmbach 2007). Eine an
homogenen Milieus ausgerichtete Jugendar-
beit muss sich auf diese veränderte Ausgangs-
lage einstellen und auf die damit verbundene
Heterogenität konzeptionell reagieren. Die
Schlüsselfrage lautet dabei, wie man nicht-
affine Gruppen und Milieus besser ansprechen
und einbeziehen kann.

Da Zugänge zur Jugendarbeit oft über
Freunde und Familie, also über persönliche
Kontakte, erfolgen, müssten andere Zugangs-
wege gesucht und „milieu-multiple“ Konzepte
für die Jugendarbeit entwickelt werden. Blei-
ben die Jugendverbände ihrer traditionellen
Selbstergänzungslogik verhaftet, so finden da-
mit nicht korrespondierende Milieus, junge
Menschen mit Migrationshintergrund oder
bildungsferne bzw. sozial benachteiligte Jugend-
liche auch weiterhin nur in Ausnahmefällen
einen Zugang zu den entsprechenden Angebo-
ten der Kinder- und Jugendarbeit.

Soziale Teilnahmeselektion
Die Daten unterschiedlicher Studien belegen,
dass sich überwiegend sozial gut integrierte
deutsche Jugendliche mit höherer Schulbil-

dung engagieren. Der Zugang zum Engage-
ment sowie die Art des Engagements stehen
in engem Zusammenhang mit den sozialen
Ressourcen und den kulturellen Interessen im
Elternhaus. Dabei ist bereits die Mitgliedschaft
in einem Verein oder einer Organisation, die
oft die Voraussetzung für ein freiwilliges En-
gagement ist, abhängig vom Bildungsstatus.
Freiwilliges Engagement nimmt schon im Ju-
gendalter mit dem Bildungsstatus zu und ist
umso intensiver, je höher der Bildungsgrad
ist. Jugendliche aus sozial unterprivilegierten,
partizipations- und bildungsfernen Bevölke-
rungsgruppen sind im Engagement unterre-
präsentiert und damit zu einem großen Teil
von den hier möglichen Lernerfahrungen,
sozialen Kontakten und Kompetenzgewinnen
ausgeschlossen (vgl. Gensicke et al. 2006;
Düx et al. 2008). Daraus folgt, dass die Ju-
gendarbeit eine wachsende Zahl von Heran-
wachsenden, insbesondere in den größeren
Städten, nicht mehr erreicht. Insoweit stellt
sich künftig vermehrt die Herausforderung,
systematische Strategien zu entwickeln, die
solchen „Exklusionsprozessen“ entgegenwir-
ken. Bislang existieren noch kaum Modelle
und Strategien, wie bildungsferne junge Men-
schen, die keine persönlichen Bezüge zu An-
geboten der Kinder- und Jugendarbeit haben,
erreicht werden können.

Konkurrenz alternativer Angebote
Jugendverbände sind heute in Bezug auf Frei-
zeitangebote für Heranwachsende nur noch ein
Veranstalter unter vielen, kommerziellen wie
nicht-kommerziellen. Zudem hat der rasante
Wandel des Medienangebots das Freizeitver-
halten Heranwachsender in den letzten Jahren
stark verändert. Insofern wird es für die Ju-
gendorganisationen schwieriger, Kinder und
insbesondere Jugendliche zu gewinnen und zu
halten.

Zeitverdichtung
Darüber hinaus scheint mit der Zunahme von
Ganztagsschulen ein Konkurrenzproblem hin-
sichtlich der freien Zeit Heranwachsender zu

Wiebken Düx
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entstehen. Das Engagement der Alterskohorte
von 14 bis 21 Jahren ist zu 88 Prozent ein
Engagement von Schülerinnen und Schülern
(vgl. Gensicke et al. 2006). Diese sind die
Gruppe, die am ehesten über frei einteilbare
Zeit verfügt. Ihr Engagement findet häufig
während der Woche am Nachmittag statt,
während erwerbstätige Jugendliche eher auf
die Abendstunden und Wochenenden angewie-
sen sind. Daher bietet die Halbtagsschule mit
Vormittagsunterricht günstige Voraussetzungen
für freiwilliges Engagement.

Empirische Studien liefern inzwischen ers-
te Hinweise, dass Prozesse schulischer Verdich-
tung durch Ganztagsschulen sowie die Verkür-
zung der gymnasialen Schulzeit von neun auf
acht Jahre zulasten des freiwilligen Engage-
ments Jugendlicher gehen könnten (vgl. Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010).
Eine Ausweitung schulinterner Engagementfor-
men lässt sich demgegenüber bisher nicht er-
kennen. Hier wird künftig verstärkt zu beach-
ten sein, inwieweit durch die Verkürzung der
Gymnasialzeit (G 8) sowie die Verbreitung der
Ganztagsschule oder die stärker verpflichten-
den Bachelor-Studiengänge Jugendlichen die
Zeit für das Engagement fehlt.

Zudem macht sich eine Tendenz bemerk-
bar, dass Jugendliche sich nicht mehr langfris-
tig binden wollen, sondern eher bereit sind,
sich an zeitlich begrenzten Projekten und
Events zu beteiligen und kurzfristig Verant-
wortung zu übernehmen (vgl. Wippermann/
Calmbach 2007).

Wenn sich die Jugendphase in den kom-
menden Jahren weiter verdichtet, dann kann
freiwilliges Engagement nicht einfach durch
ein altersmäßiges Vorziehen der Zielgruppe auf-
gefangen werden. Es braucht vor allem die äl-
teren Jugendlichen, die in der Jugendarbeit so-
zialisiert wurden, um die Kontinuität der Ar-
beit über Jugendgenerationen hinweg zu si-
chern. Kommerzielle Angebote, die genau die-
se Zielgruppe der älteren Jugendlichen und
jungen Erwachsenen ansprechen, sind für die-
se Tradierung eine nicht zu übersehende Her-
ausforderung.

Fachlichkeit und Professionalität
Jugendverbandsarbeit ist zwar nach wie vor
ein ehrenamtlich geprägtes Arbeitsfeld, den-
noch benötigt Ehrenamtlichkeit aufgrund kom-
plexerer Rahmenbedingungen sowie gestiege-
ner pädagogischer, fachlicher und organisa-
torischer Anforderungen in zunehmendem
Maß eine berufliche Unterstützung. Ein aus-
schließlich ehrenamtliches Engagement wird
es in Anbetracht einer weiterhin unter Ver-
fachlichungs- und Professionalisierungsdruck
stehenden Kinder- und Jugendarbeit immer
weniger geben können, schon gar nicht auf
überregionaler Ebene. Das Ehrenamtsmanage-
ment der Jugendverbände verlangt nach einer
Ergänzung durch berufliche Fachkräfte, zu
deren Aufgaben auch die Gewinnung, Bin-
dung und Weiterbildung der Ehrenamtlichen
gehört. Hierfür benötigt die Jugendarbeit
entsprechende Ressourcen, auch deshalb, weil
der demografisch bedingte Rückgang der jun-
gen Menschen sich auch auf das Potenzial
und die absolute Zahl an ehrenamtlich enga-
gierten Jugendlichen auswirken wird.

Ohne eine Mindestausstattung an berufli-
chem Personal sind die gesamten Strukturen
einer ehrenamtlich organisierten Kinder- und
Jugendarbeit in ihrem Bestand, in ihrer Leis-
tungsfähigkeit und ihrer Funktionalität gefähr-
det. Um das große Potenzial gesellschaftli-
chen Engagements bei jungen Menschen auch
in Zukunft zur Geltung zu bringen, bedarf
es einer weiterentwickelten und ausgebauten
personellen Infrastruktur einer fachlichen
Kinder- und Jugendarbeit (vgl. Rauschenbach
et al. 2010).

4. | Fazit
Die Kinder- und Jugendarbeit muss angesichts
des sozialen und demografischen Wandels, der
zeitlichen Verdichtung der Jugendphase, der
vielfältigen Konkurrenz anderer Freizeit- und
Bildungswelten neue Wege finden, wie sie eine
kulturell und sozial heterogener werdende
Gruppe von jungen Menschen auch in Zukunft
ansprechen und für ein ehrenamtliches Enga-
gement gewinnen kann.

Gesellschaftliches Engagement von Kindern und Jugendlichen
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Mit den traditionellen Rekrutierungsstrate-
gien und Konzepten sowie den derzeitigen Per-
sonal- und Finanzressourcen lassen sich jedoch
weder die Angebote im erforderlichen Umfang
erweitern noch neue Zielgruppen erschließen.

Wiebken Düx ist Diplom-Pädagogin und
arbeitete bis März 2010 im Forschungsverbund
Deutsches Jugendinstitut/Technische Univer-
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Die Lücken wurden im Lauf der vergangenen
Jahre immer größer: Immer öfter machten sich
Aufgabenbereiche bemerkbar, in denen sozia-
le Arbeit zu verrichten gewesen wäre, die in-
des unerledigt blieb. Die Lage der Dinge hat
sich im Lauf der vergangenen zehn Jahre eher
verschlimmert als verbessert; sei es mit Blick
auf öffentliche Infrastrukturen, öffentliche
Daseinsvorsorge, soziale Sicherung oder auf die
Fürsorge. Immer mehr Menschen benötigen
bessere Entfaltungsmöglichkeiten, Unterstüt-
zung oder gar Fürsorgeleistungen.

1 | Brachliegende Aufgaben

Diejenigen, die professionell mit Arbeiten in
den Branchen sozialer Dienstleistungen betraut
sind, sind oft gestresst oder gar überlastet. Ihre
Aufgabenfelder wurden ausgedehnt, Personal
ausgedünnt, Arbeit verdichtet. Viele notwen-
dige und sinnvolle Tätigkeiten können von
ihnen nur noch hastig oder oberflächlich oder
gar nicht mehr verrichtet werden. Ganze Auf-
gabenbereiche liegen mittlerweile brach.

Langjährig erfahrene Fachkräfte erinnern
sich an Zeiten, in denen in ihren Tätigkeitsbe-
reichen sorgfältiger gearbeitet werden konnte,
für Hilfe- oder Unterstützungsbedürftige mehr
Zeit verwendet werden konnte. „Früher“ ist
im Lauf der Jahre unversehens zu einer „Uto-
pie“ geworden, zum Maßstab des Abgleichs
von Zuständen, in denen eine bessere Aufga-
benbewältigung möglich war und auch wieder
möglich werden sollte.

Kann es bei einem derartigen Mangel an
sozialen Dienstleitungen ein „Zuviel“ an bür-
gerschaftlichem Engagement geben? Haben wir
nicht vielmehr in unserer demokratischen Zi-
vilgesellschaft zu wenig Bürgerinnen und Bür-
ger, die sich wofür oder wogegen auch immer
engagieren?

Ist sozial, was Arbeit schafft?

Zivilgesellschaft und Soziale Arbeit

Bernhard Jirku

2 | Vier Schritte vor, ein Schritt zurück

Früher? Bis vor einigen Jahrhunderten zählten
soziale Dienstleistungen zur Domäne der Fa-
milien und der aus Spenden finanzierten kirch-
lichen Barmherzigkeit, bevor sie im Zeitalter
der Aufklärung zur kommunalen Aufgabe der
Armenfürsorge wurden. Im Zeitalter der In-
dustrialisierung und Säkularisierung wurden die
Sozialversicherungen geschaffen, die kommu-
nale Daseinsvorsorge bildete sich heraus und
Wohlfahrtsverbände entstanden. Schrittweise
löste sich die Finanzierung gemeinwohlorien-
tierter Arbeit von unstetigen Spenden, Schen-
kungen und Stiftungen. Soziale Dienstleistun-
gen erhielten ein solides Fundament, sei es über
Sozialversicherungsbeiträge, sei es über Steu-
ermittel. Verbunden damit waren Arbeitsplät-
ze, die wenngleich bescheidene so doch ange-
sehene Existenzen ermöglichten.

Mit dem Auf- und Ausbau des Sozialstaa-
tes, dem Wandel von der Industrie- zur Dienst-
leistungsgesellschaft sowie der Stärkung der
sozialgesetzlichen Vorsorge und des gesellschaft-
lichen, sozialen Ausgleichs konnte in der zwei-
ten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts ein
Zustand erreicht werden, der aus heutiger Sicht
schon fast als „klassisch“ angesehen werden
kann: als der Zustand eines Besseren, das Kür-
zungsrunde um Kürzungsrunde immer mehr
in Bedrängnis geraten ist.

Jetzt stehen wir seit etwa zwei Jahrzehnten
mitten im Übergang von der industrieorien-
tierten zur personenbezogenen Dienstleistungs-
gesellschaft, in einem Prozess der informati-
onstechnologischen Automatisierung von
Dienstleistungs- und Industrieprozessen, in ei-
nem Wandel vom „Raubbau“ zur Nachhaltig-
keit.

In diesem Übergang sehen wir uns mit ver-
schiedenen Paradoxien konfrontiert: Auf der

Themenschwerpunkt
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Bernhard Jirku

einen Seite bleiben immer mehr notwendige
und sinnvolle Arbeiten liegen oder können nur
allzu unzulänglich verrichtet werden, auf der
anderen Seite heißt es, uns ginge die Arbeit
aus. In Dienstleistungsbranchen wie Betreuung
und Pflege sowie Erziehung und Bildung wach-
sen die Erwerbstätigkeitsquoten stetig, wäh-
rend sie in der Industrie schon seit Jahrzehn-
ten rückläufig sind. Und obschon es auch in
Zukunft um genügend Arbeit im Prinzip nicht
schlecht bestellt scheint, mangelt es an einer
ausreichenden Finanzierung von Zukunftsbran-
chen und -berufen in den Dienstleistungswel-
ten.

3 | Ist Arbeit die Hauptsache?

Fehlgeleitet wurde die Art und Weise des Über-
gangs von der industrieorientierten zur perso-
nenbezogenen Dienstleistungsgesellschaft
durch das auch international medial stetig ver-
kündete Credo, Arbeit sei die Hauptsache.
Parteiprogrammatisch heißt es dann, „Sozial
ist, was Arbeit schafft“, im Klartext: Arbeit
um jeden Preis, zu jedem Preis, egal unter
welchen Bedingungen. Infolgedessen weht ein
zunehmend rauerer Wind, den auch die dem
Gemeinwohl verpflichtete Soziale Arbeit zu
spüren bekam, herrscht eine Großwetterlage,
unter deren Einfluss viele Akteure sozialer
Dienstleistungen seit einiger Zeit nach Wegen
suchen, die notwendigen und sinnvollen Auf-
gaben in den Griff zu bekommen. Ein fast
schon „klassischer“ Ausweg scheint da die
Zusammenarbeit von professionellen Fachkräf-
ten und hilfsbereiten Freiwilligen zu sein. Von
bürgerschaftlichem Engagement, Zivilgesell-
schaft, trisektoraler Koproduktion, einem Welf-
are Mix oder einer Koproduktion bei der Er-
bringung sozialer Dienstleistungen ist die Rede.
Eine nationale Engagement-Strategie soll eine
tragfähige Engagement-Infrastruktur herbeifüh-
ren.

Doch können wir den eigentlichen Heraus-
forderungen einer sich wandelnden Dienstleis-
tungsgesellschaft damit wirklich begegnen?
Instrumentalisieren der Staat und andere Ak-

teure damit nicht die Zivilgesellschaft, um bil-
lige Arbeitskräfte zu gewinnen? Ist bürgerschaft-
liches Engagement letztlich sozio-ökonomisch
tragfähig, ist es bei der Transformation hin zu
mehr personenbezogenen Dienstleistungen
überhaupt nachhaltig?

4 | Parallelgesellschaften

Um die Soziale Arbeit und die Gestaltung der
Wandlungsprozesse in den gemeinwohlorien-
tierten Dienstleistungswelten könnte es in der
Tat wesentlich besser bestellt sein, hätten wir
es nicht zeitgleich vor dem Hintergrund glo-
baler Machtverhältnisse mit Finanzmarktakteu-
ren zu tun, die sich mit viel Geld und prächtig
medial flankiert eine Parallelgesellschaft mit
Schattenbanken und anderem mehr aufbauen
konnten. Diese Akteure haben Beitragsmittel
zur sozialen Sicherung (Stichwort „Privatisie-
rung“) und Steuermittel (Stichwort „Niedrig-
steuern“) Stück für Stück auf ihre Mühlen
umgeleitet und es sogar vermocht, Staaten und
Steuerzahler bzw. die Mittelschichten in die
Gewährleistungshaftung für ihre Gewinne zu
nehmen – ohne für ihre Finanztransaktionen
auch nur einen einzigen Prozentpunkt Umsatz-
bzw. Mehrwertsteuer zu bezahlen, bereit von
Steueroase zu Steueroase weiterzuziehen, in aller
Herren Länder auf der Suche nach neuen Fi-
nanzquellen. Selbst ein Land wie Deutschland
trägt zurzeit in Teilbereichen – wie zum Bei-
spiel bei der fehlenden Vermögensbesteuerung
sowie der tatsächlichen Besteuerung von Unter-
nehmen und Banken – Züge einer Steueroase.

Hingegen wurde die am Gemeinwohl ori-
entierte Soziale Arbeit zunehmend ausgedünnt
und an den Rand gedrängt. Ein anschauliches
neoliberales „soziales“ Leitbild findet sich in
den USA: Hier gibt es kaum noch Sozialhilfe
nach Bedarfslage und aktive Unterstützung,
anzutreffen sind vielmehr Suppenküchen, Klei-
derkammern und Obdachlosenasyle für die
Armen, die durch bürgerschaftliches Engage-
ment der Mittelschicht erbracht werden, eine
Gesundheitsversorgung für die Armen durch
bürgerschaftliches Engagement der Ärzte,



| 73

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

Ist sozial, was Arbeit schafft?

Rechtsvertretung durch bürgerschaftliches
Engagement der Anwälte usw. Das, woraus sich
kein Gewinn erzielen lässt, wird (wieder) der
Barmherzigkeit anheimgestellt. Ein Leitbild,
dem sich in Deutschland außer einigen Medi-
en, Unternehmen und Bankenkreisen auch eine
kleinere politische Partei in aller Form verschrie-
ben hat. Ihr derzeitiger Vorsitzender hat es
einmal in einer bekannten Talkshow sinnge-
mäß so ausgedrückt: Die Menschen würden
deshalb mehr Netto vom Brutto benötigen,
weil sie die fehlende soziale Sicherung zukünf-
tig selbst privat bezahlen müssten. Was für den
Gesundheits- und Pflegebereich beispielsweise
bedeutet, dass die Leistungsfähigkeit der sozi-
al-gesetzlichen (Kranken-)Versicherung zusam-
mengestrichen wird und die Steuern gesenkt
werden, damit zusätzliche private Kranken- und
Pflegeversicherungen und steigende Zusatzbei-
träge bezahlt werden können. Dass die privat-
kommerziell erbrachten Leistungen letztlich
ausgedünnt und teurer sind und immer weni-
ger Menschen erreichen, wird dabei natürlich
verschwiegen.

5 | Ist Arbeit eine Nebensache?

Gerade die dem Gemeinwohl verpflichtete
Soziale Arbeit benötigt indes zweifellos eine
weit bessere finanzielle Basis als wir sie heute
vorfinden; eine solide Basis, von der aus perso-
nenbezogene Dienstleistungen nachhaltig ent-
wickelt und finanziert werden können. Diese
Basis wurde der Sozialen Arbeit in Deutsch-
land sowie in einigen Ländern der EU und der
OECD in den vergangenen Jahrzehnten in ei-
nem beträchtlichen Maße entzogen – in ande-
ren Ländern, mit einer teils weit besseren öko-
nomischen Entwicklung als bei uns, übrigens
nicht.

Bei den sozialen Dienstleistungen mussten,
sollten oder wollten neben den Zivildienstleis-
tenden in den vergangenen zehn Jahren immer
mehr Freiwillige und seit fünf Jahren immer
mehr sozial Hilfsbedürftige in die Bresche des
Personalabbaus in der Sozialen Arbeit sprin-
gen. Parallel zu diesem Prozess wurde eine all-

gemeine Niedrig- und Hungerlohnstrategie zur
„Entwicklung“ von Dienstleistungen etabliert:
mit Mini-Jobs, Leiharbeit, (Schein-)Selbststän-
digkeit beziehungsweise ihrer Begünstigung
und Subventionierung sollten im Rahmen der
so genannten Agenda-Politik neue Arbeitsplät-
ze geschaffen werden. Inzwischen ist klar: In
diesem Prozess wurde existenzsichernde Be-
schäftigung verdrängt, Personalkapazitäten
ausgedünnt und gerade die Arbeit in den
Dienstleistungsbranchen prekärer gemacht.
Besonders betroffen waren und sind übrigens
(wieder einmal) Frauen.

Die Qualität der Dienstleistungen und der
Sozialen Arbeit sowie die dazu notwendige
Qualifizierung wurde im Rahmen der Agenda-
Politik aus dem Blickfeld gerückt: Es sollte
alles nur recht billig sein und möglichst noch
billiger werden. Qualifizierung kostet hinge-
gen Geld und qualifizierte Beschäftigte soll-
ten dann auch besser bezahlt werden. Das wäre
jedoch eine Ausrichtung, die sich wenig mit
den magersüchtigen Modellen von neolibera-
ler Staatlichkeit, entwerteter sozialer Sicherung
und rudimentärer Fürsorge verträgt.

6 | Prekäre Arbeitsmärkte

Unter derartigen Rahmenbedingungen wurden
im Laufe der vergangenen zehn Jahre der Agen-
da-Politik im tertiären Sektor verstärkt prekä-
re Arbeitsmarktlandschaften entwickelt: Frei-
willige, die nicht nur Zeit und ihr soziales
Engagement mitbringen, sondern auch keine
Aufwandsentschädigung erwarten, wurden
beliebter denn je. Menschen, die gern ein klei-
nes Zubrot verdienen möchten oder dringend
etwas mehr Geld brauchen, konnten mit (pau-
schalen) Aufwandsentschädigungen von bis zu
175 Euro verpflichtet bzw. bei der Stange ge-
halten werden. Für die besonders Tüchtigen
bzw. Unentbehrlichen winkt im günstigen Fall
der so genannte Mini-Job mit 400 Euro pur
oder plus Aufwandspauschale. Von 0 über 175
und 400 auf 575 Euro – so könnte man die
Orientierungspunkte in einigen neueren Ar-
beitsmarktlandschaften pointiert zusammenfas-
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sen; zunächst teilweise noch ohne, später dann
in der Regel mit Unfallversicherung.

Für Jugendliche wurden über den Zivildienst
hinaus Sonderprogramme eingerichtet, Tätig-
keitsverhältnisse mit unterschiedlichen Bezeich-
nungen und mit Einkommen unterhalb des
Sozialhilfesatzes; teils mit, teils ohne Sozial-
versicherung, die bei Jugendlichen und Frauen
stillschweigend als Familienversicherung unter-
stellt wird.

Einen starken Auftrieb erhielt die Prekari-
sierung der Beschäftigungslandschaften im ter-
tiären Sektor durch die so genannten Ein-Euro-
Jobs, die zunächst von Sozialhilfeempfänger/
innen erbracht und 2005 auf die Bezieher/
innen von Hartz-IV-Leistungen ausgedehnt
wurden. Der Lebensunterhalt und die soziale
Absicherung dieses Personenkreises werden über
das so genannte Arbeitslosengeld II gewähr-
leistet. Eine eigenständige Existenzsicherung
der Betroffenen – z.B. in Form einer öffent-
lich geförderten Beschäftigung in der Entgelt-
variante – wird nur in seltenen Fällen für not-
wendig erachtet. Euphemistisch werden die
mehr oder weniger freiwillig Gedungenen von
einigen Akteuren gar als „Ehrenamtliche“ be-
zeichnet.

Das ganze Ausmaß an Verkennung und
Dequalifizierung Sozialer Arbeit ergoss sich in
den Medien, wenn es immer mal wieder dar-
um ging, Lücken in gemeinwohlorientierten
Arbeitsmärkten so billig wie möglich zu schlie-
ßen: Aus den vom Arbeitsmarkt angeblich so
völlig entwöhnten Hartz-Empfänger/inne/n
und hochgradig sozial Hilfebedürftigen wur-
den über Nacht für qualifizierte Tätigkeiten
einsetzbare Menschen.

7 | Mehr und bessere soziale Dienst-
leistungen!

Was für ein Ausmaß an Verachtung und Miss-
achtung der vielseitigen Anforderungen an
hochwertige soziale Dienstleistungen! Was für
eine Verkennung der Erfordernisse, moderne,
qualitativ hochwertige Dienstleistungen, insbe-
sondere bei personenbezogener Sozialer Arbeit

zu entwickeln und zu stabilisieren! Was für ein
Mangel an Zivilcourage, an Engagement, sich
den Notwendigkeiten einer sozial gerechteren,
ökonomisch tragfähigeren und gesellschaftlich
verantwortbareren Finanzierung sozialer Dienst-
leistungen zu stellen!

Soziale Arbeit verdient mehr Achtung, mehr
Beachtung, mehr Ansehen, mehr Qualität, mehr
Qualifizierung, bessere Arbeitsbedingungen und
eine weit bessere Finanzierung – sowohl im
Interesse derjenigen, die als Betroffene auf per-
sonenbezogene Dienstleistungen angewiesen
sind, als auch derjenigen, die soziale Arbeiten
erbringen. Nicht nur Menschenrechte, Huma-
nismus und Demokratie, auch ökonomische
Faktoren sprechen für mehr gesellschaftliche
Ausgewogenheit, für einen umfassenden sozio-
ökonomischen Ausgleich über Steuermittel und
Sozialversicherungsbeiträge sowie für deren
Einsatz zur Entwicklung moderner, besserer,
personenbezogener Dienstleistungen.

8 | Beschäftigungsmotor Pflege-
versicherung

Ein mittlerweile nahezu klassisches Beispiel der
adäquaten Begleitung des gesellschaftlichen wie
des wirtschaftlichen Wandels ist die Einfüh-
rung und Stabilisierung der sozialgesetzlichen
Pflegeversicherung. Die Transformation zur
personenbezogenen Dienstleistungsgesellschaft
wurde frühzeitig unterstützt und mit einer zwar
bescheidenen aber beständigen finanziellen
Basis versehen.

Kontraproduktiv sieht es hingegen bei den
öffentlichen Infrastrukturen und der sozialen
Daseinsvorsorge aus. Durch den an vielen Punk-
ten herbeigeführten Ausfall von Steuermitteln
und durch zahlreiche Steuergeschenke wurden
mit den öffentlichen Mitteln auch soziale
Dienstleistungen zurückgenommen und Infra-
strukturen teils in die Privatisierung, teils in
die Unterfinanzierung getrieben – mit den
entsprechenden Konsequenzen für die am Ge-
meinwohl orientierten öffentlichen Dienstleis-
tungen und die Beschäftigung im Dritten Sek-
tor.

Bernhard Jirku
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9 | Wegweiser aus Irrwegen?

Im Sinne einer mehr personenbezogenen
Dienstleistungsgesellschaft, einer am Menschen
ausgerichteten nachhaltigen Dienstleistungs-
und Industriegesellschaft wird indes eine um-
fassende sozio-ökonomische Umgestaltung und
deren Finanzierung benötigt: beispielsweise für
eine bessere Gesundheits- und Pflegeversor-
gung, eine sozialere Daseinsvorsorge, eine bes-
sere Bildung sowie Aus- und Weiterbildung,
eine bessere Integration bildungsferner Schich-
ten, bessere Dienstleistungen in der Fürsorge.
Dort, wo Mittel eingesetzt werden, können
mehr und bessere Arbeit sowie bessere Dienst-
leistungen entstehen – dort, wo sie fehlen, nicht.
Dies gilt gerade auch für die Soziale Arbeit.

Zur Umorientierung, zur Entwicklung ei-
ner zukünftig tragfähigen personenbezogenen
Dienstleistungsgesellschaft muss die Zivilgesell-
schaft mit mehr bürgerschaftlichem Engage-
ment beitragen, mit nachdrücklichem Engage-
ment in den Sozial- und Wohlfahrtsverbänden,
in der Öffentlichkeit, in den Parteien und auch
in den Gewerkschaften. Die Zivilgesellschaft
sollte das im Prinzip stärker tun und sich nicht
darauf beschränken, eine grundlegend defizi-
täre Ausrichtung beim Wandel zur personen-
bezogenen Dienstleistungsgesellschaft durch
Befürwortung und Unterstützung der Auswei-
tung prekärer Arbeitsformen auszugleichen.
Freiwillige Helfer taugen in der Sozialen Ar-
beit weder als Heinzelmännchen, noch als Er-
satz für schlechte sozio-ökonomische und ge-
sellschaftliche Weichenstellungen.

Die Zivilgesellschaft muss sich umso dring-
licher engagieren, da in den vergangenen Jah-
ren die Mittel und die Instrumente für eine
Begleitung, Abfederung und Flankierung der
ökonomischen und sozialen Wandlungsprozes-
se eher weiter verringert als gesteigert worden
sind. Die Infrastrukturen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge, der Leistungsfähigkeit der Sozi-
alversicherungen und die Wirkungsmöglichkei-
ten der Fürsorge sind stärker unterfinanziert
denn je. Die Löhne sanken im vergangenen
Jahrzehnt ebenso wie das Niveau der sozialen

Sicherung und die Belastbarkeit von öffentli-
cher Daseinsvorsorge und Fürsorge. Armut
wurde verstärkt, Kaufkraft reduziert, Arbeits-
plätze wurden prekarisiert. Viele Menschen wis-
sen immer weniger, worauf sie ihr Leben noch
bauen können. Notlagen nahmen zu statt ab.

10 | Mehr und bessere Arbeit – Zeit für
bürgerschaftliches Engagement

Vor diesem Hintergrund haben die Gewerk-
schaften erst recht bessere Arbeitsbedingungen,
einschließlich eines existenzsichernden gesetz-
lichen Mindestlohns, auf ihre Fahnen geschrie-
ben. Hierzu gehören eine bessere soziale Si-
cherung und eine bessere öffentliche Daseins-
vorsorge. Es geht vor diesem Hintergrund
zugleich um eine gerechtere Besteuerung ho-
her Vermögen und großer Erbschaften. Es geht
darum, mehr und zuverlässige Mittel für ge-
meinwohlorientierte öffentliche Infrastrukturen
zu erwirtschaften und für zukunftsträchtige
Dienstleistungen einsetzen zu können. Es geht
darum, die Kommunen und den Staat aus der
Verschuldungsfalle herauszuholen, statt ihn mit
„Schuldenbremsen“ weiter hinein zu bugsieren.

Mehr und bessere, existenzsichernde und
gute Arbeit: Es geht dabei nicht um „Vollbe-
schäftigung“ um jeden Preis. Es geht um eine
bessere Verteilung der Arbeitszeiten (Stichwort
„hohe Teilzeit“) und der Arbeit, eine bessere
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben
(Stichwort „work-life-balance“) sowie um die
Entwicklung sinnvoller Tätigkeitsfelder und der
Erwirtschaftung der entsprechenden finanziel-
len Ressourcen.

Zudem geht es in derartigen Kontexten um
eine auskömmliche finanzielle Unterstützung
(seien es Mittel für Sachausgaben oder Auf-
wendungen) von gemeinnützigen Projekten, die
im Rahmen des Leistbaren auch von bürger-
schaftlichem Engagement begleitet werden
sollten. Dabei ist das Element der Freiwillig-
keit zu stärken, ökonomische Abhängigkeiten
sind auszuschließen. Zwischen Erwerbsarbeit
und freiwilligen Tätigkeiten muss sorgfältig
unterschieden werden. Die Unterstützung des

Ist sozial, was Arbeit schafft?
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bürgerschaftlichen Engagements aus öffentli-
chen Mitteln muss auf gemeinnützige Tätig-
keiten in gemeinnützigen Kontexten fokussiert
werden. Mehraufwendungen sind zu erstatten,
damit auch einfach bemittelte Bevölkerungs-
kreise Zugang zu bürgerschaftlichem Engage-
ment haben können. Es bleibt verfehlt, bür-
gerschaftliches Engagement für unentgeltliche
Arbeiten zu missbrauchen.

11 | Dienstleistungswelten gestalten

Über die Ermöglichung des bürgerschaftlichen
Engagements hinaus ist die Vereinte Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di an einer Weiter-
entwicklung der Dienstleistungen mit qualita-
tiv hochwertiger, zumindest existenzsichernder
Erwerbsarbeit gelegen, sei es im Bereich der
Wohlfahrt, des öffentlichen als auch des priva-
ten Sektors. Dazu bedarf es solider Finanzie-
rungen der öffentlichen Hand und der Sozial-
versicherungen durch eine umfassende Beteili-

gung aller gesellschaftlichen Akteure entspre-
chend ihrer Leistungsfähigkeiten.

Ver.di setzt sich für einen qualitativ hoch-
wertigen Begriff von Dienstleistungen ein, tritt
einer Prekarisierung und Dequalifizierung in
den Dienstleistungsbranchen entgegen und
wendet sich gegen eine Arbeitsmarktpolitik,
die Niedriglöhne ausweitet und vertieft. Un-
ser Anliegen ist, analog zu einer Industriepoli-
tik auch eine dezidierte Dienstleistungspolitik
zu fördern. Unser Ziel bleibt mehr und besse-
re Arbeit für mehr und bessere Dienstleistun-
gen und bessere Entfaltungsmöglichkeiten auch
jenseits der Erwerbsarbeitswelten.

Bernhard Jirku ist bei ver.di auf der Bun-
desebene für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
politik zuständig. In den vergangenen Jahren
war er in unterschiedlichen Kontexten mit ört-
licher, regionaler, bundesweiter und europäi-
scher Beschäftigungspolitik befasst. Kontakt:
bernhard.jirku@verdi.de

Man mag sich womöglich die Frage stellen,
was bürgerschaftliches Engagement mit Stadt-
entwicklung zu tun hat. Eine erhöhte Aufmerk-
samkeit erhält diese Frage vor dem Hintergrund
der Kürzungen in dem Förderprogramm „So-
ziale Stadt“. Dieser Beitrag versucht die aktu-
elle Situation einzuordnen.

Eigentlich gibt es inzwischen einen Kon-
sens bei stadtentwicklungsrelevanten und -in-
teressierten Akteuren: Der Ansatz der inte-
grierten Stadtentwicklung ist notwendig, um
Räume nachhaltig und akteursgerecht zu ent-
wickeln. Hinter diesem Ansatz verbirgt sich

zum einen der Anspruch, betroffene Akteure
in Raumentwicklungsprozesse – möglichst
zielgruppenspezifisch – einzubeziehen. Zum
anderen sollen durch ressort- und hierarchie-
übergreifende Zusammenarbeit bessere Kom-
munikation und Kooperation, mehr Transpa-
renz und Effektivität erreicht werden. Auch
wenn es für den Begriff der integrierten Stadt-
entwicklung keine verbindliche Definition
gibt, ist er maßgeblicher Bestandteil der „Leip-
zig Charta zur nachhaltigen europäischen
Stadt“, die im Rahmen der Deutschen EU-
Ratspräsidentschaft im Mai 2007 von den für

Engagement und Partizipation in der Stadtentwicklung

Elke Becker
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Stadtentwicklung zuständigen Ministern1 un-
terzeichnet wurde.

In Europa waren es die Gemeinschaftsinitia-
tiven URBAN (1994-1999) sowie URBAN II
(2000-2006), die diesen Ansatz forcierten. Bei-
spielhaft steht in Deutschland – auch als euro-
päisches Vorbild – das Bund-Länder-Programm
„Soziale Stadt“ für den integrierten Ansatz. Es
wurde im Jahr 1999 zur Aufwertung so genannter
benachteiligter Stadtteile ins Leben gerufen. Als
Programmziele werden hier beispielhaft die Ver-
besserung der Wohn- und Lebensbedingungen
in solchen Stadtteilen, die Stärkung lokaler
Ökonomien, aber auch die Beteiligung betrof-
fener Bewohner und Akteure genannt. Zusätz-
lich gibt es, initiiert vom Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS), bei dem auch die „Soziale Stadt“
angesiedelt ist, seit 2007 eine Nationale Stadt-
entwicklungspolitik (NSP), in Folge der genann-
ten Leipzig Charta. Die NSP verfolgt u.a. das
Ziel, Stadt zu einem öffentlichen Thema zu
machen und damit mehr Bewusstsein und Ver-
antwortungsgefühl für Stadtentwicklung, -gestal-
tung und -gesellschaft zu erreichen. Damit mag
es auch leichter fallen, sich für städtische Belan-
ge einzusetzen.

Soweit die Programmatik, denn wie dieser
integrierte Ansatz und entsprechende Program-
me tatsächlich umgesetzt werden, hängt nicht
unwesentlich davon ab, ob die betreffenden
Akteure ihn auch mittragen. Dies beginnt
bereits auf Länderebene. „Soziale Stadt“ wird
keinesfalls in jedem Bundesland gleichermaßen
umgesetzt, was sich in der jeweiligen Ausfor-
mulierung oder Untersetzung der Programme
zeigt. Lokal mag der goldene Zügel der Förde-
rung zwar funktionieren, erfolgreich und nach-
haltig ist der integrierte Ansatz aber erst dann,
wenn er vor Ort gewollt ist und praktiziert wird.

Dass er politisch gerne als Erfolg gefeiert
und in der Realität halbherzig umgesetzt wird,
zeigen die Kürzungen der aktuellen Bundesre-
gierung beim Programm „Soziale Stadt“ von
95 auf 27 Mio. Euro für das Jahr 2011.

Kritische Stimmen fragen, warum ein Bun-
desbauministerium soziale Projekte unterstüt-

zen soll, assoziiert man mit diesem doch eine
Zuständigkeit für den investiven Bereich mit
Fokus auf Städtebau und Verkehrsinfrastruk-
tur. Diese Frage sollte durchaus laut gestellt
und vor allem öffentlich diskutiert werden, aber
nicht hinter verschlossenen Türen im Kabinett
– um anschließend drastische Kürzungen zu
beschließen und zu verkünden. Doch der Rei-
he nach: Die Frage, was soziale Komponenten
und Beteiligung in der Stadtentwicklung und
der „Sozialen Stadt“ eigentlich bedeuten, setzt
voraus, sich zunächst mit dem Begriff der
Stadtentwicklung zu befassen.

1 | Von der Stadtplanung zur interdis-
ziplinären Stadtentwicklung

Wird mit dem Berufsfeld der Stadt- und Regio-
nalplanung zunächst die hoheitliche Aufgabe
der Planung in Verbindung gebracht, hat sich
doch bei dem Gros der praktizierenden Planer
mittlerweile ein erheblicher Wandel vollzogen.
Stadtplanung ist zur Stadtentwicklung gewor-
den. Damit wird hoheitliche Planung nicht ab-
gelöst. Sie bleibt eine öffentliche Aufgabe, wird
aber erweitert und damit nachhaltiger. Planung
geht inzwischen weit über die Sicherstellung
des Verkehrsflusses, Bereitstellung von Infrastruk-
tur, Bausicherheit oder den Anspruch an Bauäs-
thetik hinaus. Stadtentwicklung lässt sich ohne
ökonomische, soziale und ökologische Aspekte
nicht mehr denken – und praktizieren. Sie imp-
liziert Stadtgesellschaft in all ihrer Aufgaben-
und Akteurs-Heterogenität. Die Interessen der
Wirtschaft ebenso zu berücksichtigen wie die
Belange der Umwelt, die der Kinder ebenso wie
die der Senioren, war zwar schon immer ein
Ziel des Planers, der sich für das Gemeinwohl
in der Gesellschaft zuständig und verantwort-
lich sah. Er meinte aber in der Regel abschät-
zen zu können, was gut für andere sei, ohne die
jeweiligen Akteursgruppen einzubeziehen oder
gesamtgesellschaftlich zu denken. Die Folgen
sind bekannt: Satelliten- und Trabantenstädte,
Segregation und Suburbanisierungsprozesse (vgl.
z.B. Häußermann et al. 2008: 109ff; ARL 2005:
1021ff). So wie die Planung ein Prozess ist,
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unterliegt auch der Beruf des Planers selbst ei-
nem Wandlungsprozess. Seine Rolle hat sich
verändert. So ist die Interdisziplinarität Teil der
Ausbildung und Praxis geworden. Der Planer
sieht sich heute zusehends in der Rolle des neu-
tralen Dritten, als Moderator, Prozesssteuerer
oder als Übersetzer und Vermittler zwischen
unterschiedlichen Interessen. Dies zeigt sich auch
im Programm der „Sozialen Stadt“. Im Zuge
dessen sind zahlreiche Quartiers- oder Stadtteil-
büros entstanden, unter anderem, um die Bür-
ger da einzubeziehen, wo sie leben und ihnen
einen Raum für Mitgestaltung und Mitsprache
zu geben.

2 | Das Programm „Soziale Stadt“ –
Eine Erfolgsstory?

Die positiven Erfahrungen mit dem Programm
„Soziale Stadt“ entbinden nicht von der Ver-
antwortung, sich auch kritisch mit der Strate-
gie und Umsetzung, mit den Zielen oder ein-
zelnen Projekten zu befassen. Beispielsweise ist
es fraglich, ob jemand nur deshalb in einem
Gebiet wohnen bleibt, weil es dort Maßnah-
men der „Sozialen Stadt“ gibt. Außer Frage
steht aber, dass sie die Situation der Menschen
verbessern können, die dort bleiben (müssen).
Es ist anzunehmen, dass nicht bei jedem Pro-
jekt Erfolgsgeschichte geschrieben wurde. Das
Zusammenwirken unterschiedlicher hierarchi-
scher Strukturen innerhalb einer Verwaltung,
aber auch bezogen auf die Abstimmung und
Kommunikation zwischen den Kommunen und
Ländern hat nicht überall gleichermaßen An-
klang gefunden. Dies zeigt sich nicht zuletzt
daran, dass Strukturen oftmals wieder zusam-
menbrechen, wenn Förderungen auslaufen.
Vielfach erweist sich aber, dass Stadtentwick-
lung nicht nur die Planer etwas angeht und
dass betroffene Akteure eine Meinung und eine
Stimme haben bzw. entwickeln können, wenn
man sie mit entsprechenden Beteiligungsver-
fahren, wie Zukunftswerkstätten, Stadtteilspa-
ziergängen oder Planungszellen, mitnimmt.

Mehr noch: Beteiligung und ressortüber-
greifendes Arbeiten haben die Qualität der

Planung verbessert. Nicht zuletzt sind die ge-
sammelten Erfahrungen ein Lernfeld für Pla-
ner und Bürger gleichermaßen. Die Bürger
erleben ihre Rolle und Mitsprachemöglichkei-
ten auf einer neuen Ebene – sie erproben da-
mit auch demokratisches Handeln. Stadtent-
wicklung sollte daher, mehr als bislang, als
Lernfeld für Engagement und Zivilgesellschaft
verstanden werden. Planer können durch inte-
grierte Ansätze lokales Wissen generieren und
verknüpfen. Aus persönlicher Erfahrung lässt
sich sagen, dass keine planerische Bestandsauf-
nahme das unmittelbare Gespräch mit betrof-
fenen Menschen ersetzt.

Freilich sind viele hier wichtige Aspekte nicht
messbar und es bleiben kaum zu beantworten-
de Fragen. Wie definiert man Lebensqualität?
Ist Betroffenheit quantifizierbar? Wie hätte sich
das Quartier entwickelt, wenn kein Förderpro-
gramm mit aktivierenden Beteiligungsstruktu-
ren verankert worden wäre? Wie demokratisch
ist aktivierte Beteiligung eigentlich? Inwieweit
verändert sich durch Mitsprache das Selbstbe-
wusstsein? Es bleibt vieles im Verborgenen, auch
deshalb, weil sich die Erfolge kaum in Beispie-
len guter Praxis und in Zahlen ausdrücken las-
sen. Zwar hat sich gezeigt, dass ein Euro an
Förderung acht privat investierte Euro nach
sich ziehen (vgl. BMVBS 2009: 20). Dies ist
aber eines der wenigen quantifizierbaren Ar-
gumente, das gegen Kürzungen durch Hau-
haltsengpässe antreten muss.

Einen Vorwurf, den man den Verfechtern
der „Sozialen Stadt“ womöglich machen kann,
ist das Thema der Evaluierung, der vielen Bei-
spiele guter Praxis und deren Aufbereitung in
ansehnlichen Broschüren. Die relevanten Ak-
teure stellen ihre Projekte, Strukturen und
Erfahrungen stets in einem möglichst positi-
ven Licht dar. Nicht selten geht es dabei auch
um die Sicherung der eigenen Arbeitsstelle.
Wenn man unter sich ist, stößt man jedoch
immer wieder auf Stimmen, die eigentlich statt
über Erfolge gerne einmal über Probleme re-
den würden, über Beispiele nicht gelungener
Praxis. Dies würde ihnen aber absehbar weni-
ger Fördergelder einbringen. Möglicherweise
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hat diese Verzerrung dem Programm „Soziale
Stadt“ nicht gut getan. Fachliche Korrekturen
oder Modifizierungen wurden dadurch er-
schwert, was das Programm im Nachhinein
politisch angreifbar gemacht haben mag. Um
so mehr sollte jetzt ein Diskurs über die Not-
wendigkeit, Anpassung und vor allem Weiter-
führung des Programms gesucht werden.

3 | Die Rolle von Partizipation im
Kontext der Stadtentwicklung

Eine besondere Bedeutung hat die „Soziale
Stadt“ im Kontext der Ermöglichung von Be-
teiligung, des Erlernens von Demokratie und
Engagement, der Aktivierung lokaler Ressour-
cen und des Einbeziehens der Menschen, die
sich nicht von sich aus artikulieren würden.
Entsprechend gilt es, unterschiedliche Facet-
ten von Beteiligung näher zu betrachten.

3.1 | Partizipation in der „Sozialen Stadt“

Was ist nun der Mehrwert, den das Programm
mit sich bringt? Es lässt sich festhalten, dass
Beteiligung zunächst einmal Geld kostet. Die-
ses Problem relativiert sich durch Förderpro-
gramme. Auf diesem Wege stehen für Verfah-
ren, die über eine Beteiligung nach BauGB,
Anhörung oder Bürgerfragestunde hinaus ge-
hen, Gelder zur Verfügung. Außerdem werden
oftmals externe Dienstleister mit der Programm-
umsetzung betraut. Damit kommt eine
vergleichsweise neutrale und vermittelnde In-
stanz in den Prozess. Lokale Strukturen, die
womöglich eingefahren sind, können dadurch
aufgeweicht werden. Jene Dienstleister verfü-
gen oft über einen Erfahrungsschatz mit Be-
teiligungsverfahren, den sich nicht jede Kom-
mune selber erarbeiten will – und kann. Somit
kommen experimentellere Ansätze als „klassi-
sche“ Informationsveranstaltungen oder öffent-
liche Gremiensitzungen zum Tragen.

Die Erfahrung hat außerdem gezeigt, dass
sich auch Menschen für Stadtentwicklungsfra-
gen gewinnen lassen, die sich nicht von sich
aus einbringen würden. Notwendig ist die Fä-

higkeit und Bereitschaft auf Menschen zuzu-
gehen. Manchen hilft es bereits, für ein per-
sönliches Anliegen, eine Frage oder eine Anre-
gung nicht ein Rathaus betreten zu müssen,
sondern ein Stadtteilbüro. Die Hemmschwelle
von Menschen, sich freiwillig in eine Verwal-
tung zu begeben, ist nicht zu unterschätzen,
wenn sie sich im Alltag üblicherweise eher als
Bittsteller bei öffentlichen Stellen erleben. Um
so dramatischer ist es, dass die Kürzungen in
dem Programm „Soziale Stadt“ besonders Struk-
turen wie das Quartiersmanagement betreffen.

3.2 | Partizipation durch die „Soziale
Stadt“

Es ist bislang nicht hinlänglich untersucht
worden, inwieweit durch die „Soziale Stadt“
auch ein Lern- und Umdenkeffekt für die Ver-
waltungsmitarbeiter und Politiker einer Kom-
mune einsetzt. Neben der Frage, was bleibt,
wenn ein Programm geht, wäre es interessant
zu erfassen, was sich dadurch verändert, dass
es in einem bestimmten Stadtteil Maßnahmen
der „Sozialen Stadt“ gibt, und zwar auch, was
sich in den nicht in das Programm einbezoge-
nen Quartieren verändert. Kommen auch dort
alternative Beteiligungsansätze zum Tragen?
Und ist es tatsächlich so, dass nichts bleibt,
wenn ein Förderprogramm geht? Oder hat
zumindest eine Sensibilisierung dafür einge-
setzt, dass die Beteiligung zu einem frühen
Zeitpunkt unterm Strich zu kostensparenden
Verfahren führen kann?

Ein studentisches Projekt an der TU Ber-
lin, das sich mit der Auswirkung von Förder-
programmen auf lokale Beteiligungsstrukturen
und -kulturen befasst, zeigt hier ein aufschluss-
reiches Bild.2 Nahezu jeder Interviewpartner
(es wurden insgesamt 25 Interviews mit Politi-
kern, Verwaltungsmitarbeitern und Stadtplan-
ern in zehn Gemeinden im Land Brandenburg
geführt) betont die Notwendigkeit von Betei-
ligung. Wie diese Beteiligung auszusehen hat,
unterscheidet sich jedoch in den jeweiligen
Akteursgruppen und je nach Finanzlage.
Sicherlich ist eine Bürgerfragestunde ein wert-
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volles Angebot. Ein breites Meinungs- und
Interessensbild aus der Bevölkerung erhält man
dadurch jedoch nicht. Zwar wird in der Regel
gerne beteiligt, aber Entscheidungen treffen
weiterhin andere. Dies ist zunächst plausibel,
schließlich werden Politiker gewählt, um zu
entscheiden. Entscheidungen müssen aber gut
kommuniziert werden, um von den Bürgern
verstanden werden zu können. Gleichzeitig darf
die Entscheiderrolle der repräsentativen Poli-
tik es nicht ausschließen, auch ein breiteres
Meinungsbild einzubeziehen.

3.3 | Überforderung durch Partizipation?

Immer wieder stellen Planer indes auch einen
gewissen „Beteiligungsverdruss“ fest. Als Ur-
sache dafür mag es grundsätzliche und orts-
spezifische Gründe geben. Grundsätzlich macht
eine gewisse Politik- und Institutionenmüdig-
keit auch nicht vor Beteiligungs- und Mitwir-
kungsstrukturen halt. Ebenso grundsätzlich ist
nicht jedes Thema auch für alle Bürger
gleichermaßen relevant. Planer neigen zuweilen
dazu, zu voraussetzungsvoll zu agieren. Ein
Interesse an Stadtentwicklung und Mitsprache
kann ebenso wenig verordnet werden wie ein
Interesse am bürgerschaftlichen Engagement.
Ziel von Planern sollte es daher sein, denjeni-
gen ein Forum zu geben, die sich einbringen
wollen – und diejenigen einzubeziehen, die dies
möchten. Daran schließt ein weiteres grund-
sätzliches Problem an: Bei allen Bemühungen
um bottom-up-Strukturen behält Beteiligung
einen top-down-Charakter. Schließlich wird
bereits im Vorfeld definiert, mit welchem Ver-
fahren, zu welchem Thema, um welche Uhr-
zeit, an welchem Ort oder mit welcher Ankün-
digung eine Beteiligung durchgeführt wird.

Ohne damit insgesamt die Sinnhaftigkeit
von Beteiligungsansätzen in Abrede zu stellen,
können sich hieraus auch ortsspezifische Be-
sonderheiten ergeben. Womöglich wurden vor
Ort schlechte Erfahrungen mit Beteiligung
gemacht. Ein Überangebot an Beteiligungsmög-
lichkeiten kann zu einem gewissen Überdruss
oder gar zur Überforderung führen. Das rich-

tige Maß zu finden, erscheint schwierig. Mit
anderen Worten: Man kann Beteiligung falsch
machen, aber eigentlich nie richtig.

3.4 | Partizipation ohne „Soziale Stadt“

Der Erfahrungsschatz rund um die Soziale Stadt
ist gut und wichtig. Was geschieht aber in Städ-
ten, in denen es kein Förderprogramm gibt,
das einen integrierten Ansatz fordert? Wird
dort ausschließlich nach Baugesetzbuch betei-
ligt? Wohl nicht, aber wahrscheinlich ist die
Beteiligung in diesen Städten deutlich weni-
ger differenziert und zielgruppenbezogen.
Grundsätzlich gibt es in jeder Stadt einen Teil
der Bürgerschaft, der sich da einbringt, wo er
es für erforderlich hält. Engagement und zivil-
gesellschaftliche Strukturen entstehen klassi-
scherweise in der Mittel- und Oberschicht.
Wenn den Angehörigen dieser Schicht etwas
nicht passt, sind sie es gewohnt, ihre Stimme
zu erheben oder die Kanäle auszuloten, die
direkt ins Rathaus führen. Zwar rücken Kir-
chengemeinden, Bürgerstiftungen oder Freiwil-
ligenagenturen zusehends als stadtentwicklungs-
relevante Institutionen in den Fokus. Das Gros
der Forschung und Erfahrungen in der Stadt-
entwicklung hat sich im letzten Jahrzehnt aber
mit benachteiligten Quartieren befasst.

Dabei ist es wichtig, keine falschen Erwartungs-
haltungen zu entwickeln, sondern die unterschied-
lichen Aufgaben und Rollen voneinander abzu-
grenzen. Zivilgesellschaft lebt dort, wo Personen
oder Gruppen etwas verändern wollen, nicht dort,
wo die öffentliche Hand einen Bedarf sieht (vgl.
Becker/Runkel 2010: 123, 196). Staat und Kom-
munen sind dafür verantwortlich, Bedarfe zu er-
fassen. Sie müssen Ungleichgewichte im Blick
behalten und für einen Ausgleich sorgen. Dies
kann die Zivilgesellschaft eben nicht leisten. Sie
kann auch nicht systematisch und zuverlässig Ent-
wicklungen erfassen, Stärke-Schwächen-Analysen
und Bestandsaufnahmen durchführen, sie kann nicht
die Lücken erkennen, wo Hilfe am dringendsten
nötig ist. Zivilgesellschaftliche Akteure haben hin-
gegen einen besonderen Blick auf lokale Belange,
der sich der öffentlichen Hand verschließt. Um
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diese Unterschiede produktiv zu machen, ist ein
verbesserter Dialog zwischen Bürgern und staatli-
chen Stellen erforderlich. Das Programm „Soziale
Stadt“ wird gerade dort aktiv, wo es zunächst
keine ausgeprägte Zivilgesellschaft gibt. Auch das
gehört zur Daseinsvorsorge.

4 | Interdisziplinarität

Die Ausbildung und der Alltag von Planern
sind bereits interdisziplinär geprägt. Für die
Vermittlung zwischen unterschiedlichen Inter-
essen ist es wichtig, einen Überblick über ver-
schiedene Handlungslogiken, Zwänge, Mög-
lichkeiten oder Grenzen zu gewinnen. Es wäre
vermessen zu behaupten, ein Einzelner könne
Planer, Soziologe, Politologe, Sozialarbeiter,
Ökonom und Ökologe in einer Person sein.
Sicher ist in der Praxis eine Annäherung mög-
lich, in wissenschaftlichen Debatten scheint ein
disziplinübergreifender Diskurs jedoch schwie-
rig zu bleiben. Während Stadt- und Raumfor-
scher lange Zeit Beteiligung quasi mit Zivilge-
sellschaft gleich gesetzt haben und sich bis
heute nur wenig mit der Heterogenität der
Handlungslogiken befassen, akzeptieren Sozi-
ologen oder Politologen Stadtentwicklung nur
zögerlich als Lernfeld für Engagement und
Demokratie. Personen aus dem Bereich der
Sozialarbeit berufen sich auf den diskursiven
Charakter des Sozialgesetzbuches gegenüber
dem ordnenden Charakter des Baugesetzbuches
(vgl. Becker/Runkel  2010: 145).

In der Ausbildung und Praxis der Planer
scheint inzwischen ein gewisser Grad an Inter-
disziplinarität etabliert zu sein – auch hierzu
hat das Programm „Soziale Stadt“ einen Bei-
trag geleistet. Verbindliche Untersuchungen und
Forschung bleiben aber durch unterschiedliche
Zugänge, kleinteilige Definitionen und womög-
lich auch durch Eitelkeiten und ein gewisses
Elfenbeinturm-Denken schwierig.

5 | Fazit

In den Kürzungen im Programm „Soziale
Stadt“ sollte auch eine Chance gesehen wer-

den, um bestimmte Programmbausteine gründ-
lich zu überdenken. Etliche Punkte bleiben
aber zweifellos zu kritisieren. Im BMVBS ist
maßgeblich das Ressort Stadtentwicklung und
dabei im Besonderen die Städtebauförderung
mit der „Sozialen Stadt“ von Kürzungen be-
troffen. Die Ressorts Verkehr und Bauen kom-
men hingegen recht unbeschadet davon. Die
„Strategie“, zunächst die Städtebauförderung
zu kürzen, sie dann wieder aufstocken und
schließlich das Programm „Soziale Stadt“ er-
neut mit den anfänglichen Kürzungen zu be-
lasten, zeugt von wenig Sensibilität für die
Bedeutung und Notwendigkeit sozialer The-
men in der Stadtentwicklung. Die Abruptheit,
von heute auf morgen die Mittel um zwei
Drittel zu kürzen, ist ein Affront, hat das Pro-
gramm doch eine ganze Generation von Plan-
ern geprägt und vielfach dafür Sorge getra-
gen, dass in Deutschland benachteiligte Men-
schen und Stadtteile bessere Chancen bekom-
men. Wenn in der politischen Rhetorik die
soziale Komponente auf Bibliotheken für Mäd-
chen mit Migrationshintergrund oder auf
Schwimmkurse reduziert wird (vgl. z.B. Liß-
mann 2010), kann dieses nur als zynisch be-
zeichnet werden. Die Programmkürzungen
wurden verabschiedet, ohne sich die Zeit zu
nehmen, Alternativen und Auffangstrategien
zu entwickeln oder zu Ende zu denken.

Solange der integrierte Ansatz auf Bundes-
ebene nur zögerlich ausprobiert wird und die
Verzahnung von Programmen anderer Ministe-
rien nur ansatzweise funktioniert, ist eine Ver-
ankerung des Programms „Soziale Stadt“ beim
BMVBS alternativlos. Aber die Kürzungen
haben die Diskussion belebt. Es ist ein Ruck
durch die Trägerlandschaft und durch die Zi-
vilgesellschaft gegangen. Letztlich ist quer
durch alle Verbände und Netzwerke ein Pro-
test und Aufruhr entstanden, der manch einen
fast staunen lässt. Eine derartig geschlossene
Gegenhaltung gegenüber einer politischen
Entscheidung hat es in der Geschichte der
Stadtentwicklung bisher kaum gegeben. Iro-
nisch betrachtet, ist dies auch eine Art und
Weise, um Sozialkapital zu generieren. Sicher-
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lich aber nicht an der Stelle, an der es am
dringlichsten gebraucht wird.

Elke Becker, Dipl.-Ing. Raumplanung (SRL)
hat mehrere Jahre für ein Potsdamer Planungs-
büro Beteiligungsverfahren im Rahmen von
Förderprogrammen in unterschiedlichen Kom-
munen durchgeführt. Damit verfügt sie über
vielfältige Praxiserfahrung und Einblicke im
Umgang mit Partizipation. Durch ihre Arbeit
in Stadtteilbüros in benachteiligten Stadtteilen
hat sie sich intensiv und dialogorientiert mit
den Anliegen von Anwohnern und betroffenen
Akteuren befasst. Seit 2006 ist sie wissenschaft-
liche Mitarbeiterin am Institut für Stadt- und
Regionalplanung, TU Berlin. In Projekten, For-
schung und Lehre beschäftigt sie sich schwer-
punktmäßig mit Fragen der Zivilgesellschaft und
Akteurskonstellationen im Raum, mit Bürger-
beteiligung, Förderprogrammen und der Natio-
nalen Stadtentwicklungspolitik.

Anmerkungen

1 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Fol-
genden nur die männliche Form verwendet,
dabei sind beide Geschlechter einbegriffen.

2 Das von Elke Becker betreute studentische
Projekt mit 15 Bachelor-Studierenden der
Stadt- und Regionalplanung befand sich zum
Zeitpunkt der Artikel-Erstellung noch in der

Bearbeitungsphase. Es wurde im Juli 2011
abgeschlossen. Hier wurden sich abzeichnen-
de Trends angesprochen. Verbindlichere oder
umfassendere Ergebnisse werden entspre-
chend aufbereitet und publiziert.

Literatur

Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung (ARL) 2005: Handwörterbuch der
Raumordnung. Hannover: Akademie für Raum-
forschung und Landesplanung.

Becker, Elke/Runkel, Carolin 2010: Zivil-
gesellschaft in räumlichen Arenen. In: Becker,
Elke/Gualini, Enrico/Runkel, Carolin/Strach-
witz, Rupert Graf (Hg.): Stadtentwicklung,
Zivilgesellschaft und bürgerschaftliches Enga-
gement. Stuttgart: Lucius & Lucius, 121-203.

Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) 2009: Jubiläums-
kongress 10 Jahre Soziale Stadt. Das Bund-
Länder-Programm in der Praxis. Berlin, 119.

Häußermann, Hartmut/Läpple, Dieter/
Siebel, Walter 2008: Stadtpolitik. Frankfurt am
Main: Suhrkamp.

Lißmann, Carsten 2010: Kahlschlag im
Kiez. Die Bundesregierung will bessere Inte-
gration, zugleich streicht sie 500 Problemvier-
teln das Fördergeld. Sogar CSU-Bürgermeister
protestieren. http://www.zeit.de/gesellschaft/
2010-11/soziale-stadt-kuerzung [13.05.2011]

„Zu viel Zivilgesellschaft?“, fragt der Titel des
aktuellen Forschungsjournals. „Zu viel Regie-
rung, aber zu wenig Staat!“, ist im vorliegen-
den Beitrag die Antwort. Denn die derzeitige
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Irrungen und Wirrungen aktueller Engagementpolitik
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Bundes deutet auf erhebliche Irrungen und
Wirrungen hin, die teils einer frappanten Un-
kenntnis der wesentlichen Zusammenhänge,
teils einer sich langsam herausschälenden ideo-
logischen Disposition geschuldet sind. Die
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Diagnose, welcher der folgende Beitrag folgt,
lautet im Wesentlichen: Mit einem „klammen“
Staat auf dem förderpolitischen Rückzug kor-
respondiert eine auf Kontrolle des zivilgesell-
schaftlichen Geschehens orientierte Regierung.
Das Problem ist also keineswegs ein „zu viel“
an Zivilgesellschaft, sondern vielmehr ein „zu
wenig“ an staatlichem Engagement. Vielverspre-
chende Governance-Ansätze wie das „Nationa-
le Forum für Engagement und Partizipation“
(NFEP) wurden auf diese Weise durch anti-
partizipative Vorbehalte ausgehöhlt und damit
untauglich gemacht; das Vertrauen in die Ernst-
haftigkeit und Seriosität von Engagementpoli-
tik ist mittlerweile erheblich in Mitleidenschaft
gezogen worden. War die engagementpoliti-
sche Entwicklung lange Jahre von einem im
Prinzip richtigen Kurs mit gelegentlich errati-
schen Schritten gekennzeichnet, so zeichnet
sich seit geraumer Zeit eine Tendenz zum „rich-
tig Falschen“ ab. Die grundlegenden Ansätze
der Enquete-Kommission des Bundestages –
Stärkung der Zivilgesellschaft als autonome
Handlungssphäre mit normativem Eigensinn
sowie ein dazu passendes renoviertes Staatsver-
ständnis – drohen verloren zu gehen, womit
sich wieder einmal erweist, dass gesellschaftli-
cher Fortschritt ein fragiles Gut und jederzeit
reversibel ist.

1 | Von der Partizipation zur Indienst-
nahme

Nach knapp zwei Jahren schwarz-gelber Bun-
desregierung zeichnet sich immer deutlicher
ab, dass die Förderung des bürgerschaftlichen
Engagements hier nicht einer Stärkung des
demokratischen Gemeinwesens und des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts, sondern der kon-
sequenten Indienstnahme für staatliche Zwe-
cke dienen soll. Nicht dass die Akteure des
federführenden Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) so
töricht wären, das offen zu sagen. Doch viele
einzelne Schritte deuten unverkennbar in die-
se Richtung. So wird alles, was in der Fach-
welt seit vielen Jahren diskutiert wird – also

etwa die Stärkung von Bürgerbeteiligung und
Partizipation oder auch der dringend nötige
Ausbau der kommunalen Infrastruktur für
Engagement – weitgehend ignoriert oder gar
revidiert zugunsten einer quasi-hypnotischen
Konzentration auf die Strukturen des Ehren-
amtes und seine Rolle im „Wohlfahrtsmix“. In
den Schreibstuben des BMFSFJ hat man sich
dabei nach einigen Suchbewegungen auf eine
leise Rhetorik eingespielt, mit der stets der
Wert des Ehrenamts und der ehrenamtlichen
„Helfer“ hervorgehoben wird; dies immer ver-
bunden mit dem Hinweis, dass die Engagier-
ten in ihrer großen Mehrheit unpolitisch sei-
en, weshalb es nicht darum gehen könne, En-
gagementpolitik als Demokratiepolitik zu ver-
stehen. Vielmehr könne (und solle) die Bürger-
gesellschaft – so ist es in der „Nationalen En-
gagementstrategie der Bundesregierung“ nach-
zulesen (vgl. BBE 2010) – einen wichtigen Bei-
trag zur Bewältigung gesellschaftlicher „Heraus-
forderungen“ leisten.

Bei dieser Darstellung wird nicht nur der
Eigensinn des bürgerschaftlichen Engagements
unterlaufen, sondern auch seine faktisch gege-
bene gesellschaftspolitische Dimension im de-
mokratischen Rechtsstaat ausgeblendet. Die-
ser ist auf die Unterlegung seiner verfassungs-
förmig festgeschriebenen normativen Bestim-
mungen (demokratisch, sozial und auf Recht
gegründet) durch die „moralische Substanz“
(Böckenförde 1976: 60) aktiver Bürgerinnen
und Bürger angewiesen. Das bürgerschaftliche
Engagement als Ausdruck dieser moralischen
Substanz von Bürgerinnen und Bürgern ist eine
genuin demokratische und damit politische
Aktivität, was freilich ausgeblendet bleiben
muss, wenn man unter Politik lediglich Partei-
politik oder die verfasste Politik in Parlament
und Regierung versteht. Die Enquete-Kommis-
sion hatte aber genau diese gesellschaftspoliti-
sche Dimension vor Augen, als sie das bürger-
schaftliche Engagement einprägsam als freiwil-
lig, unentgeltlich, gemeinwohlorientiert und
öffentlich wirksam definiert hat. Ja, der Be-
griff des bürgerschaftlichen Engagements selbst
wurde von der Enquete allein deshalb gewählt,
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weil das genuin gesellschaftspolitisch-demokra-
tische am Engagement – seine spezifisch bür-
gerschaftliche Dimension – darin zum Aus-
druck gelangen und es vom rein karitativen
Ehrenamt abgrenzen sollte.

1.1 | Nationale Engagementstrategie auf
Abwegen

Auch die im vergangenen Herbst verabschie-
dete „Nationale Engagementstrategie der Bun-
desregierung“ wurde zunächst noch vor dem
Hintergrund dieses gesellschafts- und demokra-
tiepolitischen Kerngedankens einer modernen
Engagementpolitik verortet. Zu Zeiten der
Großen Koalition 2005 bis 2009 als engage-
mentpolitischer Meilenstein auf die Spur ge-
setzt und fachlich vor allem vom Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement (BBE)
begleitet, wird das Vorhaben jetzt mehr und
mehr „heruntergekocht“. Die zuständigen Be-
amten der Ministerialbürokratie behandeln die
Engagementstrategie heute wie eine Verwal-
tungsverordnung zur besseren Abstimmung
zwischen den Ressorts der Bundesregierung
sowie zwischen Bund und Ländern.

So war sie aber eigentlich nicht (oder nicht
ausschließlich) gedacht, wie ein Blick auf die
Vorgeschichte zeigt. Im Jahr 2009 wurde vom
BBE mit dem Nationalen Forum für Engage-
ment und Partizipation ein Projekt entwickelt,
das den Anspruch, Engagementpolitik vor al-
lem als Demokratiepolitik zu gestalten, mit
Leben füllen sollte. Das NFEP hat eineinhalb
Jahre lang die relevanten Diskussionen im Feld
der Zivilgesellschaft gesammelt und gebündelt,
um sie in Form von Handlungsempfehlungen
an die Bundesregierung weiterzuleiten. In
insgesamt 16 Dialogforen mit Vertretern aus
Staat, Wirtschaft und Bürgergesellschaft wur-
den Empfehlungen zu Themen wie Reform des
Zuwendungs- und Gemeinnützigkeitsrechts,
Bildung und bürgerschaftliches Engagement,
Arbeitsmarktpolitik und Engagement, unter-
nehmerisches Engagement (Corporate Citizen-
ship), Zukunft der Freiwilligendienste und In-
frastruktur für Engagement mit dem Ziel der

Entwicklung einer „Nationalen Engagement-
strategie“ erarbeitet (vgl. BBE 2009/10).

Auf dem Weg zu dieser Engagementstrate-
gie sollten politische Themen und Innovatio-
nen mit einer neuen Governance-Strategie kom-
biniert werden: Die Idee war die eines Dialo-
ges „auf Augenhöhe“ zwischen den Vertretern
der Sektoren Staat, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft. Genau für diese Idee wurde das NFEP
vom BMFSFJ gefördert. Leider ist am Ende
weder vom Governance-Ansatz noch von den
erarbeiteten Handlungsempfehlungen viel üb-
rig geblieben:
• Der Governance-Ansatz sah im Kern vor,

dass die Ressortabstimmung der Bundesre-
gierung durch die Dialogforen des NFEP
beleitet werden sollte. So sollten bei-
spielsweise bei der Reform des Zuwen-
dungsrechts Vertreterinnen und Vertreter
des Staates (also BMFSFJ, BMJ, BMF,
Bundesrechnungshof) und der Zivilgesell-
schaft (z. B. das Bündnis für Gemeinnüt-
zigkeit), aber auch der Wirtschaft gemein-
sam an einem Tisch sitzen und auf der
Basis eines Arbeitspapiers des Deutschen
Vereins für öffentliche und private Fürsor-
ge über Möglichkeiten und Schritte einer
solchen Reform diskutieren und folgenre-
levant entsprechende politische Schritte
„aushandeln“. Die Idee war vor allem, die
gesellschaftlichen Einflüsse und Interessen,
die ja bei jedweder Gesetzgebung und
Politik immer eine Rolle spielen, transpa-
rent zu machen und damit zu legitimie-
ren. Man muss heute unumwunden einräu-
men, dass dieses Modell auf der ganzen
Linie gescheitert ist. Zwar gab es zunächst
vielversprechende Ansätze und eine Bereit-
schaft zumindest der Akteure auf „Arbeits-
ebene“, sich gemeinsam auf die Suche nach
zentralen Elementen für eine Engagement-
strategie des Bundes zu begeben. Doch
wurde im Laufe des Verfahrens immer deut-
licher, dass die politisch relevanten Ebe-
nen der Administration, also diejenigen
Positionen, die das Wohl und Wehe jedwe-
der Politik maßgeblich beeinflussen (Un-

Serge Embacher



| 85

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

terabteilungs- und Abteilungsleiter, Staats-
sekretäre), nicht ernsthaft an einer solchen
kooperativen Engführung des Aushand-
lungsprozesses interessiert waren. Im Zwei-
fel überwog das Bedürfnis nach Prozess-
kontrolle, was darin gipfelte, dass die Rol-
le der Dialogforen als begleitende Gremi-
en der Ressortabstimmung kurz vor Beginn
des Prozesses (drei Tage vorher!) einseitig
vom BMFSFJ abgesagt wurde, woraufhin
die meisten Ressorts der Bundesregierung
ihre Leute abzogen bzw. ihnen auftrugen,
keine verbindlichen Aussagen zu machen.
Die mit großem organisatorischen Auf-
wand und engagementpolitischer Experti-
se vorbereiteten Dialogforen wurden zu
unverbindlichen Gesprächsrunden herabge-
stuft. Das Problem dieser Vorgehensweise
wurde noch dadurch vergrößert, dass
hinterher seitens der Regierung die Behaup-
tung geltend gemacht wurde, von einer
Begleitung der Ressortabstimmung durch
die Dialogforen des NFEP sei nie die Rede
gewesen. Dieses kontrollinduzierte Eingrei-
fen in ein laufendes Partizipationsverfahren
war besonders dazu angetan, das Vertrauen

insbesondere der zivilgesellschaftlichen Ak-
teure in den Prozess zu erschüttern.

• Die zahlreichen Handlungsempfehlungen,
die in den Dialogforen des NFEP dennoch
erarbeitet wurden, fanden am Ende in der
am 6. Oktober 2010 vom Bundeskabinett
verabschiedeten nationalen Engagement-
strategie kaum Niederschlag. Vor allem in
den zentralen Bereichen Reform des Zu-
wendungsrechts, Infrastruktur für bürger-
schaftliches Engagement und Erwerbsar-
beit bzw. Arbeitsmarktpolitik und Enga-
gement wurden die Empfehlungen des
NFEP weitgehend ignoriert. Stattdessen
wurde ein gewichtiger Schwerpunkt der
Strategie auf die Kooperation mit Stiftun-
gen und Bürgerstiftungen gelegt, was in
den zahlreichen Vorbereitungsgesprächen
seitens der Bundesregierung kaum erwähnt
wurde. Es wurden also ausgerechnet dieje-
nigen zivilgesellschaftlichen Akteure in den
Mittelpunkt der Engagementstrategie ge-
rückt, von denen keineswegs ausgemacht
ist, dass sie unbedingt die federführenden
Akteure einer auf Transparenz, Offenheit
und Responsivität gegründeten Engage-
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mentpolitik sein könnten oder sollten (vgl.
Sandberg 2011; s. auch den Beitrag von
Sandberg in diesem Heft). Unabhängig von
dieser „einsamen“ Entscheidung der Bun-
desregierung für Stiftungen als „Premium-
partner“ der Engagementpolitik des Bun-
des ist der eklatanteste Mangel ein argu-
mentatives Defizit. Denn die weitgehende
Ignoranz des BMFSFJ gegenüber dem ein-
einhalb Jahre langen Beratungsprozess des
NFEP – der im Übrigen mit knapp 800.000
Euro aus Steuermitteln des Bundes geför-
dert wurde – wiegt besonders schwer, weil
sie ohne Begründung erfolgt ist. Damit
wurde – neben der oben dargestellten Än-
derung eines laufenden Partizipationsver-
fahrens – eine zweite Erfolgsbedingung für
Beteiligungsverfahren unterlaufen: Trans-
parenz und Begründung. Warum die Re-
form des Zuwendungsrechts und die In-
frastrukturfragen des Engagements in der
Engagementstrategie nicht aufgegriffen
wurden, wurde bis heute nicht begründet.
Die Vertreter der Ministerialbürokratie
versuchen stattdessen den Eindruck zu er-
zeugen, es sei die naive Erwartungshaltung
der zivilgesellschaftlichen Akteure nach voll-
ständiger Übernahme aller Handlungsemp-
fehlungen in die Engagementstrategie für
die Enttäuschung verantwortlich, der
„Frust“ also mithin hausgemacht. Abgese-
hen von der unterstellten bürgergesellschaft-
lichen Blauäugigkeit wird an solchen Äu-
ßerungen deutlich, dass an einem konstruk-
tiven Dialog „auf Augenhöhe“ seitens der
Bundesregierung kein Interesse besteht.

2 | Solidarische Bürgergesellschaft als
Maßstab der Kritik

Doch was berechtigt eigentlich zu einer derar-
tigen Kritik am Regierungshandeln? Handelt
es sich dabei nicht um idealistische Zuschrei-
bungen, mithin um bloßes Wunschdenken, wie
auch das BMFSFJ in seinen zahlreichen Recht-
fertigungen nicht müde wird zu betonen? Nein!
Eine normative Rekonstruktion der gegenwär-

tigen Lage fördert hinreichend zu Tage, dass
nicht ein überschäumender Idealismus, sondern
das fehlende Ausschöpfen konkret vorhande-
ner Möglichkeiten die Kritik antreibt. Es geht
nicht darum, abstrakte Kriterien für eine de-
mokratiepolitisch relevante Engagementpolitik
zu formulieren, die dann erfahrungsgemäß am
normativ entleerten „Pragmatismus“ der Poli-
tik abprallen oder gar abprallen müssen. Viel-
mehr wird die Kritik der aktuellen Engage-
mentpolitik des Bundes aus denjenigen Wer-
ten und Leitideen entwickelt, die den beste-
henden Formen des Engagements und der
Engagementpolitik bereits heute innewohnen.1

Die Kritik erwächst also allein aus dem, was
sich ohne utopischen Rückgriff auf idealisier-
te Prinzipien in der politischen Wirklichkeit
heute bereits abzeichnet, aber aus machtstrate-
gischen oder sonstigen Gründen (fehlendes
Know-how, fehlender politischer Wille, falsches
Politik-Management) nicht aufgegriffen wird.
Es geht also nicht darum, einer als „falsch“ iden-
tifizierten engagementpolitischen Realität das
Wunschbild eines idealistischen (und abstrak-
ten) Sollens entgegenzuhalten, sondern die En-
gagementpolitik des Bundes an den von ihr selbst
hervorgebrachten Potenzialen zu messen.

Um diese Potenziale auf einen bündigen
Begriff zu bringen, soll hier an die Idee einer
solidarischen Bürgergesellschaft (vgl. Emba-
cher/Lang 2008: 105ff.) erinnert werden, die
seit etwa zehn Jahren im Grunde die wirkende
Kraft hinter der Engagementpolitik ist. Diese
in die Wirklichkeit der bisherigen Engagement-
politik bereits eingelassene Idee der solidari-
schen Bürgergesellschaft geht von der Prämis-
se aus, dass Bürgergesellschaft und staatliches
Handeln zusammengehören und einander er-
gänzen und dass bürgerschaftliches Engagement
einen autonomen Beitrag zu gesellschaftlicher
Integration leistet. Die aktive Bürgergesell-
schaft ist für den demokratischen Staat lebens-
notwendig, denn aus ihren Handlungszusam-
menhängen kommen die Impulse, die staatli-
ches Handeln anregen und gegebenenfalls kor-
rigieren sollen. Umgekehrt ist sie auf einen
aktiven und Rahmenbedingungen setzenden
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Staat angewiesen, der alle Bereiche der öffent-
lichen und sozialen Daseinsfürsorge abdeckt
und nicht der Versuchung unterliegt, je nach
Kassenlage oder politischen Präferenzen im
bürgerschaftlichen Engagement oder der orga-
nisierten Zivilgesellschaft einen Ausfallbürgen
für das eigene Unterlassen zu suchen.

Die solidarische Bürgergesellschaft bewegt
sich insgesamt um das Thema Freiheit. Sie
muss als eine Ermöglichungsform von Freiheit
vorgestellt werden. Freiheit ist ebenso wie
Demokratie an soziale Voraussetzungen gebun-
den, die das staatlich organisierte Gemeinwe-
sen nach seinem eigenen verfassungsförmig
formulierten Anspruch zur Verfügung stellen
muss, damit sich das gemeinwohlorientierte
Engagement von autonomen Bürgerinnen und
Bürgern entfalten kann. Aus der Perspektive
der solidarischen Bürgergesellschaft bedarf es
eines Staates, der die Bedingungen für die
Entfaltung bürgergesellschaftlicher Freiheit zur
Verfügung stellt und garantiert und damit eine
aktivierende Funktion innehat. Damit er das
tun kann, muss er sich seinerseits aktivieren,
um, wie das schon früh der Staatsrechtslehrer
Hermann Heller (1934: 228ff.) erkannt hatte,
„das gebietsgesellschaftliche Zusammenwirken
zu organisieren und zu aktivieren“. Beim Dis-
kurs um die solidarische Bürgergesellschaft geht
es um die Frage politischer Legitimität staatli-
chen Handelns. Alles, was der Staat um seiner
selbst willen tut, kann im Wesentlichen nicht
seine Aufgabe sein.2 Einzig seine Funktion als
Aktivierer und Unterstützer autonomen gesell-
schaftlichen Handelns und bürgerschaftlicher
Selbstorganisation kann in öffentlichem Inter-
esse und damit legitim sein. Staatliche Politik
dient nicht der staatlichen Macht um ihrer
selbst willen, sondern soll Menschen zu einem
selbstbestimmten Leben befähigen.

Das Komplementärverhältnis von Staat und
Bürgergesellschaft, wie es in der Idee einer
solidarischen Bürgergesellschaft zum Ausdruck
gelangt, ist heute in vielen Bereichen faktisch
schon sehr weit entwickelt, so dass es eine den
aktuellen Verhältnissen inhärente Forderung an
Engagementpolitik ist, dieses komplementäre

Verhältnis auszubauen und im Sinne zivilge-
sellschaftlicher Autonomie zu fördern. Allein
die Entwicklung der Schule – um nur ein Bei-
spiel zu nennen – und ihre Wandlung von ei-
ner öffentlichen „Anstalt“ zu einer gesellschaft-
lichen Institution zeigt, was damit gemeint ist.3

In vielen Bundesländern sind Schulen schon
längst keine Einrichtungen mehr, in die man
morgens seine Kinder schickt, um sie dann
mittags wieder abzuholen. Die staatliche Or-
ganisation der Schule hat sich bis heute so
gewandelt, dass das soziale Umfeld – also El-
tern, lokale Kultureinrichtungen, Vorleseiniti-
ativen, Mentoringprogramme, Orte der außer-
schulischen Betreuung, Unternehmen, Stiftun-
gen, Eltern- und Fördervereine, die örtliche
Polizei (Stichwort: Verkehrserziehung) – nahezu
selbstverständlich in den Kontext der Schule
eingebunden ist. Die „lokalen Bildungsland-
schaften“, von denen so häufig in der Fach-
welt die Rede ist, sind längst im Entstehen.
Diese Entwicklung kann letztlich nur zu bes-
serer Bildung und einer besseren Förderung
des Werdens selbstbewusster Bürgerinnen und
Bürger beitragen, wenn das Verhältnis von
Staat und Gesellschaft als ein komplementäres
verstanden wird. Der Staat leistet all das, was
im Rahmen seiner Pflicht zur Daseinsvorsorge
nötig ist: intakte Schulgebäude und Sportanla-
gen, ausreichend qualifizierte Lehrkräfte in
ausreichender Anzahl, klare pädagogische und
organisatorische Rahmenbedingungen. Darauf
aufbauend können bürgerschaftliches Engage-
ment und zivilgesellschaftliche Organisationen
das Feld Schule „durchdringen“ und dort all
die Dinge leisten, die staatlich nicht „herge-
stellt“ werden können: besondere Förderung,
ein intaktes soziales Umfeld der Schule, Über-
gänge in Ausbildung und Beruf usw.

Zu diesem Beispiel gehört, dass die Art und
Weise, wie genau staatliches und bürgergesell-
schaftliches Handeln ineinander greifen, nicht
von vornherein oder gar „von oben“ definiert
werden kann, sondern dass dies Teil eines
jeweils spezifisch ausgehandelten lokalen „Ge-
sellschaftsvertrags“ zwischen den beteiligten
Akteuren ist. An diesem Punkt zeigt sich auch
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die demokratiepolitisch relevante Seite von
Engagementpolitik, die zum einen nur unter
Beteiligung aller Betroffenen und Beteiligten
entwickelt werden kann und die zum anderen
ein anderes Selbstverständnis des Staates, eine
Selbstaktivierung erfordert.

Wenn man diese exemplarische Beschreibung
nun zurückbindet an die aktuelle Debatte über
die Engagementpolitik des Bundes, dann las-
sen sich die damit verbundenen Defizite klar
benennen. Die den Institutionen des demokra-
tischen Rechtsstaates innewohnenden Prinzipi-
en Transparenz, Offenheit und Responsivität
– Prinzipien, die auch die Funktionslogik des
bürgerschaftlichen Engagements gut umreißen
– können unter den aktuellen Voraussetzun-
gen einer auf Informationsabschottung, Exklu-
sivität und Diskurskontrolle ausgerichteten
„Strategie“ der staatlichen Akteure nicht zum
Tragen kommen. An diesem Umstand muss
jeder Versuch einer „nationalen Engagement-
strategie“ scheitern, wäre doch eine strategi-
sche Ausrichtung von Engagementpolitik un-
ter demokratiepolitischen Vorzeichen gekenn-
zeichnet von einem Ziel (gesellschaftliche In-
tegration), einem Kurs dorthin (innovative und
offene Governance-Formate zur kooperativen
Entwicklung von Engagementpolitik) und kon-
kreten Schritten (Zeitperspektive, klare Zwi-
schenziele, Evaluation).

Engagementpolitik wäre auf diese Weise ein
relevanter Beitrag zur weitergehenden Demo-
kratisierung von Staat und Gesellschaft. Von
ihr ginge die Forderung nach Demokratisie-
rung und gesellschaftlicher Öffnung der staat-
lichen Verwaltung aus (Bürokratieabbau, Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für bürger-
schaftliches Engagement, Beteiligungsorientie-
rung staatlicher Institutionen). Beim Verhält-
nis von Staat und Bürgergesellschaft geht es
vor allem um eine Offenheit staatlicher Insti-
tutionen für bürgerschaftliches Engagement.
Es geht um die Art und Weise staatlichen
Handelns. Trägt es bei zu einem den normati-
ven Prinzipien von Freiheit und Gerechtigkeit
verpflichteten Fortgang des demokratischen
Prozesses? Oder bringt es eher eine Verhärtung

administrativer Strukturen und intransparenter
Entscheidungsprozesse zum Ausdruck? Nicht
die bürgerschaftlich Engagierten müssen der
Eigenlogik der Verwaltung folgen, sondern
umgekehrt sollen die staatlichen Akteure sich
darauf einstellen, Planungs- und Entscheidungs-
prozesse verständlich und transparent zu ge-
stalten. Dass zum Prozess weitergehender De-
mokratisierung auch eine Demokratisierung der
bürgergesellschaftlichen Organisationen selbst
gehört, ist ein eigenes Kapitel in der Engage-
mentpolitik, das an anderer Stelle beschrieben
werden muss.

3 | Fazit: „Mailand oder Madrid?
Hauptsache Italien!“

Dieses wunderbare Zitat, das auf den Rekord-
nationalspieler Andreas Möller zurückgeht,
bringt die Irrungen und Wirrungen der derzei-
tigen Engagementpolitik des Bundes illustra-
tiv auf den Punkt: Man weiß, dass man nicht
einfach keine Engagementpolitik machen kann,
dass man irgendwie den Ball der vorangegan-
genen Akteure aufnehmen muss, aber man hat
im Grunde keine konzise Vorstellung davon,
wie Engagementpolitik auf Bundesebene fort-
zuschreiben wäre, wenn man den oben skiz-
zierten normativen Bedingungen gerecht wer-
den will. Die neuerdings zum Tragen kom-
mende ideologisch motivierte Tendenz, Enga-
gementpolitik nicht länger als Demokratiepo-
litik zu verstehen und damit eine Denkbewe-
gung rückwärts zum ehrenamtlichen „Helfer“
zu machen, verstärkt diesen Zustand erheblich.
Zwar mag es vorläufig gelingen, einen Teil
jener partizipativen Impulse, die in den letz-
ten Jahren immer stärker zum Tragen gekom-
men sind, wieder zurückzudrängen. Beispiel-
haft kann hier der restriktive Umgang des
BMFSFJ mit dem BBE genannt werden. Doch
lässt sich durch Regierungen jedweder Cou-
leur der Trend zu mehr Bürgerbeteiligung und
mehr Partizipation im Verhältnis von Staat und
Gesellschaft auf Dauer kaum aufhalten. Hier-
archien und Verhältnisse der Subordination
entsprechen nicht mehr dem aufgeklärten Com-

Serge Embacher
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mon Sense und werden über kurz oder lang
„verdampfen“. Wer das nicht versteht oder sich
dem entgegenstemmt, den wird die geschicht-
liche Entwicklung eines Besseren belehren.
Denn zum kommunikativen und verständigungs-
orientierten Austausch gibt es in der von Viel-
falt und Heterogenität geprägten demokrati-
schen Gesellschaft heute keine sinnvolle Alter-
native.

Um die neuen Facetten und Aspekte in die-
sem Verhältnis zu beleuchten, hat im Übrigen
der Europarat im Jahr 2010 im Zusammen-
spiel mit europäischen Nichtregierungsorgani-
sationen einen Verhaltenskodex für die Bür-
gerbeteiligung im Entscheidungsprozess („Code
of Good Practice for Civil Participation in the
Decision Making Process“) verabschiedet. Dort
werden die Kooperationsmöglichkeiten zwi-
schen Staat und Bürgergesellschaft an spezifi-
sche Diskurs- und Verfahrensregeln geknüpft,
die den politischen Prozess transparenter und
inklusiver machen sollen. Dieser „Code of
Good Practice“ greift bislang nur wenig und
harrt der relevanten Umsetzung.

Die am engagementpolitischen Prozess be-
teiligten Akteure müssen sich dauerhaft dar-
auf einstellen, neue Kooperationsverhältnisse
einzugehen und tatsächlich – d. h. nicht nur
rhetorisch oder verbal – an einer neuen Aufga-
ben- und Verantwortungsteilung zu arbeiten.
Diese Forderung berührt vor allem die Stel-
lung des Staates zu einer heute immer selbst-
bewusster gewordenen Bürgergesellschaft. Die
nationale Engagementstrategie der Bundesre-
gierung als Ausdruck der aktuellen Engage-
mentstrategie auf Bundesebene erfüllt diese
Anforderung nicht. Sie müsste sie von ihrer
Anlage und Idee her berücksichtigen, doch die
gegenwärtigen Akteure, die eigenartige Logik
der Ministerialbürokratie und eine auf Macht-
erhalt statt Verständigung orientierte Exekuti-
ve lassen dies derzeit nicht zu.

Serge Embacher ist Politikwissenschaftler
und Publizist und lebt in Berlin. Seine Arbeits-
schwerpunkte sind Engagement- und Demo-
kratiepolitik.

Anmerkungen

1 Zum Verfahren der normativen Rekonstruk-
tion vgl. neuerdings und sehr instruktiv Hon-
neth 2011.

2 In diesem normativen Kontext müsste im
Übrigen auch über die Causa „Bundesfrei-
willigendienst“ und die damit verbundene
Schaffung eines „Bundesamtes für Familie
und zivilgesellschaftliche Angelegenheiten“
diskutiert werden, um zu klaren politischen
Urteilen zu gelangen.

3 Ich danke Adalbert Evers für seine sehr hilf-
reichen und weiterführenden Erläuterungen
im Arbeitskreis Bürgergesellschaft und Akti-
vierender Staat der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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Themenschwerpunkt

Die Bundesregierung hat am 6. Oktober 2010
eine Nationale Engagementstrategie vorgelegt,
die die Grundlage für eine zwischen Staat,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft abgestimmte
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements
bilden soll. „Der Bedeutungsgewinn von bür-
gerschaftlichem Engagement (...) hat mit ge-
sellschaftlichen Wandlungsprozessen und einer
Neufassung der Rolle des Staates zu tun, die
gekennzeichnet ist von den Begriffen wie Ak-
tivierung und Ermöglichung. Engagementpo-
litik wird zu einem neuen politischen Hand-
lungsfeld, das der Steuerung und Gestaltung
bedarf“ (BMFSFJ 2010: 65f) – ein implizites
Bekenntnis zum inzwischen verblassten Leit-
bild des Aktivierenden Staates (Blanke 2009)
oder doch nicht?

Die Rhetorik vom aktivierenden und ermög-
lichenden Staat, die die Nationale Engagement-
strategie bemüht, verschleiert engagementpo-
litische Strategien, die darauf hinauslaufen, die
Verwendung von Ressourcen für öffentliche
Aufgaben innerhalb politisch-administrativer
Entscheidungsprozesse zu belassen und damit
unter staatlicher Kontrolle zu halten: Agentur-
bildung und Quangoisierung.

Agenturbildung (Agencyfication) bezeich-
net die Verlagerung der Aufgabenwahrnehmung
auf teilselbstständige Einheiten der öffentlichen
Verwaltung. So wurde mit dem Ende der Wehr-
pflicht 2011 als Ersatz für den Zivildienst ein
staatlicher Bundesfreiwilligendienst (BFD) ein-
geführt, der mit bestehenden Freiwilligendiens-
ten im Dritten Sektor in Konkurrenz tritt. Die
Zuständigkeit liegt beim ehemaligen Bundes-
amt für den Zivildienst (BAZ), das zum Bun-
desamt für Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben (BAFzA) umfunktioniert wurde.

Das privatrechtliche Gegenstück zur Agen-
turbildung ist ein Trend, der abgeleitet vom

Stiftungen als Trabanten der Engagementpolitik?

Zum Versuch der Quangoisierung des Stiftungswesens durch die Nationale

Engagementstrategie

Berit Sandberg

Begriff der Quasi-Non-Governmental Organi-
zation (Quango) als Quangoisierung beschrie-
ben wird. Gemeint ist die gezielte Gründung
einer staatlichen „Nonprofit-Organisation“ in
privatrechtlicher Rechtsform, der öffentliche
Aufgaben übertragen werden. Ein Beispiel: Die
Bundesregierung wird eine beim Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) angesiedelte Servicestel-
le bürgerschaftliches Engagement in Form ei-
ner gGmbH gründen, die als „entwicklungs-
politische Vorfeldorganisation“ der im Umfeld
der 2011 durch Fusion entstandenen Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) GmbH fungieren soll. Das rein
öffentliche Bundesunternehmen soll 2012 sei-
ne Arbeit aufnehmen und bürgerschaftliches
Engagement in Deutschland und den Partner-
ländern mobilisieren.

Ein Beispiel aus der Landespolitik: Die
Hessische Landesregierung hat die Errichtung
einer Engagement fördernden Stiftung ange-
kündigt   nicht ohne zu beteuern, dass dieses
Vorhaben aus dem Repertoire hierarchischer
Steuerungsmodi mit ebensolchen Mechanismen
nichts zu tun habe: „Wir werden eine Landes-
stiftung ‚Miteinander in Hessen‘ ins Leben
rufen, die neue Initiativen zur Stärkung der
Gemeinschaft entwickelt, fördert und beglei-
tet. (...) Die neue Landesstiftung wird keine
Stiftung sein, die sich ‚von oben‘ einmischt“
(Hessische Landesregierung 2010: 29).

Der Ausdruck Quango bezieht sich nicht
nur auf die Gründung staatlicher „Nonprofit-
Organisationen“, die aufgrund ihrer Staatsnä-
he nach vorherrschendem Begriffsverständnis
keine Nonprofit-Organisationen sind, sondern
auch auf private Akteure in einem für den
Dritten Sektor in Deutschland charakteristi-
schen Arrangement. Quangos sind Hybride,
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die einerseits in der Sphäre des Privatrechts
angesiedelt und insofern nicht-staatlich sind,
andererseits aber staatliche Aufgaben erfüllen
und insofern maßgeblich unter dem Einfluss
der öffentlichen Hand stehen. In der Bundes-
republik nehmen die freien Träger auf der
Grundlage vertraglicher Vereinbarungen mit
dem Staat öffentliche Aufgaben wahr und sind
als Intermediäre an der Umsetzung staatlicher
Förderprogramme beteiligt. Staatsvertreter und
führende Vertreter des Dritten Sektors sind
Verhandlungspartner. Diese institutionalisierte
Teilhabe an der Politikformulierung bildet die
neokorporatistischen Strukturen des deutschen
Wohlfahrtsstaates und macht die freien Trä-
ger zu „‚Trabanten‘ staatlicher Sozialpolitik“
(Grunow 1995: 262).

Anhand der Engagementstrategie der Bun-
desregierung lässt sich zeigen, dass nun offen-
bar auch dem Stiftungswesen eine derartige
Quangoisierung droht, und zwar eine, die we-
niger offensichtlich ist als die Errichtung ei-
nes staatlichen „Stiftungs-Quangos“. Im Hin-
blick auf Stiftungen liefert der Wortlaut der
Nationalen Engagementstrategie Indizien für
eine Abkehr von der Idee der Aktivierung der
(organisierten) Zivilgesellschaft, auch wenn das
Papier das Gegenteil behauptet (Abschnitt 1).
Anhand der von der Bundesregierung formu-
lierten (unrealistischen) Erwartungen an Funk-
tionen von Stiftungen (Abschnitt 2) und mit
Bezug auf einen vermuteten Einfluss von Stif-
tungen auf die Engagementpolitik (Abschnitt
3) zeigt der Beitrag Parallelen zu korporatisti-
schen Arrangements zwischen dem Staat und
freien Trägern auf. Angesichts der demokra-
tiepolitischen Problematik einer Quangoisie-
rung von Stiftungen (Abschnitt 4) werden die
Grenzen dieser „Strategie innerhalb der Enga-
gementstrategie“ deutlich (Abschnitt 5).1

1 | Stiftungen als Wunschpartner des
Staates

Ein erklärtes Ziel der Bundesregierung ist es,
im Bereich Engagementförderung die Zusam-
menarbeit von Staat, Wirtschaft und Zivilge-

sellschaft zu intensivieren. Neben Unterneh-
men werden Stiftungen im Unterschied zu
anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen
explizit als Partner von Staat und Kommunen
benannt: „Die Bundesregierung strebt strate-
gische Partnerschaften mit Stiftungen an“
(BMFSFJ 2010: 61). Bürgerstiftungen werden
dabei ausdrücklich einbezogen (BMFSFJ 2010:
61). Die Bedeutung von Stiftungen wird
dadurch hervorgehoben, dass Stiftungen in
Aufzählungen von Akteuren bzw. potenziellen
Partnern neben zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen gestellt (BMFSFJ 2010: 4, 6, 69), aber
zugleich jenseits der Zivilgesellschaft positio-
niert werden: „Unternehmen und Stiftungen
sind (...) wichtige Partner des Bundes, der Län-
der und Kommunen und der Bürgergesellschaft.
Die Bundesregierung setzt sich zur Aufgabe,
die Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft und
Stiftungen unter Einbeziehung der Bürgerge-
sellschaft (...) zu fördern“ (BMFSFJ 2010: 60).

Dass andere zivilgesellschaftliche Akteure
nicht in gleichem Maße als potenzielle Partner
benannt werden, ist zu Recht kritisiert wor-
den (Bündnis für Gemeinnützigkeit 2010: 70).
Es gibt gute Gründe, nicht ausgerechnet Stif-
tungen eine engagementpolitische Vorreiterrolle
zuzuweisen. Zweifel an der Leistungsfähigkeit
des Stiftungssektors und der Kooperationsbe-
reitschaft von Stiftungen liegen auf der Hand
(Sandberg 2011). Weniger offensichtlich sind
die nicht unproblematische Rollenverteilung
zwischen Staat und Stiftungen und der Mix
aus Hierarchie und Netzwerk als Governance-
Modus, die in der Nationalen Engagementstra-
tegie angelegt sind.

Stiftungen sollen in (strategische) Partner-
schaften zur Engagementförderung einbezogen
werden, „durch die die Aufgaben-, Teilhabe-
[sic!] und Verantwortungsteilung neu justiert
wird“ (BMFSFJ 2010: 3). Diese Public Non-
profit Partnerships mit Stiftungsbeteiligung
sollen „Potenziale der Zusammenarbeit in
möglichst allen Politikfeldern, in denen Enga-
gement eine Rolle spielt, ausloten und in kon-
krete Abstimmungen wie aber auch gemeinsa-
me Projekte übersetzen“ (BMFSFJ 2010: 61).
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Partnerschaften mit Stiftungen sollen nach den
Vorstellungen der Bundesregierung zu konkre-
ten Projekten führen; die Zusammenarbeit soll
sich auf deren Konzeption und Durchführung
beziehen (BMFSFJ 2010: 60f). Die Bundesre-
gierung sieht sich dabei offenbar als Initiator:
„Stiftungen sind Partner, die wir möglichst
frühzeitig in die Entwicklung von Projekten
einbeziehen wollen“ (BMFSFJ 2010: 61).

Partnerschaften des Staates mit anderen
Akteuren sind per se eine politische Strategie
zur Förderung von Engagement. Allerdings
macht es einen Unterschied, ob der Staat als
Katalysator oder gleichberechtigter Partner
auftritt oder aber eine Führungsrolle bean-
sprucht, wie die Bundesregierung es mit der
Nationalen Engagementstrategie tut.

2 | Stiftungen als Finanzintermediäre

Das Muster, das sich mit Bezug auf Stiftun-
gen im „Strategiepapier“ der Bundesregierung
abzeichnet, ist nicht neu. Vokabular und Rol-
lenzuweisung erinnern an das Verhältnis von
Staat und freien Trägern öffentlicher Aufga-
ben. In beiden Fällen geht es um eine Aufga-
benteilung bei deren Finanzierung und Erledi-
gung bzw. bei der Umsetzung staatlicher För-
derprogramme.

Der Verdacht, die Bundesregierung wolle
Stiftungskapital für öffentliche Zwecke nut-
zen, liegt nahe. Eine Einbindung von Stiftun-
gen als Ko-Finanzierer für staatliche Program-
me ist nichts anderes als der Versuch, die Wahr-
nehmung öffentlicher Aufgaben mit Hilfe von
Stiftungen zu privatisieren. Zum einen passt
das nicht zu dem überstrapazierten politisch-
adminstrativen Mantra, Stiftungen seien keine
Lückenbüßer. Zum anderen wird sich die un-
ausgesprochene Hoffnung nicht erfüllen. Zwar
fördert mehr als jede zweite deutsche Stiftung
freiwilliges bzw. bürgerschaftliches Engage-
ment (Leseberg/Netkowski 2010: 8), doch
Stiftungen verstehen sich nicht als Auffanglö-
sung für eine rückläufige staatliche Finanzie-
rung. Zudem ist nur ein sehr geringer Prozent-
satz solcher Stiftungen in der Lage, finanziel-

le Ressourcen in einem Umfang aufzubringen,
der den Staat bei der Wahrnehmung öffentli-
cher Aufgaben oder bei der Finanzierung von
Engagement fördernder Infrastruktur spürbar
entlasten könnte.

Die beschränkte Finanzkraft des Stiftungs-
sektors wird von der Bundesregierung durchaus
registriert. Sie bewertet Stiftungen als „Akteu-
r[e] mit begrenzten Mitteln“ (BMFSFJ 2010:
60). Eine Gefahr scheint daher eher in der
Instrumentalisierung von Stiftungen zur Finan-
zierung von Routineaufgaben zu liegen, denn
die Engagementstrategie propagiert eine Kom-
bination aus staatlicher Finanzierung und pri-
vatisierter Durchführungsverantwortung für
öffentliche, d. h. staatliche Aufgaben, die durch
die Berücksichtigung in Bundesprogrammen als
solche definiert sind. Stiftungen selbst sehen
Kooperationsmöglichkeiten mit staatlichen
Akteuren ebenfalls primär bei der Umsetzung
von Projekten (Holzberg/Meffert 2009: 13).

Gegenwärtig nehmen Stiftungen in weit
geringerem Umfang öffentlich finanzierte,
gesetzliche Aufgaben wahr als Wohlfahrtsver-
bände. Zuwendungen machen nicht einmal zehn
Prozent der Erträge aus, aus denen Stiftungen
ihre Zwecke erfüllen (Sandberg 2007: 30). Die
zu einem wesentlichen Teil aus Bundesmitteln
finanzierte Initiative Bürgerstiftungen und klei-
ne Stiftungen, die sich um staatliche Förde-
rung bemühen, sind dabei in einer anderen
Situation als finanzkräftige Vermögensstiftun-
gen. Die Aspekte Ressourcenabhängigkeit und
Verhandlungsmacht sind also differenziert zu
betrachten. In Bezug auf die Politikformulie-
rung treten die Parallelen zu korporatistischen
Arrangements deutlicher hervor.

3 | Stiftungen als politische Akteure

Als strategische Partner der Bundesregierung
kommen nur wenige Stiftungen in Frage, de-
ren Aktivitäten zum bürgerschaftlichen Enga-
gement strategisch verankert sind, die groß
angelegte Programmbereiche zur Engagement-
förderung unterhalten und die auch in ande-
ren Politikfeldern Themen besetzen und einen



| 93

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

Stiftungen als Trabanten der Engagementpolitik?

erheblichen gesellschaftspolitischen Einfluss
geltend machen. Zu nennen sind insbesondere
die Bewegungsstiftung, die Bertelsmann Stif-
tung, die BMW Stiftung Herbert Quandt, die
Körber-Stiftung und die Robert Bosch Stiftung
gGmbH bis auf die erstgenannte übrigens alle
unternehmensverbunden bzw. unternehmens-
nah. Der Einfluss bedeutender (unternehmens-
naher) Stiftungen auf die Engagementpolitik
und damit auch auf verwandte Politikfelder
liegt weitgehend im Dunkeln. Unabhängig
davon ist davon auszugehen, dass die Politik
der Bundesregierung tendenziell einige weni-
ge Stiftungen privilegiert.

Wenn wir unterstellen, dass der Wortlaut
der Nationalen Engagementstrategie ernst zu
nehmen ist, dann bedeutet das, dass der Staat
die Entscheidungskompetenz und Führungsrolle
in einschlägigen Programmen beansprucht,
Stiftungen zuarbeiten lässt und einige wenige
Vertreter des Sektors an der Politikentwicklung
beteiligt. Auch wenn die Intensität der Poli-
tikbeteiligung von Stiftungen schwer einzu-
schätzen ist, wird hier eine Parallele zum Ver-
hältnis von Staat und mächtigen, verbandlich
organisierten Interessengruppen geschlagen. Für
das Stiftungswesen ist das neu.

Die Partnerschaften, die die Nationale En-
gagementstrategie mit Blick auf Stiftungen
propagiert, folgen sowohl dem vertrauten eta-
tistischen Verständnis des Subsidiaritätsprin-
zips als auch korporatistischen Mustern. Sie
machen Stiftungen zu Quangos. Das Ziel ist
Kontrolle bei gleichzeitiger Problemdelega-
tion. Ganz im Sinne der These, dass der Staat
die Abhängigkeit von Nonprofit-Organisati-
onen von staatlicher Finanzierung und wohl-
wollender Regulierung ausnutzt, um den Sek-
tor in seinem Interesse indirekt zu steuern
(Seibel 1994: 278), ist Engagementpolitik
mit Stiftungen gegenwärtig nichts anderes
als eine schlechte Kopie korporatistischer Tra-
ditionen mit neuen Beteiligten und anderen
Mitteln. Der Staat versucht, etablierte Steu-
erungsmodi mit einem erweiterten Kreis von
Akteuren fortzusetzen, mit Akteuren, die sich
bislang der Wahrnehmung staatlicher Auf-

gaben und einer Instrumentalisierung für
öffentliche Interessen erfolgreich entzogen
haben.

4 | Die Stiftung als private Regierung

Mit der Nationalen Engagementstrategie un-
ternimmt die Bundesregierung den Versuch,
Stiftungen ähnlich wie Verbänden „eine beson-
dere Rolle zwischen Staat und Gesellschaft (...)
zuzuweisen“ (Streeck 1999: 208) und private
Interessen für öffentliche Zwecke zu nutzen.
„Als Alternative zu direkter staatlicher Regu-
lierung nimmt die öffentliche Nutzung priva-
ter organisierter Interessen die Form privater
Interessenregierungen mit delegierter öffentli-
cher Verantwortung an“, wodurch Partikular-
interessen dem öffentlichen Interesse unterge-
ordnet werden (ebd.).

In diesem Zusammenhang fällt die besonde-
re Wertschätzung auf, die die Bundesregierung
den Stiftungen angedeihen lässt und die sie
anderen zivilgesellschaftliche Organisationen
entzieht. Während Verbände als „private Inter-
essenregierungen“ auftreten, die kollektive In-
teressen vermitteln (Streeck 1999: 209), fehlt
Stiftungen das korporative Element. Sie sind
ganz und gar private Regierung. Die Nationale
Engagementstrategie birgt die „Vorstellung, dass
organisierte Partikularinteressen zu Agenten
öffentlicher Interessen werden könnten“ (Streeck
1999: 209) allerdings mit dem bemerkenswerten
Unterschied, dass es bei diesen Partikularinter-
essen nicht um kollektive Eigeninteressen sozia-
ler Gruppen (Streeck 1999: 208) geht, sondern
um individuellen Stifterwillen.

Die rechtsfähige Stiftung ist die einzige
Rechtsform, die weder Eigentümer noch Mit-
glieder hat. Aufgrund des fehlenden korpora-
tiven Charakters mangelt es ihr an demokrati-
schen Willensbildungs- und Entscheidungsme-
chanismen. „Stiftungen sind undemokratische,
quasiaristokratische Bollwerke in einer moder-
nen, formal egalitären Gesellschaft und passen
nicht in eine dynamische, integrierende Zivil-
gesellschaft“ (Anheier/Appel 2004: 11). Trifft
diese These zu, ist eine Sonderrolle von Stif-
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tungen im Rahmen der Engagementstrategie
kaum zu rechtfertigen.

Auch wenn die erste deutsche Bürgerstif-
tung als Stadt Stiftung Gütersloh allein von
Reinhard Mohn errichtet wurde, greift das oben
ausgeführte Argument für diesen Stiftungstyp
nicht unbedingt. Bürgerstiftungen werden als
Gemeinschaftsstiftungen von einer Vielzahl von
Stiftern ins Leben gerufen und gestärkt, und
sie pflegen eine vereinsähnliche Gremienkul-
tur. Es gibt allerdings erste Hinweise auf die
Bürgerstiftung als „Sammelbecken“ gesellschaft-
licher Eliten, die entsprechende Exklusionsef-
fekte verursacht statt Partizipation zu verkör-
pern (Vogt 2009).

Quangos sind selbstständig und weit genug
von der Politik entfernt, um in einer nicht
demokratisch legitimierten und kontrollierten
Grauzone zu agieren. Wenn Stiftungen zu
Quangos werden, werden wichtige gesellschaft-
liche Entscheidungen nicht mehr vom Staat,
sondern von Privatpersonen und, das dürfte
für engagementpolitische Zusammenhänge in
besonderem Maße gelten, von Unternehmen
getroffen. In Bezug auf die Engagementpoli-
tik ist die Hinwendung zu Stiftungen als de-
mokratiepolitisch problematischen Akteuren
(Anheier/Appel 2004: 11; Sandberg 2011: 86f)
insofern bemerkenswert, als darin einmal mehr
zum Ausdruck kommt, dass die Bundesregie-
rung Engagementpolitik nicht als Demokra-
tiepolitik versteht, die unterschiedliche Bevöl-
kerungsgruppen und -schichten zu aktiver Par-
tizipation ermutigt.

5 | Fazit

Die engagementpolitische Diskussion des letz-
ten Jahrzehnts war von der Prämisse geprägt,
dass der Staat für die Lösung gesellschaftli-
cher Probleme keine Allzuständigkeit beanspru-
chen kann und soll, sondern dass eine koope-
rative Problembearbeitung durch staatliche und
zivilgesellschaftliche Akteure zu besseren Er-
gebnissen führt (Bogumil/Jann 2009: 50). Die
Bundesregierung folgt in ihrer Engagement-
politik jedoch nicht dem Leitbild des Aktivie-

renden Staates, sondern fällt in die Haltung
eines intervenierenden Aktiven Staates zurück,
ohne dessen autoritativ-paternalistische Fürsorge
das Engagement von Bürgerinnen und Bürgern
nicht denkbar ist; ein Engagement, das anschei-
nend per Dekret in den Dienst des Staates
genommen werden soll. Vorschläge aus der
Zivilgesellschaft wurden im Rahmen der Nati-
onalen Engagementstrategie kaum berücksich-
tigt. Sie wurden als „Form der politischen Be-
ratung“ (Schröder 2011: 9) abqualifiziert, nicht
jedoch als Beiträge zu einem Dialog auf Au-
genhöhe gewürdigt. Das spricht nicht gerade
für eine ausgeprägte Bereitschaft der Bundes-
regierung, das Selbststeuerungspotenzial der
Zivilgesellschaft auszuloten.

Selbststeuerung in Netzwerken gehört je-
doch zu den zentralen Merkmalen einer an
das Leitbild des Aktivierenden Staates anknüp-
fenden Public Governance, die sich von der
akteurszentrierten Steuerungsperspektive zu-
gunsten eines Prozesses mit vielen Akteuren
löst. Regieren im Sinne von Governance ist
nicht mehr mit hierarchischer staatlicher Steu-
erung gleichzusetzen, sondern mit einer Koor-
dination staatlicher und privater Akteure durch
einen Mix aus hierarchischen, verhandlungs-
orientierten und wettbewerblichen Steuerungs-
mechanismen (Bogumil/Jann 2009: 51f).

Der „Schulterschluss“ mit ausgewählten
Stiftungen wird einem solchen Anspruch ebenso
wenig gerecht wie das Design der in der Enga-
gementstrategie propagierten Public Nonpro-
fit Partnerships. Die von der Bundesregierung
initiierten Partnerschaften mit Stiftungen sol-
len „unter völliger Respektierung der Unab-
hängigkeit des Stiftungssektors“ (BMFSFJ
2010: 61) entstehen, ein Widerspruch in sich.
Die Vorstellungen zum Stiftungswesen, die die
Bundesregierung in ihrer Engagementstrategie
entwickelt, lassen eine ausgeprägt etatistische
Grundhaltung und einen Hang zu hierarchi-
schen Steuerungsmechanismen erkennen.

Das viel beschworene Innovationspotenzial
des Stiftungssektors, das sich jenseits (politi-
scher) Themenkonjunkturen und korporativer
Einflüsse entfaltet, setzt Autonomie und da-
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mit auch Staatsferne voraus. Daher ist eine
zivilgesellschaftliche Rolle von Stiftungen als
Ergänzung und Gegengewicht zu staatlichem
Handeln mit einer Beteiligung an staatlich in-
itiierten Partnerschaften nicht unbedingt ver-
einbar. Ein solches Paktieren widerspricht den
idealtypischen Funktionen von Stiftungen als
unabhängigen Akteuren, die aus einer Positi-
on der Staatsferne heraus gemeinnützige Auf-
gaben erfüllen.

Stiftungsgründungen lassen sich u. a. mit
Staatsversagen erklären. Dieser Theorieansatz
meint jedoch nicht, dass Nonprofit-Organisati-
onen Lückenbüßer für einen Staat sind, der
mit dem Umfang seiner Aufgaben überfordert
ist. Stiftungen decken Nischen ab, die entste-
hen, weil sich politische Entscheidungen am
Medianwähler orientieren und daher nicht al-
len Bedürfnissen in einer Gesellschaft gerecht
werden (Unterversorgungsthese). Folglich sind
die meisten Stiftungen fremdnützig bzw. ge-
meinwohlorientiert, ihre originäre Funktion
liegt jedoch nicht in der Wahrnehmung staatli-
cher Aufgaben.

Stiftungen als Trabanten der Engagement-
politik, das ist die Strategie. Dieser Versuch
der Quangoisierung des Stiftungswesens deklas-
siert zivilgesellschaftliche Impulse innerhalb und
außerhalb des Stiftungswesens und widerspricht
einer Vorstellung von Staat als einem Ermögli-
cher originär zivilgesellschaftlicher Lösungen.
Zudem ist dieser Versuch zweischneidig: Er
privilegiert Stiftungen und instrumentalisiert
sie zugleich und er „spaltet“ damit die Stiftungs-
landschaft.

Große, finanzkräftige Stiftungen können
sich der schleichenden Quangoisierung noch
am ehesten entziehen. Sie profitieren mögli-
cherweise von einem Mehr an politischem Ein-
fluss, was aber nicht unbedingt dem Stiftungs-
wesen als Ganzem dient.

Stiftungen, die ihre Arbeit nicht allein aus
ihrem Vermögen finanzieren können, zwingt
die Bundesregierung mit ihrer Förderpolitik in
ein Dilemma zwischen Opportunismus und
Verzicht. Die Amadeu Antonio Stiftung wehrt
sich gegen eine Zuwendungsbedingung wie die

Extremismusklausel (Beste 2011), andere wie
die Stiftung Bürgermut verzichten demonstra-
tiv auf weitere staatliche Gelder, um sich die
Freiheit im Denken und Handeln nicht neh-
men zu lassen. Beides verdient Respekt, denn
gerade kleinen Stiftungen   und dazu gehören
ausgerechnet die Bürgerstiftungen, die die
Engagementstrategie so herzlich zu umarmen
sucht   dürfte es schwer fallen, das, was da als
Trojanisches Pferd herangerollt wird, einfach
vor ihren Toren stehen zu lassen. Ein hübsches
Geschenk, doch im Inneren der Ressourcen-
hülle verbirgt sich die „feindliche Übernahme“.

Berit Sandberg ist Professorin für Public
und Nonprofit-Management an der Hochschule
für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin.
Kontakt: berit.sandberg@htw-berlin.de

Anmerkung
1 Die Verfasserin dankt Dr. Burkhard Küster-

mann für wertvolle Anregungen.
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Forderungen nach einem Mehr an Accountabi-
lity und Transparenz1 werden gerade infolge
der Wirtschaftskrisen 2001-2002 und 2008-2010
gegenüber Staat und Wirtschaft auf nationaler
und internationaler Ebene verstärkt erhoben.

Einerseits spiegelt der Bedarf nach diesem
Mehr an Information den Zeitgeist der „Au-

Accountability und Transparenz des Dritten Sektors in

Deutschland: Ein Paradox?

Helmut K. Anheier/Annelie Beller/Rabea Haß

dit Society“ (Power, 1997) wider. Der Begriff
beschreibt eine gesellschaftliche Erwartungs-
haltung, die sich aus einem generellen Verlust
an institutionellem Vertrauen speist. Die „Au-
dit Society“ steht für eine Entwicklung, in der
die zentralen Institutionen einer immer weiter-
gehenden öffentlichen Beobachtung im Sinne
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einer Rechnungs- und Offenlegung unterste-
hen. Diese wird durch unterschiedliche rechtli-
che und soziale Mechanismen eingefordert, die
das Binnen- und Außenverhältnis von Organisa-
tionen regeln und ihr Verhalten kontrollieren.

Andererseits speist sich das Mehr an Ac-
countability und Transparenz aus Fehlverhal-
ten und Skandalen, die alle Bereiche der Ge-
sellschaft zu erfassen scheinen und die entspre-
chend medial vermarktet werden. Dies betrifft
auch den Dritten Sektor. Die mangelhafte
Verwendung von Spendenmitteln bei UNICEF
(Thieme 2011), die angebliche Veruntreuung
von öffentlichen Mitteln durch die Treberhil-
fe Berlin2 oder die Missbrauchsfälle an der
Odenwaldschule3 und in kirchlichen Einrich-
tungen4 sollen als stellvertretende Beispiele
dienen. Zu deren tatsächlichem Ausmaß lie-
gen indes, wie wir weiter unten feststellen
werden, kaum Zahlen vor.

Als Resultat wird Vertrauen zunehmend zu
einer notwendigen und weniger zu einer hin-
reichenden Bedingung moderner Gesellschaf-
ten. Der „blind trust“ in die Kerninstitutionen
der Gesellschaft, von dem Giddens (1990)
spricht und den er für ihr Funktionieren als
zentral ansieht, wird durch Kalkülhaftigkeit
und Kontrolle ersetzt, die, das Risiko des Vers-
agens antizipierend, Motive und Handlungen
hinterfragen.

Aber erreichen die Forderungen nach mehr
Accountability und Transparenz auch den Drit-
ten Sektor und lösen sie dort entsprechende
Veränderungen aus? Für den US-amerikanischen
Dritten Sektor lässt sich diese Frage jedenfalls
bejahen5. In einer gerade abgeschlossenen Stu-
die6 kommen wir für Deutschland jedoch zu
dem vorläufigen Schluss, dass hier der Dritte
Sektor von solchen Entwicklungen bisher kaum
erfasst wurde. Die Anforderungen an Organi-
sationen des Sektors in Bezug auf Accountabi-
lity und Transparenz fallen deutlich hinter die
Anforderungen an staatliche oder private Ak-
teure zurück, aber auch an Dritt-Sektor-Orga-
nisationen in anderen Ländern. Nicht nur in
den USA, sondern auch in Großbritannien und
europäischen Nachbarländern wie Frankreich

oder Österreich gibt es mittlerweile klare ge-
setzliche Vorgaben für Accountability und
Transparenz. Diese gehen weit über die Rege-
lungen in Deutschland hinaus. Hier können
sich Nonprofit-Organisationen (NPO) im Schutz
des Steuergeheimnisses einer weitergehenden
öffentlichen Berichterstattung entziehen.

Dieser Umstand könnte aus zwei Gründen
verwundern: Zum einen hat der deutsche Dritte
Sektor einen erheblichen Anteil an der natio-
nalen Wirtschaftsleistung7 und liegt seiner
Größe nach im internationalen Vergleich im
Mittelfeld. Zum anderen ist der Sektor,
insbesondere durch das Subsidiaritätsprinzip,
ein tragender Pfeiler des deutschen Sozialstaats
und wird als solcher gerade in der europäi-
schen Diskussion politisch herausgestellt. We-
der die wirtschaftliche noch die sozialpoliti-
sche Bedeutung spiegeln sich aber bisher in
der öffentlichen Aufmerksamkeit wider.

Was die Accountability und Transparenz
des deutschen Dritten Sektors gerade im inter-
nationalen Vergleich kennzeichnet, ist eine
Akteurs-Zentriertheit auf den Staat (Finanzbe-
hörden) zusammen mit einer Konzentration auf
die steuerrechtlichen Anforderungen der Ab-
gabenordnung. Generell gibt es nur eine ver-
bindliche Informationspflicht für alle deutschen
NPO, unabhängig von Rechtsform und Tätig-
keitsfeld: die Auskunftspflicht gegenüber den
Finanzbehörden über Ziel und Zweck sowie
über Einnahmen und Ausgaben. Gemäß der
Abgabenordnung verleiht das Finanzamt den
Organisationen den Status der ‚Gemeinnützig-
keit‘ und ebnet damit den Weg zur Steuerbe-
freiung. Die dafür notwendigen Informationen
fallen jedoch unter das Steuergeheimnis und
sind folglich für die Öffentlichkeit nicht zu-
gänglich. Zudem ist die Prüfung rein formal
angelegt. Sie zielt auf eine steuerrechtliche
Feststellung, ob Selbstlosigkeit, Ausschließlich-
keit und Unmittelbarkeit vorliegen, ob steuer-
lich schädliche und unschädliche Betätigungen
nachweisbar sind und ob die gesetzlichen An-
forderungen an Satzung, Geschäftsführung und
Vermögensbildung eingehalten werden. Accoun-
tability und Transparenz gegenüber den Finanz-
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behörden betonen also durchweg formale Kri-
terien der steuerrechtlichen Einhaltung der
Gemeinnützigkeit.

Alle weiteren gesetzlich verankerten Berichts-
pflichten variieren stark. Einerseits ist die
Rechtsform für die jeweiligen Anforderungen
ausschlaggebend, andererseits variieren die
Ansprüche nach Tätigkeitsbereich. So muss eine
gGmbH beispielsweise nach dem Handelsge-
setzbuch einen Jahresabschluss offen legen. Eine
Organisation aus dem Bildungsbereich muss
dem zuständigen Kultusministerium Angaben
zu Schülerzahlen übermitteln. Doch aufgrund
der sehr unterschiedlichen Anforderungen, der
fehlenden Standardisierung der Daten und der
dezentralen Abfrage von Informationen sind
diese zu wenig aussagekräftig, um ein Gesamt-
bild von Geldflüssen oder Aktivitäten zu er-
stellen.

Neben diesen gesetzlich verankerten Be-
richtspflichten bilden sich zunehmend Initiati-
ven, um auf freiwilliger Basis Standards für
die transparente Veröffentlichung von Infor-
mationen oder Kodizes für eine nachhaltige
Arbeitsweise einzuführen. Darunter fällt das
Spendensiegel des Deutschen Zentralinstituts
für soziale Fragen (DZI), das ein Beispiel für
geprüfte Transparenz verkörpert. Als unabhän-
gige Organisation fragt das DZI bestimmte
Angaben einer Organisation ab und prüft die-
se auf ihre Richtigkeit. Die Initiative Transpa-
rente Zivilgesellschaft wiederum arbeitet nach
dem Prinzip der direkten Transparenz und er-
muntert Mitgliedsorganisationen dazu, ihren
Stakeholdern systematisch Informationen zur
Verfügung zu stellen. Diese Angaben werden
aber nicht auf ihre Richtigkeit geprüft. Darüber
hinaus gibt es noch eine dritte Form: Bera-
tungsunternehmen wie die gemeinnützige Phi-
neo AG sehen sich als Brückenbauer zwischen
gemeinnützigen Projekten und potentiellen
Geldgebern. Sie analysieren Projekte auf ihre
Wirkung und empfehlen sie dann an entspre-
chende Spender weiter.

Eine Analyse aller für Deutschland relevan-
ten Selbstverpflichtungen hat jedoch gezeigt,
dass bisher keine dieser Vorhaben eine breite

Resonanz oder zumindest eine mittlere Reich-
weite erzielen konnte. Keine Selbstverpflich-
tung vereint mehr als ein Prozent der Organi-
sationen des Sektors hinter sich. Die Teilnah-
me scheint somit für das Gros der NPO kei-
nen Anreiz zu haben. Eine Ausnahme stellen
hier Organisationen dar, die primär Spenden
sammeln. Bei diesen ist eine stärkere Beteili-
gung feststellbar, insbesondere an Initiativen,
die mit einer Auszeichnung (Siegelvergabe) ver-
bunden sind.

Wie lässt sich erklären, dass ein wirtschaft-
lich und sozialpolitisch wichtiger Teil der deut-
schen Institutionenlandschaft in einen fast aus-
schließlich staats- und steuerrechtlich fokussier-
ten Rahmen für Accountability und Transpa-
renz eingebunden ist? Und wie kann es sein,
dass diese doch paradoxe Situation sowohl in
der wissenschaftlichen als auch in der fachli-
chen Öffentlichkeit nicht als Problem wahrge-
nommen wird? Der Beitrag geht diesen Fra-
gen nach, wobei zuerst der Begriff Accounta-
bility näher betrachtet werden soll.

1 | Accountability und Transparenz

Die neuere Forschung zu Accountability,
insbesondere die Arbeiten von Koppell (2005;
2010), gehen von einem multiplen Stakehol-
der-Ansatz aus. Accountability wird dabei in
bestimmte Einzeldimensionen zerlegt, die
jeweils andere, aber auch überlappende Stake-
holder einbeziehen bzw. ansprechen. Im Ein-
zelnen sieht Koppell (2005: 96-99) fünf Di-
mensionen der Accountability vor:
1. Transparency (Transparenz): Werden Da-

ten und Informationen offengelegt, die es
erlauben, Verhalten und Leistung einer Or-
ganisation zu beurteilen?

2. Liability (Haftung): Trägt die Organisati-
on bzw. tragen die Verantwortlichen die
Konsequenzen (positiver oder negativer Art)
für ihre Leistung?

3. Controllability (Steuerbarkeit): Besteht ein
klar definiertes Prinzipal-Agent-Verhältnis8

und führt der Agent die ihm erteilten Auf-
träge in Sinne des Prinzipals aus?

Helmut K. Anheier/Annelie Beller/Rabea Haß
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4. Responsibility (Verantwortlichkeit): Hält
sich die Organisation bei der Ausführung
ihrer Tätigkeiten an bestehende (auch
selbst auferlegte) Regeln, Gesetze und
Vorschriften?

5. Responsiveness (Ansprechbarkeit/Reakti-
onsbereitschaft): Beachtet und reagiert die
Organisation auf die Forderungen und Be-
dürfnisse ihrer Stakeholder?

Koppells Konzepte zeigen, dass die Frage, ob
eine Organisation accountable ist, wohl durch
die Frage, auf welche Weise und gegenüber
wem sie accountable ist, erweitert werden
muss. Je nachdem, welche Accountability-Di-
mension man analysiert, wird man zu unter-
schiedlichen Antworten kommen. Accountabi-
lity wird zudem, und dies scheint für uns zen-
tral, als ein Beziehungsgeflecht zu unterschied-
lichen Stakeholdern gesehen. Dem folgend
bestimmt also die Nachfrage der Stakeholder
nach bestimmten Informationen oder Verhal-
tensmustern die Handlungsweise der Organi-
sation mit. Diesen Punkt werden wir später
noch einmal aufgreifen und fragen, welche
Nachfragekonstellation hinter dem Accounta-
bility-Paradox des deutschen Dritten Sektors
stehen könnte.

Die Pluralität an Stakeholdern ist also das
zentrale Charakteristikum für Accountability
in NPO, da sie gegenüber verschiedenen Ak-
teuren und in verschiedene Richtungen accoun-
table sind: aufwärts gegenüber Gebern und
Regulatoren, abwärts gegenüber Leistungsemp-
fängern und Klienten, nach außen gegenüber
Partnern, der Gesellschaft, den Medien und
ähnlichen im Feld tätigen Organisationen so-
wie nach innen gegenüber Mitarbeitern und
Ehrenamtlichen, aber auch hinsichtlich der
Erfüllung der eigenen Mission (Ebrahim 2010;
Najam 1996; Laratta 2009).

Die unterschiedlichen und möglicherweise
zudem widersprüchlichen Anforderungen an die
Organisation, wie sie im multiplen Stakehol-
der-Modell zum Ausdruck gebracht werden,
machen ein besonderes Management notwen-
dig (Anheier 2005). Auf welche Art von Ac-
countability-Beziehung besonderen Wert gelegt

wird und wie die unterschiedlichen Beziehun-
gen ausgestaltet sind, kann Aufschluss über
die Wichtigkeit der einzelnen Interessensgrup-
pen geben. Versucht eine Organisation, allen
Dimensionen gerecht zu werden, bringt sie sich
womöglich in unauflösbare Widersprüche und
macht sich selbst handlungsunfähig. Koppell
nennt dieses Phänomen „Multiple Accountabi-
lities Disorder“. Anheier und Hawkes (2008)
sprechen in diesem Zusammenhang vom „Ac-
countability Syndrome“ von Organisationen,
insbesondere bei NGO, die in komplexe Go-
vernance-Strukturen eingebunden sind. Im deut-
schen Dritten Sektor liegt dagegen eher das
Gegenteil vor: Hier haben wir es mit einer
„Single Accountability Disorder“ zu tun, die
aber eben nicht, wie oben dargestellt, als Pro-
blem wahrgenommen wird. Wie lässt sich das
erklären?

2 | Erklärungsansätze

Interpretieren wir Accountability aufbauend auf
Koppells theoretischen Ausführungen als Be-
ziehung, so trägt die für Deutschland festzu-
stellende fehlende oder schwach ausgeprägte
Nachfrage unterschiedlicher Stakeholder nach
einem Mehr an Information sicherlich maß-
geblich zur derzeitigen Lage bei. Denn schein-
bar stören sich weder die Öffentlichkeit noch
die politischen Parteien an der steuer- und staats-
zentrierten Berichterstattung der Organisatio-
nen des Dritten Sektors.

Die Regierungen der letzten Legislaturpe-
rioden machten wiederholt deutlich, dass eine
Gesetzesänderung, beispielsweise zur teilwei-
sen Aufhebung des Steuergeheimnisses für
NPO, nicht geplant sei (u.a. Unterausschuss
2008 und 2011; Deutsche Bundesregierung
2008 und 2010). Auf Landesebene ging der
Trend sogar in die entgegengesetzte Richtung:
Im Zuge des Bürokratieabbaus haben inzwi-
schen fast alle Länder die Sammlungsgesetze
abgeschafft (Ballhausen 2010: 42-44); Organi-
sationen können somit ohne behördliche Ge-
nehmigung an öffentlichen Orten Spenden
sammeln.

Accountability und Transparenz des Dritten Sektors in Deutschland: Ein Paradox?
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Die mediale Öffentlichkeit empört sich zwar
über vereinzelte Skandale, zum Beispiel die in
Wilfried Huismanns Dokumentarfilm „Der Pakt
mit dem Panda“ offengelegte Doppelmoral des
WWF. Doch die dadurch angestoßenen De-
batten haben bisher einen kurzen Atem. Die
bestehende Accountability- und Transparenz-
lage grundsätzlich und nachhaltig zu hinter-
fragen bleibt weitgehend aus. Dies kann da-
hingehend gedeutet werden, dass weder der
politische Druck noch die Nachfrage der Öf-
fentlichkeit groß genug sind.

Es stellt sich daher die Frage der Bewer-
tung der Accountability- und Transparenzlage
des Dritten Sektors in Deutschland. Pointiert
formuliert fragen wir also: Ist es überhaupt
notwendig, dass sich an der derzeitigen Lage
etwas ändert? Liegt im deutschen Dritten Sek-
tor tatsächlich ein Accountability-Problem vor?
Dazu lassen sich verschiedene, zum Teil über-
lappende Antworten hypothesenartig denken.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Datenla-
ge zum Organisationsverhalten im Dritten Sek-
tor gerade wegen des vorherrschenden Accoun-
tability-Systems höchst unzureichend ist.

Eine mögliche Antwort gibt die Denial-
These, die besagt, dass im Dritten Sektor tat-
sächlich ein Problem bezüglich Accountability
und Transparenz vorliegt, das durch eine deut-
lich höhere Dunkelziffer an Missbrauch und
Missmanagement gekennzeichnet ist. Das Pro-
blem wird jedoch verdrängt (culture of deni-
al), da den zentralen politischen (z.B. Partei-
en) und gesellschaftlichen (z.B. Kirchen) Sta-
keholdern Alternativen in ihrem politischen
Kalkül kostspieliger und riskanter erscheinen.
Die Denial-These ist eine Variante des funktio-
nalen Dilettantismus-Ansatzes von Seibel
(1992), der besagt, dass der Dritte Sektor als
Feigenblatt eines politischen Systems dient, das
aus Opportunismus vor der Lösung gesellschaft-
licher Probleme zurückschreckt. Es lässt sich
auch auf die Arbeiten von Popitz (1968) zur
Präventivwirkung des Nichtwissens verweisen,
die die Schlussfolgerung nahelegen, dass mehr
oder weniger bewusst tolerierte Ignoranz be-
stimmten Stakeholdern von Vorteil sein kann.

Die Enlightened-Leadership-These betont
eine gegenteilige Ausgangslage: In einigen
Organisationen des Dritten Sektors bzw.
insbesondere in deren Führungskreisen gibt es
ein Bewusstsein für die Thematik und Bemü-
hungen, das (kommende) Problemfeld Accoun-
tability zu antizipieren. Diese neuen professio-
nellen Eliten erkennen die enge Verbindung
zwischen Informationsmanagement, Öffentlich-
keitsarbeit und Legitimation. Deshalb beteili-
gen sie sich proaktiv an freiwilligen Initiati-
ven, welche es gleichwohl nicht vermögen, alle
relevanten Stakeholder zu erreichen und eine
entsprechende Breitenwirkung zu erzielen. Die
Eliten stehen nun einerseits vor der Herausfor-
derung, Accountability und Transparenz von
einem System zu verlangen, dem es weitge-
hend an einem Problembewusstsein hierzu fehlt.
Andererseits muss dieses Bewusstsein geschaf-
fen werden, um die Nachfrage entsprechend
zu erhöhen. Das wiederum birgt das Risiko
für die neuen Eliten, ihre Legitimation zu ver-
lieren. Hiermit ließe sich erklären, warum die
freiwilligen Initiativen bisher wenig Resonanz
finden.

Als dritte Annahme postuliert die New
Public Management-(NPM)/ Neue Subsidia-
rität-These, dass sich die Accountability-Proble-
matik in Zukunft am stärksten in den Berei-
chen des Sektors zeigen wird, die immer weni-
ger der staatlichen Steuerung unterliegen: In
Bereichen, in denen der Staat Aufgaben an
NPO übergibt, wird zunehmend die Frage ge-
stellt werden, wie und ob diese Organisatio-
nen ihre Aufgaben erfüllen. Nonprofit-Felder
wie Gesundheit und soziale Dienstleistungen
sind charakterisiert durch starke quasi-marktli-
che Elemente mit neuen Stakeholdern und
Prinzipalen. Diese Felder folgen einer verän-
derten Staatslogik kombiniert mit einer markt-
basierten Prinzipal-Agent-Logik, wodurch die
Nachfrage nach Accountability merklich ge-
stärkt werden dürfte. In diesen Bereichen wer-
den die Zentriert- und Konzentriertheit auf die
Steuerbehörden und die Abgabenordnung auf-
gebrochen, bestehende Strukturen geraten zu-
nehmend unter Druck.
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Mit der NPM-These verwandt ist die Go-
vernance-Hypothese. Sie steht in Verbindung
mit dem postulierten Wandel eines staatszen-
trierten Accountability-Regimes und besagt, dass
zukünftig inter- und intrasektorale Partnerschaf-
ten an Bedeutung gewinnen werden. Dadurch
werden neue Akteure beteiligt, die ein großes
Interesse an Erfolg und Verhalten von NPO
haben. Mit anderen Worten: Auch hier wäre
durch neue Stakeholder eine stärkere Nachfra-
ge zu erwarten, auf die NPO und eventuell
auch der Gesetzgeber durch entsprechende
Maßnahmen reagieren müssten.

Schließlich lässt sich eine Steady State-The-
se anführen, die die obigen Thesen in Frage
stellt und behauptet, dass das im deutschen
Dritten Sektor vorherrschende Accountability-
Regime recht gut funktioniert, vielleicht ge-
nau wegen seiner Zentrier- und Konzentriert-
heit auf die wesentlichen Stakeholder und In-
formationen. Dies erkenne man eben daran,
dass Missbräuche Ausnahmen sind und blei-
ben, obwohl der Dritte Sektor großen Wand-
lungen ausgesetzt ist (u.a. NPM). Das deut-
sche Accountability-System erweist sich nicht
nur als effizient (da es die Aufgaben der NPO
von einem multiplen zu einem „Single Stake-
holder Modell“ und auf wesentliche Angaben
zum Geschäftsgebaren reduziert) und effektiv
(weil Missbrauchsraten scheinbar niedrig sind),
sondern auch als flexibel und für Veränderun-
gen gerüstet.

3 | Ein Paradox?

Im Zuge der Antwortversuche auf diese The-
sen lohnt die Überlegung, woran sich ein Ac-
countability- und Transparenzproblem über-
haupt erkennen lässt bzw. wie es nachgewie-
sen werden kann. Dabei sind verschiedene In-
dikatoren denkbar:
• Ein erster und offenliegender Indikator

wäre das Auftreten von Skandalen und
Missbräuchen. Um von einem Accounta-
bility- und Transparenzproblem zu spre-
chen, müssten diese empirisch als endemisch
nachweisbar, wenn auch nicht massiv auf-

findbar sein. Skandale könnten durch Ver-
dachtsmomente auf Geldwäsche, Unter-
schlagung oder durch ethisches und mora-
lisches Fehlverhalten bedingt sein. Bei ei-
ner eingehenden Prüfung würden sich sol-
che Verdachtshinweise erhärten und eine
klare Missbrauchsevidenz schaffen. Vermut-
lich würden die politischen Eliten in Folge
sich mehrender Skandale Handlungsbedarf
sehen, um der Veruntreuung von Steuer-
geldern entgegenzuwirken.

• Ein weiterer Indikator könnte sich auf ei-
ner anderen Ebene abzeichnen: Würde eine
große Unzufriedenheit der Organisations-
mitglieder, im Fall von NPO also der Ar-
beitnehmer und Freiwilligen, den Arbeits-
alltag im Dritten Sektor bestimmen, wäre
das ein Hinweis auf grundlegende Miss-
stände. Eine Kultur der Unzufriedenheit
könnte an einer insgesamt hohen Konflikt-
haftigkeit, häufigem Mitarbeiterwechsel
sowie Fluktuation und an der Abnahme
von ehrenamtlich Engagierten festgemacht
werden.

• Ein Indikator für Unzufriedenheit ließe sich
auch bei den Steuerbehörden selbst aus-
machen, die über hohe – beabsichtigte oder
unbeabsichtigte – Fehlerquoten in der Steu-
ererklärung berichten. Auch müsste die
Zahl der anhängigen Verfahren und der
Nachweise von Vergehen deutlich anstei-
gen.

• Ein weiterer Problemanzeiger könnte das
abnehmende Vertrauen der Öffentlichkeit
in den Dritten Sektor sein: Dies könnte
durch Indizien wie den signifikanten Rück-
gang von Spenden und/oder des ehrenamt-
lichen Engagements belegt werden, ebenso
durch vermehrte Kritik in den Medien. Im
Umkehrschluss müsste dieses sinkende Ver-
trauen der Öffentlichkeit zu einer hohen
Beteiligung der Nonprofit-Akteure an
Selbstverpflichtungen und freiwilligen Ini-
tiativen führen.

Können wir nun mit Hilfe der vorgeschlage-
nen Indikatoren ein solches Problem im Drit-
ten Sektor ausmachen? Auf Basis unserer Ana-
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lyse, in der wir die wissenschaftliche und ge-
sellschaftliche Debatte, die Positionen des Drit-
ten Sektors und der politischen Lager sowie
den internationalen Diskurs betrachtet haben,
kommen wir zu dem Schluss, dass die aktuelle
Accountability- und Transparenzlage im Drit-
ten Sektor nicht nachweisbar als problematisch
angesehen werden kann. Obwohl wir auch hier
auf die unzureichende Datenlage hinweisen
müssen, sodass die kommenden Passagen eher
ein vorläufiges als abschließendes Urteil sind,
lassen sich folgende Gründe anführen:

Unsere Analyse9 hat gezeigt, dass es zwar
Missbrauchsfälle und Skandale im Dritten Sek-
tor gibt, diese aber nicht endemisch auftreten.
Unter den Skandalen gab es sowohl solche,
die durch Korruption, Veruntreuung oder Ver-
schwendung von Geldern gekennzeichnet wa-
ren als auch solche, die sich durch ethische
und moralische Fehltritte bzw. straffälliges
Verhalten gegenüber Mitarbeitern und Schutz-
befohlenen auszeichneten. Diese Verschieden-
artigkeit der Skandale deutet darauf hin, dass
diese Missstände nur durch ein umfassendes
Konzept und unterschiedliche Ansätze ange-
gangen werden können. Festzustellen ist zudem,
dass wir auf keinerlei statistische Zahlen zu
Missbrauchsfällen und Skandalen zurückgrei-
fen können. Derzeit ist ein „Problem“ somit
empirisch kaum messbar und somit allenfalls
„gefühlt“ oder medial vermittelt vorhanden.
Wir vermuten des Weiteren, dass in Deutsch-
land häufiger ein unbeabsichtigtes Fehlverhal-
ten (,gut gemeint, schlecht gemacht‘) anstelle
eines handfesten ‚white collar crime‘ vorzufin-
den wäre. Das Fehlen von breiten Accountabi-
lity- und Transparenzstandards und die entspre-
chende Missachtung multipler Stakeholder
führen also nicht nachweislich zu einer höhe-
ren Missbrauchsquote.

Das Ausmaß der (öffentlich gewordenen)
Skandale reicht bisher nicht aus, um eine nach-
haltige Debatte anzustoßen und eine ausdrück-
liche Forderung nach mehr Accountability und
Transparenz auf der Angebotsseite geltend zu
machen. Daher nehmen wir an, dass Organisa-
tionen und Akteure des Dritten Sektors nach

wie vor auf eine breite Vertrauensgrundlage
der Gesellschaft bauen können und zunächst
von deren Handeln in ‚guter Absicht‘ ausge-
gangen wird.

Ähnlich verhält es sich mit der politischen
Debatte und der Position der Bundesregierung.
Die Regierung sieht keinen Handlungsbedarf
und will die Rechnungslegungs- und Publizi-
tätspflichten für Organisationen nicht erhöhen.
Auch Forderungen gegenüber den Finanzäm-
tern, dem Beispiel Niederlande folgend eine
Liste aller als gemeinnützig anerkannter Verei-
ne zu veröffentlichen, werden aus Gründen des
Datenschutzes und des Arbeitsaufwandes zu-
rückgewiesen (Unterausschuss 2008).

Die Alternative zu staatlicher Regulierung
stellen freiwillige Selbstverpflichtungen dar.
Initiativen dieser Art wurden in den letzten
Jahren zahlreich und in unterschiedlicher Aus-
gestaltung, bezüglich ihrer Reichweite und
Prüfungsintensität, gestartet. Unsere Analyse
zeigt jedoch, dass keine dieser Initiativen eine
entsprechende Resonanz erzielen konnte und
dass sie relativ unkoordiniert arbeiten.

4 | Fazit

Wir können also anhand der vorhandenen
Daten kein Transparenz- und Accountability-
Problem nachweisen, obwohl wir einen solchen
Schluss aufgrund der vorliegenden Datenlage
nur vorläufig ziehen können. Es bleibt festzu-
halten, dass der deutsche Dritte Sektor einer
anderen Steuerungslogik unterliegt als sie
beispielsweise in den USA oder in Großbritan-
nien vorherrscht. Accountability- und Transpa-
renz-Mechanismen in Deutschland folgen
vornehmlich einer staatlichen und somit be-
hördlichen Logik und weniger der einer fra-
genden zivilgesellschaftlichen Öffentlichkeit.
Die Übertragung der US-amerikanischen De-
batte auf den Deutschen Sektor ist daher nicht
ohne weiteres möglich und auch nicht nötig.
Das deutsche System, vorausgesetzt, dass es
tatsächlich gut funktioniert, ist aber auch dafür
verantwortlich, dass wenige Informationen zum
Organisationsverhalten im Dritten Sektor vor-
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liegen. Stattdessen scheint sich ein relativ sta-
biles System herausgebildet zu haben, das sich
insbesondere auf die steuerliche Berichterstat-
tung konzentriert.

Die für die Zukunft wichtige Frage wird
sein: Inwieweit ist es in diesem System mög-
lich, mit den in der NPM- und Governance-
These angesprochenen Wandlungen und Ver-
änderungen umzugehen, ohne dass es zu Ac-
countability-Problemen neuen Ausmaßes
kommt? Wird das System genügend anpas-
sungsfähig sein oder wird eine stärkere Einbin-
dung der zivilgesellschaftlichen und anderen
Stakeholder nach amerikanischen oder briti-
schen Muster notwendig werden? Mit ande-
ren Worten: Wie lange kann die Steady State-
These der Funktionsfähigkeit des Accountabi-
lity-Regimes im deutschen Dritten Sektor auf-
recht erhalten werden?
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Hertie School of Governance, Berlin. Kontakt:
hass@hertie-school.org

Anmerkungen
1 Wir werden später genauer auf den Begriff

Accountability eingehen, auch in Zusammen-
hang mit dem Begriff der Transparenz (Mar-
schall 2010: 1566), doch verstehen wir da-
mit die Erwartungshaltung von Verantwort-
lichen, ihre Entscheidungen und ihr Verhal-
ten gegenüber Dritten offenzulegen (Anhei-
er 2005: 237; Anheier/Hawkes 2008). Trans-
parenz wird allgemein als ein anzustreben-
der Zustand verstanden, der durch die Of-
fenlegung von Informationen zwischen zwei
Parteien vertrauensbildend wirkt. Für eine

differenziertere Definition: siehe Koppell
(2005; 2010) im weiteren Verlauf dieses Ar-
tikels.

2 „Maserati-Mann empört Obdachlosenhelfer“,
Spiegel Online vom 18.02.2010. http://
w w w . s p i e g e l . d e / p a n o r a m a /
0,1518,678856,00.html [27.07.2011]

3 „Gemobbt, geschlagen, vergewaltigt“, Frank-
furter Rundschau vom 6.03.2010 http://
www.fr-online.de/politik/gemobbt—geschla-
gen—vergewaltigt/-/1472596/2819914/-/
index.html [27.07.2011].

4 „Die Scheinheiligen. Die katholische Kirche
und der Sex“, Der Spiegel vom 8.2.2010
http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-
69003637.html [27.07.2011].

5 In den USA sind die Steuererklärungen der
meisten Nonprofit-Organisationen öffentlich
und auf Internet-Seiten wie Guidestar einzu-
sehen. Verbandsorganisationen wie Indepen-
dent Sector oder Foundation Center bieten
über rein fiskalische Angaben hinaus weite-
re Information an und Dienstleister wie
Board Source geben Hilfestellung zu verbes-
serter Accountability und Transparenz. Nach-
dem der US-Kongress in Reaktion auf den
Enron-Skandal und andere Missbräuche 2002
den Sarbanes-Oxley Act einführte, nahmen
die großen amerikanischen Stiftungen dies
zum Anlass, entsprechende Regelungen in
ihrer finanziellen Berichterstattung und Wirt-
schaftsprüfung einzuführen, obwohl sie ei-
gentlich aus der Zuständigkeit des Gesetzes
ausgenommen waren (Board Source und In-
dependent Sector, 2003).

6 Die Forschungsergebnisse, welche hier skiz-
ziert werden, sind Teil eines Kooperations-
projekts zwischen dem Centre for Social In-
vestment (CSI) der Universität Heidelberg
und der Hertie School of Governance, Ber-
lin. Das Projekt wird wissenschaftlich von
Prof. Dr. Helmut Anheier und Dr. Volker
Then betreut und von der Gemeinnützigen
Hertie Stiftung finanziert.

7 Der Dritte Sektor hat einen Anteil von 4,1%
an der nationalen Wirtschaftsleistung. Etwa
9% aller sozialversicherungspflichtigen Be-
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schäftigungsverhältnisse sind in diesem Seg-
ment angesiedelt (Fritsch et al. 2011: 6).

8 Das Prinzipal-Agent-Verhältnis beschreibt eine
Vereinbarung „under which one or more per-
sons (the prinicipal(s)) engage another per-
son (the agent) to perform some service on
their behalf which involves delegating some
decisions making authority to the agent.“

 9Weitere Informationen zum Forschungspro-
jekt und ein ausführlicher Projektbericht fin-
den sich unter: https://www.csi.uni-
heidelberg.de/projekte.htm
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Der Wert einer starken Zivilgesellschaft gehört
inzwischen über die Lager hinweg zum festen
Inventar politischer Anschauungen. Einstimmig-
keit, was deren gesellschaftliche Funktion sein
soll und was Zivilgesellschaft bereits heute leis-
tet, besteht hingegen nicht. Hält bürgerschaft-
liches Engagement in zivilgesellschaftlichen
Organisationen wirklich unsere Gesellschaft
zusammen? Oder ist Zivilgesellschaft – trotz
aller sozialintegrativen Leistungen – mit die-
ser Aufgabe nicht eher überfordert? Und wel-
che Funktion kann Zivilgesellschaft bei der Be-
hebung sozialer Missstände und Problemlagen
übernehmen? Die Bedeutung von Zivilgesell-
schaft als „gesellschaftliches Frühwarnsystem“
(Klein 2007: 1) und die Innovationspotentiale
von Selbstorganisationsprozessen sind schon
früh beschrieben worden (Commission on Pri-
vate Philanthropy and Public Needs 1975). Aber
welche Rolle kann Zivilgesellschaft bei der
dauerhaften Behebung und Bekämpfung sol-
cher Missstände übernehmen? Dem Ansatz der
Lösung in zivilgesellschaftlicher Eigenregie wird
entgegen gehalten, dass die ungleichheitsblin-

Zivilgesellschaft in Deutschland – eine Standortbestimmung in

Zahlen

Holger Krimmer/Jana Priemer

de Gemeinsinnlogik der Zivilgesellschaft immer
auf die „zentrale Verantwortungsinstanz des
Staates bezogen bleiben muss.“ (Joas 2001:23)
Und der Diskurs zur nationalen Engagement-
strategie sowie die Kommentierung der Pro-
teste gegen Stuttgart 21 machen deutlich, dass
auch hinsichtlich der demokratiepolitischen
Funktion und Bedeutung von Zivilgesellschaft
kein Konsens besteht.

Einigkeit in der Uneinigkeit besteht allein
darin, dem Konzept Zivilgesellschaft einen
hohen Stellenwert beizumessen, auch wenn
nicht alle soweit gehen, das „Projekt Zivilge-
sellschaft“ als „die große Hoffnung“ des 21.
Jahrhunderts aufzufassen (Kocka 2004). Der
Klärungsbedarf ist damit ein normativer und
empirischer zugleich. Denn auch wenn norma-
tive Fragen nicht faktenbasiert geklärt werden
können, kann eine solide empirische Unterfüt-
terung der Diskussion wichtige Hinweise ge-
ben.

Datenbedarf und -lage klaffen jedoch weit
auseinander. Solide Daten liegen aktuell für
die individuelle Ebene bürgerschaftlich Enga-

Themenschwerpunkt
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gierter vor, die seit 1999 mittlerweile mit der
Dritten Welle des Freiwilligensurveys erfasst
und beschrieben wurde (Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010).
Für das Segment der im Dritten Sektor beruf-
lich Beschäftigten liegen ebenfalls Auswertun-
gen auf der Grundlage sektorübergreifender
Daten vor (Hohendanner 2009). Einzig die
Ebene der Organisationen ist seit dem Johns-
Hopkins Projekt Mitte der 90er Jahre nicht
mehr quantitativ abgebildet worden (Zimmer/
Priller 2004).

1 | Das Projekt Zivilgesellschaft in
Zahlen

Welche Funktionen übernimmt Zivilgesell-
schaft bereits heute? Wie groß ist die Zivilge-
sellschaft? Was sind aus Perspektive ihrer Or-
ganisationen handlungsrestringuierende und -
ermöglichende Faktoren? Über welche ökono-
mischen Grundlagen verfügen zivilgesellschaft-
liche Organisationen, um ihre politischen und
sozialen Ziele zu verfolgen? Wie finanzieren
sich zivilgesellschaftliche Organisationen?

Das Projekt Zivilgesellschaft in Zahlen (Zi-
viZ) der Bertelsmann Stiftung, des Stifterver-
bandes für die Deutsche Wissenschaft und der
Fritz-Thyssen Stiftung nimmt diese Fragen auf,
will die skizzierte Datenvakanz beheben und
damit einen klärenden Beitrag zum wissenschaft-
lichen und politischen Diskurs liefern. ZiviZ
will diese Ziele durch Entwicklung und Imple-
mentierung einer zivilgesellschaftlichen Dau-
erbeobachtung einlösen. Mit dem Projekt sol-
len Strukturen und Prozesse entwickelt wer-
den, die es ermöglichen, eine solche Datener-
hebung auf Dauer zu stellen. Die erste Welle
soll im Jahr 2012 durchgeführt werden, erste
Daten sollen Anfang 2013 vorliegen.

Der geplanten Datenerhebung geht eine
mittlerweile abgeschlossene Projektphase vor-
aus, in der vorliegende Datenbestände unter-
schiedlicher Herkunft auf ihre Verwendbarkeit
in einem Informationssystem Zivilgesellschaft
überprüft wurden.1 Wissenschaftliche Koope-
rationspartner in der mittlerweile abgeschlos-

senen ersten Projektphase (2008-2011) waren
das Statistische Bundesamt, das Centrum für
Soziale Investitionen und Innovationen an der
Universität Heidelberg und das Wissenschafts-
zentrum für Sozialforschung Berlin. Kernstück
der Projektphase war die Auswertung von Daten
des Unternehmensregisters (URS), das beim
Statistischen Bundesamt geführt wird und
Daten zu allen wirtschaftlich aktiven Organi-
sationen in Deutschland umfasst, gleich, ob es
sich um zivilgesellschaftliche, öffentliche oder
privatwirtschaftliche Organisationen handelt.
Ergebnisse dieser Auswertung sind Gegenstand
der folgenden Darstellung.

1.1 | Definitorischer Zugang: Zivilgesell-
schaft und Dritter Sektor

Definitorische Zugänge zum Thema Zivilge-
sellschaft lassen sich nach einer gängigen Ein-
teilung in bereichs- oder handlungslogische
Begriffsstrategien unterscheiden (Kocka 2003).
Handlungslogische Zugänge identifizieren den
definitorischen Kern einer Abgrenzung von
Zivilgesellschaft in einer eigenständigen, sek-
torspezifischen und -konstitutiven Handlungs-
form von Zivilgesellschaft, zum Beispiel Rezi-
prozität, Zivilität, Freiwilligkeit oder auch Sinn,
Solidarität und assoziative Logik (Pankoke
1998, Zimmer/Priller 2004, Birkhölzer et al.
2005, Wex 2005). Für eine handlungstheore-
tisch fundierte Grenzziehung des Sektors Zi-
vilgesellschaft reicht aber nicht der Hinweis
auf einen möglicherweise häufig anzutreffen-
den Handlungstypus. Vielmehr muss über die
These einer Handlungslogik auf die Funkti-
onslogik des Sektors selbst geschlossen wer-
den. Damit sehen sich solche Ansätze aber mit
erheblichen Schwierigkeiten konfrontiert, da
sich „nur scharf begrenzte Teilsysteme der
Gesellschaft (…) hochabstrakte Codes leisten“
können (von Beyme 1991: 238). Dem steht
jedoch die Segmentierung des deutschen Drit-
ten Sektors in sektorübergreifende Integrati-
onszusammenhänge unterschiedlicher Politik-
felder entgegen. Gegen die Verwendung einer
handlungslogischen Definition von Zivilgesell-
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schaft im Projekt sprach auch, dass der For-
schungsgegenstand zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen, nicht aber organisationsunabhängi-
ge und informelle Formen zivilgesellschaftli-
chen Engagements sind.

Wichtiges Ziel des Projektes ist die interna-
tionale Vergleichbarkeit der Daten. Um dies
zu gewährleisten, kommt im Projekt die im
„Handbook on Non-Profit Institutions in the
System of National Accounts“ (United Nati-
ons 2003) abgelegte bereichslogische Definiti-
on von Organisation des Dritten Sektors zum
Einsatz, die auf die im Rahmen des Johns-
Hopkins Projektes angewandte Definition zu-
rückgeht (Zimmer/Priller 2004). Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft, der Dritte Sektor,
sind danach formal organisiert, unabhängig von
staatlicher Steuerung, nicht gewinnorientiert,
autonom selbstverwaltend und mobilisieren
zumindest Teile ihrer Ressourcenstruktur über
freiwillige und unentgeltliche Beiträge von
Dritten: Spenden und bürgerschaftliches En-
gagement.2

1.2 | Datengrundlage: Das
Unternehmensregister3

Das Unternehmensregister (URS) wird von den
Statistischen Landesämtern geführt, basiert auf
Daten der Bundesagentur für Arbeit und der
Finanzbehörden und greift auf unterschiedli-
chen Bereichsstatistiken der amtlichen Statis-
tik zurück. Das Statistische Bundesamt führt
den Gesamtdatenbestand von ca. 3,6 Millio-
nen Unternehmen mit etwa 25 Millionen sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten zusam-
men. Vorraussetzung für die Aufnahme in das
Register ist, dass Unternehmen über einen steu-
erbarer Jahresumsatz von mindestens 17.500
Euro und/oder einen sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten verfügen. Grundlage der fol-
genden Auswertung war der Stand des Unter-
nehmensregisters vom 30. 9.2009, der sich auf
Verwaltungsdaten des Berichtsjahres 2007 be-
zieht.

Zu den im Unternehmensregister erfassten
Unternehmen zählen auch Organisationen des

Dritten Sektors, sofern sie die oben genann-
ten Kriterien erfüllen. Für alle Unternehmen
enthält das URS unter anderem Daten zur
Höhe des steuerbaren Jahresumsatzes, des
Umfangs sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigung und der wirtschaftlichen Tätigkeit nach
der Wirtschaftszweigklassifikation (Statistisches
Bundesamt 2003). Dadurch sind umfangreiche
Auswertungen des Unternehmensregisters zur
ökonomischen Größe und Struktur des Drit-
ten Sektors möglich, ohne eine vorangehende
eigene Datenerhebung durchführen zu müs-
sen.4

Limitierend auf die Auswertungsmöglich-
keiten wirkt sich die Bereichskodierung nach
der Wirtschaftszweigklassifikation aus. Die für
Finanzierung, Organisationsziele und Arbeits-
weise zivilgesellschaftlicher Organisationen
konstitutive Integration in unterschiedliche
Politikfelder kann mit der Wirtschaftszweig-
klassifikation nur eingeschränkt abgebildet
werden. Eine Einschränkung mit Blick auf die
Reichweite der gewonnenen Erkenntnisse muss
auch aufgrund der Mindestanforderungen der
im URS registrierten Unternehmen gemacht
werden. Ausschließlich mit ehrenamtlichem
Personal und ohne hauptamtliche Strukturen
operierende zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, deren steuerbarer Jahresumsatz unter der
genannten Schwelle lag, sind nicht Teil der
vom Statistischen Bundesamt vorgenommenen
Berechnungen.

2 | Projektergebnisse

2.1 | Organisationen, Beschäftigung und
Bruttowertschöpfung im Dritten
Sektor

Fast 105.000 der im Unternehmensregister
erfassten Organisationen konnten als Dritte-
Sektor Organisationen identifiziert werden.
Das entspricht 2,9 Prozent der knapp 3,6 Mil-
lionen registrierten Unternehmen. Die orga-
nisationsstärksten Bereiche (Abb. 1) nach der
Wirtschaftszweigklassifikation sind „Interes-
senvertretungen sowie kirchliche und sonsti-
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ge Vereinigungen“ mit über einem Drittel
(35,5 Prozent) und „Gesundheits-, Veterinär-
und Sozialwesen“ mit knapp einem Viertel (23
Prozent) der Organisationen. Auf die Berei-

che „Kultur, Sport und Unterhaltung“ und
„Erziehung und Unterricht“ entfallen je ca.
ein Siebtel (15,4 bzw. 14,2 Prozent) der Or-
ganisationen.

Fast jeder zehnte deutsche Arbeitnehmer
ist in einer zivilgesellschaftlichen Organisati-
on beschäftigt. Zusammengenommen waren in
den Organisationen des Dritten Sektors 2007
2.284.410 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sozialversicherungspflichtig beschäftigt.
Das entspricht 9,2 Prozent der gesamten sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung in
Deutschland.

Eine Sonderrolle unter den Bereichen neh-
men Organisationen des Gesundheits- und So-
zialwesen5 ein. Organisationen dieses Bereichs
bündeln zusammengenommen 62 Prozent der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
des gesamten Dritten Sektors, was ca. 1,4
Millionen Beschäftigten entspricht. Davon
entfallen nahezu gleich große Teile von Be-
schäftigten auf die drei Unterbereiche Gesund-
heitswesen (462 Tausend), Heime6 (463 Tau-
send) und Sozialwesen7 (488 Tausend).

Neben diesen Beschäftigungskernbereichen
verfügen vor allem die Bereiche „Erziehung

und Unterricht“ (13,1 Prozent) und „Interes-
senvertretungen u.a.“ (18,2 Prozent) über sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte in größe-
rem Umfang. Im Kontrast dazu zeigt sich, dass
andere Bereiche wie Sport, Kultur und Um-
welt- und Naturschutz flächendeckend mit ei-
nem nur geringen Anteil hauptamtlichen Per-
sonals auskommen müssen.

2.2 | Vereine und Großunternehmen

Die Größe zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen, gemessen an ihrer Personalstärke, unter-
scheidet sich erheblich nach den einzelnen
Bereichen. Das wird sichtbar, setzt man die
Verteilung der Organisationen des Dritten Sek-
tors auf die Bereiche mit der Verteilung der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ins
Verhältnis. Den einen Pol des Spektrums bil-
det der Bereich Gesundheit und Soziales, der
zwar weniger als ein Viertel aller Organisatio-
nen, aber über 60 Prozent der sozialversiche-
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Abb. 1) Verteilung der Unternehmen und SV-Beschäftigten des Dritten Sektors auf die
Wirtschaftszweige nach WZ 2003 (in Prozent)

Quelle: Statistisches Bundesamt 2011
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rungspflichtigen Beschäftigung bindet. Auf der
anderen Seite können zwar 14,1 Prozent aller
Organisationen dem Bereich Kultur, Sport und
Unterhaltung zugerechnet werden, aber nur
1,7 Prozent der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung des Sektors. Bildet man diese
Relationen in Mittelwerten ab, verfügt die

durchschnittliche Organisation im Bereich
Gesundheit- und Soziales über 59 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte, im Bereich
Sport, Kultur und Unterhaltung hingegen nur
über 2,5 Hauptamtliche, für die von den Or-
ganisationen Sozialversicherungsbeiträge abge-
führt werden.

Der Blick auf die Struktur der Organisati-
onsgrößen in den einzelnen Feldern unter-
streicht diesen Befund (Abb. 2). Über die
Hälfte aller sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in Organisationen des Bereiches
Gesundheit und Soziales arbeiten in großen
Organisationen mit 250 und mehr Beschäftig-
ten. Hingegen arbeiten 35 Prozent der Beschäf-
tigten im Bereich Kultur und Sport in Organi-
sationen mit maximal neun Beschäftigten,
weitere 28 Prozent in solchen mit weniger als
50 Beschäftigten. Die Kontraste verstärken
sich, zieht man Befunde der Engagementfor-
schung hinzu. Nach Ergebnissen des Freiwilli-
gensurveys sind in den Bereichen Soziales und
Gesundheit zusammengenommen 7,4 Prozent,
in den Bereichen Sport und Kultur 15,3 Pro-
zent der Bevölkerung über 14 Jahre engagiert
(Bundesministerium: 7). Zusammengenommen
bildet sich damit ein starkes Professionalisie-
rungsgefälle im Dritten Sektor ab. Staatsna-

hen Feldern mit hochprofessionalisierten Groß-
organisationen, die nur in geringem Umfang
bürgerschaftliches Engagement binden, stehen
vorwiegend von bürgerschaftlichem Engage-
ment getragene Bereiche mit nur gering aus-
geprägten hauptamtlichen Strukturen und ei-
ner großen Anzahl eher kleiner Organisatio-
nen gegenüber.

3 | Zivilgesellschaft in den neuen
Bundesländern: Wachstum mit zwei
Geschwindigkeiten

Der Dritte Sektor stellt insbesondere in den
neuen Bundesländern einen wichtigen Arbeits-
markt dar. Mit Berlin als Spitzenreiter stellen
zivilgesellschaftliche Organisationen in allen
neuen Bundesländern anteilig mehr Arbeitsplät-
ze als in den alten. Das deutet allerdings weni-
ger auf einen überdurchschnittlich stark ent-
wickelten Dritten Sektor in den neuen Bun-

Abb. 2) Anteil der SV-Beschäftigten nach Unternehmensgrößenklassen

Quelle: Statistisches Bundesamt, Eigene Darstellung
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desländern als vielmehr auf einen vergleichs-
weise schwach entwickelten privatwirtschaftli-
chen Bereich hin. Denn setzt man die Anzahl

der Arbeitsplätze in Organisationen des Drit-
ten Sektors in Relation zur Bevölkerungsgrö-
ße, nivelliert sich die Ost-West-Differenz.

Abb. 3) SV-Beschäftigte in Organisationen des Dritten Sektors nach Bundesländern

Quelle: Statistisches Bundesamt, Eigene Darstellung

Hamburg, Berlin und Bremen sind die drei
Bundesländer mit dem bevölkerungsrelativ
höchsten Anteil von ArbeitnehmerInnen in
Organisationen der Zivilgesellschaft. Das mag
auf den ersten Blick verwundern, da Ergebnis-
se des Freiwilligensurveys mit Engagementquo-
ten von 28 % für Berlin, 29 % für Hamburg
und 30 % für Bremen (Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010:
25) eher die Interpretation geringer entwickel-
ter zivilgesellschaftlicher Strukturen in den
Stadtstaaten nahelegen. Der Grund dafür, dass
ein vergleichsweise großer Anteil sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigter in Organisati-
onen der eher engagementschwachen zivilge-
sellschaftlichen Strukturen der drei Stadtstaa-
ten tätig ist, ist in den besonderen Bereichs-
schwerpunkten dieser Zivilgesellschaften zu
suchen. Insbesondere die dichter entwickelten
Strukturen der Kindertagesbetreuung, die den
Bereich „Erziehung und Unterricht“ quantita-
tiv bestimmen, zeichnen für den höheren An-

teil sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung
verantwortlich. In den Fällen Bremen und Ber-
lin kommt außerdem ein höherer Anteil von
Organisationen aus den Bereichen der sozialen
Dienste sowie der Interessenvertretungen und
religiösen Vereinigungen hinzu.

Für die Zivilgesellschaft in Ostdeutschland
zeichnet sich eine asynchrone Entwicklung der
stark professionalisierten und staatsnahen Be-
reiche einerseits und der von bürgerschaftli-
chem Engagement geprägten informellen Be-
reiche von Zivilgesellschaft andererseits ab.
Insbesondere der Aufbau der freien Wohlfahrts-
pflege, der in der Nachkriegszeit in den alten
Bundesländern an gewachsene Traditionsbestän-
de und Milieustrukturen mit hohem Mobili-
sierungspotential für soziales Engagement an-
knüpfen konnte, erfolgte in den neuen Bun-
desländern als ein Prozess des Institutionen-
transfers (Angerhausen u.a. 1998). Die quanti-
tative Entwicklung des Bürgerschaftlichen
Engagements konnte in den neuen Bundeslän-
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dern jedoch nicht in gleichem Tempo mitzie-
hen (Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend 2010).

4 | Intersektorale Arbeitsteilung: Der
Beitrag der Zivilgesellschaft

Haben zurückliegende Studien ausschließlich
die Möglichkeit geboten, den Dritten Sektor
aus einer Binnenperspektive heraus zu beschrei-
ben, eröffnen die neu vorliegenden Daten über
den Zugang über unterschiedliche Wirtschafts-
zweige und Politikfelder einen erweiterten In-
terpretationsrahmen. Bezogen auf die einzel-
nen Organisationsfelder kann erstmals angege-
ben werden, wie groß darin die Anteile von
öffentlichem Sektor, Privatwirtschaft und Zi-
vilgesellschaft sind.

Nach der Wirtschaftszweigklassifikation
2003 (Statistisches Bundesamt 2003) sind Or-
ganisationen des Dritten Sektors in relevan-
tem Umfang nur in fünf von 17 Wirtschafts-
zweigen anzutreffen (Abb.4), hier jedoch in
prägendem Umfang. Der Bereich „Interessen-
vertretungen sowie kirchliche und sonstige
Vereinigungen“ ist mit 87 Prozent der Organi-
sationen und 81 Prozent der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung zivilgesellschaftlich
dominiert. Auffällig an den Daten zum Be-
reich „Erziehung und Unterricht“, aber auch

zu „Gesundheits- und Sozialwesen“ und „For-
schung und Entwicklung“ ist, dass in Relation
zur Gesamtheit der jeweiligen Wirtschaftszwei-
ge ein vergleichsweise kleiner Anteil an Orga-
nisationen einen deutlich höheren Anteil an
Beschäftigung bindet. Diese Zahlen erlauben
es nicht, wie vorangegangen diskutiert, Aussa-
gen über die absolute Größe der Organisatio-
nen zu treffen, wohl aber über die für das
jeweilige Feld relative Größe. Sichtbar wird
damit, dass die Zivilgesellschaft – im Kontext
der genannten Wirtschaftszweige – gerade die
großen Organisationen umfasst und die privat-
wirtschaftlichen und öffentlichen Anteile der
jeweiligen Bereiche im Vergleich dazu durch
kleinere Organisationen geprägt sind.

Mit Vorsicht müssen die Zahlen für den Be-
reich Kultur, Sport und Unterhaltung interpre-
tiert werden, da hier eine große Anzahl von Or-
ganisationen zu vermuten ist, die mangels sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung oder we-
gen Unterschreitung der Mindesthöhe des steu-
erbaren Jahresumsatzes nicht durch das Unter-
nehmensregister erfasst werden, aber das für die-
se Bereiche kennzeichnende umfangreiche bür-
gerschaftliche Engagement an sich binden. Zu
erwarten ist in diesen zusammengefassten Fel-
dern daher eine wesentlich höhere Anzahl von
Organisationen, die mit den Daten des Unter-
nehmensregisters nicht sichtbar werden.

Abb. 4) Anteile der Zivilgesellschaft an Unternehmen und SV-Beschäftigten in den Wirt-
schaftszweigen

Quelle: Statistisches Bundesamt, Eigene Darstellung
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Die Daten zeigen: Demokratie und Sozial-
staat sind strukturell auf den Beitrag der wirt-
schaftlich aktiven Bereiche von Zivilgesellschaft
angewiesen. In den Bereichen Gesundheit und
soziale Dienste, Kindertagesbetreuung, For-
schung und Entwicklung und insbesondere im
Feld der intermediären Organisationen tragen
Organisationen der Zivilgesellschaft zur Pro-
duktion öffentlicher Güter in maßgeblichem
Umfang bei.

5 | Bruttowertschöpfung des Dritten
Sektors

Die Perspektive auf Zivilgesellschaft als eine
Fußnote der Kernsektoren Markt und Staat
greift zu kurz und missachtet die tatsächlichen
Proportionen. Das belegen auch die Zahlen
zum Anteil der Zivilgesellschaft an der gesamt-
wirtschaftlichen Bruttowertschöpfung des Drit-
ten Sektors. Mit 4,1 Prozent und 89 Milliar-
den Euro jährlich kann der Anteil der Zivilge-
sellschaft mit denen des Baugewerbes oder dem
im Fahrzeugbau erzielten Anteil verglichen
werden. Der Anteil des Staates an der Brutto-
wertschöpfung liegt bei 9,3 Prozent.

Organisationen des Bereiches Soziales und
Gesundheit – Krankenhäuser, Alten-, Pflege-
und Behindertenwohnheime, ambulante sozia-
le Dienste und andere – übernehmen allein ei-
nen Anteil von 57,5 Prozent der gesamten im
Dritten Sektor erzielten Bruttowertschöpfung.
Interessenvertretungen sowie kirchliche und
religiöse Vereinigungen haben einen Anteil von
17,3 Prozent, Organisationen des Bereiches
Erziehung und Unterricht von 14,5 Prozent.
Alle restlichen Bereiche zusammengenommen
erwirtschafteten etwa ein Zehntel der Brutto-
wertschöpfung des Sektors.

6 | Ausblick

Durch die Auswertung des Unternehmensre-
gisters gewonnene Erkenntnisse bestätigen
größtenteils frühere Forschungsergebnisse. Auf
Grundlage der Daten des Johns Hopkins Com-
parative Nonprofit Sector Projects von 1995

wurden die Gesamtausgaben zivilgesellschaft-
licher Organisationen in Höhe von 3,9 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes berechnet
(Zimmer/Priller 2004: 55). Und auf Grundla-
ge von Paneldaten des IAB (Hohendanner
2009: 12) wurde der Umfang sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung im Dritten Sek-
tor mit 2,1 Millionen Beschäftigten ausgewie-
sen. Beide Zahlen entsprechen in etwa den
durch die Auswertung des Unternehmensregis-
tes gewonnenen Ergebnissen. Gleichzeitig ge-
hen die vorliegenden Daten über ältere Erkennt-
nisse hinaus, indem sie die anteilige Größe des
Dritten Sektors in einzelnen Handlungsfeldern
ausweisen.

In mehrfacher Hinsicht ist der damit ge-
wonnene Erkenntnisstand aber noch immer
unbefriedigend. Zum einen sind die Daten aus
dem Unternehmensregister nur nach den Be-
reichen der Wirtschaftszweigklassifikation aus-
wertbar. Damit ist zwar eine Differenzierung
des Dritten Sektors möglich. Die empirische
Gliederung des Dritten Sektors in Handlungs-
und Politikfelder liegt aber an vielen Stellen
quer zur Wirtschaftszweigklassifikation. Beispiel
dafür ist die Zusammenfassung intermediärer
Organisationen, die demokratiepolitisch von
eminenter Bedeutung sind, mit religiösen Ver-
einigungen in einem gemeinsamen Wirtschafts-
zweig.

Damit in Zusammenhang steht ein weite-
rer Aspekt, der den Erkenntnisgewinn der vor-
liegenden Auswertungen für die Zivilgesell-
schaftsforschung limitiert. Zwar ist es aufgrund
der bereits vorliegenden Daten der Vorteil des
Unternehmensregisters, ohne eine vorangehen-
de Datenerhebung Auswertungen für den Drit-
ten Sektor durchführen zu können, doch wer-
den zugleich alle nicht ökonomischen Fakto-
ren aus der Perspektive ausgeschlossen.

Der Fokussierung auf wirtschaftliche Ak-
tivitäten entspricht die ausschließliche Erfas-
sung wirtschaftlich aktiver Einheiten. Wie
groß der Abstand zwischen dem mit diesem
ersten Lichtkegel ausgeleuchteten Bereich und
den tatsächlichen, im Dunkel liegenden Um-
rissen der Zivilgesellschaft ist, belegt der
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Abgleich mit unterschiedlichen Registerdaten.
Zusammengenommen kann von einer Größen-
ordnung von 600.000 zivilgesellschaftlichen
Organisationen in Deutschland ausgegangen
werden. Allein die eingetragenen Vereine in
Deutschland werden auf ca. 550.000 bezif-
fert, hinzu kommen ca. 18.000 Stiftungen
(Bundesverband Deutscher Stiftungen 2011),
Genossenschaften, gemeinnützige Kapitalge-
sellschaften und andere. Durch das Unterneh-
mensregister werden hingegen nur etwas mehr
als ein Sechstel dieser Organisationen erfasst.
Alle anderen Organisationen verfügen offen-
sichtlich weder über eine sozialversicherungs-
pflichtige Stelle noch über einen entsprechen-
den steuerbaren Jahresumsatz.

Mit den vorliegenden Daten aus dem Un-
ternehmensregister ist jedoch eine erste wich-
tige Hürde genommen, die zur wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit des Dritten Sektors
aufschlussreiche Informationen liefert. Das
politische Gestaltungspotential und die sozial-
integrative Bedeutung von Zivilgesellschaft in
den Blick zu bekommen kann aber nur eine
erst noch durchzuführende Organisationserhe-
bung zivilgesellschaftlicher Organisationen leis-
ten.

Holger Krimmer ist Leiter des Projektes
„Zivilgesellschaft in Zahlen“ der Bertelsmann
Stiftung, des Stifterverbandes für die Deut-
sche Wissenschaft und der Fritz Thyssen Stif-
tung und hat zu ehrenamtlichen Führungskräf-
ten in gemeinnützigen Organisationen promo-
viert.

Jana Priemer ist wissenschafliche Mitarbei-
terin im Projekt „Zivilgesellschaft in Zahlen“.

Anmerkungen
1 Zusammenfassend siehe Spengler 2011 und

Tamm 2011.
2 Ausführlich dazu: Statistisches Bundesamt

2011: S. 13 ff.
3 Für eine detaillierte Darstellung siehe: Sta-

tistisches Bundesamt 2011 und Schwarz
2011

4 Zu Vorgehen und Methoden des Statistischen
Bundesamtes bei der Auswertung des Unter-
nehmensregisters siehe Statistisches Bundes-
amt 2011.

5 Der Bereich lautet in der Wirtschaftszweig-
klassifikation vollständig zwar „Gesundheits-,
Veterinär- und Sozialwesen“. Zivilgesellschaft-
liche Organisationen im Bereich Veterinär-
wesen spielen quantitativ aber nur eine un-
tergeordnete bis gar keine Rolle. Der Be-
reich der WZ-Klassifikatin ist damit nahezu
kongruent mit Feld Gesundheit und Sozia-
les anderer Klassifikationen.

6 Ohne Erholungs- und Ferienheime
7 Ohne Heime.
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POLITISCHE STRATEGIE

Das unauflösbare Spannungsverhältnis zwischen
Theorie und Praxis bekommt in der Strategie-
frage eine besondere Wendung, weil „Theo-
rie“ sich hier schon auf die Wege und Mittel
der Praxis bezieht, bei denen sie nie prinzipiell
klüger als die Praxis sein kann. Wer steuert
wen – die Theorie die Praxis oder die Praxis
die Theorie – ist hier keine sinnvolle Frage.
Steuerung findet bei Strategiefragen als Wech-
selwirkung statt oder sie scheitert. Die Theo-
rie bleibt „freischwebend“ in der Luft hängen,
die Praxis kriecht im Staub herum.

Zwischen implizit und explizit entscheidet
sich, inwieweit Strategie überhaupt „theoreti-
sche“ Qualität bekommt. Die Explizierung von
Strategie ist Voraussetzung dafür, dass sich
bestimmte Praxisformen entfalten können,
insbesondere Beratung und Training. Ob ex-
plizite Strategie dann an der Praxis abprallt,
hängt wesentlich von den strategischen Ambi-
tionen der Spitzenpolitiker ab. Nur wenn sie
ambitioniert sind, werden sie selbst sich für
explizierte Strategie interessieren und Beratung
wie Training fördern.

1 | Implizites und explizites
Strategiewissen

Natürlich ist Politik strategisch nicht unbeleckt.
Aber wo es um Strategie geht, ist sie fast immer
implizit. Erst wenn man explizit wird in Stra-
tegiefragen, braucht man eine Methodik und
Systematik – und ein kleines Vokabular, das
die Sache präzisiert.

Wie sieht implizites Wissen und „sprachlo-
ses Können“ (Neuweg) in Strategiefragen aus?

Es enthält einige Orientierungsgrößen, mit
denen man – wenn auch nicht immer – das für
sich Relevante eingrenzt, und eine Alltagsme-
thodik, auf die man gerne zurückkommt (zum
Beispiel mit dem Standardsatz „Vom Ende her
denken“). Manche haben sich einen strategi-
schen Kompass gebastelt, in dem sie grundle-
gende Ziele mit positiv erfahrenen Wegen und
Mitteln verbinden. Er wird zu einem Wegbe-
gleiter in unübersichtlichem Gelände.

Stärker als Reflexion sind es Gewohnhei-
ten, die man sich abgeguckt oder zurechtge-
legt hat. So kann man sich daran gewöhnt
haben, nach der Lage und nach mehr als einer
Option zu fragen. Der besondere, alltagsprak-
tische Umgang mit Strategiefragen mag sich
über die Zeit auch zu einem persönlichen Stra-
tegiestil verfestigen, den man aber selbst nicht
beschreibt und rechtfertigt, schon weil man
ihn nicht verbalisieren muss (und kann). So
entsteht ein individuell aufgebautes Know-how,
das mit anderen nicht geteilt und ihnen auch
nicht mitgeteilt wird. Strategie wird vorwie-
gend als Intuition erlebt – nur der Beobachter
sieht, ob es eine eher disziplinierte oder eine
wilde Intuition ist.

Es gibt sie auch: die strategisch stärker re-
flektierten und artikulierten Akteure. Sie kön-
nen erzählen, was sie da machen. Manche sind
mit dem Theoretisieren ihrer Praxis so weit,
dass eine wissenschaftliche Strategieanalyse
direkt daran anschließen kann. Neben ihnen
stehen Kollegen einer durchaus guten Praxis,
die aber nicht wissen, was sie da tun. Das im-
plizite, mehr oder weniger sprachlose Wissen
und Können ist das höchst individuelle Kapi-

Jetzt ist die Praxis dran!

Über die Wechselwirkungen von Theorie und Praxis in Strategiefragen
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tal, mit dem jeder einzelne wuchert. Er tut das
außerhalb von – nicht existierenden – „strate-
gischen Räumen“, wo Verständigung nicht nur
über einzelne Entscheidungen, sondern über
Strategie selbst entstehen könnte.

Das Implizite ist dem Feld des Taktischen
näher als dem Feld des Strategischen. Das Si-
tuationsübergreifende erfordert mehr Abstrak-
tion, mehr Analyse von Komplexität und Dy-
namik, mehr gleichzeitige Verbreiterung und
Zuspitzung, also mehr und schwierigere intel-
lektuelle Operationen. Erst dann kann die In-
tuition (nun nicht mehr „wild“) produktiv
werden.

Dennoch ist implizites Wissen hilfreich und
wichtig. Es verschafft Praxisnähe, Chancen des
ganzheitlichen Verstehens im analytischen Pro-
zess getrennter Teile, besseres intuitives Ver-
ständnis des Möglichen und dessen, was funk-
tioniert, in Fleisch und Blut übergegangenes
Organisationswissen – Dinge, von denen auch
elaborierte Strategie profitieren kann. Explizi-
tes Wissen dagegen bringt eine Sprache, Syste-
matik und Methodik von Strategie mit ins
Spiel. Sinnvollerweise baut dieses Wissen auf
reflektierter Praxis auf und gewinnt mit Hilfe
wissenschaftlichen Wissens an Explikation, die
über Beratung, Professionalisierung, Diskurs in
den politischen Betrieb einsickern und dann
von dort neue Impulse bekommen kann. Von
Praxis losgelöstes strategisches Wissen aber hat
kaum Chancen, im Horizont von politischen
Praktikern anzukommen und die Praxis beein-
flussen zu können. Dazu gehören etwa aus-
schließlich am Schreibtisch entwickelte Theo-
rien mit Strategieanspruch (z.B. Spieltheorie,
Rational Choice) oder nur auf der Folie theo-
retischer Gesamtsysteme vorgenommene Inter-
pretationen (z.B. Systemtheorie oder Kritische
Theorie).

Es geht also um grundlegende, dialektische
Wechselwirkungen zwischen den Polen des
Impliziten und des Expliziten. Beide sind
aufeinander angewiesen. Ohne Erfahrung läuft
nichts. Ohne Intuition auch nicht. Aber nur
mit Erfahrung und Intuition steht Strategie
auf wackligen Beinen. Mehr als anderswo zählt

das Zusammenspiel von Erfahrung und Refle-
xion. Akteure sind besser, wenn sie die Wech-
selwirkungen schätzen, organisieren und pfle-
gen. Es gibt keine Priorisierung (kein Früher
und kein Später, auch kein feststehendes Ende).
Und es gibt keine Hierarchisierung (Theorie
ist wichtiger als Praxis – oder umgekehrt).

Unser Buch „Politik braucht Strategie –
Taktik hat sie genug“ (2011) baut aus einer
Systematik und Methodik einen Werkzeugkas-
ten, mit dem die Politik arbeiten kann. Er führt
die Strategieanalyse so nahe an die Praxis her-
an, dass sich sagen lässt: „Nun ist die Praxis
wieder dran.“

2 | Strategische Ambition

Strategie fällt nicht vom Himmel. Sie ergibt
sich auch nicht zwangsläufig aus der Übernah-
me bestimmter politischer Funktionen wie
Regierung oder Opposition. Strategie muss dem
politischen Prozess erst abgerungen und ge-
gen widrige Umstände durchgesetzt werden.
Und zwar von Akteuren – auf der individuel-
len wie auf der kollektiven Ebene. Eine zentra-
le Voraussetzung dafür sind strategische Am-
bitionen. Sie verbinden einen strategischen Wil-
len mit strategischen Kompetenzen. Ist beides
individuell und kollektiv in Akteuren veran-
kert, kann daraus insgesamt ein strategisch
anspruchsvoller Handlungsmodus entstehen.
Strategieambitionen verweisen auf die subjek-
tive Entschlossenheit von Akteuren ebenso wie
auf ihre spezifischen Fähigkeiten. Sie markie-
ren das Wollen und Können zu strategischem
Denken und Handeln.

Viel hängt ab vom strategischen „will and
skill“ (Shonfield) der Führungsakteure. Er ent-
scheidet darüber, ob strategische Impulse indi-
vidueller Akteure im Kollektivzusammenhang
operativ wirksam werden können. Denn nur
eine Wertschätzung von Strategie in der Spit-
ze der Kollektivakteure (strategisches Zentrum)
sichert das dauerhafte Bemühen um einen stra-
tegisch angelegten Selbststeuerungsprozess.
Personelle Arrangements, institutionelle Struk-
turierungen und organisatorisches Steuerungs-
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handeln folgen den strategischen Ambitionen
der Spitze – ohne sie fehlen dafür wichtige
Voraussetzungen auf der Nachfrageseite.

Strategische Ambitionen sind eine notwen-
dige, wenn auch noch nicht hinreichende Be-
dingung für die Entfaltung von Strategie. In-
terne Führungskämpfe, externe Schockereig-
nisse, institutionelle Barrieren oder kluges
Gegnerhandeln können die Entwicklung und
Umsetzung von Strategien konterkarieren. Es
lässt sich zuspitzen: Ohne Strategieambitionen
hat man strategisch schon verloren. Mit Stra-
tegieambitionen ist strategisch noch nichts
gewonnen, allenfalls eine wesentliche Voraus-
setzung dafür geschaffen.

Strategische Ambitionen lassen sich erken-
nen am Umgang der Akteure mit Strategiefra-
gen, an ihrer Bereitschaft zu strategischer Re-
flexion und Analyse, an der Form und Aus-
richtung ihres politischen Handelns – und an
den Beratern, mit denen sie sich umgeben.
Denn auch an den Inhalten der von den Spit-
zenakteuren nachgefragten Beratungsleistungen
und ihrer Relevanz für das eigene politische
Handeln werden ihre strategischen Ansprüche
sichtbar.

3 | Beratung

Man kann aus öffentlichen Diskussionen den
einen oder anderen Rat ziehen, aber die ei-
gentliche Beratung ist ein verschwiegenes Ge-
schäft. Grundlegend ist die Unterscheidung
zwischen interner und externer Strategiebera-
tung. Daraus ergeben sich Platzierungen, Er-
wartungen und Einflusschancen. Im politischen
Prozess gilt eine Dominanz der internen Stra-
tegieberatung, die funktional begründet ist. Die
Restriktionen einer systematisch angelegten
externen Strategieberatung sind beträchtlich:
die Ferne zum wirklichen strategisch-operati-
ven Prozess, die im Vergleich zur internen Be-
ratung noch größere Distanz zur Verantwor-
tung, verschärfte Probleme von Vertrauen und
Vertraulichkeit, Schwierigkeiten verlässlicher
politischer Zuordnung, undurchsichtige Inter-
essenlagen.

Viele Spitzenleute denken bei Beratung vor
allem an die praktischen Erfahrungen anderer.
Besonders geschätzt sind erfolgreiche Elder
Statesmen, die, so scheint es, früher alles rich-
tig gemacht haben. Sie bieten manchmal aber
eher Trost als Wegweisung. Nicht jede Erfah-
rung ist eine reflektierte Erfahrung, die für
die Anpassung an veränderte Verhältnisse wich-
tig wäre. Nicht selten ist Vertrauen (oder auch
nur Vertrautheit) der Ausgangspunkt von Be-
ratung. Dann sind es Leute aus dem persönli-
chen Umfeld, mit denen man strategisch ins
Gespräch kommen kann. Wenn das strategi-
sche Gespräch mit Leuten aus der unmittelba-
ren Umgebung als Dauergespräch möglich ist,
ist für die Spitzenleute schon einiges gewon-
nen – auch wenn das weit unterhalb der Schwel-
le professioneller Strategieberatung bleibt.

Professionelle Strategieberatung ist etwas
anderes als Policy Advice und Political Consul-
ting. Policy Advice ist die am weitesten ver-
breitete, klassische Form politischer Beratung.
Sie beschäftigt sich vor allem mit der Erfas-
sung und dem Verstehen politikfeldspezifischer
Problemlagen, der Erarbeitung und Formulie-
rung angemessener Politikziele für den jeweili-
gen Sektor sowie geeigneten Instrumenten zur
Zielerreichung. Grenzen der Politikbereiche
stellen hier oft auch die Grenze der Beratungs-
leistung dar. Verbindungen zu anderen Politik-
bereichen und übergreifenden politischen Pro-
zessaspekten bleiben so ausgeblendet. Politi-
cal Consulting ist die hauptsächlich kommer-
ziell betriebene Form politischer Beratung, die
sich auf einzelne politische Prozessaspekte kon-
zentriert. Sie findet vor allem als isolierte poli-
tische Kommunikations- und Wahlkampfbera-
tung, aber auch als Meinungsforschung oder
Beratung zum Organisationsmanagement statt.
Professionelle Strategieberatung dagegen stellt
eine Beratung dar, die Prozess- und Problemas-
pekte sowie spezifische Kontextbedingungen
verknüpft, die jeweiligen Macht- und Gestal-
tungsziele der Akteure in ihrem inneren Zu-
sammenhang analysiert und sich um eine inte-
grierte Beratungsleistung bemüht. Dominante
Orientierungs- und Entscheidungsgesichtspunk-
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te politischer Akteure, Realitäten politischer
Entscheidungsprozesse sowie spezifische Pro-
blemzusammenhänge finden dabei gleicher-
maßen Berücksichtigung.

Spitzenpolitiker sind nicht die Hauptadres-
saten professionellen Strategiewissens. Sie soll-
ten strategisch denk-, handlungs- und gesprächs-
fähig sein, müssen aber, da die Anforderungen
an ihr Kompetenzprofil außerordentlich breit
sind, nicht auch noch selbst über vertieftes
professionelles Strategiewissen verfügen. Da-
gegen sollte der Beratungsbereich elaborierte
Analyse- und Begründungsfähigkeit aufbauen.
Vor allem der interne strategische Apparat wäre
dann der Ausgangs- und Kristallisationspunkt
des Einsickerns, von der die mögliche sekun-
däre Professionalisierung von Spitzenleuten
ausgehen könnte. Uns schwebt also eine Art
Two-step-flow der strategischen Expertise und
ihrer Vermittlung vor: über die Berater zu den
Spitzenpolitikern.

Strategieberatung kann Vorteile bringen
durch Handlungsentlastung, die Freiräume
schafft und Phantasie freisetzt, durch Begrün-
dungen, vertiefende Analyse, Ausloten alterna-
tiver Optionen, durch Abstimmung zwischen
dem intuitiven und dem analytischen System.
Nur wenn sie das ausschöpft, kann sie profes-
sionelles Eigengewicht und Respekt gewinnen.

4 | Strategietraining

Politik kennt nur den Ernstfall. Das ist ihre
Schwäche. Kein Raum des Erlernens, Erpro-
bens, der Einübung erfolgversprechender Au-
tomatismen für Politiker, bevor sie auf die
Menschheit losgelassen werden. Man braucht
einen handlungsentlasteten Raum strategie-
orientierten Vordenkens und ernsthafter Quasi-
Entscheidung. Ein möglichst frühzeitig begin-
nendes Strategietraining wäre am wirksams-
ten. Trainingsprogramme können sich auf die
Systematik und Methodik von Strategie be-
ziehen.

Die Systematik arbeitet zum Beispiel mit
dem Drei-Säulen-Modell des Strategy-Making
(Strategiefähigkeit, Strategiebildung, strategi-

sche Steuerung), schärft das „strategische
Moment“, präzisiert das strategische Orientie-
rungsschema, sortiert und gewichtet Erfolgs-
faktoren. Beim Strategietraining werden die
systematischen Begriffe, Modelle, Schemata so
vereinfacht, illustriert und eingeübt, dass sie
jederzeit abrufbar zur Verfügung stehen.

Die Methodik trainiert etwa Techniken der
Sortierung, der Strategiebildung und der stra-
tegischen Steuerung. Dabei gewinnt der Ak-
teur erst in wiederholten Durchgängen an Si-
cherheit bei den Zuordnungen einer dispara-
ten, überkomplexen Realität. Dann aber ent-
stehen Sortierungsvorteile, die das eigene po-
litische Handeln unterstützen. Strategiebil-
dung wird an den charakteristischen Abläu-
fen von Ziel-, Lage-, Options-, Entscheidungs-
analyse eingeübt. Dabei helfen zum Beispiel
auch eine Vertrautheit mit vielfältigen For-
men von Kalkulationen und Erfahrungen bei
der Auswahl des zur Verfügung stehenden Stra-
tegierepertoires. Überall, vor allem aber bei
der strategischen Steuerung nützen die Sze-
nariotechnik und das vorherige „Durchspie-
len“ spezifischer Strategiekonstellationen, in
denen realitätsnah, aber handlungsentlastet
strategisches Entscheidungsverhalten gelernt
werden kann.

Eine Vielzahl weiterer strategierelevanter
Arbeitstechniken kann in praxisnahen Formen
in den Gesamtprozess strategischen Handelns
eingebaut werden. So entstehen auch in der
Politik Möglichkeiten, die Diskrepanz zwi-
schen „Theorie“ und „Praxis“ zu verringern.

5 | Resümee

Explizierung und Ambition sind Voraussetzun-
gen einer gehaltvollen politischen Strategie.
Aber auch der strategische Diskurs wird zu
einem notwendigen Bestandteil öffentlicher
Debatten über Politik, die an Ergebnissen in-
teressiert sind. Es geht darum, triftig zu analy-
sieren, Zustimmung und Kritik mit guten Grün-
den zu verbinden. Bloßes Meinen, vordergrün-
dige Kampagnen, die Trivialisierung von Poli-
tik erschweren es, eine Wertschätzung und ein
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Grundverständnis für Strategie zu entwickeln.
Moderne Aktivbürger haben ein Interesse dar-
an, über Strategien von Parteien, Regierung
und Opposition Bescheid zu wissen, sie ebenso
wie die Ziele, auf die sie bezogen sind, zu
kritisieren und mitzudiskutieren über mögli-
che Alternativen. Immer noch ist das ein Kampf-
feld – auch gegen die oberen Etagen der De-
mokratie. So wird der strategische Diskurs
selbst zu einer Strategie.

Joachim Raschke und Ralf Tils sind Gesell-
schafter der Agentur für politische Strategie
(APOS) in Hamburg (www.politischestrategie.
com).
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So über die Maßen komplex und praktisch
unhandlich ist die politische Strategie
keineswegs, um Parteien an ihrer Anwendung
zu hindern. Wird ihnen doch nur abverlangt,
Strategiefähigkeit zu entwickeln und bei ihrer
vorausdenkenden politischen Positionierung
und Handlungsausrichtung strategische Ziele
mit der gegebenen Lage und Kräftekonstella-
tion so aufeinander abzustimmen, dass es am
Ende zur Entscheidung für einen Lösungsweg
kommt, der in Abwägung von Alternativen und
möglichen Folgen am besten geeignet ist, das
angestrebte Ziel erfolgreich zu verwirklichen.
Kurz gefasst geht es um „Ziel-Mittel-Umwelt-
Kalkulationen“ (Raschke/Tils 2011: 56), hin-
ter die Parteien als kollektive strategische Ak-
teure nicht zurückfallen dürfen. Hinzu tritt,
dass noch so brennend herbeigesehnte Ziele
des Machtgewinns und Machterhalts an der
Realität scheitern, wenn sie nicht mit einer
realistischen Lagefeststellung einhergehen

(Wiesendahl 2010). Daran gemessen soll auf-
gezeigt werden, mit welchen strategischen
Vorstellungen und Ansätzen CDU und SPD
von je spezifischen Lageverhältnissen aus ope-
rieren. Geprüft wird dabei, wie virtuos die
beiden Großparteien mit den Elementen des
strategischen Instrumentenkastens umgehen.

1 | Elektoraler Abstiegstrend als strategi-
sche Herausforderung

SPD und CDU haben allen Grund zur Über-
prüfung und Anpassung ihres strategischen
Kurses, weil sie aus den Bundestagswahlen von
2009 als die großen Wahlverlierer hervorgin-
gen, die mit miserablen 33,5 (CDU/CSU) und
23,0 Prozent (SPD) Stimmenanteil um den
Erhalt ihrer elektoralen Marktführerschaft und
ihres Volksparteiencharakters fürchten müssen.
Die beiden Großparteien schreiben 2009 eine
chronisch defizitäre Unternehmensbilanz, die
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sie in tief rote Zahlen gedrückt hat. Die größ-
ten Verluste sind bei den Wählerstimmen und
Marktanteilen auf dem Wählermarkt zu ver-
zeichnen, bei dem SPD und CDU/CSU Milli-
onen von Wählern abzuschreiben haben (Wie-
sendahl 2011: 134ff). Für die Mitarbeit in den
Parteien finden sie auch nur noch einen zu
einem Rinnsal verkümmerten Nachwuchs, so
dass sie ein Drittel (CDU) bzw. die Hälfte
(SPD) ihres Mitgliederbestandes abschreiben
müssen. Auch die Konkurrenzsituation hat sich
zu ihren Ungunsten verschoben, weil sie Mehr-
heiten in einem Fünf-Parteien-System zu orga-
nisieren haben und das noch unter den Bedin-
gungen einer turbulenten, ihnen nicht mehr
wohlgesonnenen Wählerumwelt.

Für die Bundestagswahlen 2013 sind vor
diesem Hintergrund strategische Konsequen-
zen zu ziehen, die es nicht beim „Weiter so“
belassen können. Für CDU und SPD geht es
nicht um ein Upgrade ihrer Ausrichtung und
ihres Profils, sondern um einen Rundum-Er-
neuerungsprozess, der ihnen verlorene Wähler-
stärke zurückgeben soll. Insofern stehen beide
Großparteien vor grundlegenden richtungs- und
koalitionsstrategischen Herausforderungen hin-
sichtlich des Problems, mehrheitsfähige Wäh-
lerkoalitionen zu schmieden. Der Unterschied:
Der CDU geht es bundespolitisch um Macht-
erhalt, während die SPD aus dem tiefen Tal
des Wählerentzugs einen Weg zurück an die
Macht finden muss.

2 | Die CDU: Strategischer Aufbruch in
die Modernisierungsfalle

Die CDU hatte lange Jahre der Hochzeit als
bürgerlich-konservative Hegemonialpartei hin-
ter sich gebracht, so dass ihr Erfolg auf ewig
garantiert schien. Schließlich war sie Partei der
sozialen Marktwirtschaft und des Wirtschafts-
wunders. Sie stand als erfolgreiche bürgerliche
Sammlungs- und Integrationspartei für Wohl-
stand für alle, für soziale Wohltaten, für Sitte
und Anstand und Recht und Ordnung. Mit
einer Politik der Stärke, dem Antikommunis-
mus, dem christlichen Abendland sowie der

engen Beziehung zu Amerika wurde sie
ebenfalls verbunden. Mit der Implosion der
DDR wurde sie schließlich auch noch Partei
der deutschen Einheit. Die Crux ist, dass vie-
les von diesem imposanten Markenprofil
mittlerweile stark verblasst ist. Der Einheits-
bonus wurde mit falschen Versprechungen ver-
spielt und mit Europa ist nach der Finanzkrise
kein Staat mehr zu machen. Die Union leidet
unter historischem Mythenverlust, so dass sie
auf den nach wie vor intakten Markenkern
der Wirtschaftspartei reduziert wird. Auf dem
Wählermarkt hinterließ dies starke Spuren. Von
1953 an erzielten CDU und CSU zusammen
lange Zeit auf Bundesebene Wahlergebnisse von
40 und mehr Prozent, bis sie bei der Abwahl
von Helmut Kohl 1998 auf 35,8 Prozent ab-
stürzte. Von diesem elektoralen Absacken ha-
ben sich die Unionsparteien bis heute nicht
wieder erholen können.

Allem Anschein nach wurde die CDU Op-
fer eines gesellschaftlichen Modernisierungspro-
zesses, durch den sie als Repräsentationsinstanz
einer tief in der traditionalistischen Nachkriegs-
gesellschaft verankerten bürgerlich-konservati-
ven Hegemonialkultur ins Wählerabseits ge-
drängt wird. Bereits mit der Ende der 1960er
einsetzenden gesellschaftlichen Umbruchzeit
ging die konservativ-bürgerliche Hegemonial-
kultur, dominiert vom alten Mittelstand, zu
Bruch, wenngleich die CDU bis zum Ende der
Kohl-Ära von ihrer struktur- und kulturkonser-
vativen Bürgerlichkeit nicht abließ. Dafür bürg-
te schon der Patriarch Helmut Kohl als Inkar-
nation der alten CDU. Parteibasis und Kern-
wählerschaft sahen sich ideologisch bestens
bedient, zumal diese Klientel während der
Unruhezeiten in den 1970ern im Abwehrre-
flex gegen die sich verbreitende gesellschaftli-
che Moderne politisch vergemeinschaftet wur-
de. Mit der Abwahl Kohls 1998 war dieses
Erfolgsrezept endgültig obsolet. Schlimmer
noch: Die CDU hatte in ihrem kulturellen
Traditionalismus den Anschluss an die neuen
Lebenswelten und Trägergruppen der postin-
dustriellen Humandienstleistungs- und Wissens-
gesellschaft verloren. Vor allen Dingen reicht
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sie nicht mehr an die strategischen Zielgrup-
pen der Jugendlichen, der gebildeten berufstä-
tigen Frauen und hochqualifizierten Beschäf-
tigten in den Großstädten heran, während sie
sich mehrheitlich auf die ländliche Bevölkerung
und auf ältere Wähler über Sechzig stützt.

Trotz dieser längst bekannten Strukturpro-
bleme der CDU glückte es Angela Merkel,
2009 mit der FDP eine Regierung zu bilden,
wobei sich allerdings die nach zwei Jahren zu
ziehende Zwischenbilanz trübe ausnimmt. So
legte Schwarz-Gelb als bürgerliche Wunschko-
alition einen fulminanten Fehlstart hin, bei dem,
mit Zutun der Union, die FDP im Zeitraffer-
tempo auf politisches Zwergenniveau defor-
miert wurde. Der Vorsitzwechsel von Guido
Westerwelle auf Philip Rösler brachte keine
erhoffte Kehrtwende. Infolgedessen wurde auch
bei den nach 2009 folgenden Landtagswahlen
dem schwarz-gelben Koalitionsmodell die Mehr-
heitsfähigkeit entzogen. Selbst auf die 35 Pro-
zent-Marge heruntergedrückt, ging der CDU
nicht nur NRW, sondern auch ihr konservati-

ves Stammland Baden-Württemberg an eine
grün-rote Regierung verloren. In den großstäd-
tisch geprägten Stadtstaaten Bremen, Hamburg
und wohl auch Berlin zeichnet sich ab, dass
die CDU mit ihrer dramatisch schrumpfenden
urbanen Wählersubstanz auf einen Platz hin-
ter den Grünen zurückfällt. Trotz eines ekla-
tanten konjunkturellen Wachstumsschubs ge-
lingt es der Union nicht, dem auf der Merkel-
Regierung lastenden Stimmungstief zu entrin-
nen. Dies hat auch mit der Kanzlerin selbst zu
tun, die ihren präsidialen Nimbus verlor, als
sie als planlose Krisenmanagerin in die nicht
enden wollende europäische Verschuldungskri-
se hineingezogen wurde.

Der Abstieg der CDU nagelt sie als eine
35-Prozent-Partei fest, womit sie sich allerdings
gegenüber der deutlich schlechter notierten SPD
nach oben hin absetzt. Nur: Union und FDP
sind weit von einer Mehrheit entfernt, so dass
der CDU, ohne neue Koalitionsoptionen zu
erschließen, der Machtverlust in Bund und
Ländern droht.
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Vor diesem Hintergrund ist die Ära Mer-
kel, die 2000 mit dem Parteivorsitz begann,
von dem Ziel bestimmt, den Modernitätsrück-
stand der CDU in Fragen des gesellschaftli-
chen Zusammenlebens und moderner Lebens-
stile abzubauen und sie in ihrem kulturellen
Ausstrahlungsprofil auf die Höhe der Zeit zu
hieven. Die Kanzlerkandidatur von Stoiber
2002 war zunächst für dieses Bemühen kon-
traproduktiv, weil er ad personam und mit sei-
nem konservativen CSU-Profil frauen- und fa-
milienpolitische Leitvorstellungen vertrat, die
die Unionsparteien kulturell zurückwarfen.
Richtig zu wirken begann die kulturelle Mo-
dernisierungsstrategie von Merkel erst mit der
Bildung der großen Koalition. Losgelöst von
der konservativen Seele der Partei bekam die
neue Familienministerin Ursula von der Leyen
freie Hand, um aus dem Ideenbestand der SPD
stammende familienpolitische Maßnahmen, an
erster Stelle das Elterngeld, aufzugreifen und
umzusetzen. Im neuen Grundsatzprogramm der
CDU von 2007 wurde schließlich der Moder-
nitätssprung auch innerparteilich in Beschluss-
form gebracht, indem neben der traditionellen
Form der Ehe auch andere Formen von Le-
benspartnerschaft akzeptiert wurden. Selbst die
Anerkennung der gleichgeschlechtlichen Part-
nerschaft findet im Grundsatzdokument der
CDU Eingang. Mit dem Leitbild der berufstä-
tigen Frau und der Gleichberechtigung von
Mann und Frau den Frieden zu machen, wur-
de ebenfalls mit dem Grundsatzprogramm be-
kundet. Eine weitere Korrektur gegenüber bis-
herigen CDU-Positionen wurde zudem bei der
Haltung der Partei zur Einwanderung und zur
kulturellen Vielfalt der deutschen Bevölkerung
vollzogen.

In den vergangenen Monaten dieses Jahres
kam es dann aber Schlag auf Schlag, indem
die Wehrpflichtarmee abgeschafft und in ei-
nem brachialen Husarenritt der Ausstieg
Deutschlands aus dem Kernzeitalter herbeige-
führt wurde. Als nicht mehr in die Zeiten pas-
sendes Relikt soll nun auch noch das dreiglied-
rige Schulsystem abgeschafft werden. Die ge-
genwärtigen europapolitischen Volten stehen

dagegen auf einem anderen Blatt Papier,
wenngleich sie ebenfalls das von Adenauer und
Kohl geprägte CDU-Bild als Europapartei ent-
werten.

Mit atemberaubenden Siebenmeilenschrit-
ten schüttelt die CDU offenbar programma-
tisch Hergebrachtes, was ihr eine ganze Epo-
che lang teuer und heilig war, ab. Sie nimmt
mit ihrem Modernisierungskurs in politischen
Streitfragen radikale Positionswechsel vor, die
an den Überzeugungsgrundfesten der Partei
rütteln. Geboren wird eine „neue“ CDU, die
das, was einmal im Gegensatz zu den Positio-
nen der Sozialdemokraten und Grünen stand,
abräumt und sich so im Profil dem der Kon-
kurrenten anpasst. Was einmal von der politi-
schen Lagerabgrenzung für die Wählerschaft
deutlich unterscheidbar war, reduziert sich damit
auf Unterschiede im Kleinen. Der Modernisie-
rungsprozess der Partei gleicht einer kulturre-
volutionären Kehraus-Prozedur, die tradiertes
kulturelles Kapital zerschlägt und auf die schnö-
de Entwertung hergebrachter Parteigewisshei-
ten und Überzeugungen hinausläuft.

Was mit der CDU unter Merkel an Kultur-
wandel geschieht, gleicht der Neuerfindung der
Partei und dem Eintritt in eine neue Epoche.
In der Tat geht es um grundlegende richtungs-
politische Zäsuren. Sie setzt damit zu einem
strategischen Modernisierungssprung an, der
in der Dimension auf ein Godesberg der Par-
tei hinausläuft. Sie will sich dadurch von abge-
schüttelter Vergangenheit in die Jetztzeit kata-
pultieren. Als strategisches Modernisierungs-
projekt dient es dem Zweck, ihre Wählbarkeit
gegenüber einer von ihr immer stärker losge-
lösten Wählerschaft wieder herzustellen. Da-
mit sieht die Partei unter Merkel ihr Heil in
einer modernisierten, auch für SPD- und Grü-
nen-Wähler attraktiven Wählerpartei, die sich
richtungspolitisch an grüne und sozialdemo-
kratische Folkprofilbausteine annähert.

Zur Begründung dieses Kurses erklärt der
parlamentarische Geschäftsführer der Unions-
fraktion, Peter Altmaier (2010: 26), dass es
bei der Modernisierung der CDU darum gehe,
„die richtigen Antworten auf veränderte poli-
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tische Verhältnisse zu finden“. Die Partei müs-
se nämlich zur Kenntnis nehmen, „dass sich
die alten Milieus auflösen“ würden. „Wir müs-
sen also auch jene bürgerlichen Wähler anspre-
chen, die sich um die Umwelt sorgen und den
Klimawandel und die deswegen mit den Grü-
nen sympathisieren. Und wir müssen Politik
für berufstätige Frauen machen, die bislang
ihr Kreuz eher bei der SPD gemacht haben“.
Diese Linie setzte Merkel gegen Murren aus
der Partei in einer wichtigen Vorstandssitzung
Mitte Januar 2010 durch. In der einstimmig
gebilligten „Berliner Erklärung“ (CDU 2010:
2) steht die CDU nun für „moderne bürgerli-
che Politik“ ein. Dies umfasst Altbekanntes
wie das Bekenntnis zum Christlich-Sozialen,
liberalen und konservativen Denken. Gleich-
zeitig wird aber ganz offen erklärt, Wähler-
innen und Wähler von SPD und Grünen ge-
winnen zu wollen. Auch soll die starke Positi-
on der Partei innerhalb der älteren Generation
weiter ausgebaut werden und mehr bei jungen
Wählern Anklang gefunden werden. Dass sie
auch noch ihre konservativen Stammwähler
halten müsse, davon ist allerdings nicht die
Rede. Dies ist ein Hinweis darauf, dass Mer-
kel und ihr Reformer-Team die CDU als aus
der Zeit gefallen betrachten und auf die Partei
selbst und die Reste der konservativ-bürgerli-
chen Stammwählerschaft nicht mehr viel Rück-
sicht genommen werden müsse. Nur schlägt
die CDU damit eine Richtung ein, die quer
zur Identität und dem Überzeugungsbestand
der Partei liegt und Gefahr läuft, die konser-
vative Stammwählerschaft vor den Kopf zu
stoßen.

Hierfür spricht, dass Merkel in die Partei
hinein kein zwingendes Aufbruchsignal setzt.
Denn die Partei als politische Kraft mitzuneh-
men, ist ihre Sache nicht. Sie geht einfach voran
und baut darauf, dass die um ihre innere See-
lenlage gebrachte Partei das Modernisierungs-
treiben ohne heftiges Aufbegehren hinnimmt.
Da liegt sie nicht ganz falsch, zumal die CDU-
Basis nie über viel Eigensinn verfügte und es
gewohnt ist, alles von oben abzunicken. Aber
die Parteimitglieder, die mehrheitlich zum tra-

ditionellen und sozial-katholischen Flügel zäh-
len (Neu 2009), spüren zutiefst, dass ihnen
unter Merkel als politischem Gemeinschafts-
gebilde die Identität und das Selbstwertgefühl
entzogen werden. Für Merkel ist die Partei
kein zu mobilisierendes Kraftpaket, sondern
als Erneuerungsgebilde abgeschrieben. Merkel
macht sich darüber keinen Kopf, weil sie in
der Partei nichts als einen Dienstleistungsbe-
trieb sieht, der ihre Kanzlerschaft absichern
soll. In der Folge lagen noch nie in der 65-
jährigen Geschichte der Partei Führung
einerseits und Ehrenamtlichen- und Mitglieder-
partei der CDU so weit auseinander wie heu-
te. Der Reformerkreis oben weiß um diese
Kluft, sieht aber in der Mitgliederpartei eher
ein Hindernis gegen die eigenen Modernisie-
rungsbestrebungen. Er stützt damit die Ent-
wicklung, die CDU auf eine rein auf Merkel
zugeschnittene Wählerpartei zu reduzieren. Die
in der Tat enorm starke Stellung von Merkel
ist Ausweis dafür, dass die CDU die Führungs-
frage geklärt hat und richtungspolitisch einer
einspurigen Modernisierungsstrategie Vorfahrt
gibt. Ein von Merkel dominiertes Machtzen-
trum der Partei ist ebenfalls etabliert, so dass
für die CDU als Volkspartei typische Gegen-
mächte allesamt ausgeschaltet wurden. Selbst
die Zeiten Adenauers eingeschlossen, war in
der CDU noch nie eine dermaßen auf eine
Person – Merkel – zugeschnittene Machtkon-
zentration zu beobachten.

An Strategiefähigkeit fehlte es der CDU
bei dieser Lage nicht, wenn nicht der Partei
als ein der Kanzlerin äußeres Objekt die Mo-
dernisierungsstrategie aufoktroyiert würde. Ein
Risiko ist dies allemal, weil zwar das strategi-
sche Zentrum mit Merkel die Partei dominiert,
ohne aber innerparteilich verankert zu sein. Was
fehlt, ist eine das Zentrum tragende innerpar-
teiliche Koalition, die sich hinter Merkel und
ihren Kurs stellen würde. Stattdessen stützt
sie sich auf ein Reformerteam, das aus Perso-
nen besteht, die bei weiten nicht das ideologi-
sche und landsmannschaftliche Flügelspektrum
der Partei abdecken. Das NRW-Trio Ronald
Pofalla, Hermann Gröhe und Norbert Rött-
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gen folgt ein und derselben Linie. Ursula von
der Leyen zählt aus der Ministerriege dazu,
ohne dem inneren Zirkel anzugehören. Dieses
Reformerteam um Angela Merkel – Peter Alt-
maier eingeschlossen - verfolgt ein Change-
Management, das die Partei nicht mitnimmt.
Der Kulturwandel kommt nicht aus dem Inne-
ren der Mitgliederpartei heraus, weil es an die
alte CDU verkörpernde Leitfiguren fehlt, die
der Neuerfindung der Union glaubhaft und
aus innerer Überzeugung den Weg weisen könn-
ten. Es fehlt ein Parteipatriarch wie Helmut
Kohl, der als Fleisch gewordene alte CDU die
Gleichgesinnten mitnehmen könnte. Es fehlt
ein Erich Ollenhauer als strategischer Akteur,
der als Apparatschik und Mann der alten Funk-
tionärsgarde der SPD die Godesberger Erneu-
erung betrieb, ohne dessen Rückhalt die Re-
former der Partei gescheitert wären.

In der CDU sind alle prominenten Altvor-
dern abgetreten, die gegenüber der verunsicher-
ten Basis der Partei für die Richtigkeit der
Neuausrichtung bürgen könnten. Vielmehr
werden von ehemaligen Spitzenleuten der Par-
tei wie Kurt Biedenkopf oder Volker Rühe nur
Stöcke in die Speichen geworfen, was jüngst
in einer Philippika von Erwin Teufel als ehe-
maligem Spitzenmann der baden-württember-
gischen CDU gipfelte. Kurzum: Das Refor-
merteam um Merkel verfügt über keinen er-
klärten Mitläufer und Unterstützter aus dem
einflussreichen Landesfürstenkreis und gefähr-
det so ihren Kurs durch eine ungeschützte of-
fene konservative Flanke. Angela Merkel und
ihrem Team geht jene innerparteiliche Bünd-
nisfähigkeit abhanden, die die Partei als Gan-
zes hinter ihrer Modernisierungslinie vereini-
gen könnte. Stattdessen ist nur ein Grollen
aus den Tiefen der Partei zu vernehmen, was
von den letzten aufrechten Konservativen, der
Jungen Union, den Vertriebenen, den Mittels-
tändlern und den Sozialausschüssen herrührt.

Zur Wählerseite hin ist die Modernisierungs-
strategie ebenfalls mit einem Manko verbun-
den. Zwar ist die CDU unter Merkel dabei,
sich auf die Seite des gesellschaftlichen Mo-
dernisierungslagers zu schlagen, um zukunfts-

fähig zu werden. Nur fällt sie dabei der Fehl-
diagnose anheim, sich als Sprachrohr und Re-
präsentationsinstanz der ihr noch treu verbun-
denen konservativen gesellschaftlichen Tradi-
tionsmilieus abmelden zu können. Aus nicht
ganz nachvollziehbaren Gründen unterschätzt
sie offenbar das unverzichtbare Stimmenge-
wicht der mit ihr einst eng verbundenen Pro-
vinz des ländlich-kleinbürgerlichen Raumes, in
dem noch viel gesellschaftlicher Traditionalis-
mus herrscht und in dem die Werte bürgerli-
cher Anstand und soziale Distinktion hochge-
halten werden (Schöppner 2009). Zudem hat -
entgegen dem säkularen Modernisierungstrend
- das Religiöse gesellschaftlich nicht einschnei-
dend an Orientierungskraft verloren. Und un-
wichtig ist es schließlich auch nicht, dass für
das Wähleraufkommen der CDU Katholiken
auch 2009 immer noch mit 42 Prozent die
größte Gruppe stellen (Wiesendahl 2011: 171ff).

Doch dieses Bild von der Wählerumwelt
der CDU steht allem Anschein den CDU-Re-
formern fern. Sie setzen auf eine Neuwähler-
schaft und tauschen damit das, was man als
sichere Bank hat, gegen vage Aussichten. Da-
mit läuft die CDU Gefahr, mit ihrem Moder-
nisierungskurs in einer Modernisierungsfalle zu
enden (Wiesendahl 2011: 181ff). Sie stößt die
konservative Stammwählerschaft vor den Kopf,
um durch Anschluss an Trägergruppen der
gesellschaftlichen Moderne ihre Wählerbasis
verbreitern zu können. Diese Rechnung kann
allerdings, wie schon die großstädtischen Wahl-
ergebnisse anzeigen, schnell nach hinten losge-
hen. Geht doch durch die Bevölkerung eine
Scheidelinie hindurch, bei der die eine Seite
der Befragten zu 49 Prozent bejaht, dass sich
die CDU neuen Wählerschichten auch von SPD
und Grünen öffnen sollte. Fast eine gleich star-
ke andere Hälfte (40 Prozent) will dagegen,
dass sich die Partei „schwerpunktmäßig um die
traditionellen CDU-Wähler kümmert“ (Forsa
2010: 4).

Das strategische Dilemma der CDU ist, dass
sie sich um ihre Fortexistenz als Regierungs-
partei halber an neue Wählerkreise anzupassen
versucht, dabei aber zwangsläufig die Stamm-
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wählerschaft vernachlässigt. Zum Erhalt und
zur Erweiterung ihrer Wählerschaft hat sie je-
doch ihre konservative Parteibasis und Kern-
wählerschaft bei der Stange zu halten und muss
gleichzeitig für die ihr kulturell fern stehen-
den und vom Lebensstil weltoffenen Zielgrup-
pen aus dem rot-grünen Wählerlager wählbar
werden. Dies verlangt ihr eine strategische
Gratwanderung ab, bei der durch Integration
Alt-und Neuwähler der CDU in einer Wähler-
koalition zusammenfinden. Nur in Richtung
kulturelle Moderne zu gehen, kann sogar ihr
Wählerfundament untergraben. Sie muss schon
Tradition und Moderne zusammenzuführen und
in einer Synthese verbinden.

Hierfür allerdings fehlt ihr indessen not-
wendiger Esprit, Weltanschaulichkeit und Sinn-
gebungskompetenz, die vollends unter die
Räder des technokratischen Pragmatismus von
Merkel gekommen sind. Die CDU hat keine
wirklich durchdachte ganzheitliche Strategie,
sondern spielt auf riskante Weise Vabanque.
Schlimmstenfalls bleiben die anvisierten neuen
Wählerschichten weg, während sich die frust-
rierten Stammwähler einen politischen Vertre-
tungsersatz für ihre vernachlässigten Anliegen
und Wünsche suchen.

3 | Die SPD: Strategieunfähigkeit und die
Folgen

Die SPD hat nach 16 langen Kohl-Jahren 1998
einen großen Wahlsieg errungen, der eine rot-
grüne Regierungskoalition unter Kanzler Ger-
hard Schröder ermöglichte. Die Schröder-Ära
mit ihrem Nachklapp der Großen Koalition
ab 2005 endete 2009 in einem elektoralen
Desaster. Die SPD ist nach 2009 nicht nur ins
Wählerabseits von 23 Prozent gerückt, sondern
steht in der Gefahr, im Süden und Osten der
Republik dieses Niveau auch noch unter die
20-Prozent-Marge zu unterschreiten. Sie wird
in ihrem Manövrierspielraum und in ihrer
Wählerbasis sowohl von den Grünen als auch
der Linken bedrängt, wobei es ihr gegenwär-
tig nicht einmal gelingt, von der Popularitäts-
schwäche der Linken zu profitieren. Dagegen

geht der Aufstieg der Grünen weiter an ihre
Wählersubstanz, so dass sie nicht nur in diver-
sen Großstädten, sondern auch in einem Flä-
chenland wie Baden-Württemberg hinter die
Grünen platziert wurde. Kurzum: Die SPD
befindet sich sowohl elektoral als auch organi-
satorisch und auch richtungspolitisch in ihrer
größten Krise nach 1945. Darüber kann nicht
hinwegtäuschen, dass nach 2009 für die Par-
tei, ohne ihr Zutun, die bundespolitische Groß-
wetterlage günstig ausfiel, so dass sie auf der
Länderebene unter der Schröder-Ära verloren
gegangenes Wählerterrain wieder gutmachen
konnte. In Hamburg und NRW übernahm sie
sogar die Regierung. Über mangelnde Regie-
rungsbeteiligung kann sie sich insgesamt nicht
beklagen, zumal sie in den ostdeutschen Län-
dern, bis auf Sachsen, überall dabei ist. Nur
wird sie dort durch ihre elektorale Schwäche
hinter der Linken auf Platz drei geworfen.
Deshalb bindet sie sich als Juniorpartner an
die CDU, weil sie trotz einer klaren rot-roten
Wählermehrheit nicht daran denkt, der Lin-
ken zur Einnahme von Landeschefpositionen
zu verhelfen.

Im Westen sind es dagegen die Grünen mit
ihrem Höhenflug, die ihr die Anführerrolle in
einer Regierungskoalition streitig machen. So
wurde sie erstmals im Nachkriegsdeutschland
von den Grünen in Baden-Württemberg auf
Platz drei verdrängt und musste in einer grün-
roten Koalition den Regierungschefposten an
einen Grünen abtreten. Die Wählerstärke der
Grünen gleicht zwar die Wählerschwäche der
SPD aus. Doch muss sie sich in ihren Koaliti-
onsoptionen zur Wiedererlangung der Macht
an die Grünen ketten. So werden nicht nur
dadurch die koalitionsstrategischen Handlungs-
spielräume verengt, sondern die Grünen selbst
sind um strategische Eigenständigkeit bemüht,
um die nach wie vor hoch gehaltene schwarz-
grüne Koalitionsoption nicht aus der Hand zu
geben. Für die SPD bleibt allerdings als Trost
immer noch die Option, eine große Koalition
mit der Union anzustreben.

Die SPD ist vor diesem Hintergrund von
ganzheitlicher Strategiebildung noch weit ent-
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fernt, weil sie sich nun schon zwei Jahre darin
erschöpft, die Trümmer der Schröderschen
Hinterlassenschaften wegzuräumen. Den Blick
nach vorn zu richten, ist ihr deshalb nach wie
vor verwehrt, weil sich die Flügel darin läh-
men, welche strategischen Konsequenzen aus
dem grandiosen Scheitern der neoliberalen
Schröder-Ära mit der Agenda-Politik und der
„Neuen Mitte“ zu ziehen wären.

Dies beginnt schon mit dem unterlassenen
personellen Neuanfang der Partei, so dass an
deren Spitze alte Verantwortungsträger der
Schröder-Politik und neue Gesichter wie Sig-
mar Gabriel und Andrea Nahles ein Personal-
tableau bilden. Ein neues, geschlossenes, trei-
bendes und durchsetzungsstarkes Machtzen-
trum der Partei konnte so nicht entstehen.
Vielmehr ziehen Parteispitze, Fraktionsspitze
und Ministerpräsidenten nicht an einem Strang
oder unterwerfen sich einer Spitze. Nirgendwo
ein Ort an der Spitze, wo strategischer Sach-
verstand gesammelt und gebündelt würde. Dies
gibt Kräften Raum, die nicht die Partei nach
vorne bringen, sondern sie daran hindern, die
Gründe der Wahlniederlage und des strategi-
schen Scheiterns der strategischen Linie von
Schröder einzugestehen. Im Gegenteil: Einige
beharren darauf, wie das Positionspapier der
Seeheimer von Januar 2010 (Duin 2010) be-
kundet, einen Zusammenhang zwischen Schrö-
der und dem Absturz in der Wählergunst ab-
zustreiten. Eine nüchterne Aufbereitung der
katastrophalen Wahlniederlage von 2009 kann
so nicht erfolgen. Vielmehr belauern sich die
Flügel der Partei darin, strategische Impulse
allein danach zu bewerten, inwieweit sie eine
Pro- oder Kontrahaltung zur Schröderpolitik
einnehmen.

Der untergründige Stellungskrieg zwischen
den uneinsichtigen Parteirechten und den revi-
sionsoffenen Pragmatikern in der SPD hindert
die Partei bis heute daran, klären zu können,
welchen politischen Kurs sie einzuschlagen
gedenkt und für welche Wählergruppen sie
Politik machen will. Dabei hat der neue Partei-
vorsitzende Gabriel dafür für einen Fingerzeig
gegeben, indem er in einem Spiegel-Interview

(Gabriel 2010: 28) folgendes sagte: „Die SPD
war immer erfolgreich, wenn sie sich sowohl
um die klassischen sozialen Interessen von Ar-
beitnehmern und ihren Familien gekümmert
hat wie um das aufgeklärte und intellektuelle
Bürgertum. Es kann uns eben nicht um irgend-
eine „neue Mitte“ gehen, von der niemand
weiß, wer das eigentlich sein soll.“ Dagegen
gehe es ihm „um die alte Mitte: bildungsorien-
tiert, am sozialen Ausgleich orientiert, auch
leistungsorientiert. Willy Brandt hat die ange-
sprochen, Helmut Schmidt auch. Die müssen
wir zurückgewinnen“.

Strategiefähig machen indessen solche rich-
tungsweisenden Aussagen die SPD in ihrem
gegenwärtigen Zustand noch nicht. Hierfür
müsste zunächst die Führungsfrage eindeutig
geklärt sein. Da die Würfel nicht fallen, lässt
sich jedoch auch nicht die offene strategische
Richtungsfrage klären. Infolgedessen ist die
SPD richtungspolitisch blockiert und setzt
anstelle der Formulierung eines strategischen
Konzepts auf das Klein-Klein der Arbeit an
ressortmäßig aufgegliederten Politikfeldern,
über die sich hochrangig besetzte Kommissio-
nen den Kopf zerbrechen. Auch wenn sie flei-
ßig Kommissionsarbeit betreibt, ist nicht wirk-
lich ausgemacht, auf welchen Feldern die SPD
mit welchen neuen Ansätzen Themenkompe-
tenz und Themenführerschaft zurückgewinnen
will. Für die Oppositionsstrategie bleibt das
nicht ohne Folgen. Denn viel zu erleiden ha-
ben Schwarz-Gelb unter der sozialdemokrati-
schen Opposition nicht, weil die keine klare
Linie verfolgt und sich nicht zu mutigen poli-
tischen Alternativen durchringt. Dafür kommt
sie viel zu handzahm und staatstragend daher,
weil sie sich erst als Regierungspartei a. D.
und jetzt in spe als Oppositionspartei ausbremst.
Sie meint zaghaft, wenn sie sich nur ein biss-
chen anders als die Regierungslinie positioniert,
würde dies in den Augen der Wähler die Un-
terscheidbarkeit der SPD als bessere oppositio-
nelle Kraft befördern. Bemerkenswerterweise
schlägt sie aus der Wählerschwäche der schwarz-
gelben Koalition kein Kapital, weil es an der
oppositionellen Alternative fehlt, mit der es
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die SPD in den Augen der Wähler besser ma-
chen könnte. Auch gegenüber den Grünen
sucht sie angestrengt nach Unterscheidbarkeit
und Unverwechselbarkeit, was ihr aber die
Wählerschaft nicht abnimmt. Für den industri-
ellen Kern Deutschlands einzutreten hat dabei
durchaus Unterscheidbarkeits-Potenzial, wird
aber über einige Bemerkungen von Gabriel
hinaus nicht richtungspolitisch in Konzeptform
gegossen.

Sigmar Gabriel und Andrea Nahles stim-
men in der strategischen Lagebeurteilung über-
ein, dass für den Rückgewinn der Regierungs-
macht zuvor die durch die Schröder-Jahre de-
moralisierte Mitgliederbasis wieder aufzurich-
ten sei (Butzlaff/Micus 2011: 13ff). Deshalb
wurde der nunmehr fünfte Anlauf zu einer
Organisationsreform unternommen, um den
Mitgliedern zur Steigerung ihrer Wertigkeit
größere unmittelbare Mitwirkungsrechte bei
der Elitenrekrutierung und Kursbestimmung
der Partei zuzugestehen. Verquickt wurde die
sich mit den Mitgliederwünschen deckende
„Mehr Demokratie wagen“- Strategie allerdings
mit dem unausgegorenen Versuch, bei der
Auswahl von Kandidaten für öffentliche Spit-
zenämter auch Nichtmitglieder zu beteiligen.
Zudem sollen die Mitwirkungs- und Einfluss-
nahmemöglichkeiten von Nichtmitgliedern bei
der innerparteilichen Politikformulierung erwei-
tert werden.

Diese Öffnungsbestrebungen haben jedoch,
wie zu erwarten war, eine innere Gegenbewe-
gung ausgelöst, die die erhofften Mobilisie-
rungsenergien zur Wiederbelebung der Partei
in die falschen Bahnen lenken. So ist für den
Reformparteitag Ende des Jahres nicht auszu-
schließen, dass auch der fünfte Reformanlauf
scheitert. Verpuffen würde der „die Partei
wieder ernst nehmen“- Versuch, ohne nach
Innen oder Außen einen Attraktivitätsgewinn
für die SPD-Mitgliedschaft zu erzielen. Zudem
wird sich die Mitgliederauszehrung allein durch
mehr unmittelbare Partizipation nicht beheben
lassen. Hier ist nur dann mit Erfolgen zu rech-
nen, wenn die Parteispitze und der Parlaments-
flügel der Partei das Vertrauen der Parteibasis

zurückgewinnen, für die Prinzipien und gemein-
same sozialdemokratische Sache loyal einste-
hen und sich nicht selbstherrlich verselbststän-
digen. Dafür wäre Ideologiearbeit zu leisten.
Doch sind die Spitzen der Partei inhaltlich so
ausgelaugt, dass es ihnen nicht mehr glückt,
unter den Parteimitgliedern durch zündende
Ideen, Visionen, Sinnvermittlung, kurz symbo-
lische Führung Motivation und Begeisterung
für die gemeinsame große Sache der Partei zu
wecken.

Angesichts dieser Lage spricht die weitere
Entwicklung der SPD bis 2013 dafür, dass sie
hier und dort an einem Schräubchen dreht,
ohne in dem, wofür sie steht, einen durchgrei-
fenden Profilierungszugewinn zu erzielen. Dafür
fehlen nicht nur Antworten auf die sich aus-
breitende Oben-Unten-Gesellschaft und die
grassierenden Probleme des gesellschaftlichen
Auseinanderdriftens. Selbst bei ihrem beschä-
digten Markenkern als Partei der sozialen Ge-
rechtigkeit fehlt es an einem glaubwürdigen
Konzept, um die Beseitigung der wachsenden
Gerechtigkeitslücke in Form eines neuen Ge-
sellschaftsvertrags glaubhaft auf ihre Fahnen
schreiben zu können. Insbesondere fehlt es ihr
an einer Strategie, wie sie die von ihr entfrem-
dete prekarisierte Unterschicht wieder zurück-
gewinnen könnte. Sie hat nicht mal ein Mittel
parat, wie sie den Abfluss an Jungwählern und
jüngeren berufstätigen Frauen stoppen könn-
te. Angesichts all dieser unerledigten Schular-
beiten bleibt der Partei nur der Ausweg hin zu
einem wählerwirksamen Personalangebot, was
für 2013 auf einen „Auf den Kanzler kommt
es an“-Wahlkampf abzielen könnte. Denn wie
sich in den demoskopischen Umfragen der letz-
ten Zeit darstellt, punktet die Partei gegen-
wärtig mit ihrem Spitzenpersonal, das von den
Medien bereits zur neuen Troika hochstilisiert
wurde. In der Tat stechen Peer Steinbrück und
Frank-Walter Steinmeier die Bundeskanzlerin
gegenwärtig im Popularitätsrang aus, wobei als
Dritter im Bunde der Parteivorsitzende Sigmar
Gabriel im Zustimmungsniveau zurückfällt.
Steinbrück sonnt sich nach einer temporären
Auszeit in einem Stimmungshoch, weil ihm
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als ehemals angesehener Finanzminister die
Turbulenzen der EU-Krise in die Karten spie-
len. Steinmeier hat menschlich an enormer
Wertschätzung gewonnen, seitdem er seiner
Frau eine Niere spendete. Gabriel ist der „Hans-
dampf“ der Partei, der sich gleichermaßen zu
allen Themen pointiert zu Worte meldet. Dies
tut er impulsiv und mit einiger Sprunghaftig-
keit, so dass die beharrliche Schlagwortbildung
und einprägsame Argumentationslinie zu ver-
bessern wären. Dabei besitzt der neue Partei-
chef über großes intellektuelles und rhetori-
sches Potenzial, um die Partei mitreißen und
im Wahlkampf Anhänger mobilisieren zu kön-
nen. Bleibt das EU-Krisenszenario über 2012
erhalten und setzt synchron eine konjunkturel-
le Talfahrt in Deutschland ein, wird alles auf
eine Kanzlerkandidatur von Peer Steinbrück
hinauslaufen. Das Merkel-Steinbrück-Duell
kommt auf jeden Fall den Medien in ihrem
Personalisierungsstreben und ihrer „horse race“-
Fixierung entgegen. Nur hat die SPD 2013
vor allem ehemalige Stammwählerkreise zurück-
zugewinnen, die durch die Schröder-Politik
vertrieben wurden. Vor diesem Hintergrund ist
das SPD-Spitzentrio nicht breit genug aufge-
stellt, weil es sich bei allen dreien um mehr
oder minder überzeugte Schröderianer handelt.
Hier wäre, wie bei den Bundestagswahlen 1998,
die Rolle des Vorsitzenden Sigmar Gabriel stär-
ker auf die Mobilisierung sozialdemokratischer
Stammwähler auszurichten, um nicht trotz al-
len Medienzaubers das Wahldesaster von 2009
zu wiederholen.

4 | Schluss

Wie sich zeigt, tappen die Parteien nicht hilf-
los und ziellos in den Ungewissheiten der auf
ihnen lastenden Verhältnisse herum, sondern
sie bedienen sich einiger Elemente aus dem
Baukasten des strategischen Handelns. So hat
die Merkel-CDU ihre Lektionen aus dem Wäh-
lerabstieg gelernt und greift auf eine Gesell-
schaftsanalyse zurück, die ihr verdeutlicht, dass
die Verhältnisse fortgeschritten sind und sie
aus der Epoche fliegt, wenn sie nicht zu den

Trägergruppen der Moderne aufschließt. Bei
ihrem daraus resultierenden Modernisierungs-
kurs unterliegt sie jedoch nicht nur einem
selektiven Lagebild, sondern missachtet auch
das elektorale Sammlungs- und Integrations-
gebot, um als Volkspartei eine möglichst breite
Wählerschaft abzudecken. Bei ihrer Gesell-
schaftsdiagnose verkennt sie, dass Gesellschaft
immer Ungleichzeitigkeit repräsentiert, bei der
sich Tradition und Moderne mehr oder min-
der spannungsreich aneinander reiben. Des-
halb kann die CDU als tief in den Traditi-
ons-Milieus verwurzelte konservativ-bürgerli-
che Sammlungspartei das Traditionslager auch
nicht der Vertretungskluft preisgeben. Strate-
gisch verbleibt ihr, um Volkspartei zu blei-
ben, nur der Spagat, um zwischen Tradition
und Moderne zu vermitteln. Balanciert sie in
ihrem Modernisierungskurs diesen Spannungs-
bogen nicht aus, wird sie, wie die Schröder-
SPD, in der Modernisierungsfalle enden. An
der Merkel-CDU lässt sich zugleich exempli-
fizieren, dass sie personell und richtungspoli-
tisch Akteurs- und Strömungsvielfalt abbilden
und organisieren muss, um nicht zum puren,
willenlosen Kanzlerin-Wahlverein zu verkom-
men.

Die SPD wäre froh, wenn es ihr nur um
diese Probleme ginge, weil sie Flügel-Lähmung
im Übermaß zu verkraften hat. Mit ihrer stra-
tegischen Selbstblockade hat sie noch nichts
zu Wege gebracht, was ihr als Voraussetzung
zum Wiedergewinn von Strategiefähigkeit ver-
helfen könnte. Mit ihrer ungeklärten Führungs-
und Richtungsfrage setzt sie für 2013 allein
auf ein Personalaufgebot in der Hoffnung, dass
Steinbrück Merkel übertrumpfen könnte. Nur
wird mit der Entscheidung für diese Spitzen-
person auch die ungeklärte Richtungsfrage
entschieden. Hierdurch kann die Grundlage
für eine erneute Wahlniederlage gelegt wer-
den.

Elmar Wiesendahl ist Professor für Politik-
wissenschaft und Leiter des Fachbereiches So-
zialwissenschaften bei der Führungsakademie
der Bundeswehr in Hamburg.
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Wie strategiefähig ist heute Politik?

Matthias Machnig

In ihrem lesenswerten Buch „Politik braucht
Strategie – Taktik hat sie genug“ schreiben
Ralf Tils und Joachim Raschke: „Auch eine
falsche Strategie ist besser als keine“, denn:
„schon die Bildung einer Strategie zwingt zum
verschärften Nachdenken: über Lage, Optio-
nen, Erfolgsaussichten, Nebenwirkungen. Stra-
tegie ist eine Schule des Realismus. Sie zwingt
zur Auseinandersetzung mit Realitäten, die
wesentlich über Erfolg und Misserfolg entschei-
den.“ (2011: 10).

Betrachten wir die aktuellen Debatten, so
wird deutlich, dass das Fehlen einer konsisten-
ten Strategie kein exklusives Problem etwa der
Sozialdemokratie ist, wie gerne unterstellt wird.

Vielmehr drängt sich der Eindruck auf, dass
Politik in Deutschland heute insgesamt strate-
gie-, konzeptions- und führungslos ist.

1 | Grundprinzipien von Strategie-
fähigkeit

Das oberste Prinzip einer Strategie heißt: ge-
zielte politische Führung, also präzise Regeln,
verbindlichen Abläufe und darauf aufbauende
politischen Planungsprozesse zu organisieren.
Strategie basiert auf Erfahrung, Wissen und
Antizipation sich verändernder gesellschaftli-
cher Bedingungen und zu erwartender Reakti-
onen.

Politische Strategie
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Das politische Handlungsfeld lässt sich als
„Magisches Viereck“ aus kompetenten Personen,
Parteien, Wählern und Medien beschreiben.
Diese Akteure müssen mit ihren widerstreiten-
den Interessen, Stärken und Schwächen in die
politische Strategiebildung einbezogen werden.

Das oberste Ziel politischer Steuerung ist
die Gewährleistung einer längerfristigen struk-
turellen Mehrheitsfähigkeit bei gleichzeitiger
Problemlösungskompetenz. Politische Kommu-
nikation macht Politik sichtbar und erfahrbar,
sie vermittelt Orientierungs-, Vorstellungs- und
Deutungsmuster, sie bietet Werte und Kon-
sensformen an, ermöglicht emotionalen Zugang
und konfrontiert mit Themen. Dabei orien-
tiert sie sich an gesellschaftlichen Konfliktmus-
tern, die sie in Richtungsfragen zuspitzt.

Politische Botschaften müssen dabei sowohl
inklusiv – also die avisierten gesellschaftlichen
Gruppen verbinden – als auch exklusiv sein –
sich also vom politischen Konkurrenten abgren-
zen. Schließlich müssen sie glaubwürdig sein,
beständig wiederholt und auf die Zielgruppen
hin individualisiert werden. Sie müssen perso-
nalisiert und durch die politischen Repräsen-
tanten sowie erkennbaren Symbole verkörpert
werden.

2 | Zur Strategieunfähigkeit der Bundes-
regierung

Die angebliche Wunschkoalition aus CDU/
CSU und FDP entpuppt sich nach nicht einmal
zwei Jahren als eine Koalition des Zerfalls. Die
Bundeskanzlerin Angela Merkel war nie in der
Lage, ein stabiles Zentrum zu organisieren, von
dem aus eine konsistente Politik für dieses Land
entwickelt wurde. Stattdessen regiert die Be-
liebigkeit.

Wenn etwas in dieser Koalition Kontinui-
tät hat, dann der Verlust an inhaltlicher Orien-
tierung, an gemeinsamen Zielen, an Vertrauen
und schließlich an Führungsfähigkeit. Nicht
nur die aktuellen Auseinandersetzungen um die
Energiewende oder die Steuerpolitik zeigen,
dass diese Bundesregierung weder über einen
inneren Kompass noch über handlungsstarke

Persönlichkeiten verfügt. Die Vollbremsung in
der Atomenergie lässt die konservative Stamm-
klientel ratlos zurück, nachdem noch im ver-
gangenen Herbst die Laufzeitverlängerung als
alternativlos dargestellt wurde. Das ständige
Hin und Her in Sachen Steuersenkung beschä-
digt nicht nur die jeweiligen Akteure, die sich
mit neuen Vorschlägen und Dementis übertref-
fen, sondern führt auch die von dieser Regie-
rung mit Verve verfolgte Schuldenbremse ad
absurdum.

Der sogenannte Modernisierungskurs von
Angela Merkel, der innerparteilich immer
umstritten war, reduziert sich dabei auf den
nackten Machterhalt. Die Strategie des Lavie-
rens ist nicht aufgegangen. Sie ist gescheitert.

3 | Das Fünf-Parteien-System hat sich
verfestigt

Was sich über die vergangenen 20 Jahre ange-
deutet hat, ist nun nicht mehr zu leugnen.
Das Fünf-Parteien-System hat sich strukturell
verfestigt. Mit der Partei DIE LINKE und der
FDP bewegen sich zwei Parteien zumeist bei 5
bis 8 Prozent der Wählerstimmen. Dass die
FDP heute sich zuweilen den Spott anhören
muss, bald nur noch die „Fast-Drei-Prozent“-
Partei zu sein, weist darauf hin, dass das Feh-
len einer kohärenten Strategie auch dazu füh-
ren kann, in die außerparlamentarische Oppo-
sition durchgereicht zu werden. Diese Erfah-
rung mussten DIE LINKE und DIE GRÜNEN
bereits machen. Die programmatische und per-
sonelle Substanz reichte jedoch, um den
Wiedereinzug in die Parlamente zu schaffen.
Insoweit wäre es gewiss verfrüht, der FDP das
Totenglöckchen zu läuten.

Die politische Zustimmung für DIE GRÜ-
NEN hat sich zwischen 15 und 20 Prozent
etabliert. Die Wahlergebnisse bei den Land-
tagswahlen haben aber deutlich gemacht, dass
Stimmungen auch für DIE GRÜNEN nicht
immer Stimmen bedeuten.

Die Sozialdemokratie hat sich nach den ent-
täuschenden Wahlergebnissen der Bundestags-
wahl und aus den verschiedenen Landtagswah-
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len bundesweit auf 25 bis 30 Prozent konsoli-
diert. Die Regierungsbeteiligungen, die sie 2010/
2011 erreichte, resultierten jedoch nicht aus
überdurchschnittlichen Gewinnen in der Wäh-
lergunst, sondern ergaben sich aus der politi-
schen Gemengelage. In Nordrhein-Westfalen
reichte es nur zu einer Minderheitsregierung
mit DIE GRÜNEN, in Baden-Württemberg
wurde die SPD gar nur ihr Junior-Partner. In
Sachsen-Anhalt retteten sie sich als dritte Kraft
in eine Koalition mit der CDU und in Rhein-
land-Pfalz führen sie knapp als stärkste Partei
vor der CDU eine Koalition mit DIE GRÜ-
NEN. Lediglich in den Stadtstaaten zeigte sich
die SPD stabil mit Aufwärtstrend in Hamburg
nach einem gescheiterten schwarz-grünen Expe-
riment und mit einem deutlich gestärkten Juni-
orpartner DIE GRÜNEN in Bremen.

CDU/CSU büßen ihr Profil als wertorien-
tierte Sammlungsbewegung rechts der Mitte
zunehmend ein. In den großen Städten ran-
giert die Union mittlerweile – mit wenigen
Ausnahmen – als Partei auf dem zweiten oder
dritten Platz. In Berlin droht sie sogar auf Platz
vier zu fallen. Gleichwohl kommt sie in Um-
fragen bundesweit auf Zustimmungsraten von
rund 30 Prozent, was einerseits an der dauer-
haften Schwäche des bürgerlichen Koalitions-
partners FDP liegt, andererseits es auf der rech-
ten Seite des politischen Spektrums keine ge-
sellschaftlich anerkannte Konkurrenz gibt, die
in der Lage wäre, den Unmut in der konserva-
tiven Wählerschaft zu bündeln.

Das Fünf-Parteien-System führt zu unüber-
sichtlichen Mehrheits- und Koalitionskonstel-
lationen. Dass DIE GRÜNEN den Minister-
präsidenten in einer Koalition mit der SPD in
Baden-Württemberg stellen, wäre vor wenigen
Jahren genauso undenkbar gewesen wie die
Tatsache, dass ernsthaft diskutiert wird, wen
diese Partei als Kanzlerkandidaten nominiert.
Auch wenn das schwarz-grüne Intermezzo in
Hamburg letztlich personengebunden und in-
haltlich unzureichend grundiert war, sind künf-
tig Koalitionen zwischen einer geschwächten
Union und einer auch im bürgerlichen Milieu
angekommenen grünen Partei denkbar.

Auf der anderen Seite bieten sich für die
SPD Koalitionsmöglichkeiten mit allen Partei-
en des parlamentarischen Spektrums. Die Vor-
behalte gegen Koalitionen mit der Partei DIE
LINKE sind zwar weiterhin ernst zu nehmen –
zumal in Westdeutschland. In den ostdeutschen
Ländern haben Koalitionen aber ihre Tragfä-
higkeit nachgewiesen. Koalitionen aus SPD und
DIE GRÜNEN sind überraschungsfrei, sieht
man vom Sonderfall Baden-Württemberg ab.
Koalitionen mit der CDU funktionieren leid-
lich und mancher politische Kommentator er-
innert sich zuweilen wehmütig an die vergan-
gene Bundesregierung.

Das Neue und Entscheidende ist aber, dass
es sich bei diesen Koalitionen immer seltener
um „Wunschkonstellationen“ oder strategisch
ausgerichtete Koalitionen handelt. Wir werden
uns an die Tatsache gewöhnen müssen, dass es
nach einer Wahl längere Phasen der politischen
Sondierung zwischen den Parteien geben wird
und letztlich auch eine Regierung, die vorher
so niemand auf der Rechnung hatte.

4 | Zur Strategiefähigkeit der Parteien

Alle Parteien scheinen in dieser neuen politi-
schen Gemengelage nur unzureichend ange-
kommen. Ihre Strategie – so es sie überhaupt
gibt – erscheint situativ und lebt von der sprich-
wörtlichen Hand in den Mund.

Der Versuch der CDU, sich 2005 aus der
Opposition heraus mit dem Leipziger Partei-
tag als konservativ-marktliberale Kraft der rech-
ten Mitte strategische Vorteile zu verschaffen,
war blauäugig, weil sie so in die gesellschaftli-
che Mitte hinein Anschlussfähigkeit verlor und
sich auf die FDP als einzigen Bündnispartner
einer künftigen Regierung kaprizierte. Der Weg
in die Koalition mit der SPD und die erste
Kanzlerschaft Merkels führte zu einem erheb-
lichen Maß an Zweifel in der Anhängerschaft
und begünstigte schließlich auch das Erstar-
ken der FDP bei den Wahlen 2009. Das inhalt-
liche Fundament von 2005 ist heute ebenso
erodiert wie die personelle Aufstellung, die
durch den Rückzug profilierter konservativer
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Persönlichkeiten wie Friedrich Merz und Ro-
land Koch sowie den Verlust weiterer Minis-
terpräsidenten verschärft wurde. Auch wenn
der Vorwurf einer „Sozialdemokratisierung der
CDU“ im programmatischen Kern nicht
stimmt, so zeigt er doch, dass die Vertrauens-
basis in den konservativen Grundfesten der
CDU weithin erschüttert ist.

Die FDP wird dabei zu einer dauerhaften
Belastung des schwarz-gelben Lagers. Gemes-
sen an der Zuschreibung in Umfragen wird sie
zwar als die „mittigste“ aller Parteien benannt
(60 Prozent zu jeweils 37 Prozent für CDU
und SPD), hat aber gleichzeitig ihre program-
matische Strahlkraft durch die Fixierung auf
die Steuerpolitik verloren. Die programmati-
schen Schnittstellen zu anderen grundsätzlich
denkbaren Koalitionspartnern wie SPD oder
DIE GRÜNEN wurden ausgedünnt. Eine Ko-
alition der SPD mit der FDP wird heute weder
von den WählerInnen gewünscht, noch hätte
sie überhaupt eine eigene Mehrheit.

Demgegenüber haben DIE GRÜNEN ihre
Koalitionsoptionen erweitern können, auch
wenn das schwarz-grüne Bündnis in Hamburg
gescheitert ist – denn das Scheitern wird
zumeist der CDU angelastet. Sie profitieren
vom Zeitgeist und bewegen sich auf der Welle
der Trendmeinung. Diese Autosuggestion geht
sogar soweit, dass 19 Prozent der WählerIn-
nen der Meinung sind, dass sie bei der letzten
Bundestagswahl DIE GRÜNEN gewählt ha-
ben, obwohl das Ergebnis 10,7 Prozent war!1

Diese Glaubwürdigkeit steht jedoch in dem
Maße auf dem Spiel, wie die Partei gezwun-
gen ist, in Regierungsverantwortung in Baden-
Württemberg das von ihren Anhängern abge-
lehnte Großprojekt Stuttgart21 doch umset-
zen zu müssen. Und dass man sich im Saar-
land in einer zweifelhaften Koalition mit CDU
und FDP befindet, ist auch kein Beweis für
Konsequenz.

Dazu kommt, dass dieser positiven Entwick-
lung weniger programmatische Grundüberzeu-
gungen der WählerInnen zugrunde liegen. Sie
resultiert aus Protestwahlverhalten. Während
in einer Allensbach-Umfrage nur 36 Prozent

der potenziellen Grün-WählerInnen sagen, dass
DIE GRÜNEN für sie die beste Partei sei,
stimmen 49 Prozent der Gegenposition zu, dass
ihnen aus Enttäuschung über andere Parteien
nichts anderes übrig bleibe, als DIE GRÜNEN
zu wählen. Die aktuelle Zustimmung ist also
sehr fragil und könnte wie ein Kartenhaus zu-
sammenfallen, wenn auch DIE GRÜNEN als
eine beliebige, nach allen Seiten offene Partei
wahrgenommen werden.

Insoweit steht die grüne Partei heute vor
einer Richtungsentscheidung, ob sie sich
weiterhin einem rot-grünen Fortschrittslager
zurechnen oder als mittige Partei des ökolo-
gisch aufgeklärten Bürgertums das Erbe der
programmatisch wie personell ausgelaugten FDP
antreten will. Sie geht diese Richtungsfrage
aber nicht an, sondern hält still oder versucht,
sie mit einer Diskussion über einen eigenen
Kanzlerkandidaten zu überdecken.

Rein rechnerisch hätte ein rot-grünes Fort-
schrittslager – zumindest den Umfragen der
letzten Monate nach – eine stabile parlamenta-
rische Mehrheit und unter Einbeziehung der
Partei DIE LINKE gibt es derzeit eine stabile
Mehrheit von ca. 60 Prozent jenseits von
schwarz-gelb.

Dass diese Mehrheit nicht politisch wirk-
sam wird, liegt auch daran, dass die Partei DIE
LINKE aus ihrer politischen Selbstbeschäfti-
gung nicht herausfindet. Sie ist weder in der
Lage, eigene positive Themen zu setzen, noch
hat sie an ihrer Spitze Personal, das in der
Lage wäre, glaubwürdig innerparteiliche Kon-
troversen produktiv aufzulösen. Die Kluft zwi-
schen „Ost“ und „West“ ist in keiner Partei so
stark ausgeprägt wie in der Partei DIE LIN-
KE. Während sie in Ostdeutschland in fast alle
Richtungen koalitionsfähig ist, steht sie in
Westdeutschland für einen strammen „Anti“-
Kurs – gegen jede Regierungsbeteiligung und
immer auch ausdrücklich gegen die Sozialde-
mokratie. Diese machtpolitische Indifferenz
führt zur politischen Handlungsunfähigkeit
und macht es auch für SPD und Grüne kaum
möglich, dort bundespolitisch einen stabilen
und verlässlichen Koalitionspartner zu suchen.

Matthias Machnig
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Aber auch die SPD ist gegenwärtig rich-
tungspolitisch indifferent. Sie ist jedoch die
einzige Partei, die tatsächlich in der Lage ist,
mit allen anderen demokratischen Parteien
Koalitionen zu bilden und zu regieren – sei es
als erste oder zweite Kraft oder auch, wie in
NRW, ohne eigene Mehrheit. Diese Indiffe-
renz hat aber eine deutlich Schattenseite, denn
in ihr verschwimmt das programmatische Pro-
fil, was sich auch daran erkennen lässt, dass es
der SPD weniger als der anderen Parteien ge-
lingt, ihr WählerInnen-Potenzial auszuschöpfen:
etwa 51 Prozent aller WählerInnen können sich
grundsätzlich vorstellen, SPD zu wählen –
davon hat aber bei den letzten Bundestagswah-
len nicht einmal jeder Zweite tatsächlich auch
SPD gewählt.

5 | Regierungswechsel 2013 – aber wer
stellt die richtigen Richtungsfragen?

Wer als Sieger aus den Bundestagswahlen 2013
hervorgehen wird, ist heute noch nicht sicher.
Dass es eine andere Koalition als die aktuelle
sein wird, ist aber höchst wahrscheinlich. In
zwei von drei denkbaren Konstellationen könnte
die SPD in der Regierung sein – rot/grün ist
nach den aktuellen Umfragen die wahrschein-
lichere, schwarz/rot die unwahrscheinlichere
und ungewolltere Koalition. Selbst schwarz/
grün – also eine Regierung ohne SPD – ist
nicht gänzlich ausgeschlossen. Dass die FPD
von den WählerInnen in die Opposition ge-
schickt wird, dürfte ebenso wahrscheinlich sein
wie das Fehlen der Partei DIE LINKE in einer
Bundesregierung 2013.

Doch alle heutigen Farbenspiele sind mü-
ßig, wenn es nicht gelingt, die richtigen Rich-
tungsfragen zu stellen und für die WählerIn-
nen überzeugend zu beantworten, programma-
tisch, personell und in der politischen Kampa-
gne.

Wenn die Sozialdemokratie Lehren beispiels-
weise aus der erfolgreichen Wahl in Hamburg
ziehen will, so die, dass Wahlen nicht in einer
imaginären Mitte gewonnen werden, sondern
dann, wenn ein eigenes Politik- und Deutungs-
angebot gemacht wird. Die Wahlauswertung

in Hamburg (Mikfeld/Schmidt 2011) hat ge-
zeigt, dass:

• 62 Prozent der Wähler angaben, die SPD
nehme die Sorgen der „kleinen Leute“
ernst.

• sie die größten Zuwächse bei Arbeitern,
Angestellten und Beamten sowie bei Rent-
nern verzeichnete.

• sie bei allen Arbeitnehmergruppen knapp
über 50 Prozent lag, bei den Arbeitern sogar
bei 57 Prozent.

Bei den Bundestagswahlen 2009 verlor sie im
Vergleich zu 1998 jedoch zehn Millionen Stim-
men und hatte sich damit faktisch halbiert. Im
Vergleich zu 2005 verlor sie sechs Millionen
Wählerinnen und Wähler – und zwar in alle
Richtungen. Und das Dramatischste für die
einstige Fortschrittspartei SPD war: Beim The-
ma Zukunfts- und Erneuerungskompetenz führ-
te die CDU im Bundestagswahl 2009 eindeu-
tig mit 42 Prozent gegenüber der SPD mit 21
Prozent (Machnig 2010).

Ähnlich verheerend waren die Ergebnisse
aus einer Befragung der SPD-Ortsvereine in
2010. Ihrer eigenen Partei attestierten die Ak-
tiven

• fehlende Ausstrahlung;
• Profil- und Farblosigkeit;
• Entfremdung der Partei von Mitgliedern

und Bevölkerung;
• Kompetenzverlust in der Sozial- und Ar-

beitsmarktpolitik und
• zu große Selbstbeschäftigung.

Eine Partei, die offensichtlich so wenig an sich
selbst glaubt, muss neues Selbstbewusstsein
aufbauen, indem sie sich einerseits auf ihre
Kernüberzeugungen besinnt, andererseits die-
se zeitgemäß interpretiert und mit einer Stra-
tegie verbindet.

6 | Die SPD als Partei des Neuen
Fortschritts

Die Sozialdemokratie war immer die Partei der
(Selbst-)Aufklärung, die für den Austritt aus
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der gesellschaftlichen Unmündigkeit durch
Selbsterkenntnis und -organisation stritt. Die
Sozialdemokratie war immer die Partei der
Arbeit, der gesellschaftlichen Wertschöpfung
als Grundlage für sozialstaatliche Absicherung
des individuellen Aufstiegs und individueller
Absicherung. Und die Sozialdemokratie hatte
nicht erst mit dem Berliner Grundsatzpro-
gramm 1989 erkannt, dass die Sicherung der
natürlichen Grundlagen eine globale Überle-
bensfrage, „Ökologie“ und „Ökonomie“ mithin
kein unauflösbarer Widerspruch sein dürfen.

Das „zentrale Versprechen“ des sozialdemo-
kratisch geprägten Sozialstaates der 1960er und
1970er Jahre war, dass gesellschaftlicher Auf-
stieg und eine wachsende Beteiligung am ge-
sellschaftlichen Reichtum für alle möglich war
– durch Arbeit, Bildung und demokratische
Beteiligung. Dieses Versprechen wird heute
immer weniger wirksam. Trotz der höchsten
Beschäftigtenquote seit Gründung der Bundes-
republik liegt die Beschäftigungslücke noch bei
fast 4 Millionen und die offizielle Arbeitslo-
sigkeit bei ca. 2,9 Millionen Menschen. Die
Zahl der prekären Beschäftigungsverhältnisse
– also Zeit- und Leiharbeit und geringfügige
Beschäftigung – macht den Löwenanteil am
Beschäftigungszuwachs aus und betrifft etwa
ein Viertel der Beschäftigten. Der Zusammen-
halt der Gesellschaft droht auseinander zu bre-
chen.

Nur wenn es der Sozialdemokratie wieder
gelingt, die Vorstellung einer besseren Gesell-
schaft in den Fokus der politischen Auseinan-
dersetzung zu rücken, kann sie die durchaus
vorhandene Bereitschaft der WählerInnen, sie
zu unterstützen, auch wirksam werden lassen.

Die zentrale Botschaft lautet deshalb: Die
Sozialdemokratie muss wieder mehr Politik und
Demokratie wagen. Sie muss die Herausforde-
rung annehmen, die entscheidenden politischen
Richtungsfragen zu stellen und damit ihre
Grundüberzeugungen in politische Forderun-
gen zuzuspitzen. Sie muss sich an die Spitze
einer neuen Fortschrittsbewegung stellen.

Der Neue Fortschritt muss zu einem Hoff-
nungs- und Zukunftsprojekt werden, für das

es sich lohnt, in die politische Auseinanderset-
zung einzutreten. Der Neue Fortschritt grenzt
sich ab von den konservativen Vorstellungen,
dass es ausreiche, nur das Bestehende zu pfle-
gen und weiterzuentwickeln. Er grenzt sich ab
von der liberalen Vorstellung, dass die Hoff-
nung auf Aufstieg und gesellschaftliche Betei-
ligung über einen Markt geregelt wird. Er
grenzt sich ab von grünen Vorstellungen, die
aus einer materiell gesicherten Position den
Verzicht predigen. Er grenzt sich ab von „lin-
ken“ Vorstellungen, die darin verharren, das
Leid zu beklagen, statt entschlossen für eine
Verbesserung der Verhältnisse zu kämpfen.

Wo der Fortschritt keine Hoffnung, kei-
nen Wohlstand für alle, nicht mehr Lebens-
qualität und Teilhabe ermöglicht, sind Demo-
kratie- und Fortschrittskonflikte unvermeidlich
und mit der Konsequenz einer weiteren Desin-
tegration unserer Gesellschaft verbunden.

Es ist Zeit für die Sozialdemokratie, auf
dieser Grundlage eine Strategie zu entwickeln,
denn der Neue Fortschritt ist nötig – und er
ist möglich.

Matthias Machnig ist Thüringer Minister
für Wirtschaft, Arbeit und Technologie.

Anmerkung
1Dazu etwa Thomas Petersen: Mit dem

Zeitgeist im Rücken. Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 24.11.2010, 5.
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Anfang August 2011 liegen Bündnis 90/Die
Grünen im renommierten „Deutschlandtrend“
der ARD bundesweit bei 23 Prozent. Zusam-
men mit der SPD kommen sie auf eine Umfra-
ge-Mehrheit von 51 Prozent, so viel wie seit
elf Jahren nicht mehr. 23 Prozent der Stim-
men bedeuteten, wenn denn aus der Umfrage
ein entsprechendes Wahlergebnis würde, mehr
als 150 Grüne Sitze im Bundestag. Derweil
weist, ebenfalls Anfang August, Cem Özde-
mir noch einmal die Frage nach einem mögli-
chen Grünen Kanzlerkandidaten zurück,
jedenfalls für die Zeit, in der sie sich noch
nicht stellt. Später wird man weiter sehen und
sicher allem gewachsen sein.

1. | Könnte es den Grünen besser
gehen? Wieso geht es ihnen eigent-
lich, wie es ihnen geht?

Es ist viel zusammen gekommen, um den nun
schon über ein Jahr dauernden Grünen Hö-
henflug möglich zu machen. Da mischen sich
Ergebnisse grundlegender Verschiebungen mit
Erfolgen guten politischen Handwerks, mit
politischen Konjunkturen und – schlicht – dem
Glück der Tüchtigen. Diese Mischung hat sich
noch nicht gesetzt. Es ist keineswegs sicher,
dass alle Ingredienzien auf Dauer zur Verfü-
gung stehen werden, von denen die Fortset-
zung des Erfolgsweges abhängt. Über einen
eventuellen Grünen Wahlerfolg 2013 lassen sich
deshalb aus der aktuellen Lage nur begrenzt
Prognosen ableiten. Zwischen 15 Prozent und
25 Prozent ist alles möglich. Aber für eine
Partei, deren Allzeithoch bei einer Bundestags-
wahl bisher unter 11 Prozent lag, 2009 erreicht,
bedeutete selbst ein Wahlergebnis 2013 im
unteren Bereich dieser Spannbreite eine quali-
tative Veränderung. Bündnis 90/Die Grünen
sind keine kleine Partei mehr, sondern sie sind

zu einer mittelgroßen Partei geworden. Zu ei-
ner mittelgroßen Partei, die im optimalen Fall
in der Lage sein kann, mit Union und SPD
einen Dreikampf auf Augenhöhe um die poli-
tische Hegemonie im Land auszutragen.

1.1 | Vier Gründe für das „Hoch“

Der aktuelle Grüne Erfolg in Umfragen und
Wahlen begann nicht plötzlich, sondern er kam
sozusagen mit Anlauf. Bereits seit einigen Jah-
ren haben Bündnis 90/Die Grünen in zahlrei-
chen Wahlen auf Landesebene zugelegt. In je-
der Landtagswahl hatte das natürlich immer
spezifische Gründe. Aber es gab dabei auch
wichtige Gemeinsamkeiten. Vier will ich her-
vorheben.

(1) Der seit 2005 entwickelte und 2008
schließlich innerparteilich von allen Seiten un-
terstützte Kurs Grüner Eigenständigkeit hat
die Partei aus dem Prokrustesbett des soge-
nannten „linken Lagers“ befreit, ohne in in-
haltliche Beliebigkeit oder gar politische Äqui-
distanz gegenüber Union und SPD zu verfal-
len; die größere programmatische Nähe zur
SPD blieb eindeutig. Mit dem Kurs Grüner
Eigenständigkeit wurde Grüne Verlässlichkeit
aber nicht mehr in erster Linie mit Antworten
auf die Frage: „Mit wem koaliert Ihr?“ ver-
knüpft, sondern mit möglichst klaren Antwor-
ten auf die Frage: „Was werdet Ihr tun, wenn
Ihr regiert?“ In der Aussage: „Wir sind keine
Bindestrich-Grünen!“, nicht rot-grün oder
schwarz-grün, sondern Grün, wurde de facto,
ohne dass das oft so genannt worden wäre, die
Perspektive eines Grünen Lagers eröffnet. Die-
ser Kurs stärkte Grünes Selbstbewußtsein. Aus
dieser Haltung heraus ließ sich die Diskussion
etwa in Hamburg darauf lenken, was bei einer
schwarz-grünen Koalition erreicht werden müs-
se, statt darauf, ob sie denn überhaupt sein

Wie geht’s Grün?
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dürfe. Und als in Hamburg das schwarz-grüne
Bündnis zerbarst, geschah das nicht deswegen,
weil es nie hätte begonnen werden dürfen,
sondern weil es nicht (mehr) liefern konnte,
was Grüne (sich) versprochen hatten. Der Kurs
Grüner Eigenständigkeit öffnete auch Stück
für Stück Türen zu Grün für Menschen aus
dem selbsterklärten „bürgerlichen“ Lager. Kam
der Grüne Zuwachs in Wählerwanderungsana-
lysen früher lange zehnmal so stark von ehe-
maligen SPD-WählerInnen wie von ehemaligen
Unions-WählerInnen, so war bei der Landtags-
wahl 2011 in Baden-Württemberg das Verhält-
nis etwa 1:3 (Union:SPD).

(2) Grüne in verschiedenen Bundesländern
verankerten sich dort ziemlich systematisch in
den spezifischen politischen und gesellschaftli-
chen Kulturen, und sie brachten eine gute
Anzahl von Führungspersönlichkeiten auf Län-
derebene hervor, die in unterschiedlicher Wei-
se die Kombination von Grün und Heimat
hervorragend personifizierten und mit ihrer
persönlichen Ausstrahlung weit über den sonst
erreichbaren Bereich hinaus wirkten. Zu nen-
nen wären etwa der verstorbene Sepp Daxen-
berger in Bayern, Winfried Kretschmann in
Baden-Württemberg, Tarek Al Wazir in Hes-
sen, Eveline Lemcke in Rheinland-Pfalz, Karo
Linnert in Bremen, Sylvia Löhrmann in NRW,
Antje Hermenau in Sachsen, Robert Habeck
in Schleswig-Holstein, Axel Vogel in Branden-
burg. Die Kandidatur von Renate Künast in
Berlin gehört auch in diese Reihe.

(3) Thematisch haben sich Grüne in den
letzten fünf Jahren verstärkt um Bildungspoli-
tik und Wirtschaftspolitik gekümmert. Beides
hat das dominierende Grüne Kompetenzprofil
in den Bereichen Umwelt, Energie und Klima,
Soziales, Bürgerrechte, Integration ergänzt und
damit Grüne Attraktivität erhöht. Damit soll
nicht behauptet werden, dass besonders viele
Menschen Grüne wegen ihrer Wirtschaftspoli-
tik wählten. Aber ein verstärktes wirtschafts-
politischen Engagement erleichterte es denen,
die Grüne aus Gründen der Umwelt- und En-
ergiepolitik schon lange gewählt hätten, aber
durch Skepsis bezüglich der klassischen „bread

and butter issues“ gebremst wurden, dann doch
den Schritt zu Grün zu tun. Mit dem Konzept
des „Green New Deal“, das sich die Partei
erstmals 2008 zu eigen machte und das mak-
roökonomische, industriepolitische und sozia-
le Fragen verknüpft, gelang es, einen breiteren
Bogen für eine eigene ökonomische Reform-
politik zu spannen und damit gerade in der
Phase der Wirtschafts- und Finanzkrise einen
wirtschaftspolitischen Alternativdiskurs zu er-
öffnen, dem weder SPD oder Linkspartei noch
Union oder FDP etwas Ebenbürtiges entge-
genzusetzen hatten. Ansatzweise ging der
„Deutschlandplan“ Steinmeiers 2009 in eine
vergleichbare Richtung, aber die SPD begriff
diesen nie als eine wirkliche Chance. In der
Bildungspolitik war die Verknüpfung von indi-
vidueller Förderung der Kinder und längerem
gemeinsamem Lernen ein erfolgreicher Kurs.
Die Fehler, die in diesem Bereich in Hamburg
gemacht wurden, brachten das Thema sehr ins
Stocken. Erst die flexiblere Schulpolitik Syl-
via Löhrmanns in NRW konnte den Schaden
begrenzen und erneut Vertrauen begründen.

(4) Die Bundesführung von Bündnis 90/
Die Grünen würde möglicherweise den stren-
gen politologischen Kriterien nicht entsprechen,
nach denen Raschke/Tils (2011) die Existenz
eines strategischen Zentrums bemessen. Aber
sie hat, mit Ausnahme des Afghanistan-Son-
derparteitages 2007 in Göttingen, bei dem die
Führung zerstritten auftrat und dafür abge-
straft wurde, ein hohes Maß an Geschlossen-
heit und gegenseitige Loyalität nach außen an
den Tag gelegt. Manche Umfragen beschei-
nigten den Grünen sogar höhere Geschlossen-
heit als allen Konkurrenten. Die Rückkehr der
Grünen in die Opposition 2005 brachte nicht
die Rückkehr in die alten Strömungskriege.
Die personelle Vielfalt in der Führung – Rena-
te Künast, Claudia Roth, Cem Özdemir und
Jürgen Trittin sprechen ja durchaus unterschied-
liche Milieus von WählerInnen besonders posi-
tiv an – erwies sich als Stärke auf der Basis der
Tatsache, dass die generelle Richtung nicht
grundsätzlich streitig war. Strategiebildung bei
den Grünen muss ohnehin teilweise mit ande-
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ren Kriterien beurteilt werden als bei anderen
Parteien, weil die starke Einflussnahme durch
die Parteibasis auf Parteitagen bei anderen Par-
teien keine Entsprechung findet. Auch zwei
Spitzenkandidaten, die sich darin völlig einig
sind, können, so geschehen vor dem Sommer
2009, nicht gegen die Basis eine Ampel-Koali-
tions-Perspektive ins Spiel bringen. Umgekehrt
zeigt der Sonderparteitag 2011 zum Atomaus-
stieg, wie die ernsthafte öffentliche Debatte
mit der Parteibasis ein hohes Maß an Geschlos-
senheit schaffen kann, wo zahlreiche Kommen-
tatoren noch kurz vorher von drohenden Zer-
reißproben schwadronierten. Pointiert könnte
man vielleicht sagen: Was derzeit den Grünen
abgeht, weil sie nicht auf eine Person zuspit-
zen, das gleichen sie an Führungsfähigkeit
dadurch aus, dass sie ihre innerparteiliche De-
mokratie ernst nehmen.

2 | Grüne Botschaftsdisziplin

Es ist also, seit die Grünen aus der Bundesre-
gierung ausscheiden mussten und auch noch
Joschka Fischer von Bord ging, einiges richtig
gemacht worden, was zu Grünem Zuwachs
beigetragen hat. Allerdings wäre der Sprung
über die 20-Prozent-Marke wohl kaum ohne
die aktive Mithilfe der politischen Konkurrenz
so schnell gelungen.

Die SPD, die zur Bundestagswahl 2009 so
tat, als seien die Kontroversen um die Schrö-
der-Politik längst in den Bereich der Ur- und
Frühgeschichte verwiesen worden, wurde tat-
sächlich durch ihre innere Zerrissenheit
weiterhin massiv behindert. Ihre Marke
„Sozial“ ist nach wie vor beschädigt. Erst Olaf
Scholz in der besonderen Situation der Ham-
burg-Wahl schaffte es, wieder klar über das
SPD-25-Prozent-Milieu hinaus attraktiv zu er-
scheinen. Bisher steht er damit allein. In NRW,
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz re-
giert die SPD trotz schlechter Ergebnisse. Eine
geschwächte SPD ließ Platz für Grün.

Schwierigkeiten mit der Pflege ihrer tradi-
tionellen Marken – „Christlich“ und „Liberal“
– haben auch die Parteien der Regierungskoa-

lition. Dazu kommt schlechtes Handwerk an-
gesichts enormer Herausforderungen. Es wür-
de langweilen, die lange Liste von Fehlleistun-
gen, die mit „Mövenpick“ beginnen, hier noch
einmal aufzuzählen. Einzeln sind viele davon
so oder anders erklärbar. Aber insgesamt er-
gibt sich das feste Bild grandioser Orientie-
rungslosigkeit und weitgehenden Sinnverlustes.
Dass Bundeskanzlerin Angela Merkel etwa in
der Europa-Krise immer lange und entschie-
den „Nein“ sagt, bis sie dann zuletzt ein biss-
chen „Ja“ sagt, zerstört unendlich viel politi-
sches Kapital.

Die Linkspartei hat sich, seit Oskar Lafon-
taine ihre ostdeutschen Realos mit Gregor Gysis
Hilfe besiegte und dann überforderten Diado-
chen Platz machte, auf den Weg einer quälen-
den Zersetzung begeben.

Gegenüber dieser Konkurrenz konnten die
Grünen schon dadurch glänzen, dass sie nichts
falsch machten. Doch dann verhalf Angela
Merkel den Grünen mit der wahnwitzigen
Entscheidung für den Ausstieg aus dem Atom-
ausstieg im „Herbst der Entscheidungen“ noch
zu einer dreifachen Chance: der Chance, für
die Mehrheit der Menschen im Lande zu spre-
chen, die keine Laufzeitverlängerung wollten;
der Chance, parlamentarische Arbeit mit Be-
wegungspolitik zu verbinden und damit the-
matisch und sozial Raum zu gewinnen; und
vor allem der Chance, zu zeigen, dass es eine
Partei gibt, deren Markenkern, deren „brand“
intakt ist, die zu ihren Kernwerten unverbrüch-
lich steht, bei der man weiß, was man hat und
bekommt.

Die Grünen haben diese Chance genutzt.
Sie haben dabei eine Botschaftsdisziplin entwi-
ckelt wie sonst zuletzt nur Lafontaines Linke
vor der Bundestagswahl 2009. Eine ähnliche
Chance bot die Union dann nochmal, in be-
grenzterem Umfang, im Zusammenhang mit
Stuttgart 21. Wohlgemerkt: Hätten die Grü-
nen nicht vorher schon über 30 Jahre für den
Atomausstieg und die Wende zu den Erneu-
erbaren Energien gekämpft und hätten sie nicht
vorher schon 15 Jahre Stuttgart 21 kritisiert,
sie hätten nicht eine so hohe Durchschlags-
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kraft entwickeln können. Die Union versuch-
te einerseits, mit dem Vorwurf der „Dagegen“-
Partei zu punkten, stärkte andererseits die
Grünen aber dadurch, dass sie sie zu Haupt-
gegnern adelte. Das Ringen zwischen Union
und Grünen stand unentschieden, an sich schon
bemerkenswert! Die Grünen lagen in Umfra-
gen bei 20 Prozent, als Fukushima zum Syno-
nym für Katastrophe wurde. Nach Fukushima
war die „Dagegen“-Partei offenkundig im Recht
– und Angela Merkel konnte sich nur noch
aussuchen, wie sie verlieren wollte, schnell und
unglaubwürdig oder quälend und sich selbst
lähmend.

3 | Grüne geben Richtung

Manche Kommentatoren rechnen nun damit,
dass die Themenkonjunktur für die Atompoli-
tik abflaut und das baden-württembergische
S21-Hoch sich sogar zu einer Belastung für
Grün wandeln wird. Deswegen sagen sie ab-
nehmende Grüne Ergebnisse voraus. Zugege-
ben, das ist möglich. Selbstverständlich ist es
nicht.

Die Grünen haben in der Atompolitik his-
torisch Recht behalten. Der Sonderparteitag
hat das festgeschrieben. Alle Parteien haben
das nolens volens quittiert. Das Thema wird
gewiss konjunkturell an Aufmerksamkeit ver-
lieren, aber jeder kleine, regionale Konflikt um
die Umsetzung des Atomausstiegs aktualisiert
erneut den größeren Zusammenhang. Zudem
ist Grüne Energiepolitik auch profilierte Ein-
stiegspolitik in die Erneuerbaren Energien.
Schließlich aber, und das ist von enormer stra-
tegischer Bedeutung: Mit dem durchgesetzten
Atomausstieg haben sich die Grünen als Partei
erwiesen, die in der Lage ist, in einer Frage
von zentraler ökonomischer und politischer
Bedeutung gegen massivste Widerstände dem
Land eine zukunftsfähige Richtung zu weisen.
Das bedeutet ein riesengroßes Pfund angesichts
der allgemeinen Suche nach Richtung! Grüne
haben sich in einer langen, fundamentalen
Auseinandersetzung als vertrauenswürdig erwie-
sen. Dadurch sind sie in eine andere Liga auf-

gestiegen. Oder, um es im Bild von einer Fuß-
ballmannschaft zu sagen, sie kommen jetzt als
Führungsspieler in Betracht. Das kann ein Auf
und Ab von Themenkonjunkturen mehr als
ausgleichen.

Mit Blick auf Stuttgart 21 hängt viel dar-
an, wie der weitere Konflikt formatiert wird.
Bleibt es eine Ja-Nein-Frage zu einem konkre-
ten Projekt, haben Grüne nichts zu gewin-
nen. Gelingt es aber, den Fokus darauf zu
setzen, dass in einer Demokratie das Volk
aktiv und angemessen beteiligt werden muss
und gegebenenfalls auch ein Urteil zu spre-
chen hat, und kann Ministerpräsident Kretsch-
mann das mit seinem Grundthema der „Poli-
tik des Gehörtwerdens“ verbinden, dann müs-
sen die Grünen daran keinen großen Schaden
nehmen.

Umgekehrt erwächst Grün aus der domi-
nierenden Rolle in der Stuttgarter Landesre-
gierung neues Potential. Winfried Kretschmann
hat im neuen Amt etwa zur Automobilindus-
trie noch nichts gesagt, was Grüne nicht vorher,
ihn selbst eingeschlossen, schon sehr oft ge-
sagt hatten. Weil er es aber jetzt als Minister-
präsident sagt, trägt der Schall weiter. Bun-
desweit. Natürlich hat auch Jürgen Trittin als
Umweltminister de facto Wirtschaftspolitik
gemacht. Aber nun haben Grüne mit Kretsch-
mann und Eveline Lemcke in Mainz erstmals
zwei Regierungsleute, die explizit für Wirt-
schaft verantwortlich sind. Darin sehe ich Chan-
cen.

Es hat in Baden-Württemberg bei den 24,2
Prozent, die Grün gewählt haben, sicher auch
solche gegeben, die nicht aus gefestigten pro-
grammatischen Gründen abstimmten, sondern
weil sie schlicht, nachdem sie von CDU/SPD/
FDP enttäuscht waren, bevor sie vielleicht gar
nicht mehr zur Wahl gehen, es noch einmal
mit den Grünen probieren wollten. „Vielleicht
sind die ja anders.“ Diese Menschen müssen
von den Grünen eigentlich erst noch gewon-
nen werden, nachdem sie ihre Stimme schon
haben. Vielleicht springen sie aber wieder ab,
so dass bzw. wenn in Berlin die grünen Bäume
nicht in den Himmel wachsen.
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4 | Eigene Glaubwürdigkeit stärken

Mit Blick auf 2013, und dieses Datum stürzt
schon auf uns zu, werden Bündnis 90/Die
Grünen gewiss nicht erfolgreich sein, wenn sie
versuchen sollten, die jetzigen guten Zahlen
irgendwie über die Zeit zu retten. Wenn je-
mand sich als Führungsspieler bewirbt, wer-
den auch höhere Anforderungen an ihn ge-
stellt. Erfüllt er die nicht, ist man rasch wieder
ins 2. Glied versetzt.

Falsch machen könnte man in der Lage der
Grünen viel. Zum Beispiel schon mal anfan-
gen, sich intern um später zu vergebende Pos-
ten so zu rangeln, dass es nach außen unange-
nehm auffällt. Oder auf parteiinterne Nabel-
schau zu setzen, weil man sich lange davor
drücken will zu entscheiden, welche Spitzenkan-
didatInnen 2013 ganz vorne stehen sollen. Oder
Widersprüche in der eigenen Politik nicht the-
matisieren. Oder die heißen thematischen Ei-
sen nicht anpacken, die nicht nur unter Fach-
leuten konzeptionell besprochen, sondern auch
öffentlich erörtert werden müssen, bevor man
mit dem Regieren anfangen kann. Der schwie-

rigste Brocken wird sein: die Haushaltspolitik
unter den Bedingungen schwarz-gelber Hinter-
lassenschaft und der Schuldenbremse. Falsch
wäre es, jetzt die Arme nicht weit zu öffnen
für alle, die mitmachen wollen, auch wenn sie
nicht schon ganz parteigrün durchgefärbt sind.
Die Grünen haben gar nicht genug Leute für
die ganze Arbeit, die vor ihnen liegt, und sie
sollten auch frischen Gesichtern Platz geben.
Falsch wäre es auch, kontroverse Positionen
hintanzustellen, nur weil doch jetzt auch ver-
mehrt „bürgerliche“ Leute überlegen uns zu
wählen. Damit würde man das Wertvollste, die
eigene Glaubwürdigkeit, misshandeln.

Die Bundeskanzlerin hat nur eine Chance,
2013 ihre Amtszeit zu verlängern, wenn sie SPD
und Grüne gegen einander ausspielen und
vielleicht auch noch nahe legen kann, dass 2013
rot-grün-rot zur Wahl stünde. Konkurrenz und
Eifersüchteleien gibt es zwischen Grün und Rot
genug, um daraus falsche Konflikte zu basteln.
Kein schönes Beispiel ist, wie sich in Berlin SPD
und Grüne gegenseitig mit dem Vorwurf sekkie-
ren, eigentlich mit der CDU regieren zu wollen.
Es wäre falsch, solche Sachen treiben zu lassen.

Wie geht’s Grün?
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5 | Fazit

Man könnte viel falsch machen, aber man muss
natürlich nicht. Man muss aber, und das deut-
lich vor 2013, etwas richtig machen: nämlich
eine Antwort auf die tiefe Krise Europas fin-
den. Wahrscheinlich kann man nicht solche
Demonstrationen für Eurobonds und Finanz-
transaktionssteuer machen wie gegen AKW-
Verlängerung. Doch ob Deutschland die ihm
zukommende Führungsverantwortung in der
EU wahrnimmt, das ist, nachdem das Atom-
thema zwar nicht erledigt, aber geklärt ist, das
große Streit- und Orientierungsthema bis 2013.

Darüber die Menschen zu informieren und
dafür zu motivieren und zu mobilisieren – wer
das am besten hinbekommt, der kann 2013
Orientierung bieten.

Reinhard Bütikofer ist Mitglied im Euro-
päischen Parlament für die Fraktion Die GRÜ-
NEN/EFA.
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Qualen des Erfolgs

Die neuen Strategiefragen der Grünen
Richard Meng

Wer mit führenden Politikern der Grünen
spricht, erlebt nach außen zumeist Selbstbe-
wusstsein pur. Sie treten auf, als könne so
schnell niemand mehr die (Erfolgs-)Geschich-
te aufhalten – auch wenn jenseits öffentlicher
Auftritte durchaus Zweifel deutlich werden,
wie lange so eine Zugewinn-Phase andauern
kann und ob die Partei wirklich auf die nach-
folgenden Herausforderungen vorbereitet ist.
Aber in Mediengesellschaften, in denen bei
Parteien allemal das Außenbild den inneren
Prozess domestiziert, ist es eine Frage der Pro-
fessionalität, keine skeptischen Botschaften zu
senden. Die Leute wollen Sieger wählen, nicht
Selbstzweifler. So weit, so logisch der vielstim-
mige Optimismus bei den Grünen.

Die professionell weggeschobenen Risiken
haben nicht zuletzt mit der innergrünen Reali-
tät zu tun, die merkwürdig unverändert wirkt
– neben all den äußeren Verschiebungen im
Parteiensystem. Die Grünen selbst haben sich

kaum weiterentwickelt. Das wird in Erfolgs-
phasen als Qualitäts- und Glaubwürdigkeits-
merkmal beschrieben, aber genau diese Wahr-
nehmung kann verfälschen. Es sind seit vielen
Jahren dieselben Führungsfiguren am Werk,
grüne Kompetenzentwicklung hat sich nicht
entscheidend erweitert – und musste das auch
nicht. Das kann ein Vorteil sein, wenn die These
stimmt, dass die Entwicklung im Parteiensys-
tem naturwüchsig auf eine grüne Führungsrol-
le zuläuft. Aber wenn es anders wäre und doch
eher die Tristesse bei anderen Parteien im
Umkehrschluss nur zur vorübergehenden Pro-
jektion von guten Vorsätzen auf die Grünen
führte?

Baden-Württemberg hat da nochmal die
Wahrnehmung verändert. Jetzt ist auch grüne
Führung eine Variante von Normalität. Die
Dimension der psychologischen Wirkung die-
ser Veränderung ist nicht zu unterschätzen.
Standen die Wählerinnen und Wähler bisher

Politische Strategie
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immer vor der Frage, ob sie eine Führungsent-
scheidung treffen sollten (also eine der beiden
alten Volksparteien wählen) oder einen speziel-
len Akzent setzen (durch Wahl einer thema-
tisch enger aufgestellten „Klientelpartei“), so
schien erstmals beides gleichzeitig möglich.

Bliebe das so, würde es aber auch Konse-
quenzen haben auf die Blickrichtung, zum
Beispiel in Richtung Personalangebot. Es ist
etwas anderes, ob man sich „nur“ fragen muss,
ob jemand als Umwelt- oder Bildungsminister
eine gute Wahl wäre – oder ob es potenziell
um die Chefrolle geht. Erkennbar war das
schon in der Resonanz, die der neue grüne
Ministerpräsident im Südwesten auf seine skep-
tischen Bemerkungen zur Zukunftsfähigkeit der
klassischen Autoindustrie hatte. Nachgescho-
bene dämpfende Bemerkungen zeigen, dass hier
erste Defensivreflexe wirken. Erkennbar wird
dieselbe Problematik in der heraufziehenden
Kanzlerkandidatendebatte werden, die von der
Medienlogik her als öffentliches Spekulations-
karussell unvermeidbar ist, wie defensiv auch
immer damit von partei-innen her umgegan-
gen wird.

Das Ganze repräsentieren und Interessen
miteinander ausgleichen: Das schien bislang die
reservierte Rolle der Volksparteien, ihr letzter
Markenkern geradezu nach dem Aufweichen
der alten inhaltlich-ideologischen Trennlinien
zwischen den Parteien im Zuge des Generatio-
nenwechsels. Kann Grün das, ohne in näherer
Zukunft auch vom eigenen Milieuspektrum her
im beschriebenen Verständnis Volkspartei sein
zu müssen? Der Umgang mit Angela Merkels
Atomausstieg, die Haltung zum Weiterbau des
Stuttgarter Bahnhofs durch die Bahn: Das sind
insbesondere Prüfsteine hinsichtlich der Breite
der eigenen kulturellen Verankerung der Grü-
nen. Quälende Prüfsteine.

In relevanten Teilen der westdeutschen
Großstädte funktionierte es zuletzt – und zwar
überall dort, wo die individualistisch-bürgerli-
chen Lebensmilieus vergleichsweise jüngeren
Lebensalters in kultureller Weise hegemonial
geworden sind. Von dort kommt auch das per-
sönliche Erleben, dass Grün inzwischen real

das Zentrum der Gesellschaft geworden sei.
Von dort kommt das soziale Erleben, dass es
nur noch eine Frage der Zeit sei kann, bis
diese grüne Generation die Führungsrolle über-
nommen hat. Aber dort werden andere Mili-
eus auch sinnlich kaum erlebt. Facharbeiter-
welten, ländliche Strukturen, technische Beru-
fe, Sozialwohnungsbau-Urbanität, Vereinswesen.

Gleichzeitig zeigte zuletzt unter anderem
die Wahl in Bremen, dass in Zeiten, in denen
alle Parteien ökologische Inhalte aufsaugen,
temporär Strahlkraft in solche, den Grünen
eigentlich weiter fremde Milieus hinein wach-
sen kann. Dass die gut gebildete Kernwähler-
schaft insofern auch als Meinungsführer wirkt,
nicht zuletzt auch wegen meinungsbildender
Berufe im Bereich Bildung/Ausbildung. Und
dass die Grünen sich – das ist dann generati-
onsspezifisch und weniger milieuabhängig – in
den postadoleszenten jungen Lebenswelten
nach wie vor als Projektionsfläche für positi-
ven Idealismus anbieten und dies in Zeiten der
Regierungsbeteiligung jedenfalls nicht sofort
und zeitnah zu enttäuschten Hoffnungen führt,
auch wenn die Ergebnisse konkreter Regierungs-
politik in den Bundesländern sachpolitisch
dürftig bleiben.

Politik ist der ständige Wettstreit um Ver-
trauen, soweit denn Vertrauensbereitschaft da
ist. Vertrauen ist ein Gefühl, nicht frei von
Ratio und dennoch letzten Endes bauchgesteu-
ert. Wahlen werden entschieden durch Zu-
kunftserwartung. Nicht selten, eher zuneh-
mend, auch durch die Projektion von Schutz-
schildrollen gegen Zukunftsangst. Dass man
wirklich glaubt, konkret etwas bewegen zu
können durch Stimmabgabe – darauf kommt
es an. Da bieten die Grünen für ihre Kernmili-
eus bisher ein Angebot voller bester Absich-
ten, sind insofern marktgerecht. Aber ihre gro-
ße offene Strategiefrage ist die, wie sich die
realen Entscheidungsblockaden auswirken, die
mit Regierungsrollen denn doch unausweich-
lich deutlich werden. Also: Was nutzt es wirk-
lich, sie zu wählen?

Mit der sehr abstrakten Formel vom „green
new deal“ haben sie zunächst nur ein jahrzehn-
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tealtes sozialökologisches Prinzip – die Versöh-
nung von Ökonomie und Ökologie - mit neu-
en Begriffen als strategischen Anspruch for-
muliert. Das war der Versuch, einen theoreti-
schen Rahmen nachzureichen und damit auch
ein Stück Selbstgewissheit zu zelebrieren.
Gleichwohl stellen sich Umsetzungsfragen
letztlich immer praktisch, und da – siehe Atom-
ausstieg – wird es immer wieder ganz konkret
um Kosten und auch um soziale Folgen der
Energiepreisentwicklung gehen. Reicht der
Markenkern Atomausstieg in der rein energie-
politischen Ausformung noch, wenn im Ge-
genzug stark steigende Mieten drohen?

Ein anderes Beispiel für einen Strategiean-
satz, der jetzt erst richtig auf den Prüfstand
kommt: Mit dem Slogan von der „neuen Be-
weglichkeit“ versuchen die Grünen, einer zwei-
ten Glaubwürdigkeitslücke zu entgehen, die
angesichts immer offener wirkender Bündnis-
präferenzen in den alternativen grünen Kern-
milieus droht. Der Beweis, dass Kooperation
mit den Konservativen aus grüner Sicht inhalt-
lich ertragreich ist, lies sich oberhalb reiner
Kommunalpolitik bislang nicht erbringen. Erst

recht bleibt offen, ob sich aus einer solchen
Kooperationsoption heraus überhaupt - glaub-
würdig für die Kernklientel – vor Wahlen ein
Führungsanspruch erheben lässt, oder ob es
sich nur um eine „versteckte“ und insofern hoch
riskante Bündnisoption handelt, mit der sich
letztlich aber – zugunsten temporärer Macht -
die inhaltliche Glaubwürdigkeit dementiert.

Da sind Entwicklungen sehr ungleichzeitig
im Gange. Grün-innen bleibt vieles wie immer.
Auch deshalb ist der Trend, die sogenannten
klassischen, staatsbezogenen Regierungsressorts
wie Finanzen oder Inneres ganz gerne den je-
weiligen Koalitionspartnern zu überlassen, kein
Zufall. Grün-außen ist derweil eine geradezu
unbegrenzte, aber auch in politischem Sinne
heterogene Erwartungshaltung entstanden.
Völlig offen ist, ob das reale Personal der Grü-
nen in der Lage ist, das alles einigermaßen
konfliktfrei zu repräsentieren – ohne sachpoli-
tisch abzutauchen.

Die Frage, die sich angesichts sehr beschränk-
ter Mitgliederzahlen auch immer wieder stel-
len wird, ist die nach Quereinsteigern – nach
Kompetenz also, die nicht mehr innerhalb der

Richard Meng
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Parteigremien rekrutierbar ist. Die aber viel-
fach mit den Traditionsgrünen, so wie sie sich
beim Innenblick darstellen, nicht unbedingt viel
anfangen können. Das lässt anstrengende Ent-
scheidungsprozesse und Legitimationsprobleme
erwarten. Und auch die Sachthemen, über die
sich nach dem Atomausstieg Vertrauensentschei-
dungen demnächst festmachen, sind nicht auf
Dauer nur die aus dem Traditionsfundus der
Grünen. Euro-Krise, soziale Spaltung, weltwirt-
schaftliche Ungewissheit.

Wer einen Führungsanspruch über das eige-
ne – wachsende – Milieu hinaus sichern will,

läuft immer Gefahr, den Markenkern verblas-
sen zu lassen. Auch deshalb gilt: Selbst wenn
im öffentlichen Fokus eher die Probleme der
aktuellen Absteiger eine Rolle spielen – die
Erfolgs-Grünen sind derzeit unter dem Gesichts-
punkt der Strategieentwicklung die spannendste
Partei. Denn hier stellen sich nicht wie an-
derswo alte Fragen immer wieder neu. Son-
dern es stellen sich mit aller quälerischer Kon-
sequenz neue Fragen.

Richard Meng ist Staatssekretär und Spre-
cher des Senats zu Berlin.

Folgt man den derzeitigen Trends der Demos-
kopie, dann erlebt unser Parteiensystem gera-
de einen folgenschweren Umbruch, der noch
vor Jahresfrist als politische Phantasterei abge-
tan worden wäre. Die Grünen, bei der Bundes-
tagswahl 2009 zahlenmäßig noch fünfte Kraft,
scheinen zu den Großparteien aufzuschließen.
Gerade ist in Stuttgart der erste grüne Minis-
terpräsident der Geschichte gewählt. Im Sep-
tember könnte in Berlin eine zweite grüne
Regierungschefin folgen. Die Demoskopen
verkünden anhaltend große Zustimmung zur
einstigen Kleinpartei, die machtpolitisch vor
einem ungeahnten Höhenflug zu stehen
scheint. In der Öffentlichkeit wird sie derzeit
als „everybody’s darling“ gehandelt und kann
sich vor Koalitionsofferten aus allen Richtun-
gen kaum noch retten. Während die FDP trotz
Personalwechsel in immer neue demoskopische
Tiefstände versinkt und höchst zweifelhaft
geworden ist, ob und wie die Union 2013 glaub-
würdig für die Fortsetzung des schwarz-gelben
Bündnisses werben will, scheint eine neue grü-
ne Regierungsbeteiligung in zwei Jahren

allenfalls noch durch eine schwarz-rote Allianz
verhindert werden zu können. Die aber wäre
ungeliebt – besonders bei den Genossen.

Wie stabil ist dieser grüne Höhenflug?
Haben wir es tatsächlich mit einer dauerhaf-
ten Umgruppierung der politischen Landschaft
zu tun, geht der Weg anhaltend von rot zu
grün und wenden sich zugleich auch ehemals
konservative und liberale Wähler der Ökopar-
tei zu?

Bei einem genaueren Blick auf die vorlie-
genden Daten der Wahlforschung lassen sich
verschiedene Entwicklungstrends unterschei-
den. Wir haben es zunächst mit einem seit
Anfang 2002 anhaltenden, dazwischen nur sel-
ten kurz abbrechenden positiven Entwicklungs-
trend in der Wählerzustimmung zu den Grü-
nen zu tun. Dieser hat erst einmal nicht zu
grandiosen Zuwächsen geführt, aber den Grü-
nen seither, von wenigen Ausnahmen – z.B.
bei der Landtagswahl in Rheinland-Pfalz 2006
– abgesehen, mehr oder weniger erhebliche
Stimmenzuwächse beschwert. Auch bei den
Bundestagswahlen 2009 konnte die Partei –

Die Zukunft der Grünen

Hubert Kleinert
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ohne ihr früheres Zugpferd Joschka Fischer
und trotz gewisser Profilschwächen im öffent-
lichen Bild – ihren Stimmenanteil um etwa 20
Prozent ausbauen. Entgegen vieler Prognosen
hat die Partei auch die Durststrecke nach dem
Verlust der Regierungsbeteiligung im Bund,
dem einige Zeit vorherrschenden Eindruck vom
„Auslaufmodell rot-grün“ und einer Oppositi-
onskonkurrenz, die den wirtschaftsliberalen
bzw. sozialistischen Konkurrenten mehr Profi-
lierungschance zu bieten schien, gut überstan-
den. Die Hauptursachen dafür liegen weniger
in der Performance der Berliner Führung, auch
wenn diese größere Fehler vermieden und die
strategische Öffnung zur Möglichkeit anderer
als rot-grüner Bündnisse insgesamt gut gema-
nagt hat. Eher wird man hier längerfristig wirk-
same, strukturelle Veränderungen in der Wäh-
lerschaft als Ursache annehmen können, die
jedenfalls da zur Wirkung kamen, wo die Par-
tei nicht ihrerseits schwach in Erscheinung trat.
Die Grünen profitierten und profitieren davon,
dass die Altersgruppen und sozialen Schich-
ten, in denen sie seit je besonders stark waren,
sich besonders in den urbanen Zentren weiter
ausgedehnt und in jene Altersjahrgänge aufge-
rückt sind, die eine besondere prägende Kraft
für Lebenseinstellungen und kulturelle Verhal-
tensmuster besitzen. Eng verbunden damit sind
die Identitätsthemen der Grünen erkennbar
weiter in die gesellschaftliche Mitte vorgedrun-
gen.

Unter Vermeidung eigener Fehler und allzu
radikaler oppositioneller Töne haben die Grü-
nen unter den für sie günstigen Bedingungen
einer Großen Koalition auch, vielleicht gera-
de, mit einem für die breite Öffentlichkeit jen-
seits ihrer klassischen Anliegen eher undeut-
lich konturierten Sachprofil einen positiven
Entwicklungstrend erleben können. Dabei ha-
ben sie auch, aber nicht nur von den Schwä-
chen der Sozialdemokratie profitiert. Auch ihre
neue strategische Beweglichkeit und gewach-
sene Unabhängigkeit haben ihr schon insoweit
genutzt, als das ohnedies nur noch diffus vor-
handene Feindbild Grüne im „bürgerlichen
Lager“ endgültig abhanden gekommen ist.

Versuche einer Wiederbelebung solcher Fein-
bilder („Partei der Neinsager“) können als ge-
scheitert betracht werden. Die Grünen waren
und sind auch dort endgültig gesellschaftsfä-
hig geworden.

Diese Entwicklungen haben sich seit den
Bundestagswahlen 2009 aus drei Gründen er-
heblich verschärft:

1. hat die Unzufriedenheit mit der Regierung
in Berlin ein bis dahin nicht da gewesenes
Ausmaß erreicht. Dies gilt inbesondere für
die FDP.

2. Von dieser Unzufriedenheit konnten aus
unterschiedlichen Gründen bislang weder
SPD noch die Linkspartei sonderlich pro-
fitieren. Die sozialdemokratische Opposi-
tion hat ein anhaltendes Profil- und Perso-
nalproblem, über das auch der zuerst aus
den dortigen Bedingungen zu erklärende
Wahlerfolg in Hamburg nicht hinwegtäu-
schen kann. Die Linkspartei steckt sogar
in einer sehr grundsätzlichen Krise.

3. Die Identitätsthemen der Grünen haben
politische Konjunktur und stehen ganz
oben auf der politischen Agenda. Das gilt
natürlich in ganz besonderer Weise für das
nach dem japanischen Erdbeben wochen-
lang dominierende Thema der Atomkraft.

Diese Mischung aus einem längerfristigen,
kulturell und sozialstrukturell verwurzelten
Entwicklungstrend, der Unzufriedenheit mit
allen politischen Mitbewerbern und einer für
sie einmalig günstigen Beschaffenheit der poli-
tischen Agenda hat die Voraussetzungen für
die geradezu sensationellen Stimmenzuwächse
geschaffen, die die Grünen bei den Wahlen im
Frühjahr erreichen konnten. Wenn die Demo-
skopen vermelden, dass die Wahl der Grünen
etwa zur Hälfte auf Zustimmung zu ihrer Po-
litik zurückging, zur anderen Hälfte aber der
Unzufriedenheit mit den anderen zuzuschrei-
ben war, dann vermag das diesen Befund auch
empirisch zu unterstreichen.

Demnach können die Grünen aber nicht
davon ausgehen, dass die aktuellen Größen-
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ordnungen in der Wählerzustimmung stabil
sind. Neben einer sicher breit gewachsenen
Zustimmung zur grünen Politik gerade in den
derzeit am meisten beachteten Fragen ist es
auch viel Flugsand, der den Grünen derzeit
zufliegt. Entsprechend groß ist die Gefahr,
durch die in Regierungsverantwortung unver-
meidlichen Kompromisse und Enttäuschungen
diese Unterstützung wieder zu verlieren. Und
die politische Agenda wird für die Ökopartei
nicht immer so günstig bleiben.

Deshalb sind Vorstellungen vom grünen
Überholen der SPD im Bund reichlich verwe-
gen. Gewiss sind die Bewegungen und Aus-
schläge in der Wählergunst heute derart
sprunghaft geworden, dass Konstellationen,
Stimmungslagen und die jeweils aktuelle poli-
tische Agenda eine früher unvorstellbar große
Bedeutung erhalten haben. Das heißt dann aber
auch, dass das alles keineswegs immer zu Guns-
ten einer Seite ausschlagen muss. Wenn Ange-
la Merkel den Ausstieg hinkriegt, wenn die
Gerechtigkeitsthemen und die Zukunft des
Euro wieder stärker die politische Agenda be-

stimmen, wenn womöglich der grüne Weg in
Baden-Württemberg schon im Herbst in Un-
wetter gerät, wird auch der Siegeszug der Grü-
nen an seine Grenzen stoßen.

Die Partei kann ziemlich sicher von einer
Stabilisierung deutlich jenseits der zehn Pro-
zent ausgehen. Auch diese Wählerschaft geht
nicht mit der Partei durch dick und dünn und
ist nicht unbeeinflussbar durch schwere Feh-
ler. Aber sie ist der Partei relativ sicher. Alles
darüber hinaus, ob 15, 20 oder gar 25 Pro-
zent, ist im Bund höchst ungewiss. Deshalb
werden die Grünen auf absehbare Zeit dritte
Kraft im Parteiensystem bleiben. Mag sein, dass
sich das in Süddeutschland, wo die SPD schwä-
cher ist, dauerhaft verschiebt. Aber bundes-
weit gilt das so nicht. Die Bäume werden auch
bei den deutlich gestärkten Grünen nicht in
den Himmel wachsen. Deshalb tun sie gut
daran, jetzt auf dem Teppich zu bleiben.

Hubert Kleinert ist Professor für Politik-
wissenschaft an der Hochschule für Verwal-
tung in Gießen.

Strategische Herausforderungen für „DIE LINKE“

Dietmar Bartsch

Mitte des Jahres 2011 befindet sich DIE LIN-
KE in einer schwierigen Situation. Von der Dy-
namik des Aufbruchs der neuen Partei ist ak-
tuell wenig zu spüren. Für eine längerfristig
sichere Perspektive müssen die Weichen neu
gestellt werden. Die 2013 anstehende Bundes-
tagswahl erfordert zügiges Handeln. Mit ei-
nem bloßen „Weiter so!“ kann die Erfolgsge-
schichte der jungen Partei nicht fortgeschrie-
ben werden. Das allerdings sehen in der LIN-
KEN nicht alle so.

Zunächst, das 2005 begonnene und vor vier
Jahren förmlich vollzogene Zusammengehen

von Linkspartei, PDS und WASG wurde ein
sehr erfolgreiches Parteiprojekt. DIE LINKE
vermochte es, gesellschaftliche Stimmungen
und Interessen aufzugreifen und zu artikulie-
ren. Aus der parlamentarischen Opposition
prägte sie öffentliche Debatten wesentlich mit,
insbesondere zu sozialen und friedenspolitischen
Fragen, und konnte die Große Koalition ein
gutes Stück weit treiben, in besonderer Weise
dabei „natürlich“ die SPD. Das Eintreten für
einen flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohn, der Widerstand gegen die Rente erst ab
67, das Engagement gegen die Agenda 2010

Politische Strategie



146 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 24. Jg. 3 | 2011

und vor allem Hartz IV sowie der Einsatz für
einen schnellstmöglichen Abzug der Bundes-
wehr aus Afghanistan waren Themen, die stark
durch die neue Partei mit bestimmt wurden.
Hier stand DIE LINKE oftmals auf der Seite
gesellschaftlicher Mehrheiten, die keine parla-
mentarischen Mehrheiten fanden. Die Partei
konnte ihre starke parlamentarische Positionen
im Osten halten und im Westen in mehrere
Landtage einziehen. Mit 11,9 Prozent gelang
zur Bundestagswahl 2009 ein großartiger Er-
folg. Die Mitgliederzahl stieg von knapp
72.000 Ende 2007 auf über 78.000 zwei Jahre
später.

Der Vormarsch der LINKEN ist seit reich-
lich einem Jahr ins Stocken geraten. Das ist
festzumachen an bundesweiten Umfragen, die
die Partei davor zwischen 11 und 12 Prozent
auswiesen, und die nunmehr zwischen 8 und 9
Prozent liegen. In Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz waren mit 2,8 bzw. 3,0 Pro-
zent bei den Landtagswahlen Niederlagen zu
quittieren, in Bremen konnten nur mäßige
Ergebnisse eingefahren werden, auch die Er-
gebnisse der Kommunalwahlen in Hessen blie-
ben unter den Erwartungen. Nach den jüngs-
ten Landtagswahlen verblieb DIE LINKE in
Sachsen-Anhalt, wo sie mit dem Ministerpräsi-
denten-Kandidaten Wulf Gallert antrat, in der
Opposition. In Mecklenburg-Vorpommern und
Berlin bleibt es nach den im September dieses
Jahres anstehenden Wahlen im günstigsten Fall
bei der Rolle der Juniorpartnerschaft in den
Landesregierungen. Die Etablierung der LIN-
KEN in den westdeutschen Landtagen und Kom-
munalvertretungen bleibt auf der Tagesordnung
und bundespolitisch gibt es mit Blick auf die
Bundestagswahlen 2013 Indizien, wonach das
Wahlergebnis der LINKEN für parlamentari-
sche Mehrheiten jenseits von Schwarz-Gelb
nicht ausschlaggebend sein könnte. Erstmalig
seit der Parteigründung 2007 sinken die Mit-
gliederzahlen.

Ich sehe drei wesentliche Gründe für die
schwierige Lage der Partei, die zugleich Her-
ausforderungen sind:

Erstens weltpolitische, ja welthistorische Ver-
änderungen. Das sind Entwicklungen, die ihren
Ausgangspunkt in der weltweiten Wirtschafts-
und Finanzkrise haben bzw. durch diese nicht
zuletzt in der Europäischen Union eine beson-
dere Dynamik erfuhren; Herausforderungen, die
ursächlich mit der Mehrfachkatastrophe in Ja-
pan zusammenhängen; und die Vorgänge in
Nordafrika sowie dem Nahen und Mittleren
Osten. „Linke Erfolgsthemen“ der Jahre 2009/
10 stehen nicht mehr im Zentrum der politi-
schen Auseinandersetzung, in Politik und Pro-
grammatik muss sich DIE LINKE den neuen
Fragen ebenso stellen wie jenen, die bereits im
aktuellen Parteiprogramm – den „Programmati-
schen Eckpunkten“ – als offen benannt wur-
den. Mit den weltpolitischen Entwicklungen sind
im Übrigen alle Parteien konfrontiert und au-
genscheinlich weitgehend überfordert.

Zweitens geht es um strategische Verände-
rungen, die sich aus dem Ausscheiden der So-
zialdemokratie aus der Regierungsverantwor-
tung auf der Bundesebene ergeben. Ein Teil
der Wählerschaft meint offenbar, dass DIE
LINKE die Aufgabe erfüllt hat, die SPD wieder
auf einen „linken Kurs“ zu bringen. Die Er-
folgsgeschichte der neuen linken Partei der
Jahre 2005 bis 2009 passierte natürlich auch
vor dem Hintergrund einer von ihrer SPD tief
enttäuschten Mitglieder- und Anhängerschaft.
Zugleich hat der Grünen-Hype zu der schein-
bar realistischen Option einer rot-grünen Mehr-
heit auf der Bundesebene geführt. Meine Auf-
fassung bleibt bestehen, dass es 2013 nume-
risch nicht für eine Mehrheit von Rot-Grün
reichen wird. Allerdings ist es der grünen Par-
tei augenscheinlich gelungen, dem Lebensge-
fühl vieler Menschen Ausdruck zu verleihen.
(Macht-)politisch stellt sich so für viele Wäh-
lerinnen und Wähler die Frage nach der Funk-
tion der Partei DIE LINKE.

Drittens gestaltet sich die Parteientwicklung
in der LINKEN wesentlich komplizierter als
zunächst angenommen. Augenscheinlich gab
es unrealistische Vorstellungen davon, wie
schnell eine Mitgliedschaft wachsen und zu-
sammenwachsen kann, die in Ost und West
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unterschiedlich sozialisiert ist, sich in Alter,
sozialer Stellung und anderen Faktoren erheb-
lich unterscheidet und in der es erhebliche
Differenzen im Parteiverständnis der Mitglied-
schaft gab und gibt. Es bleibt dabei, dass DIE
LINKE in den neuen Bundesländern faktisch
Volkspartei ist, was zuletzt das Wahlergebnis
von 23,7 Prozent in Sachsen-Anhalt bestätigt
hat. In den alten Ländern kämpft sie in den
Kommunen und Ländern weiterhin – mit Aus-
nahme des Saarlands – um die Etablierung.
Daraus erwachsen auf der Länderebene wider-
sprüchliche Anforderungen an das strategische
Agieren der LINKEN. Diese unterschiedlichen
Strategien bei Landtagswahlen haben weder
etwas mit Realitätsverweigerung, noch mit
„Aufweichlertum“ oder „Anbiederung“ zu tun.
Ich sehe im Zusammenhang mit der Parteient-
wicklung auch erhebliche strukturelle Proble-
me und glaube, dass sich zum Beispiel die neue
mehrfache Doppelstruktur nicht bewährt hat,
was meines Erachtens primär nicht den Han-
delnden zuzuschreiben ist.

Entscheidend wird aber sein, inwieweit DIE
LINKE die geschilderten widersprüchlichen
Anforderungen an das Agieren der Partei auf
kommunaler und Landesebene bundespolitisch
verbinden kann und eine strategische Grund-
entscheidung trifft: Strebt die Partei unabhän-
gig von Regierungsbündnissen eine politisch zu
untersetzende Mitte-Links-Option auf der Bun-
desebene an oder profiliert sie sich als die sozi-
ale Alternative im Kampf „Eine gegen Vier“.

Ich sehe in CDU/CSU und FDP die Haupt-
gegner der LINKEN, nicht in der SPD. DIE
LINKE darf keine Partei sein, die vor allem
aus der Abgrenzung zur Sozialdemokratischen
Partei ihrer Existenzberechtigung ableitet. Auf
absehbare Zeit ist in der Bundesrepublik Platz
für zwei eigenständige Parteien auf dem lin-
ken Flügel, die in Bund und Ländern gemein-
sam regierungsfähig sind und dabei durchaus
unterschiedliche soziale Gruppen und Interes-
sen repräsentieren. Wofür die Partei gebraucht
wird – diese Frage muss DIE LINKE ihren
potenziellen Wählerinnen und Wählern beant-
worten. Es ist ihre Anhänger- und Wählerschaft,

die die Kriterien festlegt, an denen sie letztlich
bei Wahlen gemessen wird. Es sind Erwartun-
gen und Bedürfnisse und die Partei muss eine
überzeugende Antwort auf die Frage geben:
Was kann sich mit der Wahl der LINKEN auch
für meine persönliche Lebenssituation ändern?
Was ist der „Gebrauchswert“ der LINKEN?

Dies erfordert für DIE LINKE, dass neben
dem Aufgreifen politischer Themen, die die
politischen Konkurrenten quasi liegen lassen,
die politische Eigenständigkeit gestärkt und
glaubhaft vermittelt wird. Es geht um die über-
zeugende, weil lebenspraktische Beschreibung
dessen, was demokratischen Sozialismus aus-
macht: der Anspruch auf Kontrolle über die
eigenen Lebensbedingungen und auf Gestaltung
der persönlichen Lebensverhältnisse. Ein wesent-
licher Punkt muss hierbei die Daseinsfürsorge
in der Gesellschaft sein. Deshalb fordert DIE
LINKE die Umkehr der Privatisierungen der
letzten Jahrzehnte. Öffentliche Einrichtungen
müssen gestärkt und gemeinschaftliche Lösun-
gen müssen erarbeitet werden. Meines Erachtens
muss sich DIE LINKE weiter zu einer fortschritt-
lichen Partei entwickeln, die den Anspruch ver-
folgt, dieses Land mit zu gestalten und für Frei-
heit, Gleichheit, Solidarität, Nachhaltigkeit und
Wohlstand zu sorgen.

Dieser Anspruch sieht sich heute, anders
als noch vor 30 Jahren, mit einer Anhäufung
von Unsicherheiten konfrontiert. Angesichts
der rasanten Geschwindigkeit, in der sich die
Welt heute ändert, darf nicht zu langsam, nicht
zaghaft und nicht zu wenig radikal reagiert
werden. Der politische Gebrauchswert der LIN-
KEN für die Menschen muss sichtbar sein. Den
Ereignissen hinterher zu laufen und bei Forde-
rungen anderer noch draufzusatteln, wird nicht
erfolgreich sein.

Die Chancen für DIE LINKE, Einfluss zu
gewinnen, sind weiter vorhanden. Selbstvergewis-
serung und klare programmatische und inhaltli-
che Entscheidungen, die Grundlage für gemein-
sames Agieren sind, werden notwendig sein.

Dietmar Bartsch ist für DIE LINKE Mit-
glied im Bundestag.
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Erstens. Die Partei hat keinen klaren Kurs,
keine Führung, keine innere Balance, keine Stra-
tegie und mit Blick auf die Bundestagswahl
2013 keine Machtoption.

Zweitens. Sie ist eine unfertige Partei. Un-
fertig im Sinne von: noch in der Entwicklung
begriffen. Es darf daran erinnert werden, dass
die Linke – auch wenn sie in Teilen eine Fort-
setzung der PDS ist – erst seit Juni 2007 exis-
tiert, also als gesamtdeutsche Partei noch nicht
einmal vier Jahre alt ist. Die Häutungsprozes-
se der Grünen dauerten bis zu ihrem ersten
Eintritt in eine Bundesregierung fast 20 Jahre.
Man sollte die Linke, bei allen Problemen, also
nicht zu früh abschreiben.

Drittens, zum Kurs. Der Linken-Kurs, die
anderen Parteien vor sich herzutreiben, war
über Jahre hinweg erfolgreich – aber
spätestens im Herbst 2009 obsolet. Seitdem
ist die Linke über ihre eigene Lage anhaltend
verunsichert. Gregor Gysis Berater brauchten
nach der Bundestagswahl 2009 fast ein Jahr
lang, um in einem internen Strategiepapier
die veränderte politische Landschaft zu skiz-
zieren. Die Linke sei zu „einer Oppositions-
partei unter anderen Oppositionsparteien“
geworden, schrieben sie im September 2010.
SPD und Grüne könnten von ihr „nicht mehr
ohne weiteres als neoliberal bezeichnet wer-
den“. Die Linke verliere ihre Alleinstellung.

Die Linke

Fünf schnelle Thesen

Jens König

Politische Strategie
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„Gefragt sind“, heißt es in dem Papier wei-
ter, „eigene zukunftsweisende Vorschläge“
sowie „offensive Angebote an SPD und Grü-
ne zur Zusammenarbeit im Parlament“.

Hat die Partei Konsequenzen daraus gezo-
gen? Nein, so gut wie keine.

SPD und Grüne sind im innerparteilichen
Koordinatensystem der Linken immer noch
böse, böse, böse. Wer hat uns verraten? Sozial-
demokraten! Der fast 100 Jahre alte kommu-
nistische Evergreen wird in der Partei immer
noch gern gesungen.

Viertens, zur Führung. Tja, welche Führung?
Nach Oskar Lafontaine irrt das Schiff ohne
Kapitän durch dichten Nebel. Die Parteichefs
Gesine Lötzsch und Klaus Ernst sind heillos
überfordert: intellektuell, politisch, organisa-
torisch. Sie verwalten ihren Laden nur, unpro-
fessionell, uninspiriert und – Stichwort Kom-
munismusdebatte – unhistorisch. Das Irre dar-
an ist: Das verwundert in der Partei viele nicht
wirklich. Nach Lafontaines Rückzug Anfang
im Januar 2010 war das Duo Lötzsch/Ernst
der notwendige faule Kompromiss. Der kleins-
te gemeinsame Nenner der Partei. Sie werden,
mangels Alternative, wohl bis zum nächsten
Wahlparteitag im Mai 2012 bleiben dürfen/
müssen.

Gregor Gysi als Fraktionschef ist die letz-
te, nun ja, Integrationsfigur der Partei. Aber
er hat seine Autorität und Glaubwürdigkeit
insbesondere gegenüber den ostdeutschen Re-
alos fast vollständig verspielt. Für seinen Traum
von der Westausdehnung der PDS hat Gysi
alle innerparteilichen Konflikte versucht weg-
zualbern. Dafür hat er Lafontaine stets vertei-

digt, er verstand sich als sein Anwalt. Für die-
se Rolle hat er fast jeden Preis bezahlt. Gysi
hat in einem innerparteilichen Säuberungsritu-
al im Januar 2010 sogar seinen Freund Diet-
mar Bartsch, Kopf der Realos, als Bundesge-
schäftsführer geopfert.

Und Lafontaine? Ja, Lafontaine. Zu ihm
ist eigentlich alles gesagt. Er ist auch in der
Linken wohl nur noch Vergangenheit. Und
doch geht in der Partei gegen seinen Willen
immer noch nicht viel. Er verfügt immer noch
über destruktive Kraft. Towarischtsch Njet in
Wallerfangen.

Fünftens, zur Strategie. Es gibt keine. Pro-
grammatisch blockiert sich die Linke seit Jah-
ren selbst, inhaltliche Kontroversen sowohl
in der Innen- wie in der Außenpolitik werden
nicht ausgetragen. Das neue Programm, das
der Parteitag im Oktober dieses Jahres verab-
schieden wird, ist nur ein Formelkompromiss.
Die Identitätsfrage – linkssozialdemokratische
Reformpartei oder linksnationale Fundamen-
talopposition – wird nicht beantwortet. Es
bedarf wohl erst eines schwachen Ergebnisses
bei der Bundestagswahl 2013, um die Klä-
rungsprozesse innerhalb der Partei zu forcie-
ren. Klärung heißt jedoch nicht: Der Sieg der
„Bartsch-Linken“ über die „Lafontaine-Linke“
oder andersherum.

Das „linke Lager“ bleibt mit Blick auf
2013 also blockiert. SPD und Grüne kön-
nen mit der Linken nichts anfangen – und
die Linke will mit SPD und Grünen nichts
anfangen.

Jens König ist Reporter beim stern.

Die Linke
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Der zunehmenden politischen Integration und
steigenden Bedeutung Europas steht die grö-
ßer werdende Distanz zwischen der EU und
ihren Bürgerinnen und Bürger diametral
entgegen. Sinkende Beteiligung an Europawah-
len, gescheiterte Verfassungsreferenden in den
Mitgliedstaaten und Umfrageergebnisse, die
eine schleichende Abwendung der Bürger von
Europa konstatieren, lassen die Frage nach
Rolle und Perspektiven einer europäischen
Bürgergesellschaft daher mehr und mehr in den
Mittelpunkt der europäischen Integrationsde-
batte rücken.

Im Europäischen Freiwilligenjahr 2011 wid-
mete sich das 6. Forum Bürgergesellschaft dem
Thema Europa und machte sich auf die Suche
nach der Perspektive einer europäischen Bür-
gergesellschaft. Die geladenen Teilnehmerinnen
und Teilnehmer diskutierten am 6. und 7. Mai
2011 im angestammten Veranstaltungsort
Schloss Diedersdorf u. a. nationale Unterschie-
de in der Konzeption von Bürgergesellschaft,
Bedingungen für politische Bürgerbeteiligung
in Europa sowie die Frage einer „europäischen
Seele“. Impulsreferenten zu den verschiedenen
Themenblöcken erleichterten den Einstieg in
die Diskussion und gaben einen ersten thema-
tischen Überblick. Zwei Beiträge sind nachfol-
gend in diesem Heft dokumentiert.

Von unseren europäischen Nachbarn
lernen
Bürgergesellschaft und bürgerschaftliche Betei-
ligung haben sich in Europa traditionell im
Bezugsrahmen des Nationalstaats entwickelt.
Bedingung für die Identifizierung der Perspek-
tive einer europäischen Bürgergesellschaft ist

Die Europäische Bürgergesellschaft

6. Forum Bürgergesellschaft 2011

Thomas Olk/Mirko Schwärzel

daher zunächst ein Verständnis der Unterschie-
de im Hinblick auf nationale Diskurse, Struk-
turen und Akteure. Ein vergleichender Blick
auf die europäischen Staaten ergibt zunächst
ein buntes und schwer durchschaubares Mosa-
ik: Das Spektrum reicht von pluralistischen
Assoziationssettings wie in Großbritannien mit
starken Advocacy-Strukturen des Dritten Sek-
tors wie etwa dem National Council of Vo-
luntary Organisations über etatistische Ver-
tretungsstrukturen wie beispielsweise dem fran-
zösischen Wirtschafts- und Sozialrat, konkor-
danzdemokratischen Entwicklungen wie in den
Niederlanden bis hin zu den noch fragilen
Strukturen der neuen Demokratien in Mittel-
und Osteuropa.

Hier mangelt es noch an gemeinsamen Be-
griffsverständnissen und ordnungspolitischen
Konzepten. Verbindend hingegen ist die Über-
zeugung, dass sich die politischen und gesell-
schaftlichen Herausforderungen nur unter
Beteiligung der Bürgergesellschaft und im Rah-
men einer Neujustierung der Aufgabenvertei-
lung aller gesellschaftlichen Bereiche lösen las-
sen. In der Diskussion um eine europäische
Bürgergesellschaft ist es daher ein erster Schritt,
den grenzüberschreitenden bürgergesellschaft-
lichen Dialog zu intensivieren und sich über
die unterschiedlichen Konzepte, Verfahren und
Instrumente von Bürgergesellschaft und Bür-
gerschaftspolitik auszutauschen (Henk Kinds
trug zum 6. Forum Bürgergesellschaft die nie-
derländische Perspektive bei), so etwa über
Fragen zur Vernetzung der Akteure auch über
die Sektorengrenzen Staat, Markt und Bürger-
gesellschaft hinaus, Staatsleitbilder und das
Verhältnis zwischen Staat und Bürgergesell-

EUROPÄISCHE BÜRGERGESELLSCHAFT
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schaft, Infrastrukturen und Förderung des
Bürgerengagements uvm.

Die Intensivierung des europäischen Aus-
tauschs erzeugt dabei einen zweifachen Mehr-
wert. Zum einen befruchtet der „Blick über
den Tellerrand“ den nationalen Diskurs. Zum
anderen wird das Entstehen einer europäi-
schen Bürgergesellschaft erst bedingt durch
den grenzüberschreitenden Austausch, also
durch die kontinuierliche „Europäisierung“
der nationalen Bürgergesellschaften im Dia-
log hervorgebracht. Danach erst lassen sich
die Frage nach der Existenz einer europäischen
Bürgergesellschaft aufgreifen und ihre Funk-
tion diskutieren, etwa im Hinblick auf ihren
Beitrag zur Legitimierung europäischen Re-
gierens und der Überwindung der Kluft zwi-
schen der europäischen Bürgerschaft und den
Institutionen. Die Frage schließlich, welches
Konzept von Bürgergesellschaft einem gemein-
samen Europa angemessen sei und unter wel-
chen Kriterien die Einbindung gesellschaftli-
cher Akteure in den Entscheidungsprozess auf
europäischer Ebene zu geschehen habe, be-
darf der Erarbeitung eines breiten gemeinsa-
men Standpunktes der bürgergesellschaftlichen
Akteure in ganz Europa.

Politische Bürgerbeteiligung in Europa
Entwicklung, Stärkung und Beteiligung einer
europäischen Bürgergesellschaft wird von vie-
len – insbesondere von der EU selbst – als
Königsweg zur Legitimierung und Demokrati-
sierung der europäischen politischen Integrati-
on angesehen. Die Europäische Union ist be-
müht, dafür rechtliche und strukturelle Rah-
menbedingungen zu schaffen: Die Erweiterung
der europäischen Bürgerschaftspolitik von der
Direktwahl des Europäischen Parlaments 1979
über die Einführung der Unionsbürgerschaft
mit dem Vertrag von Maastricht 1992 bis zur
Europäischen Grundrechtecharta 1997 hat ei-
nen europäischen Bürgerstatus geschaffen.
Darüber hinaus geht es in der aktuellen Dis-
kussion um die Einführung eines europäischen
Assoziationsstatuts. Gleichzeitig wurde der zi-
vile Dialog mit der „organisierten Zivilgesell-

schaft“ über die vergangenen Jahre hinweg
beständig ausgebaut.

Die „organisierte europäische Zivilgesell-
schaft“ konnte allerdings bislang nur sehr be-
grenzt zu einer größeren europäischen Öffent-
lichkeit und bürgergesellschaftlichen Teilhabe
beitragen. Trotz der Beteiligung an der Poli-
tikgestaltung der EU ist es bisher kaum gelun-
gen, die Distanz zwischen den Entscheidungs-
verfahren in Brüssel und den europäischen
BürgerInnen zu verringern. Im Gegenteil dazu
scheint die Einbeziehung europäischer Verbän-
de und Netzwerke in EU-Entscheidungsprozes-
se eher Professionalisierungs- und Abkopplungs-
tendenzen bürgergesellschaftlicher Akteure in
Brüssel zu stärken und die Gestaltung Euro-
pas zur Sache einer kleinen „Fachelite“ wer-
den zu lassen. Neben der Einbindung der „or-
ganisierten Zivilgesellschaft“ in das politische
Entscheidungsverfahren braucht es daher wei-
tere Anstrengungen zur Intensivierung von
Prozessen und Verfahren einer bürgergesell-
schaftlichen Teilhabe.

Die Europäische Union hat mit dem Ende
2009 in Kraft getretenen Lissabon-Vertrag in-
sofern darauf reagiert, als über den neuen Ar-
tikel 11 Elemente „partizipativer Demokratie“
Eingang in den EU-Vertrag erhalten haben.
Dieser Artikel erfuhr zunächst wegen seines
Absatzes 4, der die Möglichkeit einer Europä-
ischen Bürgerinitiative (EBI) eröffnet, öffent-
liche Beachtung. Ein Bürgeranliegen muss dem-
nach mit dem Instrument der EBI auf die po-
litische Agenda genommen werden, wenn mehr
als eine Million Bürger in einer „erheblichen
Anzahl von Mitgliedstaaten“ dies fordern. Die
EBI ist damit als erstes direktdemokratisches
Instrument eine der bedeutendsten Neuerun-
gen des Lissabon-Reformvertrags im Hinblick
auf die Entwicklung einer europäischen Bür-
gerschaft, indem sie Partizipation nicht mehr
nur auf Konsultationsformen repräsentativer
Verbände verengt, sondern als Mitwirkungsmög-
lichkeit vieler BürgerInnen gestaltet. Für die
Beteiligung der Zivilgesellschaft am europäi-
schen Entscheidungsprozess ist dies zweifels-
frei ein wichtiger Fortschritt. Seit sich Parla-
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ment, Rat und Kommission Anfang Dezem-
ber 2010 auf die Durchführungsbestimmungen
geeinigt haben, kann die EBI ab 2012 genutzt
werden. Eine EBI wird dann sicher das Poten-
zial haben, zu einzelnen Themen eine gesamt-
europäische Öffentlichkeit herzustellen und
bürgergesellschaftliche Akteure europaweit zu
vernetzen. Es bleibt aber abzuwarten, welche
Wirkungen eine Europäische Bürgerinitiative
erzielen kann, da sie das herkömmliche Ent-
scheidungsverfahren nicht beeinflussen und das
Initiativrecht der Europäischen Kommission
nicht aushebelt. Sie wird in ihrer jetzigen Form
politisch wohl maximal eine Agenda-Setting-
Funktion einnehmen können.

Weiter reichend noch als die Europäische
Bürgerinitiative sind die vorhergehenden Ab-
sätze des Artikels 11, indem darin sowohl den
„Bürgerinnen und Bürgern und den repräsen-
tativen Verbänden in geeigneter Weise die
Möglichkeit“ eingeräumt wird, „ihre Ansich-
ten in allen Bereichen des Handelns der Uni-
on öffentlich bekannt zu geben und auszutau-
schen“, und ein „offener, transparenter und
regelmäßiger Dialog“ der EU-Organe mit den
„repräsentativen Verbänden und der Zivil-
gesellschaft“ angekündigt wird. Art. 11 EUV
enthält damit bereits den Ansatz eines Pers-
pektivwechsels, indem nicht mehr nur die „or-
ganisierte Zivilgesellschaft“ bzw. die „repräsen-
tativen Verbände“ sondern gleichzeitig die eu-
ropäischen BürgerInnen, die nicht über die
Euro-Netzwerke erreicht werden, angesprochen
werden. Es gilt, dies noch in verbindliche Rah-
menabkommen umzusetzen. Es wird mittelfris-
tig entscheidend darauf ankommen, diese Pro-
visionen in verbindlichen Rahmenbedingungen
wie etwa einer europäischen Charta gesellschaft-
licher Mitwirkung festzuschreiben (vgl. insbe-
sondere den Beitrag von Dirk Jarré in diesem
Heft).

Ein weiterer Impuls kam vom Europarat in
Straßburg. Von der Konferenz der INGOs (In-
ternationale Nicht-Regierungsorganisationen)
beim Europarat wurde im Oktober 2009 der
Code of Good Practice for Civil Participation
entwickelt. Er bietet einen europaweiten Ana-

lyserahmen für Bürgerbeteiligung an politischen
Entscheidungsprozessen auf lokaler, regiona-
ler, nationaler und europäischer Ebene. Damit
können Entscheidungsprozesse transparent und
nachvollziehbar gemacht als auch öffentlichen
Verwaltungen, Parlamenten und Regierungen
Richtlinien für diesen Dialog an die Hand
gegeben werden. Seitdem läuft der Prozess
seiner europaweiten Bekanntmachung und
Implementierung: Dahinter steht der Versuch,
dem Regierungshandeln einen Rahmen zu ge-
ben, der stark auf Aushandlung und Dialog
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren setzt.
Gleichzeitig bietet der Rahmen des Codes eine
Brücke von dem isoliert geführten Partizipati-
onsdiskurs auf EU-Ebene zum nationalen und
lokalen Kontext.

Europa eine Seele geben
Gleichwohl bleibt fraglich, ob sich die Ent-
wicklung einer europäischen Bürgergesellschaft
allein im Bezugsrahmen der Europäischen
Union oder des Europarats und ihrer Instituti-
onen vollziehen kann. Brigitte Russ-Scherer
weist in ihrem Beitrag auf die Notwendigkeit
hin, der schwächer werdenden Überzeugungs-
kraft eines „Europas der Institutionen“ ein
„Europa der Bürger“ entgegen zu setzen. Ein
Zugang liegt in der Verdeutlichung einer ge-
meinsamen europäischen Kultur im Sinne ei-
nes erweiterten (gesellschaftspolitischen) Kul-
turbegriffs. Im Rahmen von Städtepartnerschaf-
ten, Euregios, europäischen Metropolregionen
finden zahlreiche Bürgerbegegnungen statt, bei
denen das Erleben einer gemeinsamen Kultur
und gemeinsamer Werte wesentlich zur Entde-
ckung einer „europäischen Seele“ beiträgt und
somit zur Stärkung eines gemeinsamen Verant-
wortungsgefühls für die europäische Idee.

Auch die Europäische Union hat dies als
wichtige Grundlage erkannt und fördert Bür-
gerbegegnungen mittlerweile gezielt aus die-
sem Anspruch heraus. Mirko Schwärzel wies
in seinem Beitrag auf die Möglichkeiten hin,
die sich zivilgesellschaftlichen Organisationen
über die EU-Aktionsprogramme wie Europa
für Bürgerinnen und Bürger oder Jugend in

Thomas Olk/Mirko Schwärzel
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Aktion aber auch der zahlreichen europäischen
Programme von Stiftungen in ganz Europa
bieten. Auch wenn sie in der Summe über-
schaubar sind, sind die Bürgerprojekte dieser
Programme wichtige Bausteine der Integrati-
on und Stärkung der europäischen Bürgerge-
sellschaft.

Resümee: Stand der europäischen
Bürgergesellschaft
Die europäischen Bürgergesellschaften haben
sich – wenn auch unter gemeinsamen Prämis-
sen – in ihren jeweiligen nationalen Kontexten
und Diskursen entwickelt. Leitbilder und Auf-
gabenteilungen von Staat, Wirtschaft und Bür-
gergesellschaft sind im europäischen Vergleich
ebenso verschieden wie bürgergesellschaftliche
Strukturen und Akteure.

Doch es gibt auch Verbindendes: Über die
vergangenen Jahre hinweg ist ein Trend in zwei
komplementäre Richtungen zu beobachten: Auf
nationaler Ebene schließen sich Organisatio-
nen und Strukturen der Bürgergesellschaft ver-
stärkt in bereichsübergreifenden Bündnissen
zusammen und streben Rahmenabkommen der
Beteiligung und Aufgabenteilung mit dem Staat
an – dies ist in pluralistisch geprägten Gesell-
schaften (wie z.B. in Großbritannien durch den
Compact 2001) ebenso zu beobachten wie an
Beispielen etatistischer Einbeziehung (z.B. in
Frankreich durch die Charte d’Engagement
2001) als auch in neuen Demokratien in Mit-
tel- und Osteuropa. Zweitens rücken Austausch
und Vernetzung nationaler bereichsübergreifen-
der Strukturen auf bi- und multilateraler sowie
gesamteuropäischer Ebene in den Vordergrund.
Die bereichsspezifische Interessensvertretungs-
logik der „organisierten europäischen Zivilge-
sellschaft“ wird zunehmend ergänzt durch
Strukturen und Verfahren zur Entwicklung ei-
ner europäischen bereichsübergreifenden Agen-
da der Bürgergesellschaft.

Gleichzeitig erhält die Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements in Europa Ein-

zug in die Debatte um eine „aktive europäi-
sche Unionsbürgerschaft“. Eine ganzheitliche
europäische Engagementpolitik, die einen struk-
turierten Austausch über nationale Strategien
und Instrumente anregt sowie ermöglichende
und aktivierende Förderpolitik für Freiwilligen-
aktivitäten in Zusammenhang mit Beteiligung
und Teilhabe am europäischen Projekt stellt,
zeichnet sich im Kontext des Europäischen
Jahres der Freiwilligentätigkeit zur Förderung
der aktiven Bürgerschaft 2011 in Ansätzen ab.
Das EJF hat damit durchaus das Potenzial, ein
weiterer wichtiger Meilenstein zur Förderung
einer europäischen Bürgergesellschaft zu wer-
den, wenn es im Sinne des Europäischen Rates
„die Freiwilligentätigkeit als eine der wesentli-
chen Dimensionen der aktiven Bürgerschaft und
der Demokratie ins Bewusstsein zu rücken“
versteht.

Die Stiftung Bürger für Bürger bedankt
sich bei allen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern für die anregenden Beiträge und inten-
siven Diskussionen sowie vor allem auch bei
Loring Sittler und Roland Krüger von der
Generali Holding AG, die das Forum Bür-
gergesellschaft der Stiftung Bürger für Bür-
ger auch in diesem Jahr erneut unterstützt
haben.

Prof. Dr. Thomas Olk hat den Lehrstuhl
für Sozialpädagogik und Sozialpolitik an der
Martin-Luther-Universität Halle/Wittenberg
inne. Er ist Vorstandsvorsitzender der Stiftung
Bürger für Bürger und Vorsitzender des Spre-
cherrates des Bundesnetzwerks Bürgerschaftli-
ches Engagement (BBE).

Mirko Schwärzel ist beim Bundesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement (BBE) als Eu-
ropareferent tätig und im Vorstand des Euro-
päischen Freiwilligenzentrums CEV aktiv. Er
hat einen akademischen Hintergrund in Sozi-
al- und Europawissenschaften (Universitäten
Osnabrück und Bochum).

Die Europäische Bürgergesellschaft
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In diesem Diskussionsbeitrag zum Thema „Bür-
gergesellschaft in der Europäischen Union“ soll
ein summarischer Überblick über wichtige eu-
ropäische bürgergesellschaftliche Akteure und
Netzwerke gegeben werden, die anstreben, die
Entwicklung und das Handeln der Europäi-
schen Union im Sinne ihrer Klientele zu beein-
flussen. Nach einigen Bemerkungen zur Be-
gründung des Interesses der Zivilgesellschaft
am europäischen Integrationsprozess werden
einige wenige, aber relevante europäische Platt-
formen und Netzwerke aus dem Bereich der
Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) kurz
portraitiert, die Rolle und Zusammensetzung
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses analysiert und Bestrebungen zur Ent-
wicklung einer „Charta der zivilgesellschaftli-
chen Mitwirkung in der Europäischen Union“
skizziert. Abschließend werden dann noch ei-
nige Aspekte hervorgehoben, die zur weiteren
Diskussion über die Bedeutung der Förderung
der zivilgesellschaftlichen Mitwirkung in der
Europäischen Union anregen mögen.

Wahrnehmung und Bedeutung der
europäischen Integration
Das Projekt der europäischen Integration ist
Bürgern seit den sog. „Römischen Verträgen“
von 1957 zunächst als „Montanunion“ und
„Gemeinsamer Markt“, dann als „Europäische
Gemeinschaften“ und schließlich als „Europäi-
sche Union“ mehr oder eher minder vertraut.
Die Komplexität der Organe, Institutionen und
Prozesse sowie die immer wieder bemängelte
Intransparenz der Verfahren und ein stets zu
Recht empfundenes Demokratiedefizit dieser
über die Jahrzehnte schnell gewachsenen Staa-
tengemeinschaft von zunächst 6 auf heute 27
Mitgliedern schreckt allerdings von der Befas-
sung mit diesem ja durchaus sehr erfolgreichen
Friedens- und Kooperationsprojekt ab.
Gleichwohl bestimmen die Debatten, Beschlüs-
se und Vorgaben der Europäischen Kommissi-

on, des Rates, des Europäischen Parlaments
sowie die Urteile des Europäischen Gerichts-
hofs ganz maßgeblich bereits jetzt unseren
Alltag und tragen entscheidend dazu bei, wie
sich die Zukunft unserer europäischen Gesell-
schaft gestalten wird. Denn viele wichtige Sou-
veränitätsrechte sind inzwischen an die Euro-
päische Union – freiwillig – abgetreten und
damit „vergemeinschaftet“ worden. Das gilt
nicht nur für den wohl am stärksten wahrge-
nommenen Wirtschaftsbereich, sondern zuneh-
mend auch für Aspekte der Sicherheit, der
Umwelt, der Wissenschaft und Bildung – und
sogar für den Bereich des Sozialen, der in der
europäischen Debatte langsam aber sicher an
Bedeutung gewinnt.

Über lange Zeit wurde die europäische In-
tegration fast ausschließlich von den Mitglieds-
staaten gestaltet. Das Europäische Parlament,
zunächst zusammengesetzt aus Delegationen
der nationalen Parlamente, hatte keinen und
dann, seit Einführung der Direktwahlen im Jahr
1979, nur einen sehr bescheidenen Einfluss.
Dies hat sich erst seit Inkrafttreten des sog.
„Lissabonner Reform-Vertrages“ am 01. Dezem-
ber 2009 entscheidend geändert, durch den
nunmehr die meisten Gesetzesvorhaben der
Europäischen Union sowohl durch das Euro-
päische Parlament als Ausdruck der repräsen-
tativen Demokratie wie auch durch den Rat
der Europäischen Union, der Vertretung der
Mitgliedstaaten, beraten und beschlossen wer-
den müssen.

Interessen und Einwirkungsmöglichkei-
ten zivilgesellschaftlicher Organisationen
Wenngleich dieser Aspekt bedauerlicherweise
immer mehr aus dem Bewusstsein der politisch
Handelnden entschwindet, ist es wichtig dar-
auf hinzuweisen, dass die Gründung der euro-
päischen Institutionen nach dem Zweiten Welt-
krieg – zunächst der Europarat, dann die Eu-
ropäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl,

Bürgergesellschaft in der Europäischen Union
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Europäische Bürgergesellschaft
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die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und
die Europäische Atomgemeinschaft – zum
Hauptziel hatte, dauerhaften Frieden in Euro-
pa zu schaffen sowie durch Kooperation in
vielen Politikfeldern die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Bevölkerung in den Mitglied-
staaten entscheidend zu verbessern.

Die von Robert Schumann, Jean Monnet
und auch Winston Churchill entwickelten Kon-
zepte wurden entschieden von bürgergesell-
schaftlichen Initiativen und Organisationen mit-
getragen und gefördert, die nach den Kata-
strophen der beiden Weltkriege die Sehnsucht
der Bevölkerung nach friedlichem Zusammen-
leben der Völker und einem geeinigten Euro-
pa „ohne Schlagbäume“ vertraten.

Nach Gründung der Europäischen Gemein-
schaften und trotz der Ausschaltung jeglichen
direkten Einflusses der Bürger am politischen
Einigungsprozess wuchs dennoch ein gewisses
Interesse der organisierten Zivilgesellschaft an
Europa – zunächst in bescheidenem Umfang,
später in geradezu beeindruckender Weise.
Dafür gab und gibt es verschiedene Gründe.

Zum einen erkannten diese Organisationen
– und zwar Nicht-Regierungsorganisationen
(also NGOs), Arbeitnehmer- wie auch Arbeit-
geberverbände – die Notwendigkeit und Vor-
teile einer direkten Beeinflussung der Organe
zunächst der Europäischen Gemeinschaften und
dann der daraus entstandenen Europäischen
Union, um ihre speziellen Anliegen innerhalb
der politischen Prozesse auf der europäischen
Ebene zu artikulieren und in den verschiede-
nen Politikfeldern möglichst auch zur Geltung
zu bringen. Ansprechpartner war und ist dazu
vorwiegend die Europäische Kommission, der
einzig das Initiativrecht für legislative Maß-
nahmen und Programme zusteht.

Aber auch die Vorstellung, man könne „Gel-
der aus Brüssel“ für eigene, irgendwie mit eu-
ropäischen Aspekten verbundene Programme
und für Funktionskosten akquirieren war und
ist Motivation, den Kontakt mit den europäi-
schen Organen zu suchen und zu pflegen. Die-
se Aussicht besteht durchaus – nicht zuletzt
durch die Tatsache begründet, dass die Euro-

päische Kommission geradezu darauf angewie-
sen ist, neben den Mitgliedstaaten auch mit
nicht-staatlichen Organisationen zusammenzu-
arbeiten. Dadurch gewinnt sie mittelbaren
Kontakt zu den Lebensrealitäten und Bedürf-
nissen der Bürger, ihren Arbeitswelten und dem
Wirtschaftsleben.

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, die
sich auf europäischer Ebene als Lobbyorgani-
sationen zusammenschlossen, hatten es auf-
grund ihrer wirtschaftlichen Bedeutung be-
sonders leicht, Einfluss auf europäische Politi-
ken zu gewinnen. Der Europäische Soziale
Dialog der Sozialpartner begann bereits 1985
in organisierter Form und wurde 1992 als In-
strument der Politikberatung in den Vertrag
von Maastricht aufgenommen und später, im
Jahre 1987 durch den Vertrag von Amsterdam,
sogar als semi-autonomer Entscheidungsprozes-
se institutionalisiert.

Die Nicht-Regierungsorganisationen hat-
ten es da grundsätzlich wesentlich schwerer –
einerseits durch die Vielfalt der von ihnen ver-
tretenen Gruppierungen und Anliegen,
andererseits durch die ungleich größeren
Schwierigkeiten, sich auf europäischer Ebene
zu konstituieren. Zudem waren und sind
weiterhin ständig Probleme wechselseitiger
Konkurrenzen, eine naturgemäße Volatilität
der Personen und in den Strukturen sowie
erhebliche Finanzierungsprobleme zu überwin-
den.

Einige Beispiele zivilgesellschaftlicher
Organisationen auf EU-Ebene
Es ist natürlich nicht möglich, die ganze Band-
breite der inzwischen auf der EU-Ebene agie-
renden NGOs und deren Zusammenschlüsse –
seien es europäische Verbände, Plattformen,
Netzwerke oder Koalitionen – darzustellen.
Daher sollen hier nur einige beispielhaft ange-
führt werden.

Die „Europäische Bewegung“ (European Mo-
vement), oder auch „Europäische Bewegung
International“ ist ein europaweiter Zusammen-
schluss von Organisationen mit dem Ziel, ein

Bürgergesellschaft in der Europäischen Union
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vereintes, föderales Europa auf der Grundlage
von Frieden, Demokratie und Grundrechten
wie Freiheit, Gleichheit und Solidarität unter
weitmöglichster Beteiligung der Bürger zu för-
dern. Die „Europäische Bewegung“ wurde
bereits im Oktober 1948 in Brüssel aufgrund
einer Initiative von Winston Churchill und
Duncan Sandys mit Beteiligung von französi-
schen und britischen zivilgesellschaftlichen
Organisationen gegründet. Im Fokus der Be-
wegung stehen alle Aspekte der Europapoli-
tik, der politischen Kommunikation zu Euro-
pafragen sowie die Beteiligung der Zivilgesell-
schaft an europapolitischen Erörterungs- und
Entscheidungsprozessen. Nationale Räte, die
in ihrer Form und Arbeit sehr unterschiedlich
sind, bilden die Basis der Bewegung nicht nur
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on, sondern auch des viel breiter aufgestellten
Europarates mit derzeit 47 Mitgliedstaaten.
Präsidenten waren so illustre Persönlichkeiten
wie zum Beispiel Robert Schumann, Walter
Hallstein, Valérie Giscard d’Estaing oder Ma-
rio Soares.

Das „Comité Européen des Associations
d’Intérêt Général“, CEDAG, (Europäisches
Komitee für Organisationen ohne Erwerbs-
zweck) wurde 1989 in Brüssel als Stimme für
gemeinnützige Verbände und Organisationen
nationaler und regionaler Provenienz gegenü-
ber den europäischen Gemeinschaftsorganen
gegründet. Die Mitgliedschaft kommt aus al-
len sektoriellen NGO-Bereichen, besonders je-
doch denen, die sich mit sozialen Aspekten
und dem zivilem Dialog befassen. Zu Beginn
war es das Ziel von CEDAG, ein Europäisches
Statut für frei-gemeinnützige Vereine und Ver-
bände zu erreichen, um deren europäische
Anerkennung und Zusammenarbeit zu fördern
– wie es auch die Genossenschaftsbewegung
und die Versicherungsvereine auf Gegenseitig-
keit (also Strukturen der sog. „Sozialökono-
mie“) versuchten. Dies ist jedoch aufgrund des
Widerstandes verschiedener EU-Mitgliedstaaten
bisher nicht gelungen. Die Schwerpunkte der
heutigen Arbeit von CEDAG sind Fragen der

Zukunft der Europäischen Union, Rahmenbe-
dingungen für Dienstleistungen im allgemei-
nen Interesse, die soziale Verantwortung von
Unternehmen (Corporate Social Responsibili-
ty), Aspekte der Erweiterung der EU, die För-
derung der partizipativen Demokratie in der
Union, die Erarbeitung einer in diesem Zu-
sammenhang als notwendig erachteten „Euro-
päischen Charta für den zivilen Dialog“, sowie
weiterhin die Forderung nach einem Statut für
europäische Vereine.

Der „European Citizen Action Service“, ECAS,
(etwa „Unterstützungsbüro für europäische
Bürgerinitiativen“) wurde 1991 als ein interna-
tionaler Verein ohne Gewinnzweck und unab-
hängig von politischen Parteien, wirtschaftli-
chen Interessen oder Einfluss der EU-Instituti-
onen in Brüssel gegründet. Ziel von ECAS als
Service-Einrichtung ist es, NGOs wie auch in-
dividuelle Bürger zu befähigen, ihre Stimme
und damit ihre Anliegen in der Europäischen
Union zu Gehör zu bringen. Das erfolgt über
praktische Beratung in Sachen Lobbying,
Fundraising und Verteidigung der Rechte der
Bürger. Mitglieder sind insbesondere NGOs
aus den Bereichen Kultur, Gesundheit, Sozia-
les, Bürgerrechte und Entwicklungsarbeit.
Derzeitige Schwerpunkte von ECAS sind As-
pekte der Zivilgesellschaft, der Bürgerrechte
sowie von bürgerschaftlicher Beteiligung und
Governance in der Europäischen Union.

Die „Sozialplattform“ (eigentlich „Platform of
European Social NGOs“ = Social Platform)
wurde 1995 in Brüssel gegründet und ist heu-
te mit 46 europäischen Plattformen und Netz-
werken aus dem Sozialbereich die größte zivil-
gesellschaftliche Allianz, die für soziale Gerech-
tigkeit und partizipative Demokratie in Euro-
pa arbeitet. Die Mitgliedschaft erstreckt sich
von Jugend-, Frauen- und Altenverbänden über
Vereine von Menschen mit Behinderungen,
Migranten oder anderen Personen mit speziel-
len Bedürfnissen bis zu Organisationen zur
Bekämpfung von Armut, Obdachlosigkeit oder
Diskriminierungen. Ihre Arbeitsschwerpunkte
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sind die Förderung und Respektierung von
Grundrechten der Bürger sowie der Prinzipien
von Gleichheit, Solidarität und Nicht-Diskri-
minierung. Durch ihre Kampagnen will die So-
zialplattform erreichen, dass EU-Politiken un-
ter Beteiligung und möglichst in Partnerschaft
mit den Menschen konzipiert werden, die von
diesen Politiken und den daraus folgenden Maß-
nahmen betroffen sind. Die Sozialplattform ist
heute durch ihre Zusammensetzung und ihre
Repräsentativität in ihrem Feld ein bevorzug-
ter Dialogpartner der EU-Organe, insbesondere
der Europäischen Kommission, im Bereich der
Sozialpolitik.

Das „European Network of National Civil
Society Associations“, ENNA, (Europäisches
Netzwerk nationaler zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen) ist ein sehr junger, erst 2010
gegründeter, europäischer Zusammenschluss
von zivilgesellschaftlichen Plattformen in ver-
schiedenen EU-Staaten, der sich zum Ziel ge-
setzt hat, die Aufgaben, die Entwicklung und
die Dauerhaftigkeit seiner Mitgliedsverbände
zu fördern, die gegenseitige Information, den
Austausch und die Kooperation zwischen ih-
nen zu erleichtern sowie eine Brücke zwischen
diesen nationalen Verbänden und der Ebene
der Europäischen Union darzustellen. Zu den
Arbeitsprioritäten von ENNA gehören die
Förderung von guter Governance und Rechen-
schaftspflicht in der organisierten Zivilgesell-
schaft, die Sicherung von Beteiligung und ak-
tiver Bürgerschaft, die Sicherung guter Rah-
menbedingungen für freiwilliges Engagement,
die Weiterentwicklung angemessener Gesetz-
gebung im Bereich der Gemeinnützigkeit, so-
wie Finanzierungs- und Steuerfragen für den
Sektor.

Nach diesen sehr unterschiedlichen fünf Bei-
spielen zivilgesellschaftlicher Vertretungs- und
Unterstützungsstrukturen auf der europäischen
und insbesondere der EU-Ebene ist einerseits
anzumerken, dass es derer natürlich noch eine
große Vielzahl anderer aus geradezu allen Be-
reichen zivilgesellschaftlicher Bewegungen und

Initiativen in Europa und der verschiedensten
Politikfelder gibt – etwa des Umweltschutzes,
der Entwicklungszusammenarbeit, der Kultur,
des Konsumentenschutzes und so weiter, ganz
abgesehen von den Sozialpartnern, die sich über
starke europäische Verbände artikulieren.

Die Organe der Union anerkennen und
unterstützen im Prinzip die Arbeit der orga-
nisierten europäischen Zivilgesellschaft, da sie
ihnen eindeutige Vorteile bei der Politikge-
staltung bringen – bei aller Kritik, die sie auch
immer vorbringen mögen. Zum einen kanali-
sieren sie die Lebensrealitäten, Bedürfnisse und
Sorgen der europäischen Bürger von der Ba-
sis zu den doch (notwendigerweise) sehr abs-
trakt arbeitenden Organen der Union. Zum
anderen können sie den europäischen Bürgern
das Handeln der EU-Organe und die Auswir-
kungen ihrer Entscheidungen viel eher ver-
mitteln und dadurch die Distanz etwas ver-
mindern.

An den Zusammenschlüssen von NGOs auf
EU-Ebene – in Form von sektoriellen Platt-
formen, Netzwerken und Allianzen – ist die
Europäische Kommission insbesondere inter-
essiert, denn die intensive Zusammenarbeit
mit diesen erspart ihr das überaus komplizier-
te Geschäft, sich mit einer geradezu unüber-
sichtlichen Vielzahl einzelner miteinander
konkurrierender und sich möglicherweise auch
in ihren Anliegen widersprechender Organi-
sationen abgeben zu müssen. Auch hat sie
keine Möglichkeit, die Repräsentanz und
Relevanz der einzelnen nationalen, regiona-
len oder gar lokalen NGOs einzuschätzen,
geschweige denn zu überprüfen. Daher hat
die Europäische Kommission seit langem sol-
che Zusammenschlüsse gefördert – oft sogar
aktiv initiiert – und finanziert manche ihrer
Strukturen mit der Erwartung, dass diese
gewissermaßen konsolidierte und im Vorfeld
bereits intern verhandelte und beschlossene
Positionen zu den Politiken und Programmen
der Europäischen Union anbieten, die dann
letztlich – oft im Minimalkonsens – die Auf-
fassungen oder Forderungen des gesamten Sek-
tors widerspiegeln.
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Sektorenübergreifende europäische
Zusammenschlüsse von NGOs
Zur Verfolgung spezieller Anliegen oder in
besonderen politischen Situationen sind die
europäischen Nicht-Regierungsorganisationen
noch einen Schritt weiter gegangen und ha-
ben sich in sektorübergreifenden Allianzen
zusammengetan, um ihrem Anliegen ganz be-
sonderes Gewicht zu verleihen und die Auf-
merksamkeit der Organe der Europäischen
Union zu stimulieren. Zwei wichtige Beispiele
dafür sollen hier vorgestellt werden.

Um ihrer Forderung nach dem sogenann-
ten „strukturierten zivilen Dialog“ Nachdruck
zu verleihen, haben sich im Jahr 2002 acht
große europäische sektorielle Plattformen in
der „Civil Society Contact Group“ zu einer
engen Zusammenarbeit für die Durchsetzung
spezifischer gemeinsamer Anliegen zusammen-
gefunden. Es handelt sich um die EU-bezoge-
nen NGO-Plattformen der Sektoren Kultur,
Umwelt, Bildung, Menschenrechte, öffentli-
che Gesundheit, Soziales und Frauen – also
Akteure, die sich alle gesellschaftlichen Wert-
vorstellungen und Rechten der Bürger ver-
pflichtet fühlen. Der Europäische Gewerk-
schaftsbund (European Trade Union Confe-
deration, ETUC) gesellte sich als Beobachter
hinzu.

Wie bereits angemerkt, ist das Ziel der Ci-
vil Society Contact Group die Förderung ei-
nes transparenten und strukturierten zivilen Dia-
logs zwischen den Organen der Europäischen
Union und der europäischen Zivilgesellschaft,
der auf den Prinzipien des offenen Zugangs,
der Fairness, der Nachvollziehbarkeit und der
Autonomie basiert. In gemeinsamen Kampag-
nen – genannt „Act4Europe“ („Für Europa
handeln“) – haben sich die Mitglieder der zi-
vilgesellschaftlichen Kontaktgruppe mit vier ih-
nen wichtigen Themenbereichen befasst und
durch dauerhafte Argumentation, intensives
Lobbying und auch durch spektakuläre De-
monstrationen ihren Vorstellungen und Forde-
rungen Nachdruck verliehen. Es handelt sich
um die Themen der Zukunft Europas, der
Neuordnung der Verträge der Europäischen

Union (ehemals das Projekt „Verfassungsver-
trag“), der Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union sowie der Anerkennung der
partizipativen Demokratie. In all diesen Berei-
chen hat die Civil Society Contact Group durch
ihre Argumente, ihre Beharrlichkeit und ihren
numerischen Eindruck eindeutige Erfolge er-
zielt.

Eine zweite bedeutende zivilgesellschaftli-
che Koalition, die sogenannte „Spring Alli-
ance“ (also „Frühlings-Allianz“) entstand im
Frühjahr 2010 unmittelbar aus der Erfahrung
der Civil Society Contact Group und zwar
zur Verfolgung eines ganz präzisen Zieles,
nämlich Einfluss auf die Inhalte der „Strate-
gie 2020“ der Europäischen Union zu gewin-
nen. Diese Strategie 2020 sollte das politi-
sche Leitkonzept der Union für die kommen-
de Dekade 2011 bis 2020 werden und die
Ziele wie auch die wichtigsten Verfahren zu
deren Erreichung verbindlich darlegen. Vier
führende europäische zivilgesellschaftliche
Plattformen schlossen sich in der Spring Alli-
ance zusammen: das „European Environmen-
tal Bureau“ (Sektor Umwelt), die „Social Plat-
form“ (Sektor Soziales), die „European Con-
federation of Relief and Development NGOs“
(Sektor Entwicklung und Katastrophenhilfe)
sowie die „European Trade Union Confede-
ration“ (Sektor Arbeitnehmerschutz).

Gemeinsam haben diese Plattformen das „Sp-
ring Alliance Manifesto“ mit dem Titel „For a
European Union that puts people and the pla-
net first“ (also etwa „Für eine Europäische
Union, die den Menschen und den Planeten
zur Priorität erklärt“) erarbeitet und mit gro-
ßem Nachdruck in die Öffentlichkeit gebracht.
Das Manifest befasst sich mit fünf wichtigen
Herausforderungen, denen sich nach Meinung
der Autoren die Europäische Union in dieser
Dekade stellen muss: die Problematik des Kli-
mawandels, die Nord-Süd-Ungleichheiten, die
Balance zwischen wirtschaftlichem Wettbewerb
und Gemeinwohl, die Frage nach der Vertei-
lung des Wohlstandes sowie die Überwindung
des Grabens zwischen der Europäischen Uni-
on und dem europäischen Bürger. Zusätzlich
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zu den Mitgliedern der Spring Alliance wurde
das Manifest noch von weiteren etwa 50 euro-
päischen NGO-Gruppierungen unterzeichnet.
Ein Erfolg war sichtbar, wenn auch letztlich
recht bescheiden. Nach Übergabe des Mani-
festes an die Europäische Kommission und die
anderen politischen Organe der Union änder-
te sich zwar die Sprache in der „Strategie
2020“ und der Text griff einige der vorge-
brachten Anliegen auf, jedoch blieben die (in
wesentlichen ökonomisch begründeten) Priori-
täten des politischen Konzepts der Strategie
im Kern erhalten.

Exkurs: Der Europäische Wirtschafts-
und Sozialausschuss
Genau wie das Europäische Parlament (bei
Gründung im Jahr 1952 noch genannt „Ge-
meinsame Versammlung“) in den „Römischen
Verträgen“ der Europäischen Gemeinschaften
1957 seine Verankerung fand, wurde auch der
„Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss“
als ständige Institution der EG konstituiert.
Dies geschah nach dem Vorbild und auf Ver-
langen von Frankreich als einem der sechs Grün-
dungsstaaten, wo ein „Wirtschafts- und Sozial-
rat“ eines der Verfassungsorgane ist und die
Aufgabe hat, die nationale Politik in den Be-
reichen Wirtschaft und Soziales aus der Sicht
seiner sozio-professionellen Mitgliedschaft be-
gleitend zu beraten.

Der Europäische Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss (EWSA) hat in der Europäischen Uni-
on eine identische Funktion. Gemäß den Ver-
trägen ist er ein Konsultativorgan, das die zen-
tralen politischen EU-Organe – also Europäi-
sche Kommission, Rat, Europäisches Parlament
– mit dem Sachverstand seiner Mitglieder un-
terstützt, indem er ökonomische, soziale und
bürgerschaftliche Anliegen im Konsens zum
Ausdruck bringt und zwar durch Stellungnah-
men zu legislativen Initiativen der Union, zu
denen er nach den Verträgen anzuhören ist.
Der EWSA kann auch selbst Initiativstellung-
nahmen verfassen zu Themen, bei denen er
der Auffassung ist, dass diese von der Union
aufzugreifen sind.

Die Mitgliedschaft des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses setzt sich aus
344 Personen aus den 27 EU-Mitgliedstaaten
zusammen, die eine breite Spanne wirtschaftli-
cher, sozialer und kultureller Interessen in ih-
ren jeweiligen Ländern vertreten und die im
EWSA in drei Gruppen gegliedert sind: „Ar-
beitgeber“, „Arbeitnehmer“ und „Verschiede-
ne Interessen“, zu denen auch etwa Landwir-
te, Verbraucherverbände und NGOs im eigent-
lichen Sinn gehören. Die Mitglieder werden
nach einem Länderproporz von den Regierun-
gen der Mitgliedstaaten benannt und vom Rat
der Europäischen Union für eine Mandatsperi-
ode von fünf Jahren, erneuerbar, bestätigt. Wie
allerdings diese Personen von den jeweiligen
Regierungen identifiziert werden, unterliegt
überhaupt keiner Regel und ist weitgehend
intransparent.

Eines der Probleme im Zusammenhang mit
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss ist, dass er sich zunächst als die Vertre-
tung der europäischen Zivilgesellschaft in der
Europäischen Union verstanden hat. Dies war
aber unter Berücksichtigung seiner Zusammen-
setzung und insbesondere des Verfahrens der
Benennung seiner Mitglieder (durch nationale
Regierungen ohne demokratische Regelung und
mit anschließender Bestätigung durch den EU-
Ministerrat!) und der darauf basierenden dau-
erhaften und harschen Kritik der Nicht-Regie-
rungsorganisationen keine haltbare Position. Sie
wurde schließlich durch die Beschreibung, dass
„die Mitglieder des EWSA eine Brücke zwi-
schen der Europäischen Union und den Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft in den EU-Mit-
gliedstaaten bilden“, ersetzt.

Es ist interessant, hier zu erwähnen, dass
der EWSA entscheidend an der offiziellen De-
finition der „organisierten Zivilgesellschaft“ in
der Europäischen Union beteiligt war und
bereits 1999 der Kommission vorschlug, es
handle sich um die „Gesamtheit aller Organi-
sationsstrukturen, deren Mitglieder über einen
demokratischen Diskurs- und Verständigungs-
prozess dem allgemeinen Interesse dienen und
als Mittler zwischen öffentlicher Gewalt und
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den Bürgern und Bürgerinnen auftreten“.
Daraus folgert der EWSA, dass auch Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerverbände, so wie sie im
Ausschuss vertreten sind, Teil der organisier-
ten Zivilgesellschaft darstellen. Diese Definiti-
on haben die Europäische Kommission und
dann auch die anderen Organe der EU über-
nommen.

Eine weitere Herausforderung an den Eu-
ropäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss aus
Sicht der NGOs, aber auch aus eigener Er-
kenntnis, besteht darin, dass der EWSA eben
ausschließlich nationale Mitglieder hat und
somit die „europäische Denke“ sich nur gegen
nationale Interessen und Auffassungen entwi-
ckeln kann. Zwar werden Kontakte auch mit
präferierten europäischen NGO-Netzwerken
zunehmend gepflegt und diese auch durch
Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten und
Dolmetscherdiensten für deren Veranstaltungen
unterstützt. Jedoch ist dies keine wirklich struk-
turierte Kooperation mit permanentem Aus-
tausch von Informationen, Auffassungen und
Anregungen.

Um hier ein gewisse, wenn auch zunächst
bescheidene, Kompensierung zu erreichen, hat
der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss im Februar 2004 den Beschluss gefasst,
eine so genannte „EWSA Liaison Gruppe mit
europäischen zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen und Netzwerken“ ins Leben zu rufen.
Dieser Liaison Gruppe konnten insbesondere
sektorielle, aber auch übergreifende europäi-
sche NGO Plattformen auf Einladung durch
den EWSA oder auf Antrag mit Zustimmung
des EWSA beitreten. Die Bestimmung der Ta-
gesordnung und die Leitung der Sitzungen liegt
in der Hand der Präsidentschaft des Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschusses, je-
doch ist der Co-Präsident stets ein von den
vertretenen NGO-Netzwerken gewählte Person.
Etliche der wichtigen europäischen NGO-Platt-
formen haben sich zunächst gegen eine Mit-
gliedschaft in der Liaison Gruppe entschieden,
weil sie der Auffassung waren, sie könnten darin
für die Zwecke des EWSA instrumentalisiert
werden.

In den ersten Jahren seines Bestehens hat
die Liaison Gruppe trotz des relativ geringen
Interesses der Mitglieder des EWSA an dem
Unterfangen einige Stellungnahmen zu wich-
tigen Aspekten der Arbeit der Europäischen
Union verfasst – so zum Beispiel zur Bewer-
tung der „Lissabon-Strategie 2001-2010“ und
zu den Finanzierungsregelungen der Kommis-
sion für die Förderung von Programmen und
Projekten. Die nach zwei Jahren durchgeführ-
te Evaluierung des Funktionierens der Liaison
Gruppe im September 2006 erbrachte
insgesamt aus Sicht des EWSA eine positive
Bilanz, die den „erheblichen Mehrwert“ dieses
Unternehmens feststellte. Als verbesserungsbe-
dürftig wurden aufgeführt: die Kriterien für
die Mitgliedschaft in der Liaison Gruppe, die
Stärkung der Kooperation und der Konsultati-
on zwischen NGO-Netzwerken und den Ver-
tretern des EWSA bei der Arbeit der Liaison
Gruppe und die Entwicklung von Synergien
zwischen dem EWSA und der Liaison Gruppe
im Bereich der Expertise bei der Bearbeitung
von Stellungnahmen des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses.

Heute umfasst die „EWSA Liaison Gruppe
mit europäischen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen und Netzwerken“ rund 20 verschie-
dene Sektoren der europäischen organisierten
Zivilgesellschaft, die von gruppenspezifischen
Verbänden (z.B. Kinder, Jugend, ältere Men-
schen, Frauen) über problemorientierte Netz-
werke (z.B. Menschen mit Behinderung etc.)
bis zu sektoriell ausgerichteten Organisationen
(z.B. Kultur, Soziales, Gesundheit, ländlicher
Raum) sowie Stiftungen, Genossenschaftswe-
sen, oder zur Förderung der europäischen Idee
reichen. Interessant ist, dass die NGO-Mitglie-
der der Liaison Gruppe durch regelmäßige
Zusammenkünfte ohne die EWSA-Mitglieder
einen gewissen Prozess der Stärkung ihrer ge-
meinsamen Identität erleben und vermehrt
gemeinsame Initiativen entwickeln – etwa im
Hinblick auf ein europäisches Statut für Verei-
ne und Verbände. Als problematisch wird hin-
gegen empfunden, dass die Liaison Gruppe
noch zu sehr im Stadium eines offenen Debat-
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tier-Clubs verharrt und wenig Konkretes pro-
duziert, dass bisher keine Finanzierung der
Reisen der NGO-Vertreter gewährleistet wird
(und daher fast ausschließlich Brüssel-basierte
Vertreter teilnehmen) und dass die Gruppe 3
im EWSA, nämlich die der „Verschiedenen
Interessen“, immer noch nur höchst rudimen-
tär die Welt der europäischen NGOs wider-
spiegelt.

Partizipative Demokratie und der Artikel
11 des Lissabonner Vertrags
Nicht zuletzt durch das nachdrückliche For-
dern der europäischen organisierten Zivilgesell-
schaft enthält der Lissabonner Vertrag (ehemals
intendiert als Verfassungsvertrag für die Euro-
päische Union oder als Reformvertrag für die
Zukunft der EU), der seit dem 01. Dezember
2009 in Kraft ist, einen ganz bemerkenswer-
ten Artikel 11 (ursprünglich mit der Überschrift
„Partizipative Demokratie“ bedacht, die aber
in der Endfassung wieder fallengelassen wur-
de), dessen Wortlaut ist:
   „ Artikel 11
(1) Die Organe geben den Bürgerinnen und

Bürgern und den repräsentativen Verbän-
den in geeigneter Weise die Möglichkeit,
ihre Ansichten in allen Bereichen des Han-
delns der Union öffentlich bekannt zu
geben und auszutauschen.

(2) Die Organe pflegen einen offenen, trans-
parenten und regelmäßigen Dialog mit den
repräsentativen Verbänden und der Zivil-
gesellschaft.

(3) Um die Kohärenz und die Transparenz des
Handelns der Union zu gewährleisten, führt
die Europäische Kommission umfangreiche
Anhörungen der Betroffenen durch.

(4) Unionsbürgerinnen und Unionsbürger,
deren Anzahl mindestens eine Million be-
tragen und bei denen es sich um Staatsan-
gehörige einer erheblichen Anzahl von Mit-
gliedstaaten handeln muss, können die In-
itiative ergreifen und die Europäische Kom-
mission auffordern, im Rahmen ihrer Be-
fugnisse geeignete Vorschläge zu Themen
zu unterbreiten, zu denen es nach Ansicht

jener Bürgerinnen und Bürger eines Rechts-
akts der Union bedarf, um die Verträge
umzusetzen. Die Verfahren und Bedingun-
gen, die für eine solche Bürgerinitiative
gelten, werden nach Artikel 21 Absatz 1
des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union festgelegt.“

Während der Absatz 4 eine „Europäische Bür-
gerinitiative“ begründet und damit von höchs-
ter Bedeutung für zivilgesellschaftliches politi-
sches Engagement der Bürger in der Europäi-
schen Union werden kann und sicher auch wird,
bedeuten die Absätze 1 bis 3 einen großen
Fortschritt in Richtung auf die rechtliche Ver-
ankerung und die Institutionalisierung des seit
langem insbesondere von den Nicht-Regierungs-
organisationen verlangten „strukturierten zivi-
len Dialogs“ in der Europäischen Union –
gewissermaßen als eine Ergänzung des „sozia-
len Dialogs“ zwischen den Sozialpartnern auf
der europäischen Ebene und damit als Erwei-
terung der Elemente der partizipativen Demo-
kratie als „natürlicher Schwester“ der reprä-
sentativen Demokratie in Europa.

Bei der Lektüre der ersten drei Absätze des
Artikels 11 fällt sofort auf, dass eine Vielzahl
von Begriffen benutzt wird, die zweifellos und
vorrangig einer intensiven Klärung bedürfen –
so etwa: „repräsentativ“, „Verbände“, „Zivil-
gesellschaft“, „offen, transparent und regelmä-
ßig“ sowie „umfangreiche Anhörungen“ und
„Betroffene“. Dabei ist es von entscheidender
Bedeutung, wer denn die Definitionshoheit für
die genaue Bestimmung und die Inhalte dieser
Begriffe haben wird. Kann und darf es die
Europäische Kommission sein oder müsste dies
in einer paritätisch zu besetzende Kommission
(Vertreter der europäischen Zivilgesellschaft
und Vertreter der Europäischen politischen
Organe) ausgehandelt werden? Bei unlösbarem
Dissens wäre schließlich wohl, da es sich um
die Interpretation des Unions-Vertrages handelt,
der Europäische Gerichtshof zuständig.

Über die Begriffsdefinitionen hinaus sind
aber auch weitere sehr wichtige, vermutlich
entscheidende Elemente des strukturierten zi-
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vilen Dialogs zu explorieren und verbindlich
festzulegen: nämlich wer die Agenda des Dia-
logs sowie Zeit und Ort festsetzt, wie offen
der Dialog geführt werden kann (in punkto
Teilnahme, Input-Offenheit, Output-Offenheit
etc.), wie transparent der Dialog in der Durch-
führung und in der Umsetzung der Ergebnisse
gestaltet sein muss, wie die Finanzierung des
gesamten Dialogverfahrens erfolgt, um nur
einige wenige speziell zu benennen.

Die Ergebnisse solcher Verhandlungen und
Entscheidungen über die notwendigen Elemente
und die Qualitätskriterien des „strukturierten
zivilen Dialogs“ in der Europäischen Union
sollten in einer Art Charta fixiert werden,
welche die Grundlage für eine inter-institutio-
nelle Vereinbarung (Inter-institutional Agree-
ment) zwischen den politischen Organen der
Europäischen Union – also Europäische Kom-
mission, Rat und Europäisches Parlament –
bilden könnte, damit dieser strukturierte zivi-
le Dialog mit allen drei Organen verlässlich
unter gleichen Bedingungen und mit gleichen
Mindeststandards ablaufen kann.

Überlegungen europäischer Nicht-
Regierungsorganisationen zum Zivilen
Dialog
Diverse europäische NGO-Netzwerke und
Plattformen haben sich bereits bei ihren For-
derungen für, in Erwartung von und im Hin-
blick auf die Umsetzung von Artikel 11 zur
partizipativen Demokratie in der Europäischen
Union genaue Vorstellungen von Einzelaspek-
ten dieser Beteiligung gemacht. Hier sollen
dafür exemplarisch nur zwei Beispiele vorge-
führt werden. Sie stammen von der Social
Platform und von CEDAG, die bereits im
Abschnitt „Einige Beispiele zivilgesellschaft-
licher Organisationen auf EU-Ebene“ skizziert
wurden.

Die Sozialplattform hat schon im Jahr 2007
mit einem intensiven Austausch im Kreis all
ihrer Mitgliedsorganisationen zum Thema „Wie
kann ein effektiver Dialog zwischen der Euro-
päischen Union und zivilgesellschaftlichen
Organisationen etabliert werden?“ begonnen.

Im Dezember 2009, also rechtzeitig zum In-
krafttreten des Lissabonner Vertrags mit sei-
nem Artikel 11 zur Partizipativen Demokratie,
wurden dann im Rahmen einer Konferenz in
Brüssel die Ergebnisse dieses Diskussionspro-
zesses vorgestellt. Sie resümieren sich in insge-
samt 14 Empfehlungen.

Sieben dieser Empfehlungen beziehungswei-
se Forderungen, die im Einzelnen genau begrün-
det werden, richten sich an die europäische
politische Entscheidungsebene und lauten:

• Abschluss einer inter-institutionellen Ver-
einbarung zum zivilen Dialog auf EU-Ebe-
ne,

• Verabschiedung konkreter Richtlinien zum
zivilen Dialog,

• einen Europäischen Status für europäische
zivilgesellschaftliche Organisationen,

• übergreifende sektorielle minimale Stan-
dards hinsichtlich der Finanzierung von
NGOs,

• klare Verantwortlichkeiten in den Bereichen
und der Gesamtheit der EU-Kommission,

• Reform des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses,

• öffentliches und benutzerfreundliches Ver-
zeichnis (Database) der zivilgesellschaftli-
chen Organisationen auf europäischer Ebe-
ne.

Die sieben weiteren Empfehlungen sind an die
europäischen Netzwerke der zivilgesellschaftli-
chen Organisationen im Sozialbereich, also
insbesondere die Mitglieder der Sozialplattform
selbst, adressiert – und zwar wie folgt:

• Verpflichtung zur Transparenz und zur
guten Governance,

• Diversität, Offenheit für alle und Ge-
schlechtergleichstellung in Strukturen und
Politiken,

• Definition von Kriterien der Repräsentati-
vität der zivilgesellschaftlichen Akteure,

• Stärkung der Zusammenarbeit mit der
nationalen Ebene im Hinblick auf europä-
ische politische Prozesse,

Dirk Jarré
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• Unterstützung der nationalen zivilgesell-
schaftlichen Organisationen in ihrer Advo-
katenrolle,

• Verpflichtung zu ethischen Finanzierungs-
strategien,

• Verpflichtung zu sozialem und umweltre-
spektierendem Verhalten.

CEDAG seinerseits hat unmittelbar nach ei-
ner Konferenz im Februar 2010, also etwa
zwei Monate nach Inkrafttreten des Lissa-
bonner Vertrages, zum Thema „The missing
link“ („Das fehlende Bindeglied“) eine Pu-
blikation mit dem Titel „Auf dem Weg zu
einem strukturierten Rahmen für den Euro-
päischen Zivilen Dialog“ veröffentlicht. Da-
rin wird nach Abhandlung der Begriffsfra-
gen „Was ist organisierte Zivilgesellschaft?“
und „Was ist europäischer ziviler Dialog?“
ebenfalls ein Katalog von Forderungen und
Empfehlungen vorgestellt und erläutert. Die-
se umfassen:

• Europäisches Statut für zivilgesellschaftli-
che Organisationen,

• Identifizierung der Akteure im europäi-
schen zivilgesellschaftlichen Dialog,

• Vereinbarung über die Kriterien zur Teil-
nahme an diesem Dialog,

• institutioneller Rahmen für den europäi-
schen zivilgesellschaftlichen Dialog,

• zentrale Kontaktstellen (Focal points) für
den zivilgesellschaftlichen Dialog in den
europäischen Institutionen,

• Schaffung strukturierter vertikaler zivilge-
sellschaftlicher Dialoggruppen bei der Eu-
ropäischen Kommission, dem Europäischen
Parlament und dem Rat mit den Netzwer-
ken,

• permanenter inter-institutioneller Mechanis-
mus für transversalen zivilgesellschaftlichen
Dialog – inklusive angemessener Finanzie-
rung,

• jährliche Konferenz für die organisierte
Zivilgesellschaft mit allen EU-Organen über
die politische Agenda der Europäischen Uni-
on,

• Vorlage eines „Grünbuches“ (Dokument
mit Einladung zur Stellungnahme) zum
Thema „Strukturierter zivilgesellschaftli-
cher Dialog als wichtige Komponente der
Umsetzung von Artikel 11 des Lissabon-
Vertrages, incl. ‚Europäisches Bürgerbegeh-
ren‘“.

Ein Fazit und Perspektiven
Wie leicht festzustellen ist, gibt es zwischen
den beiden exemplarischen Forderungs- und
Empfehlungskatalogen vorwiegend Schnittmen-
gen, die zum Ausdruck bringen, dass die Vor-
stellungen der europäischen NGO-Netzwerke
und Plattformen weitgehend in dieselbe Rich-
tung gehen und zum großen Teil identisch sind.
Dies, wenn nachdrücklich und immer wieder
vorgebracht, sollte die Organe der Europäischen
motivieren, sich den Forderungen der europäi-
schen NGOs bald zu stellen und mit diesen in
„Verhandlungen auf Augenhöhe“ zu treten
(etwa in dem bereits vorgeschlagenen „Paritä-
tischen Ausschuss“), um die im Lissabon-Ver-
trag gemachten Versprechen zeitnah und ange-
messen einzulösen.

Dabei sollte sorgfältig bedacht werden, dass
es sich immerhin in der Europäischen Union
mit ihren 27 Mitgliedstaaten um rund 500 Mil-
lionen Bürger handelt, die an der Gestaltung
der Zukunft der europäischen Gesellschaft teil-
haben sollten – und zwar direkt als Bürger
sowie über die von ihnen gegründeten, getra-
genen oder legitimierten zivilgesellschaftlichen
Organisationen. Aus einem „Europa der Staa-
ten“ muss ein wirkliches „Europa der Bürger“
werden.

Es darf sich also nicht um den Versuch der
Verfeinerung von Methoden zur Bändigung
oder Beruhigung der organisierten Zivilgesell-
schaft in Europa handeln, sondern um das ein-
sichtige und verantwortliche Verständnis, dass
es unverzichtbar zu den Werten und den Zie-
len der Europäischen Union gehört, das bür-
gerschaftliche Engagement, und zwar insbe-
sondere das kritisch politische, nachdrücklich
zu fördern und die notwendigen Rahmenbe-
dingungen für eine gute, dauerhafte und in
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ihrer Wirkung effektive Arbeit der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, insbesondere der
NGOs, auf allen Ebenen zu gewährleisten. Zu
diesen Rahmenbedingungen gehören insbe-
sondere politische, finanzielle, strukturelle und
prozedurale Aspekte, die holistisch miteinander
zu verknüpfen sind.

Der Charme, der in der Umsetzung des Prin-
zips der partizipativen Demokratie in der Eu-
ropäischen Union liegt – mittels des Artikels
11 des Lissabonner Vertrags und möglichst sei-
ner späteren Ausfeilung – besteht darin, dass
dies die Hoffnung beinhaltet, ein Trickle-down-
Effekt werde längerfristig dafür sorgen, dass
die auf europäischer Ebene entwickelten Grund-
sätze und Standards auch im Kontext der Mit-
gliedstaaten ihre Wirkung entfalten. Keiner der
27 Länder in der Europäischen Union kann
derzeit in Anspruch nehmen, als ein System
mit wahrhaft bürgergesellschaftlicher Beteili-
gung zu gelten. Da ist in allen Fällen, wenn
auch in unterschiedlicher Art und Weise, noch
viel nachzuholen.

„Europa“ als Idee und Wert könnte – und wird
hoffentlich – auch in diesem Bereich noch eine
entscheidende Vorreiterrolle spielen und maß-
geblich bei der Schaffung einer modernen de-
mokratischen europäischen Gesellschaft auf
allen Ebenen mitwirken. Ist es denn vermessen
anzunehmen, dass in der globalisierten Welt
nicht letztlich die Wirtschaftskraft den Lor-
beerkranz und die Anerkennung der Menschen
im Wettbewerb der Gesellschaften einbringt,
sondern die konkrete Umsetzung der propa-
gierten Werte und Ziele, die den Menschen,
seine Teilhabe, sein Wohlergehen und sein
Glück in den Mittelpunkt stellen?

Dirk Jarré ist Lehrbeauftragter an der FH
JOANNEUM Graz. Als Leiter des Arbeitsbe-
reichs Internationales beim Deutschen Verein
für öffentliche und private Fürsorge war er
Mitbegründer zahlreicher europäischer Netz-
werke wie CEDAG oder der European Social
Platform.

Europa eine Seele geben – Eine Herausforderung für die Städte

und Regionen und für ihre BürgerInnen

Brigitte Russ-Scherer

„Europa interessiert die Jungwähler nicht“,
so übertitelte der Berliner „Tagesspiegel“ (9.
Juni 2009) den Bericht über die Analyse der
Wahlergebnisse bei der letzten Europawahl.
Nur 35,1 Prozent der Berliner machten von
ihrem Wahlrecht Gebrauch, bei den 18-21jäh-
rigen sogar nur 23,6 Prozent. Dabei beurtei-
len – laut Eurobarometer (Herbst 2009) –
immerhin 60 Prozent der Deutschen die Mit-
gliedschaft in der EU positiv und 57 Prozent
glauben, dass Deutschland davon profitiert,
Mitglied in der EU zu sein.

Allerdings haben nur 47 Prozent der Deut-
schen ein positives Bild von der EU. Auch

bei der Frage „Demokratie und Europa“ ist
eine kritische Haltung sichtbar: Nur 57 Pro-
zent sind mit den demokratischen Prozessen
in der Europäischen Union zufrieden, noch
weniger übrigens, nämlich 48 Prozent, mit
denen in Deutschland. Und wer bei Wahlver-
anstaltungen, an Infoständen oder am Stamm-
tisch das Thema Europa anspricht, spürt deut-
lich, wie gering das Interesse daran ist und
wie tief die Vorurteile verankert sind. Hinzu
kommt, dass die Distanz zwischen den Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments und den
Bürgern vor Ort oft sehr groß und die Zahl
der Bürgerinnen und Bürger, die sich aktiv

Europäische Bürgergesellschaft
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für Europa engagieren, vergleichsweise klein
ist.

Dies alles zeigt, dass die große „europäi-
sche Idee“ viel von ihrer ursprünglichen Faszi-
nation verloren hat und unsere Gesellschaft in
Sachen Weiterentwicklung Europas vor einer
großen Herausforderung steht.

Initiative „A Soul for Europe“
Vor dem Hintergrund der schwächer geworde-
nen Überzeugungskraft der großen europäi-
schen Idee hat die Stiftung Zukunft Berlin im
Jahre 2004 die Initiative „Europa eine Seele
geben“ ins Leben gerufen, deren Ziel es ist,
dem Europa der Institutionen ein „Europa der
Bürger“ entgegenzusetzen. Hierfür soll die
europäische Kultur stärker genutzt werden. Die
Initiative besteht aus einem internationalen
Netzwerk, das getragen wird von einer Strate-
giegruppe, einem Kreis von über 50 jungen
Europäern, allesamt engagierte Vertreter der
Zivilgesellschaft, unterstützt von einem hoch-
karätig besetzten Beirat und einer parlamenta-
rischen Arbeitsgruppe, die eine Brückenfunk-
tion zwischen der Zivilgesellschaft und den
politischen Entscheidern wahrnimmt.

Die Initiative hat inzwischen den Status einer
„European Economic Interest Grouping“ mit
Sitz in Brüssel und führt offiziell nur noch
den englischen Namen „A Soul for Europe“.
Die Initiative macht ihren Einfluss auf verschie-
denen politischen Ebenen geltend, veranstal-
tet an unterschiedlichen Orten in Europa re-
gelmäßig Konferenzen mit Vertretern aus der
Politik und aus der Zivilgesellschaft und hat
darüber hinaus eine Reihe von Projekten ange-
stoßen, um ihren Zielen Nachdruck zu verlei-
hen, darunter auch das Projekt „Städte und
Regionen“.

Die Kultur als Ansatzpunkt – Städte und
Regionen als Partner
„Wo ist die große und gute Idee von Europa
am lebendigsten?“ – Mit dieser Frage hat
sich der Filmregisseur Wim Wenders (Ein-
führung Leitfaden „Städte und Regionen –
Ihr kultureller Auftrag für Europa und seine

Umsetzung“) beschäftigt und fasst zusam-
men:

„Überall wo Europa repräsentiert wird als
ökonomisches Gebilde, als Interessenvertretung
für Wirtschaft und Finanzen, da ist es für sei-
ne Bewohner selbst leblos (lieblos) geworden.
…Verträge zwischen Regierungen schaffen kei-
ne Emotionen, schon gar keine Utopie, ma-
chen nicht Lust, weder auf Europa, noch auf
seine Zukunft. Europa ist eine Seelenland-
schaft. Oder besser: will eine werden. Aber wo
ist seine Seele? Wo schlägt sein Herz, …wenn
nicht da, wo „die Europäer“ leben!? Und wo
leben die? In den ältesten Einheiten unseres
Kontinents, in seinen Regionen. Überall da,
wo ein Akzent gesprochen wird. Wo es eine
Küche gibt mit eigenen Geschmäckern. Wo es
Marktplätze gibt mit eigenen Früchten. Wo es
ein eigenes Wetter gibt. Wo es ein eigenes Licht
gibt. Wo eigene Lieder gesungen werden. Wo
eigenen Geschichten erzählt werden. … So wie
alle diese wunderbaren europäischen Gegen-
den ihre Eigenheiten behalten können unter
dem starken Schutz von Europa, so sehr braucht
Europa auch seine Regionen als seine Urzel-
len, seinen harten Kern, um sich zu behaupten
und zu sich selbst zu finden. In seiner Kultur.
Wo sonst?“

Auch die Initiative „A Soul for Europe“ ist
überzeugt: Es gibt sie noch, die Faszination
„Europas“. Wir erleben sie, wenn wir auf die
Städte und Regionen schauen und uns ihre
kulturellen Leistungen vor Augen führen. Die
Initiative hat sich deshalb intensiv mit der Fra-
ge auseinandergesetzt hat, welche Verantwor-
tung den Städten und Regionen beim europä-
ischen Einigungsprozess zukommt, welche
Rolle sie spielen, und welche Ansatzpunkte es
gibt, ihr Handeln für Europa stärker wirksam
werden zu lassen.

Gemeinsam mit Praktikern aus den Städ-
ten hat die Initiative „A Soul for Europe“ im
Rahmen des Projektes „Städte und Regionen“
einen Leitfaden erarbeitet, der sich an die po-
litischen Entscheidungsträger in den Städten
und Regionen richtet. Gegenstand dieses Leit-
fadens ist der kulturelle Auftrag der Städte
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und Regionen für Europa und seine Umset-
zung. Dieser kulturelle Auftrag ergibt sich aus
Folgendem: Die europäische Kultur ist es, die
die Seele Europas ausmacht. Dabei ist von ei-
nem weiten Kulturbegriff auszugehen, der ne-
ben der Kunst und Kultur im engeren Sinne
auch Bereiche wie u. a. die Funktion und Nut-
zung öffentlicher Räume, die Medien, das
Rechtswesen, die Organisation der Arbeit und
die Sprachen mit umfasst. Diese Kultur im
weitesten Sinne ist lebendig in den Städten
und Regionen. Verantwortlich dafür sind nicht
die Institutionen auf europäischer Ebene, son-
dern die Städte und Regionen in eigener und
unmittelbarer Zuständigkeit – und zwar nicht
nur die Kulturabteilungen, sondern alle Res-
sorts. Die Kultur wird von ihnen geprägt und
mitgestaltet. Die Städte und Regionen han-
deln dabei nicht nur lokal und regional, son-
dern europäisch. Es liegt damit auch in ihrer
Hand, die Kultur als Motor des Europäischen
Integrationsprozesses zu stärken und dafür zu
sorgen, dass „Europa“ mit Hilfe der Kultur zu
einer Sache der Bürger wird.

Strategie der Europäisierung: Von der
kulturellen Diversität bis zu Europas
Gedächtnis
Der Leitfaden geht davon aus, dass die Städ-
te und Regionen ihren europäischen Auftrag
nur dann wahrnehmen können, wenn sie ihr
kulturelles Potential in der ganzen Bandbreite
mobilisieren; dabei ist nicht entscheidend,
was eine Stadt bzw. eine Region an Kultur
besitzt, sondern was sie mit ihrem Besitz und
ihrem Potential macht. Hierzu bedarf es ei-
ner klaren Strategie, die der Kultur die nöti-
gen Freiräume in den verschiedenen gesell-
schaftlichen Bereichen schafft und eine Ver-
netzung der lokalen und regionalen Aktivi-
täten auf europäischer Ebene ermöglicht. Um
die Städte und Regionen bei der Entwick-
lung einer solchen Strategie der stärkeren
Europäisierung zu unterstützen, enthält der
Leitfaden eine ausführliche Beschreibung der
Kulturleistungen, die europäisch wirksam
werden können. Hierzu werden verschiede-

ne Tätigkeitsfelder unterschieden, in denen
sich Städte und Regionen europäisch profi-
lieren können. Keine Stadt wird auf allen
Feldern gleichermaßen stark sein, aber jede
Stadt bzw. Region kann in einem oder meh-
reren Feldern ihren Beitrag zu Europa leis-
ten.

Zur Klassifizierung der Kulturleistungen
werden folgende sechs Felder unterschieden:
Zum einen ein herausragendes kulturelles Pro-
fil – hierunter fallen z.B. die Stadt Ferrara,
der es eindrucksvoll gelungen ist, einen al-
ten Industriestandort zu einem Ort der Kul-
turproduktion zu entwickeln, oder die Berli-
ner Philharmoniker mit ihrer beispielhaften
Botschafter-Funktion. Zweitens Europas
Gedächtnis – hierzu gehören z.B. Orte der
transnationalen europäischen Erinnerung wie
Auschwitz oder das Brandenburger Tor.
Drittens der Aspekt der kulturellen Diversi-
tät – darunter fallen der „Tag des Dialogs“
in Rotterdam ebenso wie der Berliner „Kar-
neval der Kulturen“, die jeweils Ausdruck
sind für eine wesentliche Kulturleistung,
nämlich der gesellschaftlichen Integration
von Menschen unterschiedlicher Kulturen.
Desweiteren Konversion und Stadtumbau –
Zeche Zollverein oder die Speicherstadt
Hamburg sind Beispiele, die zeigen, wie fun-
damentaler Strukturwandel exemplarisch
gelingen kann. Fünftens Grenzlandschaften
– die deutsch-polnische Grenzstadt Guben-
Gubin lässt erleben, wie durch grenzüber-
schreitende Kooperationen neue Möglichkei-
ten und Verbindungen geschaffen werden.
Und last but not least das Europäische Kul-
turerbe, das sich in unterschiedlichen For-
men manifestiert, nicht nur in bedeutenden
Bauwerken der unterschiedlichen Stilepo-
chen, sondern auch in allgemeinen Lebens-
formen, Religionen, Festen, Sitten und Ge-
bräuchen, weshalb hierzu nicht nur die Rou-
te der Backsteingotik oder die Brücke von
Mostar zu rechnen sind, sondern auch das
Dudelsackfestival der keltischen Völker oder
die großen baltischen Sänger- und Tanzfes-
te.

Brigitte Russ-Scherer
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Europa der Bürger – Städtepartnerschaf-
ten als Plattform
Die im Leitfaden ausführlich dargelegten Bei-
spiele zeigen, wie vielfältig und reich Europa
ist, wenn wir unseren Blick auf die lokale
und regionale Ebene richten. Doch die Städ-
te und Regionen sind nicht nur wegen ihrer
originären Zuständigkeit für die Kultur ein
wichtiger Akteur im europäischen Einigungs-
prozess. Ihnen kommt beim Aufbau der euro-
päischen Zivilgesellschaft auch deshalb eine
entscheidende Rolle zu, weil sie – anders als
die nationale oder gar die europäische Ebene
– über langjährige, breite Erfahrungen in Sa-
chen Bürgerengagement und Partizipation
verfügen. Wenn es gelingt, den Aufbau einer
europäischen Zivilgesellschaft zu einem An-
liegen der Städte und Regionen zu machen
und die zivilgesellschaftlichen Kräfte in den
Kommunen dafür zu begeistern, wird die Idee
eines „Europas der Bürger“ starke Verbünde-
te erhalten und damit einen spürbaren Auf-
wind bekommen.

In diesem Zusammenhang sollten die bereits
vorhandenen europäischen Netzwerke der Städ-
te näher betrachtet werden. Für die zahlrei-
chen Städtepartnerschaften in Europa könnte
es spannend sein, sich nach der überzeugen-
den Versöhnung und dem Aufbau freundschaft-

licher Kontakte in den nächsten Jahren der
gemeinsamen Gestaltung Europas zuzuwenden
und eine aktive Rolle beim Aufbau eines trans-
parenten und bürgernahen Europas zu über-
nehmen. Wie groß das Potential ist, das in den
Städtepartnerschaften steckt, zeigt ein Vergleich
der Zahlen: Es gibt 736 Europaabgeordnete,
davon 99 aus Deutschland; dagegen gibt es
alleine in Baden-Württemberg 505 deutsch-fran-
zösische Städtepartnerschaften, in ganz
Deutschland sogar über 2000. Diese Verbin-
dungen aktiv zu nutzen, sollte ein Anliegen
aller sein. Hier kann sich jeder engagieren,
aktive Bürger genauso wie Gemeinderäte, Bür-
germeister, Abgeordnete und natürlich auch
die Parteigliederungen vor Ort. Auf dass es
gelingt – wie es der frühere Bundespräsident
Roman Herzog 1995 vor dem Europaparla-
ment gefordert hat – ein Europa zu schaffen,
das sich wirklich als „das Europa der Bürger“
versteht und dies nicht nur von sich behaup-
tet.

Brigitte Russ-Scherer war von 1999 bis 2007
Oberbürgermeisterin der Universitätsstadt
Tübingen. Sie ist Rechtsanwältin und lebt
inzwischen in Berlin. In der Initiative „A Soul
for Europe“ engagiert sie sich für das Projekt
„Städte und Regionen“.
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Macht Engagement politisch?
Bürgerschaftliches Engagement im Kontext von
politischer Sozialisation zu sehen ist folgerich-
tig. Zu diesem Ergebnis kommt die Studie JEPS
– Jugend, Engagement und politische Soziali-
sation. Rund 2.400 Jugendliche im Alter von
14 und 15 Jahren wurden für das Forschungs-
projekt im Zeitraum von Oktober 2010 bis
Januar 2011 befragt. Beinah die Hälfte der
Befragten war ehrenamtlich engagiert, was je-
doch nach Schulform variiert – während sich
unter GymnasialschülerInnen jedeR Zweite
engagierte, waren es bei HauptschülerInnen
nur etwa jedeR Dritte. Die Studie zeigt, dass
das Engagement das Selbstwertgefühl der Ju-
gendlichen steigert. Deutlich wurde auch, dass
bürgerschaftlich engagierte Jugendliche sich
stärker als Teil einer Gesellschaft begreifen,
deren Mitgestaltung ihnen auch für die Zu-
kunft als wichtig erscheint – auch als Erwach-
sene, so die Studie, möchten sie gesellschaft-
lich aktiv sein.
Die Studie ist kostenfrei zugänglich über den
Online-Publikationsserver der Universität Würz-
burg (www.opus-bayern.de/uni-wuerburg, Stich-
wortsuche nach „JEPS“).

Extremismusklausel –
Kultur des Verdachts
Mit Beginn diesen Jahres müssen Vereine, Stif-
tungen und Initiativen, die beim Bundesfamili-
enministerium Fördergelder für Projekte bean-
tragen, die gegen Rassismus, Antisemitismus
und Neonazis gerichtet sind, die so genannte
„Extremismusklausel“ unterzeichnen. Neben
einer Zustimmung zur freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung müssen die Einrichtun-
gen in einem zweiten Teil mit der Unterzeich-
nung versichern, dass sich auch ihre sämtli-
chen Projektpartner gemäß dem Grundgesetz
verhielten. Dieser Part wird von vielen Einrich-
tungen als Aufforderung zum Ausspionieren
aufgefasst – wie bspw. die Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes (VVN) unterzeich-
nen sie die Extremismusklausel nicht. Es wer-
de eine Kultur des Verdachts gepflegt, man
fühle sich an die Verpflichtungserklärung der

Stasi erinnert, so die betroffenen Vereinigun-
gen. Verbunden ist die Weigerung, die Klausel
zu unterzeichnen, mit finanziellen Einschrän-
kungen, der Handlungsspielraum der betroffe-
nen Initiativen ist durch die fehlenden Mittel
oftmals merklich eingeschränkt. Inzwischen
wird die Klausel – offiziell bezeichnet als Satz
2 und 3 der Demokratieerklärung – auch in
(bundes)politischen Zirkeln wieder rege disku-
tiert: Das Land Berlin, in Person des stellver-
tretenden Berliner Bürgermeisters Harald Wolf,
hatte eine Rücknahme der Erklärung gefor-
dert, was nun im Bundesrat stark debattiert
wird. Wegweisend könnte in dieser Sache die
Stadt Hamburg sein. Hier einigte sich die
Grün-Alternative-Liste (GAL) mit der SPD
darauf, alle finanziellen und rechtlichen Kon-
sequenzen, die für die betroffenen Einrichtun-
gen durch das Nicht-Unterzeichnen der Klau-
sel entstehen, zu tragen. Sollte es zu Zahlungs-
rückforderungen oder Rechtsstreitigkeiten
kommen, wären die Initiativen in Hamburg,
die die Unterschrift verweigert haben, entspre-
chend geschützt.
Weitere Infos unter www.mut-gegen-rechte-
gewalt.de. Dort findet sich auch ein Inter-
view mit Ulrich Battis von der Juristischen
Fakultät der Humboldt-Universität Berlin zur
verfassungsrechtlichen Einordnung der Klau-
sel (www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/debatte/
interviews/zu-unbestimmt-und-ungeeignet-
1672/).

Bewegungstagung in Frankfurt
Zum „Scheitern und Gelingen sozialer Bewe-
gungen“ diskutierten 140 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer der von der Bewegungsstiftung
initiierten Tagung vom 19. bis 21. Juni 2011
in Frankfurt. Wie der Erfolg von sozialen Be-
wegungen überhaupt bewertet werden kann,
wann eine Kampagne scheitert, welche Instru-
mente greifen oder welche Themen sich bes-
ser durchsetzen, wollte diese Tagung klären.
Auf den Internetseiten der Stiftung sind zen-
trale Vorträge der Veranstaltung, so etwa der
Auftaktvortrag von Roland Roth, „Was ist
Erfolg? Wie kann Erfolg gemessen werden?“,
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einsehbar: www.bewegungstagung.de/
index.php?id=10312.
Das Forschungsjournal Soziale Bewegungen
wird die Tagung mit einem eigenen Themen-
heft (1/2012) dokumentieren.

Handbuch Alternativmedien
Die Anzahl alternativer Medien im deutsch-
sprachigen Gebiet ist durchaus beachtlich, son-
derlich bekannt sind die meisten jedoch nicht.
Abhilfe schafft das von der Arbeitsgemeinschaft
sozialpolitischer Arbeitskreise (AG SPAK) ver-
öffentlichte Handbuch der ALTERNATIVme-
dien 2011/2012. Im diesjährigen Band sind
Adressen und Informationen zu rund 700 in
Deutschland, Österreich und der Schweiz er-
scheinende Zeitungen und Zeitschriften veröf-
fentlicht. Erstmals führt das Handbuch Adres-
sen von Freien Radios, Archiven und Biblio-
theken auf sowie von 220 unabhängigen Verla-
gen. Sortiert nach Sachgebieten, Orten und

Alphabet bietet dieses Nachschlagewerk eine
gute Hilfe zur Recherche. Ein redaktioneller
Teil mit wissenschaftlichen und politischen
Texten setzt sich mit dem Stand und den Per-
spektiven linker und alternativer Medien
auseinander und stellt innovative Medienpro-
jekte vor. Der von Bernd Hüttner, Christiane
Leidinger und Gottfried Oy herausgegebene
Band kann für 22 Euro über die Internetseite
der Arbeitsgemeinschaft (www.agspak.
buecher.de) bestellt werden.
Darüber hinaus sind die Webadressen der im
Handbuch dargestellten Medien auf einer ei-
gens eingerichteten Internetseite nach Sachge-
bieten recherierbar (www.alternativmedien.
org).
Hüttner, Bernd/Leidinger, Christiane/Oy,
Gottfried (Hg.) 2011: Handbuch der ALTER-
NATIVmedien 2011/2012. Printmedien, Freie
Radios & Verlage in der BRD, Österreich und
der Schweiz, 279 S., 22 Euro.
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Berlin subversiv
Wer einen Besuch der Hauptstadt plant oder
aber als AlteingesesseneR Berlin noch einmal
von einer anderen Seite kennenlernen möchte,
sei auf die neue Stadttouren „BERLIN SU-
BERSIV“ hingewiesen. Die in englischer und
deutscher Sprache angebotenen Touren füh-
ren an geschichtsträchtigen Stätten von Pro-
test und Widerstand durch Mitte, Kreuzberg,
Prenzlauer Berg oder Neukölln. Eine Führung
– zum Beispiel durch Kreuzberg unter dem
Motto „Vom roten Südosten zur freien Repu-
blik“ – dauert etwa zweieinhalb Stunden und
kostet 12 Euro. Auf den Seiten des Projekts
findet man neben weiteren Informationen und
den kommenden Tourterminen auch ein Ra-
diointerview mit den InitiatorInnen.
www. berlin-subversiv.de.

Stoppt die e-Card
Bereits im Januar 2006 sollte die sogenannte
„Gesundheitskarte“ die bisherige Versicherungs-
karte der Krankenkassen ersetzen. Grundlegend
neu sind der Abdruck eines Lichtbildes des
Karteninhabers sowie der Kartenchip, der ne-
ben den zur Identifizierung notwendigen per-
sonenbezogenen Daten auch medizinische Da-
ten – von ärztlichen Verordnungen über Infor-
mationen zu Medikamentenunverträglichkeit
bis hin zur gesamten (elektronische) Patien-
tenakte – speichern kann. Zunächst scheiterte
die Einführung vor allem wegen technischer
Probleme, auch im Bereich der Datensicher-
heit, inzwischen sind jedoch auch die gesell-
schaftlichen Widerstände gegen die Karte
enorm: Der Deutsche Ärztetag sprach sich
wiederholt gegen eine Einführung aus, die mit
der Einführung zu erwartenden Kosten sind
nicht klar absehbar, vermutlich jedoch recht
erheblich, und Datenschützer warnen eindring-
lich vor der Etablierung eines gläsernen Pati-
enten.
Besonders skeptisch gesehen wird der Tatbe-
stand, dass man als KartenbesitzerIn nicht ohne
Weiteres in der Lage sein wird, die auf der
Karte gespeicherten Daten zur Krankenge-
schichte nach eigenem Dafürhalten ggf. zu

löschen oder überhaupt einzusehen. Aktuell
liegt die Gesundheitskarte auf Eis, von der bun-
despolitischen Agenda gestrichen ist sie nicht
– dies fordert die Aktion „Stoppt die e-Card!“,
auf deren Internetseiten weitere Informationen
sowie eine Online-Petition zu finden ist.
www.stoppt-die-e-card.de.

gorleben365
Die Kampagne „gorleben365“ hat es sich zum
Ziel gemacht, an möglichst vielen Tagen im
Jahr das Endlager-Bergwerk Gorleben zu blo-
ckieren und so den Baustellenverkehr zu be-
hindern. Mit Start am 14. August 2011 wer-
den an den vier Eingangstoren zum Salzstock
unterschiedliche Projekte angeboten und Pro-
gramme durchgeführt, wie etwa Blockadetrai-
nings, Rechtshilfeworkshops oder Konzerte.
Die Kampagne ist eine gemeinsame Aktion der
„KURVE Wustrow Bildungs- und Begegnungs-
stätte für gewaltfreie Aktion“ und von „X-tau-
sendmal quer – gewaltfrei und ungehorsam
gegen Castor und Atomkraft“. Auf den Seiten
von gorleben 365 (www.gorleben365.de) sind
Informationen zu Gorleben, zu den Initiato-
ren sowie zu den geplanten Aktionen versam-
melt.

Nachwuchspreis der „Arbeitsstelle
Neonazismus“
Erstmalig lobt die an der Fachhochschule Düs-
seldorf angesiedelte „Arbeitsstelle Neonazis-
mus“ – Forschungsschwerpunkt Rechtsextre-
mismus/Neonazismus (FORENA) – in diesem
Jahr den FORENA-Nachwuchspreis aus. Aus-
gezeichnet werden Studienabschlussarbeiten
und Dissertationen in deutscher Sprache, die
sich im weiteren Sinne mit zeitgenössischen
Phänomenen wie völkischem Nationalismus, der
extremen Rechten, gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit oder Rechtspopulismus nach
1945 befassen. Die Auszeichnung, die in Zu-
kunft alle zwei Jahre verliehen werden wird,
ist mit 1.000 Euro für den ersten und 500
Euro für den zweiten Preis dotiert. Akzeptiert
werden Arbeiten, die nach dem 30.09.2009
als Qualifikationsarbeit eingereicht worden sind.
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AbsolventInnen können sich selbst bewerben
oder von HochschullehrerInnen vorgeschlagen
werden. Eine unabhängige Jury bewertet Ori-
ginalität und wissenschaftliche Relevanz der
Arbeiten sowie das Niveau der wissenschaftli-
chen Analyse. Abgabefrist ist der 30.11.2011.
Weitere Informationen zur Preisvergabe unter
www. arbeitsstelle-neonazismus.de/news_
more.php?ind= 134.
Die 1987 von Christiane Rajewsky gegründe-
te und seit März 2010 von Fabian Virchow
geleitete Einrichtung beobachtet rechtsextre-
me Aktivitäten, erforscht ideengeschichtliche
Hintergründe von Nazismus sowie zeitgenös-
sische Formen des Rassismus und gibt Infor-
mationen und praktische Hilfe zum Umgang
mit der extremen Rechten.

Recht auf Stadt
Freiburg hat eine neue „Freiraum-Show“: Un-
ter dem Motto „Freiburg sucht den Supersquat“
läuft aktuell eine Online-Sendung, die sich dem
Aufspüren von leer stehendem Wohnraum in
Freiburg widmet, das für unkommerzielle
Zwecke besetzt werden könnte. In jeder Epi-
sode werden zwei potenzielle Squats – also
besetzbarer Wohnraum – präsentiert und gleich-
zeitig die Freiburger Stadtplanung einer kriti-
schen Würdigung unterzogen. Unter http://
supersquat.org kann man die Episoden anse-
hen und für seinen Lieblingssquat stimmen.
Hintergrundinformationen zu den Recht-auf-
Stadt-Bewegungen u.a. in Berlin, Hamburg und
Bremen, einen Überblick über kommende
Aktivitäten sowie allgemeine Artikel bietet der
Wiki http://wiki.rechtaufstadt.net.

Erster Gleichstellungsbericht
Am 15. Juni 2011 hat das Bundeskabinett eine
Stellungnahme zum Gutachten der unabhän-
gigen Sachverständigenkommission „Neue
Wege – gleiche Chancen. Gleichstellung von
Frauen und Männern im Lebensverlauf“ be-
schlossen. Die vom Bundesfamilienministerium
(BMFSFJ) erarbeitete Stellungnahme bildet nun
zusammen mit dem Gutachten den ersten
Gleichstellungsbericht. Der Bericht vergleicht

systematisch Lebensphasen und Lebensläufe
von Männern und Frauen und stellt heraus,
welche Gleichstellungspolitik sich bewährt hat
und in welchen Bereichen Verbesserungen an-
gebracht sind. Auf Grundlage der Untersuchung
soll insbesondere der gleichstellungspolitische
Handlungsbedarf an den Übergängen zwischen
einzelnen Lebensphasen identifiziert werden –
so etwa bei der ersten beruflichen Orientie-
rung, bei der Familiengründung oder beim
Wiedereinstieg in den Beruf. Gutachten wie
Stellungnahme sind auf den Internetseiten des
BMFSFJ als pdf-Datei zur freien Verfügung
bereitgestellt unter
www.bmfsf j.de/BMFSFJ/g leichstellung,
did=172978.html.

Soziale Gerechtigkeit trotz Eurokrise
„Europa braucht einen Richtungswechsel“ –
konstatieren die EU-Abgeordneten Sven Gie-
gold (Bündnis 90/Die Grünen) und Udo Bull-
mann (SPD) und haben unter diesem Titel ei-
nen fraktionsübergreifenden Aufruf für eine
neue, europäische Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik gestartet. Angesichts der inzwischen sogar
die Existenz des Euros bedrohenden Krise ist
zu befürchten, dass die nun anstehenden Re-
gelungen zur Stabilisierung des Euros maßgeb-
lich auf Kosten der sozial Schwachen gehen
werden. Die bislang zur wirtschaftspolitischen
Steuerung eingebrachten Gesetzesvorschläge,
so die Initiatoren des Aufrufs, „stellen in bei-
spielloser Weise die Prinzipien unserer Werte-
gemeinschaft in Frage: Solidarität, soziale Ge-
rechtigkeit, Chancengleichheit und nachhalti-
ge Entwicklung.“ Die weltweite Finanzkrise
hat die europäischen Staatshaushalte schwer
belastet; der öffentliche Sektor trägt hierfür
zwar eine Mitschuld, zentral sei aber das Agie-
ren des Privatsektors, der von wachsender Lohn-
ungleichheit, exzessiver Verschuldung und ver-
antwortungsloser Finanzwirtschaft gekennzeich-
net sei. Dies müsse realisiert werden und in
die Entscheidungen des Europäischen Parla-
ments einfließen und produktive öffentliche
Investitionen an die Stelle der (bislang avisier-
ten) Sparpolitik treten, so Giegold und Bull-
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mann. Der Aufruf ist unter www.
changeforeurope.eu u.a. in deutscher, englischer
und französischer Sprache nachlesbar und kann
dort mitunterzeichnet werden. Zu den Erstun-
terzeichnern des fraktionsübergreifenden Pa-
piers gehören u.a. Daniel Cohn-Bendit, Sigmar
Gabriel, Claudia Roth, die Generalsekretärin
des Europäischen Gewerkschaftsbundes Berna-
dette Ségol und Jürgen Trittin.

Fürsorgliche Beobachtung?
Im Zweifelsfall war Unverhältnismäßigkeit
gegeben, als die Dresdner Polizei bei Antinazi-
protesten am 19. Februar 2011 eine weiträumi-
ge Funkzellenauswertung (FZA) durchführte
und damit Mobilfunkverbindungen tausender
Demonstranten, Anwohnern oder auch Passan-
ten der Südvorstadt von Dresden „belausch-
te“. Neben sämtlichen ein- wie ausgehenden
Anrufen und Kurznachrichten wurden auch die
exakten Positionsdaten der Handybesitzer er-
fasst. So konnte von den Betroffenen ein ge-
naues Bewegungsprofil erstellt werden. 20.000
Personen haben an der Demo teilgenommen,
12.000 Menschen leben in dem ausgespähten
Bereich. Auslöser der FZA war die Suche nach
„bestimmten Personen“, die die Polizei unter
den Demonstranten wähnte. Verhältnismäßig
war dies vermutlich kaum, denn die Strafpro-
zessordnung, die die FZA nur indirekt thema-
tisiert, hält diese nur für zulässig, wenn jede
andere Methode der Erfassung aussichtslos sei.
Die Anwältin des Bündnis „Dresden Nazifrei“
Kristin Pietrzyk äußerte sich zu den Mitte Juni
bekannt gewordenen Vorgängen sehr deutlich
und spricht von einer „Rasterfahndung per
Handy“. Dies sei nicht nur unverhältnismäßig,
sondern auch rechtlich unhaltbar. Umfängli-
che Informationen zu Funkzellenauswertung
sowie zum Thema Datenschutz allgemein bie-
tet das virtuelle Datenschutzbüro (www.
datenschutz.de).

Aktives Altern 2012
2012 wird das Europäische Jahr für „aktives
Altern und die Solidarität zwischen den Gene-
rationen“. Das von der EU-Kommission ange-
stoßene Projekt zielt nicht nur auf gesellschaft-
liches Engagement ab, sondern nimmt auch
die Förderung von Arbeitsbedingungen für äl-
tere Menschen in den Blick. Das europäische
Jahr 2012 soll insbesondere PolitikerInnen für
Veränderungen in den Bereichen Beschäftigung
und Gesundheitswesen ebenso wie IT-Dienst-
leistung, Erwachsenenbildung und Freiwilligen-
tätigkeit sensibilisieren, die für die Realisie-
rung eines aktiven Alters notwendig sind.
Weiteres zum kommenden Europäischen Jahr
unter http://ec.europa.eu/social/
ey2012main.jsp?catId=971&langId=de.

Friedensgutachten 2011
Das Ende Mai erschienene Friedensgutachten
2011 widmet sich zentral „Europa in der Kri-
se“. Ein weiterer Fokus liegt auf dem „Auf-
bruch in der arabischen Welt“. Darüber hinaus
zieht das Jahrbuch Bilanz hinsichtlich der mili-
tärischen Intervention in Afghanistan und
weiteren bewaffneten Konflikten und humani-
tären Katastrophen. Das Gutachten wird jähr-
lich herausgegeben von den fünf deutschen
Friedens- und Konfliktforschungsinstituten und
erscheint seit 1987.
Weitere Informationen, das Inhaltsverzeichnis
sowie einzelne Beiträge finden sich im Wort-
laut unter www.friedensgutachten.de. Dort ist
auch die Stellungnahme der HerausgeberInnen
des Gutachtens nachlesbar.
Johannsen, Margret/Schoch, Bruno/Hauswe-
dell, Corinna/Debiel, Tobias/Fröhlich, Chris-
tiane (Hg.) 2011: Friedensgutachten 2011.
Münster u.a.: Lit Verlag, 404 Seiten, 12,90
Euro.
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Die soziale Marktwirtschaft und das Ver-
sprechen auf Wohlstand und Chancengleich-
heit für alle waren identitätsstiftend für die
Bundesrepublik Deutschland. Sowohl die
SPD als auch die CDU garantierten bis in
die 1970er Jahre hinein mit ihrer Politik
diese beiden Grundfesten. Doch mit der Er-
kenntnis, dass Wachstum endlich und Voll-
beschäftigung keineswegs selbstverständlich
sind, geriet dieses Weltbild ins Wanken. Die
sozialen Systeme rutschten in eine Krise,
die bis heute noch nicht überwunden ist.
Leere öffentliche Kassen machen es nicht
mehr ohne weiteres möglich, Defizite in den
Sozialversicherungskassen auszugleichen.
Der demografische Wandel stellt zudem den
Generationenvertrag auf den Kopf, nach
dem eigentlich viele junge Menschen für
wenige Ältere sorgen sollen. In dieser Dau-
erkrise singen Politiker gern ein Loblied auf
das Ehrenamt. Mit zivilgesellschaftlichem
Engagement sollen die Löcher gestopft
werden, die die leeren Kassen in das Sozial-
wesen reißen. Doch dass auch dieses Mo-
dell an Grenzen stößt, zeigen die nachfol-
gend besprochenen Publikationen überein-
stimmend.

Neoliberalismus und soziale
Gerechtigkeit
Frank Nullmeier setzt sich in seiner Expertise
„Kritik neoliberaler Menschen- und Gesell-
schaftsbilder und Konsequenzen für ein neues
Verständnis von ‚sozialer Gerechtigkeit‘“, die
er für die Abteilung Wirtschafts- und Sozial-
politik der Friedrich-Ebert-Stiftung erstellt hat,
damit auseinander, wie soziale Gerechtigkeit
heute interpretiert werden kann. Dabei reibt
er sich an den führenden Theoretikern des
Neoliberalismus, allen voran an Friedrich Au-
gust von Hayek. Nullmeier macht die Hoch-
zeit des Neoliberalismus in der Zeit von 1998
bis 2008 aus und unterteilt sie in fünf Phasen.
Von 1998 bis zum Frühjahr 2005, also in der
Zeit der rot-grünen Bundesregierung, beherrsch-
te nach seiner Einschätzung das neoliberale
Denken auch die Bundespolitik. Das macht er
vor allem an der Agenda 2010 fest. Denn sie
ist für ihn das Symbol dafür, den Gerechtig-
keitsbegriff, wie er bislang vorherrschte, „zu
überprüfen und stärker auf eine Marktgesell-
schaft abzustellen“ (8). Dies führte dazu, dass
der Gerechtigkeitsbegriff fortan mit Beinamen
versehen wurde wie soziale Gerechtigkeit,
Generationen- oder Teilnahmegerechtigkeit.
„Diese Pluralisierung der Gerechtigkeitsbegriffe
bot die Möglichkeit der wechselseitigen Rela-
tivierung von Gerechtigkeiten, so konnte zum
Beispiel der Vorrang der Generationen- vor der
Verteilungsgerechtigkeit eingefordert werden“,
argumentiert Nullmeier (8).
Der Niedergang der rot-grünen Regierung und
die Große Koalition ermöglichten eine Form
der Kapitalismuskritik, die Nullmeier an der
Metapher der Heuschrecken festmacht. Diese
Kritik verschärfte sich mit der Finanzkrise und
deren offenem Ausbruch im September 2008
und ermöglichte eine Rückkehr zum Keynesia-
nismus. Erst die Opel-Krise, bei der es um die
Rettung eines einzelnen Unternehmens ging,
markierte aus Nullmeiers Sicht einen Wende-
punkt. Die Konjunkturprogramme hatten
allerdings zu einer Überschuldung der öffent-
lichen Haushalte geführt, die dem Staat seine
Grenzen aufzeigten. Nach der Bundestagswahl
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2009 konzentrierte sich Schwarz-Gelb auf eine
Klientelpolitik zugunsten bestimmter Branchen
und Unternehmen und brach damit auf ihre
Art mit der reinen Lehre des Neoliberalismus
„als Marktförderung und weniger Staatlichkeit“
(7).

Drei Folgeprobleme
Im Folgenden setzt sich Nullmeier damit
auseinander, welche grundlegenden Widersprü-
che es zwischen dem Gerechtigkeitsbegriff und
dem neoliberalen Denkansatz von Hayek gibt.
Zunächst konstatiert Nullmeier, dass Märkte
nicht das Leistungsprinzip realisieren und sich
auch nicht mit dem Begriff der Leistungsge-
rechtigkeit begründen lassen. „Hayek zeigt,
dass die Löhne und Gewinne sich in einer
Marktwirtschaft aus der Nachfragesituation
ergeben und in keiner Relation zu Verdiens-
ten oder Leistungen stehen.“ (10) Als zwei-
tes Problem macht er die „Banalität des Er-
folges“ aus. „Das Hayeksche Markverständ-
nis führt Ungleichheiten auf Erfolg am Markt
und diesen wiederum nur auf Zufälle der
Nachfrage und Aufmerksamkeit zurück“, so
Nullmeier (12). „Eine Substantialisierung der
Unterschiede in Verdiensten und Leistung fin-
det gerade nicht statt. Die Hayeksche Argu-
mentation zerstört damit den zentralen Hin-
tergrundglauben einer Leistungsgesellschaft,
den Glauben an die durch Leistung gerecht-
fertigten Unterschiede.“ (12) Weiter argumen-
tiert Nullmeier mit einem Zitat von Norbert
Bolz: „Und man muss sich damit abfinden,
dass nicht die Anstrengung oder das Talent
an sich belohnt wird, sondern das Resultat
auf dem Markt. Weder Geschäftserfolg noch
Prestige lassen sich aus Verdiensten ableiten.“
(12) Und was letztlich für Nullmeier noch
schwerer wiegt: „Die Freiheitsbotschaft, die
der Neoliberalismus gegen autoritäre und to-
talitären Planwirtschaften verkörpert hatte,
weicht der Anpassung an Marktrealitäten, die
über die Forderung nach mehr Eigenverant-
wortung bis hin zum Marktfatalismus gestei-
gert wird. Damit aber steht der Neoliberalis-
mus in Gefahr, seine stärkste Wertbasis zu

verlieren, den Freiheitsbegriff“ (16). Als drit-
tes Folgeproblem macht Nullmeier einen
„Markt ohne Loyalitäten“ aus. Dabei arbei-
tet Nullmeier zunächst das Dilemma heraus,
sich als politischer Akteur einerseits mit dem
Nationalstaat zu identif iz ieren, s ich
andererseits aber auch international im Wett-
bewerb beweisen zu müssen. In diesem Zu-
sammenhang setzt sich Nullmeier auch mit
den Theorien von Thilo Sarrazin auseinander,
der sich auf „einen radikalisierten Neolibera-
lismus“ beruft, „der die Bevölkerungsgruppen-
größen in ihrer ökonomischen Nützlichkeit
vergleicht“. Dabei bringt Nullmeier Sarrazins
Argumentation auf folgenden Nenner: „Wer-
den die Deutschen mengenmäßig ‚gewinnen‘,
dann sind auch die Bildungsqualität und die
Wettbewerbsfähigkeit des Landes gesichert.
Nimmt dagegen der Anteil der bildungsschwa-
chen Moslems zu, schafft sich Deutschland
durch das Schwinden und Verschwinden der
Deutschen ab, aber auch durch den Nieder-
gang von Bildung und Wirtschaftskraft.“ (24)
Diese drei Folgeprobleme münden laut Null-
meier in einer Motivationskrise der Gesell-
schaft, sich einzubringen und für das Allge-
meinwohl zu engagieren.

Wege zu einem neuen Gerechtigkeits-
Verständnis
Nullmeier zeigt in seinem Schlusskapitel Wege
zu einem neuen Verständnis von sozialer Ge-
rechtigkeit auf. Nullmeier plädiert dafür, den
Begriff der sozialen Gerechtigkeit unbedingt
beizubehalten. Als Achillesferse des Neolibera-
lismus macht er die Negierung der Leistungs-
gerechtigkeit aus. Der Neoliberalismus habe
außerdem zunehmend Schwierigkeiten, „seine
prinzipielle Unterstützung des Marktes mit
dem Begriff der Freiheit in Deckung zu brin-
gen“, so Nullmeier. „Damit bietet sich die
Chance, Freiheit und soziale Gerechtigkeit
nicht als Gegensätze, sondern Freiheit als Kern
sozialer Gerechtigkeit zu definieren.“ (30) Frei-
heit brauche allerdings auch einen Bezugsrah-
men. Hier fordert Nullmeier „eine gleichzeiti-
ge Ausrichtung auf mehrere politische Ebenen
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(...): die nationale, die EU-Ebene, die Weltebe-
ne“ (30). Nullmeier stellt auch einen direkten
Zusammenhang zwischen Grundrechten und
Freiheitsrechten her: „Grundrechte sind nun
eine Anforderung zur Herstellung der sozia-
len Voraussetzungen zur Nutzung der Freiheits-
rechte. (...) Als Teilhaberecht interpretiert,
gewähren Grundrechte Ansprüche auf jene
staatlichen Leistungen oder Interventionen, die
erforderlich sind, um an der Nutzung von Frei-
heitsrechten überhaupt teilhaben zu können.“
(33) Nullmeier hebt auch den Zusammenhang
zwischen Teilhabe und Integration hervor und
bedauert, dass der Begriff der Integration „ganz
auf die Debatte um Migration, Islam, Multi-
kulturalismus, Bildung, deutsche Sprache,
Staatsangehörigkeit etc. festgelegt ist.“ (35)
Er fordert deshalb eine Verbindung von Leis-
tungs- und Integrationsbereitschaft: „Soziale
Gerechtigkeit kann aber nur auf der Gegensei-
tigkeit in Leistungs- und Integrationsbereit-
schaft beruhen und das schließt die Bereitschaft
zur Teilhabe gemäß Leistungs- und Integrati-
onsfähigkeit mit ein.“ (35) Nullmeier macht
deutlich, dass in der Debatte um die sozialen
Sicherungssysteme letztlich unterstellt werde,
dass diejenigen, die nicht integriert sind, nicht
etwa leistungsunfähig seien, sondern ihre Leis-
tung schlichtweg verweigern. Das führe zu einer
„Kontrollpolitik“, versehen mit entsprechenden
Sanktionen. Eine neue Gerechtigkeitspolitik
müsse jedoch „ein umfassendes Verständnis von
Leistungsbereitschaft und Leistungsgerechtig-
keit entfalten“, fordert Nullmeier (37). Sozia-
le Gerechtigkeit ist deshalb für ihn der Schlüs-
sel zur Freiheitsverbürgung: „Soziale Gerech-
tigkeit ist der entscheidende Schritt, um
überhaupt Freiheit und Autonomie zu ermög-
lichen (...) Soziale Gerechtigkeit schafft Frei-
heit, indem es allen die gleiche Freiheit gibt,
ihr Leben selbstständig zu gestalten, ohne sich
in extreme Abhängigkeit der Märkte zu bege-
ben.“ (40)
Diese theoretischen Ausführungen greifen das
„Handbuch Soziale Dienste“ und der Sammel-
band zum Thema „Zivilengagement“ auf ihre
Art und Weise auf.

Soziale Dienstleistungen im Wandel
Manchmal wecken die Titel von Büchern an-
dere Ansprüche, als sie letztlich befriedigen.
So richtet sich das „Handbuch Soziale Diens-
te“ nur bedingt an den Praktiker, der im
Bereich der Sozialen Dienste tätig ist oder
diese organisiert. Die Beiträge haben einen
hohen theoretischen Anspruch und sind ge-
spickt mit wissenschaftlichem Fachvokabu-
lar, was für den Akteur in den Sozialen Diens-
ten eher hinderlich als dienlich ist. Die He-
rausgeber sehen zwei Gesichtspunkte, unter
denen Soziale Dienste analysiert werden kön-
nen: zum einen als Arenen, die der allgemei-
nen sozialwissenschaftlichen Debatte unter-
zogen werden können, zum anderen als Im-
pulsgeber für gesellschaftlichen Wandel.
Zunächst einmal definieren die Herausgeber,
was sie unter Sozialen Diensten verstehen:
Sie sind Teil des Dienstleistungssektors, un-
terliegen aber nur bedingt den Möglichkei-
ten der Produktivitätssteigerung, da sie eine
soziale Komponente haben. Diese erwächst
auch einer „Institutionalisierung in einer
sozialen Beziehung“ und einem öffentlichen
Interesse an der „verlässlichen Erbringung“
dieser Dienstleistungen (11). Den theoreti-
schen Einstieg in die Debatte macht Martin
Baethge zum Thema „Die Arbeit in der
Dienstleistungsgesellschaft“. Hartmut Häus-
sermann und Walter Siebel stellen danach
Theorien der Dienstleistungsgesellschaft vor.
Merkmale, Aufgaben und Entwicklungs-
trends Sozialer Dienste aus der Perspektive
soziologischer Theorien beschreibt Anja
Hartmann in ihrem Beitrag. Dabei betont
sie die Rolle Sozialer Dienste, Hilfsbedürfti-
ge in Lebenskrisen zu unterstützen, ihnen
aber auch das Werkzeug in die Hand zu ge-
ben, sich selbst helfen zu können.
Neben dem Begriff und der Theorie be-
schreibt das erste Großkapitel des Sammel-
bands auch die historische Entwicklung der
Sozialen Dienste, die seit der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts stetig expandierten.
Die Geschichte der Sozialen Dienste in
Deutschland beleuchtet Christoph Sachße in
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seinem Beitrag. Josef Schmid beschäftigt sich
mit Sozialen Diensten und der Zukunft des
Wohlfahrtsstaats. Arne von Boettcher und
Johannes Mündner untersuchen die Professi-
onalisierung und Ausdifferenzierung Sozia-
ler Dienste mit Blick auf die rechtlichen Fra-
gen. Mit der Herausbildung des deutschen
Nationalstaats übernimmt dieser auch immer
mehr Regulierungs- und Finanzierungsaufga-
ben. Gleichzeitig bilden sich soziale Verbän-
de und Organisationen heraus, die Dienst-
leistungen übernehmen. Diese werden
teilweise vom Staat über Sozialversicherungs-
systeme und direkte Subventionen, teilweise
aber auch privat finanziert. Wie sich die Be-
schäftigung im Bereich der Sozialen Dienste
entwickelt hat, untersucht Rolf G. Heinze.
Die „Interaktion mit dem Klienten“ stellt
Wolfgang Dunkel in dem Mittelpunkt sei-
nes Aufsatzes zur Arbeit in sozialen Dienst-
leistungsorganisationen.

Demografischer Wandel als Herausforde-
rung
Auf der Nachfrageseite stellt der demografi-
sche Wandel eine der größten Herausforderun-
gen an die Sozialen Dienste dar. Er wird von
Klaus-Peter Strohmeier und Marc Neu unter-
sucht. Aber auch der soziale und kulturelle
Wandel wie die Auflösung der Großfamilie und
die steigende Berufstätigkeit von Frauen füh-
ren zu einer deutlichen Ausweitung der Sozia-
len Dienste in verschiedenen Politikfeldern und
Sektoren, die in einem eigenen Großkapitel
untersucht werden. Dabei geht es beispielsweise
um Soziale Dienste am Arbeitsmarkt (Ingo
Bode), Familie und Soziale Dienste (Karin
Jurcyk/Barbara Thiessen), Soziale Dienste im
Bereich der Hauswirtschaft (Wolfgang Glatz-
er), Soziale Dienste zur frühkindlichen Bildung
und Betreuung (Sybille Stöbe-Blossey), Soziale
Arbeit und Soziale Dienste (Fabian Kessl/Hans
Uwe-Otto), Soziale Dienste für ältere Menschen
(Gerhard Naegele) und um Soziale Dienste im
Feld der Unterstützung von Menschen mit Be-
hinderungen (Alfred Rohrmann/Johannes
Schädler).

Auf der Angebotsseite müssen sich die Sozi-
alen Dienste ebenfalls verschiedenen Aufga-
ben stellen. Zum einen wächst die Gruppe
der hauptamtlich Tätigen stetig, ebenso wie
der Bedarf an Sozialen Dienstleistungen. Der
medizinisch-technische Fortschritt ermöglicht
dabei eine Intensivierung des Angebots. Au-
ßerdem erhält die „aktivierende Rolle des So-
zialstaats“ ein immer größeres Gewicht. De-
ren Ziel ist es, den Schadensfall durch vor-
beugende Maßnahmen zu vermeiden. Aus die-
sem Spannungsfeld ergeben sich zentrale Fra-
gen für die Entwicklung und Planung Sozia-
ler Dienste. Dazu zählt beispielsweise der
Wandel vom Klienten und Patienten hin zum
Mitentscheider und Koproduzenten, wie ihn
Thomas Olk in seinem Beitrag zu Dienst-
leistungsbeziehungen zwischen Bürger, Nut-
zer, Konsumenten und Koproduzenten be-
schreibt. Eng damit verwoben ist die Frage,
wie man Soziale Dienste passgenau anbieten
kann, obwohl die Hilfeleistungen immer
mehr standardisiert werden. Damit setzt sich
Oliver Fehren in seinem Aufsatz zur Sozial-
raumorientierung sozialer Dienste ausein-
ander. Aber auch Thomas Klie greift das
Thema in seinem Beitrag zu Case Manage-
ment und Sozialen Diensten auf. Ilona Ost-
ner setzt dem die Diskussion um „Care Cul-
tures“ entgegen, die Hilfeleistungen je nach
Einstellung als willkommene Unterstützung
oder als Einmischung in private Angelegen-
heiten bewerten. Daraus folgt die zentrale
Frage nach Konzepten der Gestaltung des
Wohlfahrtsmix im Bereich Sozialer Dienste,
mit dem sich Adalbert Evers auseinander-
setzt. Hier stellt sich die Herausforderung,
Wohlfahrtsverbände zu „sozialen Unterneh-
men“ auszubauen. Aber auch zivilgesellschaft-
liche Elemente sollen integriert werden, was
Joachim Merchel in seinem Beitrag „Wohl-
fahrtsverbände, Dritter Sektor und Zivilge-
sellschaft“ ausarbeitet. Dagegen wird der
Trend, soziale Dienste als Aktionsfeld für
kommerzielle Anbieter zu öffnen, unter an-
derem von Stephan Grohs und Jörg Bogu-
mil kritisch diskutiert.
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Auf der Suche nach politischen
Konzepten
Letztlich stellt sich aber die Frage nach den
Konzepten der Politik und wie „Leitbilder von
der Zukunft von Gesellschaft, Sozialstaat und
Demokratie mit Vorstellungen von sozialen
Diensten verwoben werden“ (27). Dabei spielt
die Diskussion um Soziale Dienste als „Öf-
fentliches Gut“, die Dieter Grunow führt,
ebenso eine Rolle wie die „Governance sozia-
ler Dienste“, die Frank Nullmeier beleuchtet.
Zunächst ging es um den „wohlfahrtsstaatli-
chen Diskurs“ (27), der allen Bürgern die glei-
chen Rechte und den gleichen Zugang zu
sozialen Dienstleistungen garantieren soll. In
den 1960er Jahren wurde dies ergänzt durch
den „partizipativen Diskurs“, der dem Bürger
Mitgestaltungsrechte, Engagement und Selbst-
organisation ermöglichte, dies zugleich aber
auch einforderte (28). Der Wohlfahrtsstaat
entwickelte sich zur „zivilen Wohlfahrtsgesell-
schaft“, in der die Organisationen des Drit-
ten Sektors staatliche Regulierung zurückdrän-
gen. (28). Darauf folgte der „Diskurs zu mehr
Markt, Wettbewerb und Kundenorientie-
rung“, der den Adressaten der sozialen Dienst-
leistungen auch als Konsumenten ernst nimmt
und die „Nachfragemacht“ als weiteres Kor-
rektiv sieht (28f). Mit der aktuellen Sozial-
staatsdebatte verbunden ist der „Diskurs um
soziale Investitionen und einen wettbewerbs-
fähigen Sozialstaat“, der darauf abzielt, dass
Soziale Dienste „effizient geführt“ werden
und sich „gesamtwirtschaftlich rechnen sol-
len“ (29). Damit stellen die Herausgeber fol-
gende Frage an die Politik: „Wer bietet mehr,
genauer ein anderes, integratives und insge-
samt überzeugungsfähigeres Programm, das
die Hegemonie eines vorhandenen Praxisbilds
herauszufordern vermag?“ (30) Und an die
Sozialwissenschaft richtet sich die Aufforde-
rung, die Widersprüchlichkeiten und Resulta-
te für die Politik zu bewerten und einen „of-
fenen Dialog über die Stimmigkeit und theo-
retischen Grundlagen der Diskurse, auf die
Politiker im Bereich sozialer Dienste heute
Bezug nehmen“, zu führen (30f).

Förderung und Erforschung von Zivil-
engagement
Diesen Ball nehmen die Autoren des Sammel-
bands „Zivilengagement“, der sich vor allem
an die Wissenschaft und die Politik wendet,
auf. Sie argumentieren sehr praxisnah und bie-
ten einen klaren Baukasten an, wie und wo
Zivilengagement gefördert und besser erforscht
werden könnte. Dabei wird wissenschaftlich
argumentiert, aber auf den Duktus der Wis-
senschaftssprache weitgehend verzichtet, was
die Texte wesentlich anschaulicher macht.
Allerdings gibt es in den einzelnen Beiträgen
des Sammelbandes auch Redundanzen, durch
die die gemeinsame Stoßrichtung der Autoren
andererseits aber auch klar herausgearbeitet
wird.
Die Autoren des Sammelbandes, der anläss-
lich einer internationalen Konferenz im No-
vember 2009 am Wissenschaftszentrum Ber-
lin für Sozialforschung entstanden ist, machen
deutlich, dass der Ruf nach ehrenamtlichem
Engagement immer lauter wird und die Poli-
tik inzwischen ganz selbstverständlich mit den
Ressourcen der Zivilgesellschaft plant, um
Löcher zu stopfen, die der Staat selbst nicht
mehr füllen kann. Andererseits konstatieren
die Autoren auch, dass es für die „Entwick-
lung einer fundierten Engagementpolitik“
unbedingt auch „zuverläss ige(n) und
differenzierte(n) wissenschaft l iche(n)
Ergebnisse(n)“ zur Lage und Ausprägung des
Engagements braucht (7). Die Wissenschaft
sei gefordert, „Konzepte und methodische
Ansätze zu liefern, wie die Engagementthe-
matik eine Weiterentwicklung erfahren kann.
(…) In ihre Analysen sind Indikatoren aufzu-
nehmen, die nach dem Nutzen oder den Gren-
zen des Engagements fragen und eine Früh-
warnfunktion ausüben, indem sie beginnende
Veränderungen rechtzeitig signalisieren.“ (7)
Ziel der Autoren ist es, „eine Programmatik
der Engagementforschung in Deutschland zu
entwickeln.“ (8) Dabei stelle die Forschung
zunächst einmal Ansprüche an sich selbst, aber
auch an die Politik und an die gesellschaftli-
che Praxis.
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In fünf Großkapiteln erläutern die Autoren
den aktuellen Stand der Zivilengagementbe-
richterstattung. Dabei stellt Eckhard Priller
zunächst fest, dass es eine „starke Zunahme
von zivilgesellschaftlichen Organisationen“
und ein „beträchtliches Anwachsen des En-
gagements der Bürger“ gibt (11). Die Ursa-
che dafür sieht Priller in einem politischen
Paradigmenwechsel. Statt nur auf die Kräfte
von Markt und Staat zu setzen, habe die
Politik inzwischen die Potenziale des bürger-
schaftlichen Engagements „als Grundlage für
das Funktionieren einer modernen Gesell-
schaft“ erkannt (11). Dietmar Dathe unter-
sucht in seinem Beitrag, ob das Engagement
tatsächlich eine unbegrenzte Ressource für
die Zivilgesellschaft ist. Er kommt zu dem
Schluss, dass sich Engagement auf die „bür-
gerliche Mitte“ konzentriert, was kein posi-
tiver Impuls für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt sei, vor allem angesichts der
Tatsache, dass „jenem Teil der Bevölkerung,
der in Armuts- und prekären Lagen lebt, die
gesellschaftliche Teilhabe via Engagement
verschlossen bleibt.“ (53) Mareike Alscher
konzentriert sich in ihrem Beitrag auf die
Familie als Adressaten und Akteur zivilge-
sellschaftlichen Engagements und untermau-
ert die Erkenntnisse der beiden vorigen Au-
toren an diesem Fallbeispiel. Rudolf Speth
schließlich spannt den Bogen von der Enga-
gementpolitik zur Engagementforschung.
Dabei konstatiert er, dass bürgerschaftliches
Engagement sozial erwünscht sei und in vie-
len Kontexten prämiert werde. Doch Speth
warnt zugleich davor, ein Engagementgesetz
zu verabschieden, da das vielgestaltige En-
gagement dann in ein rechtliches Schema ge-
presst und wichtige Aspekte ausgegrenzt
würden. Engagement müsse vor allem durch
die Kommunen gefördert werden, diese
bräuchten jedoch auch die Mittel dazu. Speth
fordert außerdem eine wissenschaftliche Be-
ratung der Politik und der zivilgesellschaftli-
chen Akteure ein und betont die Notwen-
digkeit einer „Intensivierung der wissenschaft-
lichen Forschung“ (112).

Strategien der Engagementforschung
Die Grundsätze und unterschiedlichen Strate-
gien für eine Engagementforschung sind Ge-
genstand des zweiten Großkapitels. Helmut
K. Anheier, Konstantin Kehl, Georg Milden-
berger und Normann Spengler ziehen zunächst
eine Zwischenbilanz. Zum Abschluss stellen
sie drei Fragen für die Zukunft: „Ist Engage-
ment immer gut? (...) Wie viel Engagement
‚braucht‘ Deutschland? (...) Wie verhält es sich
mit dem ‚bonding social capital‘ und der ‚dunk-
len Seite der Zivilgesellschaft‘?“ (130) Sie kom-
men zu folgendem Schluss: „Nur wenn das
Phänomen des bürgerschaftlichen Engagements
und seines Umfelds – der Zivilgesellschaft –
vorurteilslos und nüchtern beschrieben und
analysiert wird, kann die Engagementforschung
auch ein solides, belastbares theoretisches Ge-
rüst und verlässliche empirische Auskünfte
anbieten.“ (131) Adalbert Evers umreißt in
seinem Beitrag zunächst den Bezugsrahmen
Zivilgesellschaft und diskutiert die unterschied-
lichen Definitionen und ihre Konsequenzen für
Konzepte der Engagementforschung. Thomas
Gensicke hält ein Plädoyer für die Notwendig-
keit einer integrierten Theorie für die Beschrei-
bung der Zivilgesellschaft. Und Annette Zim-
mer betrachtet die Zivilgesellschaftsorganisa-
tionen, zu denen sie die Gewerkschaften, Kir-
chen und Parteien ebenso zählt wie die Wohl-
fahrtsverbände. Sie konstatiert dabei „die Ero-
sion der Mitgliederbasierung unserer Demo-
kratie, die Verbetriebswirtschaftlichung der
sozialen Dienstleister (und) die Prekarisierung
der Arbeitswelt mit besonders negativen Aus-
wirkungen für weibliche Arbeitnehmer.“ (191)
Sie sieht im Wesentlichen drei Aufgaben für
die Forschung, um die Politik richtig beraten
zu können: „Neben der Gesamterfassung und
der Durchführung von Lokalstudien, die auch
die spezifische Einbindung zivilgesellschaftli-
cher Organisationen in unterschiedliche Poli-
cy-Bereiche thematisieren, sind Fallstudien von
Einzelorganisationen notwendig.“ (192)
Im dritten Kapitel geht es um Datenquellen
und Datenbasen. Norbert Schwarz untersucht
die wirtschaftliche Bedeutung des Dritten Sek-
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tors und geht dabei auf das Projekt „Zivilge-
sellschaft in Zahlen“ ein. Susanne Strauß zeigt
Potenziale und Grenzen des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP) als Datenquelle für die
Engagementforschung auf. Internationale Er-
fahrungen und Tendenzen reflektiert das vier-
te Großkapitel. Herbert Ammann stellt das
Projekt „Forschung Freiwilligkeit“ in der
Schweiz vor. Paul Dekker berichtet über Pers-
pektiven des freiwilligen Engagements und der
Engagementforschung in den Niederlanden.
Paul Ramender, Eva More-Hollerweger und
Michael Meyer stellen den ersten Freiwilligen-
bericht für Österreich vor.

Finanzierung künftiger Engagementfor-
schung
Das fünfte und letzte Großkapitel setzt sich
mit der Planung und Finanzierung künftiger
Engagementforschung auseinander. Thomas
Klie schreibt über die Landesberichterstattung
zum bürgerschaftlichen Engagement in Baden-
Württemberg, wo es ein Landesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement gibt. Klie konsta-
tiert, dass die Berichterstattung die Grundla-
gen für die weitere Engagementförderung in
Baden-Württemberg bildet und empfiehlt des-
halb auch auf Bundesebene und in anderen
Bundesländern eine Dauerbeobachtung der
Entwicklungen und eine enge Kooperation
zwischen den Wissenschaftspartnern. Alfred
Schmidt berichtet in seinem Beitrag über die
Erfahrungen mit langfristigen Forschungspro-
grammen aus Sicht der Förderverwaltung. Als
Beispiel bedient er sich der Förderprogramme
der Volkswagen-Stiftung, geht aber auch auf
die Kriterien der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) ein. Die Geldgeber initiieren
dabei selbst wissenschaftliche Projekte, greifen
aber auch Ideen von außen auf. Sie setzen auf
eine Mischung aus Wettbewerb zwischen kon-
kurrierenden Lösungsmodellen und Koopera-
tion zwischen Einrichtungen, die sich mit ähn-
lichen Problemen beschäftigen. Loring Sittler
ergänzt diese Ausführungen schließlich mit
seinem Aufsatz zur „Engagementforschung aus
Sicht eines Forschungsförderers“.

Grundsätze der künftigen Forschung
Der Sammelband endet mit einem Entwurf einer
Forschungsprogrammatik „Engagement“, den
Mareike Alscher, Dietmar Dathe, Eckhard Pril-
ler und Rudolf Speth verfasst haben. Zunächst
wird eine allgemeingültige Definition von En-
gagement eingefordert. Mitgestaltungsmöglich-
keiten in zivilgesellschaftlichen Organisationen
und Veränderungen der Öffentlichkeit wie den
Medienwandel sollen stärker in den Blick ge-
nommen werden. Die Forschung muss der
Themenvielfalt und der Veränderung themati-
scher Schwerpunkte gerecht werden. Das En-
gagement spezieller Bevölkerungsgruppen soll
besser untersucht werden, ebenso der Motiv-
und Wertewandel. Die Forschung soll das Ver-
hältnis von Angebot und Nachfrage von Enga-
gementleistungen stärker in den Blick nehmen.
Auch das Engagement von Unternehmen soll
besser untersucht werden. Die Autoren fordern
eine Verbesserung der Datenlage ein, um die
Veränderungen und die Dynamik des individu-
ellen Engagements analysieren zu können.
Dabei setzen sie auf eine Kooperation mit der
amtlichen Statistik sowie auf interdisziplinäre
Ansätze bei der Engagementforschung. Außer-
dem soll die Schlüsselrolle von Organisationen
und Institutionen mehr in den Blick rücken.
Erforderlich seien auch qualitative Studien, die
Lebensläufe und Biographien von Personen und
Gruppen als dynamische Prozesse abbilden.
Zudem halten die Autoren eine Verstärkung
der Grundlagenforschung für nötig und wol-
len die Förderorganisationen sensibilisieren,
diese anzustoßen.

Karin Urich, Mannheim

�
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Dynamik und Struktur des
freiwilligen Engagements
Ehrhardt, Jens (2011): Ehrenamt. Formen,
Dauer und kulturelle Grundlagen des Engage-
ments. Frankfurt am Main (u.a.): Campus.

traktiv, birgt großen Erkenntnisgewinn und
ihre Ergebnisse sind von Relevanz für Poli-
tik und Wissenschaft.
Statistisch ungeübte LeserInnen werden wahr-
scheinlich einen etwas höheren Zeitaufwand
benötigen, um die Konstruktion und die Lo-
gik der von Erhardt verwendeten Instrumen-
te nachzuvollziehen, was keinesfalls den de
facto einleuchtenden Darstellungen, sondern
der anspruchsvollen Methodik geschuldet ist.
Ehrhardt verwendet Hazard- und Survivalfunk-
tionen, um bivariate Zusammenhänge beim
Zugang zum Engagement und seiner Dauer
darzustellen. Um einen multivariaten Einfluss
sozioökonomischer Variablen zu prüfen und
um ihre Stärke in Modellen zu schätzen,
kommt eine zeitdiskrete logistische Regressi-
on zum Einsatz.
Für einen Teil der Datenanalyse bildet Ehr-
hardt verschiedene Kohorten. Die Wahl die-
ser Perspektive erlaubt ihm, den individuel-
len Engagementverlauf innerhalb eines defi-
nierten Zeitraums für verschiedene Gruppen
zu bestimmen. Hierbei kommt er zu seinem
zentralen Befund: Die generell hohe Fluktua-
tion im Engagement. Er spricht von gewalti-
gen Umschichtungen und meint damit, dass
schon im Zeitraum eines Jahres bis zu 50 Pro-
zent der politisch Engagierten und bis zu 25
Prozent der ehrenamtlich Engagierten in Ver-
einen und Verbänden durch neue ersetzt sind.
Das statische Bild, das die nur leicht schwan-
kenden Engagementquoten etwa des Freiwil-
ligensurveys zeichnen, wird so durch eine
höchst dynamische interne Bewegung im En-
gagement relativiert. Engagement ist nach
Ehrhardt von ständigen großen Zugängen und
Abflüssen geprägt. Eine erste Konsequenz: Die
stete Fluktuation verweist darauf, dass Zu-
gangshürden zum Engagement kaum Bedeu-
tung haben. In diesem Zusammenhang führt
Erhardt den zu Klages’ Konzept differieren-
den Begriff Engagementreservoir ein, aus dem
sich ständig Engagierte rekrutieren und das
sich durch ehemalige Engagierte nährt. Bei
insgesamt konstanten oder leicht steigendem
Engagement – so wie es der Freiwilligensur-

Fast alle quantitativ orientierten empirischen
Forschungsbeiträge zum freiwilligen oder bür-
gerschaftlichen Engagement teilen – ohne
dass ihr Wert geschmälert werden soll   ei-
nen Makel: Sie betrachten das Engagement
aus der Querschnittsperspektive. Es resultie-
ren Momentaufnahmen, die keine Erkennt-
nisse zum individuellen Verlauf ermöglichen.
Jens Ehrhardts Dissertationsschrift sucht dem
abzuhelfen. Dabei ist seine Leitfrage, wie
sich die Dauer eines Engagements sowie sein
Ende beschreiben und erklären lassen: Über
welche Zeiträume sind Menschen in Deutsch-
land engagiert? Gibt es Engagementfelder,
in denen mit einer höheren Engagementdau-
er gerechnet werden kann und welche Fak-
toren beeinflussen die Engagementdauer? Auf
Basis der Daten des Sozio-oekonomischen
Panels (SOEP) untersucht er über mehrere
Jahre hinweg individuelle Engagementverläu-
fe.
Allerdings, und Ehrhardt ist sich dessen klar,
stellt das SOEP seiner Arbeit auch einige
Hürden entgegen, insbesondere, weil es eh-
renamtliche und ähnliche Tätigkeiten in nur
zwei Kategorien erfasst, woraus Verzerrun-
gen resultieren können. Wegen dieser me-
thodischen Einschränkungen können die Er-
gebnisse nur cum grano salis gelesen und
interpretiert werden. Zusammen mit den
theoretischen Überlegungen nimmt die Aus-
wertung daher eher den Charakter einer ex-
plorativen Vermessung als einer exakten Be-
stimmung an, wie Ehrhardt selbst einräumt.
Dass die Wahl dennoch auf die Daten des
SOEP fällt, begründet Erhardt mit wenig
adäquaten Erhebungsdesigns oder schwerer
wiegenden methodischen Mängeln anderer
Erhebungsinstrumente. Trotz dieser Ein-
schränkungen bleibt seine Studie hoch at-
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vey attestiert – und gleichzeitiger hoher Fluk-
tuationen, muss gemäß Erhardt ein enormes
Reservoir von Engagierten existieren.
Um die Größe des Reservoirs näher zu be-
stimmen, betrachtet Ehrhardt die Gruppe der
nicht aktiv Engagierten über fünf Zeitinter-
valle hinweg und verwendet dabei die bereits
erwähnten Methodiken. Seine Auswertung dif-
ferenziert er dabei einmal nach den zwei En-
gagementformen „ehrenamtliche Tätigkeiten“
und „politisches Engagement“ sowie nach den
beiden Landesregionen der neuen und alten
Länder. Unterschiede findet Erhardt hierbei
nur hinsichtlich der Variablen Schulbildung
und Erwerbsstatus, die einmal für die Auf-
nahme ehrenamtlicher Tätigkeiten und zum
anderen für die Aufnahme von politischen En-
gagement in den neuen Ländern eine weitaus
höhere Einflussstärke als in den alten Län-
dern besitzen.
Bei der Betrachtung der Engagementdauer geht
Ehrhardt identisch vor. Entsprechend seinen
theoretischen Überlegungen im ersten Teil des
Buches bestätigt sich eine geringere Engage-
mentdauer im politischen Engagement sowie
eine hohe Einflussstärke der Faktoren Fröm-
migkeit, operationalisiert als Kirchenbindung
und Besuch religiöser Veranstaltungen, und
beruflicher Bildungsabschluss. Insbesondere
letzterer ist ein weiterer Hinweis auf den „Mit-
telstandsbias“ im Engagement. Ehrhardt zeigt,
dass, entgegen üblicher Annahmen, Mitglie-
der des Mittelstandes keine größere Bereit-
schaft aufweisen, ein Engagement zu begin-
nen, als die übrigen BürgerInnen. Aber die
Chance auf eine längere Dauer des Engage-
ments steigt mit den Merkmalen Beschäfti-
gung, Einkommen und insbesondere Bildung.
Dieser empirische Befund ist eine wertvolle
Erkenntnis.

Thesen zur Engagementdauer
Nun begnügt sich Ehrhardt aber nicht allein
mit der Analyse der SOEP Daten. Vielmehr
ist seine Intention, eine Theorie mittlerer
Reichweite zu entwickeln, welche die Bildung
von Hypothesen zur Engagementdauer ermög-

lichen sollte. Rückgriff nimmt er hierfür auf
austauschtheoretische Ansätze. Das ist
durchaus gewagt, hängen doch gerade dem
Engagement Attribute wie Altruismus oder
Gemeinwohlorientierung an. Ehrhardt ist sich
dessen bewusst, wenn er die mit der Austausch-
theorie einhergehenden Probleme sowie die
theoretischen Grundlagen und Prämissen dis-
kutiert. Besonders herausfordernd sei es, reli-
giöses und karitatives Engagement als Aus-
tausch zu rekonstruieren. Doch mit Rekurs
auf eine religionssoziologische Betrachtung von
Barmherzigkeit und Nächstenliebe gibt er
hierfür Antworten. Neben religiös karitativen
Engagement beleuchtet Ehrhardt drei weite-
re Bereiche: das prestigeträchtige politische
Engagement in Form eines Honoratioren-Amts,
das Engagement in der Gemeinschaft und das
Engagement als den Kettentausch in Zweck-
vereinen. Diese vier Engagementformen dis-
kutiert er dabei entlang der zwei zuvor her-
geleiteten Dimensionen Tauschformen, mit
den Ausprägungen „egalitär“ und „hierar-
chisch“, sowie Handlungstypen, mit den Aus-
prägungen „Vergesellschaftung“ und „Verge-
meinschaftung“. Beide Dimensionen mit ih-
ren Ausprägungen bilden eine Vierfelderma-
trix, denen sich jeder der vier Engagementbe-
reiche mit ihren spezifischen Tauschlogiken
idealtypisch zuordnen lässt. Zusätzlich zu die-
sen vier Idealtypen führt Ehrhardt eine fünf-
te Engagementform an: Der Tausch Arbeits-
zeit gegen Wissen. Dieses oftmals von jun-
gen Menschen ausgeführte Engagement ord-
net Ehrhardt der Dimension der Vergesellschaf-
tung zu, ohne dass es einer spezifischen Aus-
tauschform entspreche. Für die empirische wie
theoretische Arbeit besitzt diese Engagement-
form allerdings wenig Relevanz, da ihr Nut-
zen mit der Zeit abflacht und sie somit nicht
stetig sein kann.
Die austauschtheoretische Fundierung der En-
gagementdauer ergänzt Ehrhardt durch die
Bestimmung verschiedener Kontextbedingun-
gen, die ebenfalls Einfluss auf die Engagement-
dauer nehmen. So vermutet Ehrhardt – obgleich
es teilweise empirisch nicht umsetzbar ist –
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einen Zusammenhang zum organisationalen
Rahmen der Engagementtätigkeit, zum biogra-
phischen Ort des Engagements sowie der Her-
kunft der Engagierten aus den „neuen“ oder
„alten“ Ländern.

Dynamik erklärt Mittelstandsbias
Nur selten werden im deutschen Wissenschafts-
raum Ehrenamt und freiwilliges Engagement
in seinen verschiedenen Formen und Bereichen
theoretisch auf gleichem Niveau durchdrungen.
Gewiss hat seine Arbeit auch Mängel. Auf-
grund der oben genannten statistischen und
methodischen Restriktionen, die mit dem
SOEP verbunden sind, reicht das theoretische
Konzept weit über die Möglichkeiten des Da-
tensatzes hinaus, dessen Ehrhardt sich auch
bewusst ist. Insgesamt sind der theoretische
und der empirische Teil nicht so verbunden,
wie man es gerne sähe. Hinzu kommt, dass
erhebungsbedingt seine Untersuchung leider
nur den Zeitraum zwischen 1994 und 1999
betrachten kann.
Dennoch: Ohne Zweifel ist seine Arbeit ein
Gewinn an theoretischer Fundierung wie an
empirischen Erkenntnissen. Ehrhardt gibt mit
seinen Untersuchungen interessierten LeserIn-
nen aus Wissenschaft, Politik und Praxis tiefe
Einblicke in die Struktur und Dynamik frei-
willigen Engagements. Die Schlussfolgerung,
dass die Mittelstandsbias des Engagements nicht
darin begründet liegt, dass andere Schichten
weniger Zugang zum Engagement finden, son-
dern darin, dass sie Engagements früher been-
den, zeigt deutlich, dass allzu harmonische
Vorstellungen vom Engagement nicht ange-
bracht sind. Auch hier finden wir Prozesse von
Schließung und Selektion, deren Funktionswei-
sen noch aufzuklären sind.

Georg Mildenberger/Stefan Tominski,
Heidelberg

�

Eine erfolgreiche transnationale
Koalition von Koalitionen
Herkenrath, Mark (2011): Die Globalisierung
der sozialen Bewegungen. Transnationale Zi-
vilgesellschaft und die Suche nach einer ge-
rechten Weltordnung. Wiesbaden: VS Verlag.
Online verfügbar unter www.worldcat.org/
oclc/699810452.

Mark Herkenrath will mit seiner Studie einen
Beitrag zum Forschungsstand erfolgreicher
transnationaler Koalitionsbildungen liefern,
nicht zuletzt um andere Bewegungskoalitionen
zu inspirieren. Damit verortet er sich im Be-
reich der transnational social movement coa-
lition (TSMC). Konkret wird die Allianza
Social Continental (ASC) untersucht, eine
Koalition aus nord-, mittel- und südamerikani-
schen Bewegungen, die sich in erster Linie
gegen das (gesamt)amerikanische Freihandels-
abkommen Free Trade Area of the Americas
(FTAA) richtet. Der Fokus der Untersuchung
liegt auf Kohäsionskräften und Mechanismen
der Konfliktbearbeitung, die dem Zusammen-
halt von TSMC zu- oder abträglich sind. Als
Datengrundlage dient eine vom Autor durch-
geführte ethnographische Fallstudie zur ASC,
die mit Methoden wie der teilnehmenden Beo-
bachtung, qualitativen Interviews und Doku-
mentenanalyse erhoben wurde. Ergänzend dazu
werden Daten aus einer quantitativen Befra-
gung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Weltsozialforen 2005 in Porto Alegre und 2007
in Nairobi, die von der Research Working
Group on Transnational Social Movements
der University of California-Riverside erhoben
wurden, ausgewertet.
Das Buch beginnt mit einem knappen, aber
fundierten Überblick über Grundbegriffe,
Theorien und empirische Befunde der Bewe-
gungsforschung und transnationalen Bewe-
gungskoalitionen. Für das eigene Forschungs-
vorhaben verwendet der Autor einen multiper-
spektivischen Zugang, der interne und exter-
ne Einflüsse auf die Entwicklungsdynamik von
Koalitionen mitberücksichtigen soll. Im Fol-
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genden analysiert der Autor, wie und in wel-
chem Ausmaß transnationale Bewegungskoali-
tionen Einfluss auf ihr globales Umfeld neh-
men. Vorgestellt werden der Wallersteinsche
Weltsystemansatz, der World Polity Ansatz und
abschließend der Neogramscianismus. Da der
erste Ansatz zu stark die ökonomische und
der zweite die kulturelle Dimension der Stabi-
lisierung globaler Machtverhältnisse in den
Vordergrund stelle, plädiert der Autor für die
Wahl des Neogramscianismus, da dieser mit
dem Hegemoniebegriff nicht nur beide Positi-
onen eine, sondern auch den sozialen Bewe-
gungen durch den Legitimationsverlust neoli-
beraler Ideologien einen größeren Handlungs-
spielraum einräume. Als besondere Herausfor-
derung für Aktivistinnen und Aktivisten wird
die aktuelle Rolle des Nationalstaates gesehen.
„Listige Staaten“ können weiterhin neolibera-
le Reformen legitimieren, indem sie auf ihren
durch globale Prozesse nun angeblich stark
eingeschränkten Handlungsspielraum verwei-
sen.
Nach dieser knappen, kritischen Analyse der
Chancen und Herausforderungen einer trans-
nationalen Zivilgesellschaft steigt der Autor
in die Analyse der quantitativ erhobenen Da-
ten auf den Weltsozialforen ein. Hier zeigt
sich zum einen, dass die in der Literatur ange-
nommene Nord-Süd-Konfliktlinie nicht exis-
tiert. Beide Gruppierungen möchten vonein-
ander lernen und sind bereit, ohne vorgefertig-
te Meinungen in die Diskussionen einzustei-
gen. Zum anderen sind die Konflikte inner-
halb des Südens, zwischen Peripherie und Se-
miperipherie, weitaus bedeutender.

Erfolgsfaktoren für transnationale
Koalitionsbildungen
Im Anschluss wird das Fallbeispiel transnatio-
naler Koalitionsbildung der ASC vorgestellt und
analysiert. Als Erfolg wertet Herkenrath das
13jährige Bestehen der Koalition, in welcher
Gruppierungen aus unterschiedlichen weltsys-
temischen Zonen sowie mit höchst unterschied-
lichen Organisationstypen, wie Gewerkschaf-

ten, NGOs, Basisgruppen u.a. teilhaben. Nach
einer ausführlichen Darstellung ihrer Entste-
hungsgeschichte, versucht der Autor anhand
von Statistiken einen Erfolg der Aktivitäten
der ASC nachzuweisen. Die Statistiken bezie-
hen sich dabei auf Messungen, die die Verän-
derungen der Bevölkerungseinstellung zum
Freihandelsabkommen FTAA darstellen. Die
Ergebnisse seien trotz der sichtbaren Einstel-
lungsänderungen nicht eindeutig den Aktivitä-
ten des ASC zurechenbar, resümiert der Au-
tor.
Im Weiteren werden Faktoren für das dauer-
hafte Bestehen transnationaler Koalitionsbil-
dung aufgeführt und am Fall ASC erläutert.
Während das Subsidiaritätsprinzip sowie eine
größtmögliche Autonomie und Flexibilität
notwendige organisatorische Voraussetzungen
bilden, bedroht diese dezentrale Ausrichtung
gleichsam die Koalition vor einem Zerfall in
ihre Einzelteile. Enge persönliche Beziehun-
gen, diplomatisches Geschick und interkultu-
relle Kompetenz der Koordinatorinnen und
Koordinatoren sowie der kontinuierliche Kon-
takt auf internationalen Basistreffen helfen
daher der Koalition ihren Zusammenhalt zu
stärken. Diese aus der Studie gewonnen Er-
kenntnisse spiegeln sich ebenso im Forschungs-
stand wider. Die Untersuchung erweitert die-
sen aktuellen Stand um zwei bislang kaum
berücksichtigte Perspektiven. Einerseits kon-
struiert die ASC in den Dokumenten und
Ansprachen gezielt eine kollektive Identität
(collective action frames), die von einem he-
roischen Unabhängigkeitskampf in Lateiname-
rika erzählt. Eine Brücke zur Gegenwart
schlägt die ASC, indem dieser Kampf nun
gegen die imperialistischen, neoliberalen Kräf-
te fortgeführt wird. Zudem liefern die delibe-
rativ-demokratischen Debatten mit Konsens-
entscheid einen wichtigen Beitrag zur Bestän-
digkeit der Koalition, da dadurch das gegen-
seitige Verständnis sowie die Suche nach Ge-
meinsamkeiten und inneren Zusammenhalt
gefördert wird. Herkenrath merkt an, dass
dies im besonderen Fallbeispiel der ASC gut
funktioniere, da die im NAFTA-Widerstand
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aktiven Bewegungen ihren Erfahrungsschatz
einbrachten, der das Finden eines Basiskonsen-
ses erleichterte.
Nebst den Erfolgen macht der Autor im fol-
genden Kapitel durch eine genauere Betrach-
tung eines Mitglieds der ASC, der Autocon-
vocatoria No al ALCA, ein Partizipationspro-
blem auf den nationalen Treffen sichtbar.
Dadurch, dass die Treffen ausschließlich in der
Hauptstadt und an einem Wochentag stattfin-
den, können Aktivistinnen und Aktivisten aus
den ländlichen Gebieten kaum an den Treffen
teilnehmen. Dennoch müsse hier nicht zwin-
gend von einem Demokratiedefizit ausgegan-
gen werden, da die ländlichen Aktivistinnen
und Aktivisten die Arbeit der Zentrale durchaus
würdigen und sich auch mit den Entscheidun-
gen generell einverstanden erklären.

Neue Konfliktlinien
Es folgt ein weiterer Exkurs, der zunächst
den politischen Linksruck in Lateinamerika
insgesamt thematisiert und anschließend auf
den spezifischen Fall Argentiniens eingeht.
Sichtbar wird dabei eine neue Konfliktlinie,
die sich zwischen den sozialen Bewegungen
abzeichnet und die quer zu anderen struktu-
rellen Trennlinien, wie z.B. Stadt-Land, Nord-
Süd oder NGOs und Basisbewegungen, ver-

läuft. Sie teilt in diejenigen, die die Regie-
rungen unterstützen (wollen) und diejenigen,
die noch mehr Veränderungsschritte fordern
und daher regierungskritisch bleiben. Die
Regierungen ihrerseits unterstützen regie-
rungskonforme Bewegungen, zunehmend auch
mit Geldern und Regierungsposten. Damit
verschärft sich der Konflikt.
Im abschließenden Kapitel werden die analy-
sierten Themen noch einmal in acht Thesen
zusammengefasst. Im Anhang des Buches wer-
den zudem die methodischen Zugänge genau-
er erläutert.
Die Kapitel bauen im Allgemeinen gut aufein-
ander auf, wenngleich einige sehr ausführliche
und detailreiche Exkurse den roten Faden kurz-
zeitig etwas missen lassen. Eine gelegentliche
Auflistung oder graphische Darstellung der
Ergebnisse sowie ein Abkürzungsverzeichnis
würden zudem zum besseren Lesefluss beitra-
gen. Das Buch bietet insgesamt einen gelunge-
nen Einstieg ins Themenfeld transnationaler
Bewegungskoalitionen. Darüber hinaus enthält
es vielfältige spannende und empirisch gestützte
Analysen, die einen wichtigen Beitrag zum
Forschungsstand zu globalisierungskritischen
Bewegungen liefern.

Christian Schröder, Hildesheim

Literatur
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Dieter Rucht: Zum Stand der Forschung zu sozialen Bewegungen (FJ SB 3/2011, S. 20-47). In
seinem Beitrag reflektiert Dieter Rucht den derzeitigen Stand der Bewegungsforschung mit
einem besonderen Fokus auf den deutschen Sprachraum. Er schildert die Anfänge der Bewe-
gungsforschung in der Bundesrepublik, ihre weitere Entwicklung und ihre Erträge. Er schildert
den unterschiedlichen Zugriff verschiedener Wissenschaftsdisziplinen auf das Thema soziale
Bewegungen und analysiert verschiedene theoretische Zugänge. Rucht bilanziert Stärken und
Schwächen der Bewegungsforschung und schließt mit vier Herausforderungen, die speziell die
deutsche Bewegungsforschung zu bewältigen habe.

Dieter Rucht: The state of the art of research on social movements (FJ SB 3/2011, pp. 20-47).
In his essay Dieter Rucht reflects the state of the art of the research on social movements. He
refers to the beginnings of social movement research in Germany and analyzes its development
and its findings. He describes the varying approaches used by the different scientific disciplines
and analyzes different analytical and theoretical approaches. Rucht balances strengths and wea-
knesses of research on social movements and concludes his article with four challenges posed on
especially the German social movement research.

Chantal Munsch: Engagement und Ausgrenzung – theoretische Zugänge zur Klärung eines
ambivalenten Verhältnisses (FJ SB 3/2011, S. 48-55). Sozial Benachteiligte sind im Engagement
deutlich unterrepräsentiert. Beschränkt sich das Integrationspotential des Engagements auf gute
Absichten? Werden hier über Ausgrenzungsprozesse nicht vielmehr soziale Hierarchien reprodu-
ziert? Die Autorin analysiert aus unterschiedlichen Blickwinkeln das Missverhältnis zwischen
empirischer Realität und normativem Anspruch des Engagements. Mit diversitätstheoretischen,
biographischen, lebensweltlichen und ethnographischen Zugängen führt sie Erklärungsmuster
für den Zusammenhang zwischen sozialer Benachteiligung und Ausgrenzungsprozessen im Enga-
gementkontext an. Während hier auf kulturelle Aspekte fokussiert wird, wirft die strukturelle
Perspektive Fragen nach Ressourcen, eingeschränkten Zugängen und nach sozialer Ungleichheit
auf. Dominanzkulturen oder Ressourcen: Das Grundverständnis, wie Ausgrenzung und Engage-
ment zusammenhängen, hat Auswirkungen auf die Vorgehensweise und die Methoden der Sozi-
alen Arbeit, die bürgerschaftliches Engagement unterstützen und aktivieren will.

Chantal Munsch: Engagement and Exclusion – Theoretical Approaches to an Ambivalent
Relationship (FJ SB 3/2011, pp. 48-55). Socially excluded people are less engaged in society. Is
engagement’s potential for integration just confined to good intentions? And do exclusion
processes not rather reproduce social hierarchies? The author analyzes the discrepancy between
empirical reality and normative claims from different perspectives. Drawing on diversity, biogra-
phical, life world and ethnographic approaches she describes the connection between social
exclusion and exclusion processes in the context of engagement. While the focus lies on cultural
aspects, the structural perspective raises questions concerning resources, restricted opportuni-
ties, and social inequalities. Cultures of dominance or resources: the way of understanding the
connection between exclusion and engagement determines the methods of social work in sup-
porting and activating engagement.

Marion Bradl/Torsten Groß: Bürgerschaftliches Engagement und die Gestaltung von Integra-
tionsprozessen – Das Kooperationsprojekt gemeinsam engagiert als gutes Praxisbeispiel (FJ SB
3/2011, S. 56-64). Was Bürgerschaftliches Engagement von Menschen mit Migrationshinter-
grund betrifft, so ist in Deutschland ein Paradigmenwechsel festzustellen: von einem karitativen,
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auf die Mehrheitsgesellschaft ausgerichteten und damit eher paternalistischem Ansatz der Enga-
gementförderung hin zu einem Konzept, das die aktive Rolle von Migrant/innen ernst nimmt,
auf ihre gleichberechtigte Teilhabe und auf die erforderliche Wechselseitigkeit der Gestaltung
von Integrationsprozessen setzt. Der Beitrag verdeutlicht die Bedeutung Bürgerschaftlichen
Engagements von Migrant/innen in diesem Kontext, skizziert grundlegende Aspekte der Fach-
diskussion hierzu und stellt das bayerische Kooperationsprojekt gemeinsam engagiert der Ar-
beitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und Integrationsbeiräte Bayerns (AGABY) und
des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement Bayern (LBE) vor. Im Ergebnis wird u.a.
deutlich, dass es zur Gestaltung von Integrationsprozessen mit Blick auf das Engagement von
Migrant/innen verbesserter Rahmenbedingungen, einer gesteigerten Anerkennungskultur, der
Interkulturellen Öffnung von Einrichtungen der Mehrheitsgesellschaft sowie eines Ausgleichs
struktureller Ungleichheiten bedarf.

Marion Bradl/Torsten Groß: Civil engagement and the shaping of integration processes – the
cooperation project jointly engaged as good practical example (FJ SB 3/2011, pp. 56-64). A
paradigm shift can be made out in Germany concerning civil engagement of people with mig-
rant backgrounds: from a charity-focused approach of promoting engagement which, due to its
focus on the societal majority, is largely paternalistic in nature towards a concept which takes
the active role of migrants serious and emphasises their equal participation and the necessary
reciprocity in the shaping of integration processes. The essay illustrates the significance of civil
engagement by migrants in this context, outlines fundamental aspects of the professional discus-
sion on this issue and presents the Bavarian cooperation project jointly engaged of the advisory
boards on foreigners, migrants and integration of Bavaria (AGABY) and the State network Civil
Engagement Bavaria (LBE). The results make clear that, among others, improved frameworks,
an enhanced culture of recognition, the opening of majority society institutions as well as an
evening out of structural inequalities are necessary for the engagement of migrants in shaping
integration processes.

Wiebken Düx: Gesellschaftliches Engagement von Kindern und Jugendlichen (FJ SB 3/2011,
S. 65-70). Engagement im Jugendalter zu fördern, schafft eine Grundlage für die Bürgergesell-
schaft von morgen. Das Engagement als Lernfeld bietet Gelegenheiten für Persönlichkeitsent-
wicklung und Kompetenzerwerb, aber auch für das Erlernen und Reflektieren demokratischer
Beteiligungsformen. Der Beitrag fasst Forschungsergebnisse zum Bildungspotential des Engage-
ments zusammen und skizziert auf dieser Grundlage die zentralen Herausforderungen für die
Jugendverbände und die „klassische“ Jugendarbeit insgesamt. Die Autorin führt aus, was die
zunehmende Heterogenität - die Vielfalt jugendlicher Milieus und Subkulturen - für die Jugend-
arbeit bedeutet, wie sich die zeitliche Verdichtung im formalen Bildungssystem auswirkt und
welche Konkurrenz sich aus kommerziellen Angeboten ergibt. Die traditionell von ehrenamtli-
chen Strukturen geprägte Jugendverbandarbeitsarbeit steht vor neuen Problemen, weil die ge-
nannten Herausforderungen zunehmend fachlich-professionelles Handeln und eine entsprechend
finanziell abgesicherte Infrastruktur erfordern.

Wiebken Düx: Societal engagement of children and adolescents (FJ SB 3/2011, pp. 65-70).
Promoting engagement in youth creates a basis for tomorrow’s civil society. Engagement as a
learning area offers opportunities for personality development and the acquisition of compe-
tences, but also for learning and reflecting on democratic forms of participation. The essay
summarises scientific findings on the educative potential of engagement and on this basis outli-
nes the major challenges for youth associations and the „classical“ youth work as a whole. The
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author elaborates on what the increasing heterogenity – the multitude of youth environments
and subcultures – means for working with young people, the impacts the reduction of years
spent in formal education and the competition emanating from commercial offers. Youth asso-
ciation work, traditionally informed by volunteer structures, faces new problems as the challen-
ges identified increasingly demand professional approaches and an apppropriately financially
stable infrastructure.

Bernhard Jirku: Ist sozial, was Arbeit schafft? Zivilgesellschaft und soziale Arbeit (FJ SB 3/2011,
S. 71-76). Prozesse der Dequalifizierung, Deprofessionalisierung und Prekarisierung in den Fel-
dern der Sozialen Arbeit haben sich im Zuge der Agenda-Politik weiter verstärkt. Die neolibera-
len Leitideen von mehr Eigenverantwortung, von Privatisierung, Wettbewerb, Niedrigsteuern
und einem schlanken Staat haben zu drastischen Mittelkürzungen im sozialen Bereich sowie
zum Rückgang und zur Abwertung professionell erbrachter sozialer Dienstleistungen geführt.
Der Beitrag prangert aus gewerkschaftlicher Sicht die Folgen an. Mehr Druck und Arbeitsver-
dichtung für die im sozialen Bereich Beschäftigten bedeuten, dass die Qualität Sozialer Arbeit
unter Druck gerät, Notwendiges unerledigt bleibt. Der Blick des Autors richtet sich außerdem
auf das nicht gelingende Nebeneinander von Haupt-und Ehrenamt, Freiwilligendienst- und Zivil-
dienstleistenden, von prekär Beschäftigten im Niedriglohnbereich oder in arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen. Vor diesen Hintergrund befindet sich das freiwillige Engagement in der
Instrumentalisierungsfalle. Der Autor erkennt ungute Tendenzen einer Zwei-Klassen-Bildung in
der Sozialen Arbeit: die von freien Trägern ausgeführte Soziale Arbeit auf der einen Seite und
die Notversorgung von Armen, wie sie von wohltätigen Einrichtungen und freiwillig Engagier-
ten mit Suppenküchen, Tafeln und Kleiderkammern übernommen wird, auf der anderen Seite.
Er schlägt eine Repolitisierung des Engagements vor, das auf aktuelle Missstände hinweist und
Veränderungen anmahnt. Der Autor plädiert für die Abgrenzung zwischen freiwilligem Engage-
ment und guter, existenzsichernder Arbeit - als Basis für mehr und bessere soziale Dienstleistun-
gen.

Bernhard Jirku: Is social that which creates employment? Civil society and social work (FJ SB
3/2011, pp. 71-76). Processes of de-qualification, de-professionalisation and precarisation in the
social work area have further increased in the course of the „agenda“ policy. The neo-liberal
guiding principles of more self-responsibility, of privatisation, competition, low taxes and a lean
state led to drastic reductions in funds in the social area as well as to the decline and devaluation
of professional social services. The essay criticises the implications from a trade union perspec-
tive. More pressure and the compression of work for those emplyed in the social area mean that
the quality of social work comes under pressure and necessary things remain undone. The
author also looks at how professional and honorary actors, volunteers and civilian servants in
lieu of military service and those precariously employed in the low wage sector or labour market
measures unsuccessfully work side by side. Against this background, volunteer engagement has
become instrumentalised. The author notes disconcerting tendencies of a two-class-education in
social work: the social work carried out by recognised independent associations on the one hand
and basic care for the poor as carried out by charity institutions and volunteers with soup
kitchens and organisations for the free distribution of food and clothing for people in need on
the other hand. He proposes a re-politicisation of such engagement which points out current
deficits and calls for change. The author argues for making a distinction between volunteer
engagement and good, existence-securing work – as a basis for more and better social services.
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Elke Becker: Engagement und Partizipation in der Stadtentwicklung (FJ SB 3/2011, S. 76-82).
Die betroffenen Akteure einzubeziehen, Selbstverantwortung und aktive Beteiligung zu fördern,
gehört zu den zentralen Anliegen der integrierten Stadtentwicklung. Dieser interdisziplinäre
Ansatz hat sich in der Planungspraxis durchgesetzt und ist zu einem wichtigen Ausbildungsbe-
standteil der Stadt- und Regionalplaner geworden. Die Autorin zeigt am Programm „Soziale
Stadt“, wie sich damit Selbstverständnis, Rolle und Aufgaben der Planer verändern. Dabei wirft
sie aber auch einen skeptischen Blick auf Beteiligung, die zwar demokratisches Handeln unter-
stützt, aber zugleich auf hohen Voraussetzungen beruht und oft genug Überforderung auslösen
kann. Elke Becker plädiert dafür, die Aufgaben von Staat/Verwaltung und Zivilgesellschaft gut
voneinander abzugrenzen. Die Kürzungen im Programm „Soziale Stadt“ nimmt sie kritisch ins
Visier und konstatiert, dass der Protest dagegen zu einer bisher beispiellosen Mobilisierung
zivilgesellschaftlicher Akteure geführt hat.

Elke Becker: Engagement and participation in urban development (FJ SB 3/2011, pp. 76-82).
One of the central concerns of integrated urban development is the integration of affected
actors and the promotion of self-responsibility and active participation. This inter-disciplinary
approach has become accepted in practical planning and is by now an important aspect of in the
training of urban and regional developers. Using the example of the program „social city“, the
author demonsstrates how this affects the self-concept, role and tasks of planners. But she also
casts a skeptical eye on participation, which may support democratic activity, but at the same
time is based on high preconditions and often creates a sense of being at loss. Elke Becker
argues for a clear distinction between the tasks of state/administration and those of civil society.
She critically looks at cuts in the program „social city“ and states that protest against them has
led to an unprecedented mobilisation of civil society actors.

Serge Embacher: Wenig Staat, zu viel Regierung. Irrungen und Wirrungen aktueller Engage-
mentpolitik (FJ SB 3/2011, S. 82-89). Mit Blick auf die „Nationale Engagementstrategie der
Bundesregierung“ kommt die kritische Analyse zu dem Schluss, dass die aktuelle Engagementpo-
litik nicht länger die Stärkung des demokratischen Gemeinwesens und die Förderung partizipa-
tiver Impulse im Rahmen einer partnerschaftlichen Verständigung zwischen Staat, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft verfolgt. Vielmehr konzentriert sie sich auf die Indienstnahme vermeintlich
unpolitischer, ehrenamtlicher „Helfer“ für staatliche Zwecke und orientiert sich an Prozesskon-
trolle und Machterhalt. Der Kurswechsel im Umgang des Bundesfamilienministeriums mit dem
„Nationalen Forum für Engagement und Partizipation“ und seinen Akteuren belegt dies. Die
Idee der solidarischen Bürgergesellschaft geht davon aus, dass sich staatliches Handeln und
bürgerschaftliches Engagement nicht nur ergänzen, sondern aufeinander angewiesen sind. Vor
diesem Hintergrund mahnt der Autor, dass der Trend zu mehr Partizipation und Verständigung
im Verhältnis von Staat und Gesellschaft irreversibel ist und diejenigen überholen wird, die ihn
ignorieren.

Serge Embacher: Little of the state, too much of government. Trials and tribullations of current
engagement policy (FJ SB 3/2011, pp. 82-89). With a view to the federal government’s „natio-
nal engagement strategy“, this critical analysis finds that current engagement policy no longer
aims at strengthening democratic communities and promoting participative impulses in the
framework of a cooperative understanding between state, industry and civil society. It rather
focuses on making use of supposedly apolitical voluntary „helpers“ for state purposes and is
geared towards controlling processes and maintaining power. The change of tack in the way the
federal family ministry engages with the „national forum for engagement and participation“ is
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proof of this. The idea of solidary civil society supposes that state activity and civil engagement
not only complement each other, but are mutually dependent on one another. Against this
background, the author cautions that the trend towards more participation and understanding
in the relationship between state and society is irreversible and will overtake those who ignore it.

Berit Sandberg: Stiftungen als Trabanten der Engagementpolitik? Zum Versuch der Quango-
isierung des Stiftungswesens durch die Nationale Engagementstrategie (FJ SB 3/2011, S. 90-
96). Quangos (Quasi-Non-Governmental Organizations) sind Hybride, die einerseits in der Sphä-
re des Privatrechts angesiedelt sind, andererseits aber staatliche Aufgaben erfüllen und insofern
maßgeblich unter dem Einfluss der öffentlichen Hand stehen. Der Wortlaut der Nationalen
Engagementstrategie liefert Indizien für eine Quangoisierung von Stiftungen und verweist da-
mit auf eine Abkehr von der Idee der Aktivierung der organisierten Zivilgesellschaft. Anhand
der von der Bundesregierung formulierten Erwartungen an Funktionen von Stiftungen und mit
Bezug auf einen vermuteten Einfluss von Stiftungen auf die Engagementpolitik zeigt der Bei-
trag Parallelen zu korporatistischen Arrangements zwischen Staat und freien Trägern auf. Ange-
sichts der demokratiepolitischen Problematik einer Quangoisierung von Stiftungen werden die
Grenzen dieser „Strategie innerhalb der Engagementstrategie“ deutlich: Dieser Versuch deklas-
siert zivilgesellschaftliche Impulse innerhalb und außerhalb des Stiftungswesens und widerspricht
einer Vorstellung von Staat als einem Ermöglicher originär zivilgesellschaftlicher Lösungen.
Zudem privilegiert und instrumentalisiert er Stiftungen zugleich und „spaltet“ damit die Stif-
tungslandschaft.

Berit Sandberg: Foundations as satellites of engagement policy? On the attempt of quango-
ising foundations through the national engagement strategy (FJ SB 3/2011, pp. 90-96). Quan-
gos (Quasi-Non-Governmental Organisations) are hybrids which on the one hand are subject to
pirvate law but on the other hand take on state tasks and as such are strongly under the
influence of public authorities. The wording of the national engagement strategy provides
evidence that foundations are becoming quango-ised and thus points to a renunciation of the
idea that organised civil society should be activated. On basis of the expectations voiced by the
federal government concerning functions of foundations and with recourse to a suposed influ-
ence of foundations on engagement policy, the essay shows parallels to corporatist arrangements
between state and recognised independent institutions. In view of the problems which a quango-
isation of foundations would entail in terms of democracy policy, the limits of this „strategy
within the engagement strategy“ become apparent: this attempt devalues civil society impulses
within and outside of foundations and runs counter to a concept of state as enabler of genuinely
civil society solutions. In adition, it privileges and instrumentalises foundations at the same time,
thus „splitting“ the foundation landscape.

Helmut K. Anheier/Annelie Beller/Rabea Haß: Accountability und Transparenz des Dritten
Sektors in Deutschland: Ein Paradox? (FJ SB 3/2011, S. 96-105) Eine aktuelle Studie zu
Accounbtability und Transparenz im Dritten Sektor in Deutschland kommt zu dem vorläufigen
Schluss, dass sich in der Aufmerksamkeit, die deutschen NPO entgegengebracht wird, weder
deren sozialpolitische noch ihre wirtschaftliche Bedeutung widerspiegeln: Die Anforderungen an
sie in Bezug auf Accountability und Transparenz bleiben weit hinter denen an private und
staatliche Organisationen, aber auch hinter denen an NPO in anderen Ländern zurück. Sie
begründen sich weniger auf eine fragende zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit als auf ein relativ
stabiles staats- und steuerzentriertes System, dem branchenspezifische Accountability- und Be-
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richtspflichten nachgeschaltet sind. Gleichwohl kann zum gegenwärtigen Forschungsstand kein
Transparenz- und Accountability-Problem des Dritten Sektors in Deutschland nachgewiesen werden.
Abzuwarten bleibt jedoch, inwieweit dieses System auch zukünftig Veränderungen infolge der
zunehmenden Delegation staatlicher Aufgaben an NPO („Neue Subsidiarität“) und des postu-
lierten Wandels eines staatszentrierten Accountability-Regimes hin zu ausgeweiteten inter- und
intrasektoralen Partnerschaften („Governance-Hypothese“) genügen wird.

Helmut K. Anheier/Annelie Beller/Rabea Haß: Accountability and transparency of the third
sector in Germany: a paradox? (FJ SB 3/2011, pp. 96-105) A current study on accountability
and transparency in the third sector comes to the provisional conclusion that the attention
which German non profit organisations currently enjoy reflects neither their social nor their
economic significance: the requirements which they face in the areas of accountability and
transparency are far lesser than those faced by private and state organisations, but also far lesser
than those faced by non profit organisations in other countries. They are not as based on a
questioning civil society public as on a relatively stable state and taxes oriented system which
also entails field-specific accountability and reporting requirements. However, the current state
of research does not permit to assert a transparency and accountability problem of the third
sector in Germany. It remains to be seen whether this system will be able to accommodate future
changes as a result of the increasing delegation of state tasks to non profit organisations („new
subsidiarity“) and the stated shift of a state-focused accountability regime towards expanded
inter and intrasectional partnerships („governance hypothesis“).

Holger Krimmer/Jana Priemer: Zivilgesellschaft in Deutschland – eine Standortbestimmung
in Zahlen (FJ SB 3/2011, S. 105-114). Auch wenn das Konzept einer starken Zivilgesellschaft in
aller Munde ist: Die empirische Datenlage zur gesellschaftlichen und ökonomischen Bedeutung
des zivilgesellschaftlich organisierten Dritten Sektors bleibt weit hinter dem Bedarf zurück. Die
Autoren stellen erste Ergebnisse des Projekts „Zivilgesellschaft in Zahlen“ vor, mit dem eine
Lücke bei der datenbasierten Vermessung und Beschreibung des Sektors geschlossen werden soll.
In einem ersten Schritt wurden Daten aus dem vom Statistischen Bundesamt geführten Unter-
nehmensregister ausgewertet. So lassen sich interessante Aussagen treffen etwa über den Zusam-
menhang von Organisationsgrößen, Beschäftigtenzahlen und Tätigkeitsbereichen und über die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Sektors. Allerdings machen die Autoren auch klar, dass
die Klassifikationsgrundlagen der Unternehmensdaten nur einen eingeschränkten Blick auf die
Zivilgesellschaft ermöglichen. Künftige Organisationserhebungen müssen Aussagen zur sozialin-
tegrativen und demokratiepolitischen Bedeutung der Zivilgesellschaft erbringen.

Holger Krimmer/Jana Priemer: Civil society in Germany – an assessment in numbers (FJ SB
3/2011, pp. 105-114). Even if much is made of the concept of a strong civil society: empirical
data on the social and economic significance on the third sector structured in terms of civil
society is severely lacking. The authors present initial findings of the project „civil society in
numbers“ which aims at closing a gap in the data-based measuring and description of the sector.
As a first step, data from the company register managed by the federal office for statistics is
evaluated. This allows for interesting observations on the relation between organisation size,
employee numbers and activities and about the economic performance of the sector. But the
authors also make clear that the basic classification data of companies only shed a limited light
on civil society. Future projections need to provide information on the importance of civil
society for social integration and democracy policy.
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Joachim Raschke/Ralf Tils: Jetzt ist die Praxis dran! Über die Wechselwirkungen von Theorie
und Praxis in Strategiefragen (FJ SB 3/2011, S. 115-119). In ihrem Einführungsbeitrag skizzie-
ren die Politikwissenschaftler Joachim Raschke und Ralf Tils das Verhältnis von Theorie und
Praxis in politischen Strategiefragen. Dabei gehe es um eine dialektische Wechselwirkung zwi-
schen den Polen impliziten und expliziten Strategiewissens. Erfahrungen und Reflexion in The-
orie und Praxis bedürfen eines engen Zusammenspiels, um eine erfolgreiche Strategieentwick-
lung zu ermöglichen.

Joachim Raschke/Ralf Tils: It’s Time for Praxis! On Reciprocity of Theory and Praxis in
Questions of Strategy (FJ SB 3/2011, pp. 115-119). In their introductory article Joachim Rasch-
ke and Ralf Tils retrace the relationship between theory and praxis in questions of political
strategy. For them there is a dialectical reciprocity between implicit and explicit knowledge on
strategy. Experience and reflection in theory and praxis need interact closely to enable a success-
ful strategy development.

Elmar Wiesendahl: Ist das Strategie? Strategische Richtungssuche von CDU und SPD zwischen
den Wahlen (FJ SB 3/2011, S. 119-129). In seiner schonungslosen Analyse zur strategischen
Richtungssuche von Union und SPD erkennt der Politikwissenschaftler Elmar Wiesendahl zwar
eine Modernisierungsstrategie der Union innerhalb einer Führungsgruppe um Angela Merkel.
Diese forciert allerdings einen forschen Modernisierungskurs. Doch nur wenn sie diesen Kurs
auch mit den Traditionsmilieus der Union in Einklang bringt, droht sie nicht in einer verlustrei-
chen Modernisierungsfalle zu enden, wie seinerzeit Gerhard Schröder mit der Agenda 2010 und
die SPD. Diese wiederum leidet, so der Autor, an einer parteiinternen Lähmung zwischen
Befürwortern und Gegnern der Agenda 2010, die zu einer strategischen Selbstblockade führt.
Solange diese Blockade – personell wie inhaltlich – nicht abschließend geklärt ist, droht der SPD
eine erneute Wahlniederlage wie schon 2009.

Elmar Wiesendahl: Is this strategy? The search for a strategic bearing in SPD and CDU between
elections (FJ SB 3/2011, pp. 119-129). In his unsparing analysis of the search for a strategic
bearing in SPD and CDU, the political scientist Elmar Wiesendahl concedes a strategy of
modernization in the CDU brought forth by a circle of leadership around Angela Merkel. But
only if they succeed to engulf the more traditional milieus in the CDU, they will avoid entering
a costly modernization trap – which is what happened to Gerhard Schröder’s SPD and the
,Agenda 2010‘. The SPD, in turn, is suffering from a logjam between members approving and
members disapproving of the Agenda 2010-reforms. This leads to a strategic blockade. Unless
this blockade is solved – on a policy and personnel level – the SPD is in line for another election
loss not much unlike 2009.

Matthias Machnig: Wie strategiefähig ist Politik heute? (FJ SB 3/2011, S. 129-134) Angesichts
eines sich verfestigenden Fünf-Parteiensystems konstatiert der thüringische Wirtschaftsminister
Matthias Machnig in seinem Beitrag, dass die Parteien darauf noch nicht vorbereitet sind. Es
dränge sich der Eindruck auf, dass die Politik insgesamt strategie-, konzeptions- und führungslos
sei.

Matthias Machnig: How capable of being strategic is today’s politics? (FJ SB 3/2011, pp. 129-
134) Matthias Machnig, Secretary of Commerce in Thuringia, states that political parties in
Germany have not yet adapted to a solidified 5-party system. Rather, it seems that politics as a
whole is lacking strategies, plans, and leadership.
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Reinhard Bütikofer: Wie geht’s Grün? (FJ SB 3/2011, S. 135-140) In den Augen des grünen
Europaparlamentariers Reinhard Bütikofer ist der durchgesetzte Atomausstiegsbeschluss für die
Grünen deshalb von strategischer Bedeutung, weil sie hier in einer zentralen ökonomischen und
politischen Frage über viele Jahre eine Position vertreten haben, die sich letztlich durchgesetzt
hat. Sie haben glaubwürdig eine politische Richtung vorgegeben, die sich als richtig erwiesen
hat. Die Grünen seien weiterhin gut positioniert im Parteienwettbewerb. Angesichts dessen
sollte die Partei, so Bütikofer, nicht versuchen, ihre aktuell komfortable Lage bis zur Bundes-
tagswahl 2013 hinüberzuretten, sondern vielmehr thematisch weiter Akzente setzen, etwa in
Frage, wie Deutschland in Europa Führungsverantwortung wahrzunehmen habe.

Reinhard Bütikofer: How Do the Greens Do It? (FJ SB 3/2011, pp. 135-140) For Reinhard
Bütikofer, Member of the European Parliament, the German nuclear phase-out is strategically
important for the Greens because they have fought for this position, which eventually prevailed,
for a long time. Thus, a policy which they have supported has now been proven right. Further-
more, the Greens are well-off in the competition with other parties. Nonetheless, Bütokofer
pleads, the Greens should not try to preserve this comfortable position until the federal elec-
tions in 2013, but rather try to focus on policies, e.g. Germany’s leading role in Europe.

Richard Meng: Qualen des Erfolgs. Die neuen Strategiefragen der Grünen (FJ SB 3/2011, S.
140-143). Richard Meng vermag einen Widerspruch zwischen der inneren Verfasstheit der Grü-
nen und der von außen aufgekommenen Erwartungshaltung an die Partei erkennen. Für den
Sprecher des Regierenden Berliner Bürgermeisters müssen die Grünen, je mehr sie in politischer
Verantwortung stehen, beweisen, wie glaubwürdig und beständig ihre Programmatik im Alltag
letztlich ist; ob Erwartungshaltung von außen mit der parteiinternen Verfasstheit in Einklang zu
bringen sind.

Richard Meng: The Agony of Success. New Strategic Challenges for the Greens (FJ SB 3/2011,
pp. 140-143). Richard Meng notices a contradiction between the internal state of the Green
party and the external expectations placed on them. Meng, Speaker of the Lord-Mayor of
Berlin, states that the more the Greens are part of acting governments, the more they will have
to prove how credible and reliable their platform is; and, how internal state and external
expectations can be brought into accord.

Hubert Kleinert: Die Zukunft der Grünen (FJ SB 3/2011, S. 143-145). Für den Politikwissen-
schaftler und langjährigen Parlamentarier der Grünen Hubert Kleinert hat eine Mischung aus
längerfristigen, kulturell und sozialstrukturellen verwurzelten Entwicklungstrends, Unzufrieden-
heit mit anderen Parteien und einen politische Gelegenheitsstruktur dazu geführt, dass die
Grünen derzeit so erfolgreich sind. Ob diese drei Voraussetzungen auch weiter so wirken kön-
nen, bleibe jedoch ungewiss. Sicher blieben die Grünen absehbar die dritte politische Kraft in
Deutschland, aber ob für sie weiter die Bäume in den Himmel wuchsen, bleibe mehr fraglich.

Hubert Kleinert: The Future of the Greens (FJ SB 3/2011, pp. 143-145). For Hubert Kleinert,
political scientist and longtime Member of Parliament for the Greens, the current success of the
Greens can be ascribed to long-lasting cultural and socio-structural trends as well as a current
discontent with other parties and current opportunity structures. However, it is unclear if all
three conditions will remain the same. Surely, the Greens will stay the third power in Germany’s
party system; but if they will be able to remain as successful as today is questionable.
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Dietmar Bartsch: Strategische Herausforderungen für „DIE LINKE“ (FJ SB 3/2011, S. 145-
147). Der ehemalige Bundesgeschäftsführer und Bundestagsabgeordnete Dietmar Bartsch kon-
statiert für seine Partei DIE LINKE eine schwierige Situation. Zukunftsfähig bleibe sie in seinen
Augen nur dann, wenn sie den Menschen eine überzeugende Antwort auf die Fragen „Was kann
sich mit der Wahl der LINKEN auch für meine Lebenssituation ändern? Was ist der ‚Gebrauchs-
wert‘ der LINKEN?“ Die Partei dürfe daher nicht nur vernachlässigte Themen anderer Parteien
aufgreifen, sondern müsse auch ihre politische Eigenständigkeit herausarbeiten und kommuni-
zieren.

Dietmar Bartsch: Strategic Challenges for „DIE LINKE“ (FJ SB 3/2011, pp. 145-147). The
former federal manager of DIE LINKE and Member of Parliament, Dietmar Bartsch, sees his
party in a difficult position. In his eyes, it will only stay fit for the future if they can answer
these questions of the voters: „What changes in my situation if I vote for „DIE LINKE“? What
is their ‘practical value’“? Thus, the party should not only take on issues which are neglected by
other parties, but should also shape its political originality and communicate it.

Jens König: Die Linke. Fünf schnelle Thesen (FJ SB 3/2011, S. 148-149). Der Journalist Jens
König stellt der Linken ein schlechtes Zeugnis in Fragen ihres politischen Kurses, ihrer Führung
und Strategie aus. Eigentlich liege es in allen Punkten im argen. Mit Blick auf die Bundestags-
wahl 2013 bleibe das sogenannte linke Lager, so König, blockiert: SPD und Grüne können mit
der Linken nichts anfangen – und die Linke will mit SPD und Grüne nichts anfangen.

Jens König: Die Linke. Five short assumptions (FJ SB 3/2011, pp. 148-149). The journalist Jens
König criticizes the party „Die Linke“ for their political course, their leadership, and their
strategy. Concerning the federal election in 2013, the left camp is blocked: Social Democrats
and Greens cannot cooperate with the Linke – and the Linke is not inclined to cooperate with
them.

Thomas Olk/Mirko Schwärzel: Die Europäische Bürgergesellschaft. 6. Forum Bürgergesell-
schaft 2011 (FJ SB 3/2011, S. 150-153). Im Europäischen Jahr der Freiwilligen 2011 widmete
sich das 6. Forum Bürgergesellschaft der Stiftung Bürger für Bürger am 6. und 7. Mai 2011 der
Perspektive einer europäischen Bürgergesellschaft. Thomas Olk und Mirko Schwärzel zeichnen
in ihrem Einführungsbeitrag den Diskussionsverlauf des Forums nach. Das Entstehen einer
europäischen Bürgergesellschaft könne erst durch den grenzüberschreitenden Austausch, also
durch die kontinuierliche „Europäisierung“ der nationalen Bürgergesellschaften im Dialog her-
vorgebracht werden. Zwar mangele es hier noch an gemeinsamen Begriffsverständnissen und
einem Konsens über ordnungspolitische Konzepte, dennoch sei eine europäische bereichsüber-
greifende Agenda der Bürgergesellschaft bereits nachzuweisen.

Thomas Olk/Mirko Schwärzel: European Civil Society. 6th „Forum Bürgergesellschaft“ (Fo-
rum Civil Society) 2011 (FJ SB 3/2011, pp. 150-153). In the European Year of Volunteering
2011 the 6th „Forum Bürgergesellschaft“ which was held on May 6 and 7, 2011, focused on the
perspective of a European civil society. In their lead article, Thomas Olk and Mirko Schwärzel
retrace the discussions of the forum. The emergence of a European civil society can only be
facilitated by border-crossing activities, by a continuing „Europeanization“ of the national civil
societies. While there is still a lack of a common understanding of terms and of political
concepts, a sector transgressing European agenda of civil society can be accounted for.
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Dirk Jarré: Bürgergesellschaft in der Europäischen Union (FJ SB 3/2011, S. 154-164). In seinem
Beitrag gibt Dirk Jarré einen Überblick über wichtige europäische bürgergesellschaftliche Ak-
teure und Netzwerke sowie Verfahren der Interessenaggregation, -vermittlung und Beteiligung
im politischen System der EU. Nach einführenden Bemerkungen zur Begründung des Interesses
der Zivilgesellschaft am europäischen Integrationsprozess werden relevante europäische Plattfor-
men und Netzwerke aus dem Bereich der Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) kurz portrai-
tiert, die Rolle und Zusammensetzung des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
analysiert und Bestrebungen zur Entwicklung einer „Charta der zivilgesellschaftlichen Mitwir-
kung in der Europäischen Union“ skizziert. Entscheidend für die Zukunft bürgerschaftlicher
Beteiligung in der Europäischen Union sei eine zeitnahe Ausgestaltung der partizipativen Demo-
kratie, wie sie Artikel 11 des EU-Vertrages vorsieht.

Dirk Jarré: Civil Society in the European Union (FJ SB 3/2011, pp. 154-164). In his article Dirk
Jarré provides an overview on important actors and networks of European civil society and on
methods of aggregation and agency of interest, and participation in the political system of the
EU. After making clear why civil society is interested in the European integration, Jarré portrays
relevant European NGO platforms and networks, analyzes the role and the composition of the
European Economic and Social Committee, and traces efforts to develop a „Charter on Civil
Society Participation in the European Union“. Decisive for the future participation of civil
society will be the arrangement of participatory democracy which is described in Article 11 of
the EU contract.

Brigitte Russ-Scherer: Europa eine Seele geben – Eine Herausforderung für die Städte und
Regionen und für ihre BürgerInnen (FJ SB 3/2011, pp. 164-167). Die europäische Idee wird
weiter an Überzeugungskraft verlieren, solange der EU und ihren Institutionen kein „Europa
der Bürger“ gegenübersteht. Am Beispiel der Initiative „A Soul for Europe“ diskutiert Brigitte
Russ-Scherer in ihrem Beitrag, welche Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten auf Seiten
der Städte und Gemeinden liegen, dem europäischen Einigungsprozess unter Einbeziehung der
Bürgerschaft neue Impulse zu geben. Aus ihrer Sicht biete die Kultur dabei eine geeignete
Zugangsebene, in der sich Tradition und Gegenwart grenzübergreifenden Austauschs und ge-
genseitige Beeinflussung spiegele. Städte und Regionen wären nicht nur wegen ihrer originären
Zuständigkeit für die Kultur geeigneter Kristallisationspunkte einer europäischen Bürgergesell-
schaft, sondern auch wegen ihrer Erfahrungen in Bürgerbeteiligungsprozessen.

Brigitte Russ-Scherer: Giving Europe a Soul – a Challenge for Cities and Regions and their
Citizens (FJ SB 3/2011, pp. 164-167). The European idea will lose more and more of its appeal
as long as the European Union and its institutions are not matched by a „Europe of Citizens“.
Recurring on the example of the initiative „A Soul for Europe“ Brigitte Russ-Scherer discusses
which responsibilities and possibilities cities and municipalities have for giving the European
integration process a lift by involving the citizens. In her view, culture is a fitting level in which
tradition and present of border-crossing exchange and mutual influence are to be found. Cities
and regions would be a point of focus not only because of their original competence for cultural
policies, but also because of their experience in citizens’ participation.
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